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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — ■ Drucksache 336 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen; 

2. a) den von der Fraktion der FDP eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes über die Beseitigung 
von Preisbindungen — Drucksache 13 — , 

b) den von den Abgeordneten Huth, Höcherl, 
Matthes und Genossen eingebrachten Entv/urf 
eines Gesetzes über die Entschädigung für die 
Enteignung von Grundstücken, die Beschrän- 
kung von Grundeigentum und die Entziehung 
und Beschränkung anderer Rechte — Druck- 
sache 436 — ■ 

als durch die Beschlußfassung zu Nr. 1 erledigt 
abzulehnen; 

3. die zu Drucksache 336 eingegangenen Petitionen 
für erledigt zu erklären. 
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Der Ausschuß für Wohnungswesen, 
Bau- und Bodenrecht 

Dr. Hesberg 

Vorsitzender und Berichterstatter 
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Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Zu sammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 

Bundesbaugesetzes 

— Drucksache 336 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Wohnungswesen, 
Bau- und Bodenrecht 
(24. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Bundesbaugesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER TEIL 

Bauleitplanung 


ERSTER ABSCHNITT 
Allgemeine Vorschriften 

§ 1 

Zweck und Arten der Bauleitplanung 

(1) Um die städtebauliche Entwicklung in Stadt 
und Land zu ordnen, ist die bauliche und sonstige 
Nutzung der Grundstücke nach Maßgabe dieses Ge- 
setzes durch Bauleitpläne vorzubereiten und zu 
leiten. 

(2) Bauleitpläne sind der Flächennutzungsplan 
und der Gesamtaufbauplan (vorbereitende Bauleit- 
pläne) sowie der Bebauungsplan (verbindlicher Bau- 
leitplan). 

(3) Bei der Bauleitplanung sind die Ergebnisse 
der Raumordnung zu berücksichtigen. Die Bauleit- 
pläne haben sich unter gerechter Abwägung der 
öffentlichen und privaten Belange nach den sozia- 
len, kirchlichen und kulturellen Erfordernissen der 
Bevölkerung, insbesondere ihrer Sicherheit und Ge- 
sundheit, zu richten, die Bedürfnisse der Wirtschaft, 
der Landwirtschaft, des Verkehrs und der Verteidi- 
gung zu beachten sowie der Gestaltung des Orts- 
und Landschaftsbildes zu dienen; der Inhalt der Bau- 
leitpläne soll den Planungszielen entsprechend 
wirtschaftlich und zweckmäßig sein. 

siehe Absatz 3 Satz 2 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 

Entwurf eines Bundesbaugesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung der Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER TEIL 

Bauleitplanung 

ERSTER ABSCHNITT 
Allgemeine Vorschriften 

§ 1 

Zweck und Arten der Bauleitplanung 

(1) unverändert 


(2) Bauleitpläne sind der Flächennutzungsplan 
(vorbereitender Bauleitplan) und der Bebauungsplan 
(verbindlicher Bauleitplan). 

(3) Die Bauleitpläne sind den Zielen der Raum- 
ordnung und Landesplanung anzupassen. 

siehe Absätze 4 und 5 


(4) Die Bauleitpläne haben sich unter gerechter 
Abwägung der öffentlichen und privaten Aufgaben 
nach den sozialen und kulturellen Bedürfnissen der 
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siehe Absatz 3 Satz 2 


§ 2 

Aufstellung der Bauleitpläne 

(1) Bauleitpläne sind, sobald und soweit es er- 
forderlich ist, von der Gemeinde aufzustellen. 

(2) Ist eine kreisangehörige Gemeinde nicht in 
der Lage, Bauleitpläne selbst auszuarbeiten, so kön- 
nen die Landesregierungen durch Rechtsverordnung 
die Stellen bestimmen, die die Bauleitpläne für die 
Gemeinde auszuarbeiten haben. 

siehe Absatz 3 


(3) Von der Aufstellung vorbereitender Bauleit- 
pläne kann abgesehen werden, wenn der Bebau- 
ungsplan ausreicht, um die städtebauliche Entwick- 
lung zu ordnen. 

siehe Absatz 2 


(4) Erfüllt eine Gemeinde ihre Aufgabe nach Ab- 
satz 1 nicht, so kann die Aufstellung von Bauleit- 
plänen nach Maßgabe der landesrechtlichen Vor- 
schriften von der höheren Verwaltungsbehörde 
unter Fristsetzung angeordnet und nach fruchtlosem 
Ablauf der Frist vorgenommen werden. 

siehe Absatz 6 

(5) Bei der Aufstellung von Bauleitplänen sollen 
die Behörden und die Stellen beteiligt werden, die 
Träger öffentlicher Belange sind. 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 

Bevölkerung, ihrer Sicherheit und Gesundheit zu 
richten. Sie sollen den Wohnbedürfnissen der Be- 
völkerung dienen und die Eigentumsbildung im 
Wohnungsbau fördern. 

(5) Die Bauleitpläne haben die von den Kirchen 
und Religionsgesellschaften des öffentlichen Rechts 
festgestellten Erfordernisse für Gottesdienst und 
Seelsorge zu berücksichtigen, die Bedürfnisse der 
Wirtschaft, der Landwirtschaft, der Jugendförderung, 
des Verkehrs und der Verteidigung zu beachten so- 
wie den Belangen des Natur- und Landschaftsschut- 
zes und der Gestaltung des Orts- und Landschafts- 
bildes zu dienen. Landwirtschaftlich genutzte 
Flächen sollen nur in dem notwendigen Umfang für 
andere Nutzungsarten vorgesehen und in Anspruch 
genommen werden. 

§ 2 

Aufstellung der Bauleitpläne 

(1) Die Bauleitpläne sind von den Gemeinden in 
eigener Verantwortung aufzustellen, sobald und so- 
weit es erforderlich ist, 

(2) entfällt hier 

siehe Absatz 3a 


(2a) Ein Flächennutzungsplan ist nicht erforder- 
lich, wenn der Bebauungsplan ausreicht, um die 
städtebauliche Entwicklung zu ordnen. 

(3) entfällt hier 

siehe Absatz 2a 


(3a) Die Landesregierungen können durch Rechts- 
verordnung Stellen bestimmen, die verpflichtet sind, 
auf Antrag der Gemeinden Bauleitpläne auszu- 
arbeiten. Das Recht der Gemeinden, andere fachlich 
geeignete Personen zu beauftragen, bleibt unbe- 
rührt. 

(4) entfällt 


(4a) Die Bauleitpläne benachbarter Gemeinden 
sollen aufeinander abgestimmt werden. 

(5) unverändert 

(5a) Die Gemeinde hat die Entwürfe der Bauleit- 
pläne mit dem Erläuterungsbericht oder der Be- 
gründung auf die Dauer eines Monats öffentlich 
auszulegen. Ort und Dauer der Auslegung sind 
mindestens eine Woche vorher ortsüblich bekannt- 
zumachen mit dem Hinweis darauf, daß Bedenken 
und Anregungen während der Auslegungsfrist vor- 
gebracht werden können. Die nach Absatz 5 Betei- 
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(6) Die Bauleitpläne benachbarter Gemeinden 
sollen aufeinander abgestimmt werden. 

(7) Die Vorschriften über die Aufstellung von 
Bauleitplänen gelten auch für ihre Änderung, Er- 
gänzung und Aufhebung. 

(8) Jedermann kann die Bauleitpläne, die Er- 
läuterungsberichte und die Begründungen einsehen 
und über ihren Inhalt Auskunft verlangen. 

(9) Auf Aufstellung, Änderung, Ergänzung oder 
Aufhebung von Bauleitplänen besteht kein An- 
spruch. 

(10) Der Bundesminister für Wohnungsbau wird 
ermächtigt, mit Zustimmung des Bundesrates durch 
Rechtsverordnung Vorschriften zu erlassen über 

1. den Inhalt der Darstellungen und Fest- 
setzungen in den Bauleitplänen über 

a) die Art der baulichen Nutzung, 

b) das Maß der baulichen Nutzung und 
seine Berechnung, 

c) die Bauweise sowie die überbaubaren 
und die nicht überbaubaren Grund- 
stücksflächen, 

d) die Mindestgröße der Baugrund- 
stücke ; 

2. die in den Baugebieten zulässigen bau- 
lichen und sonstigen Anlagen; 

3. die Zulässigkeit und den Inhalt von Fest- 
setzungen nach Nummer 1, wenn Bebau- 
ungspläne nicht aufgestellt sind oder 
Festsetzungen nach Nummer 1 nicht ent- 
halten; 

4. die Ausarbeitung der Bauleitpläne ein- 
schließlich der dazugehörigen Unter- 
lagen sowie über die Darstellung des 
Planinhalts, insbesondere über die dabei 
zu verwendenden Planzeichen und ihre 
Bedeutung. 


R e s r h 1 ii s s e des 24. Ausschusses 

ligten sollen von der Auslegung benachrichtigt wer- 
den. Die Gemeinde prüft die fristgemäß vorgebrach- 
ten Bedenken und Anregungen. Bei der Vorlage der 
Bauleitpläne zur Genehmigung durch die höhere 
Verwaltungsbehörde (§§ 7, 15) sind die nicht be- 
rücksichtigten Bedenken und Anregungen mit einer 
Stellungnahme der Gemeinde beizufügen. 

(6) entfällthier 

siehe Absatz 4a 

(7) unverändert 


(8) unverändert 


(9) unverändert 


(10) Der Bundesminister für Wohnungsbau wird 
ermächtigt, mit Zustimmung des Bundesrates durch 
Rechtsverordnung Vorschriften zu erlassen über 

i. Darstellungen und Festsetzungen in den 
Bauleitplänen über 

a) unverändert 

b) unverändert 

c) unverändert 


d) unverändert 

2. unverändert 

3. die Zulässigkeit von Festsetzungen nach 
Nummer 1, wenn Bebauungspläne nicht 
aufgestellt sind oder Festsetzungen nach 
Nummer 1 nicht enthalten; 

4. unverändert 


§ 3 


§ 3 


Gemeinsame vorbereitende Bauleitpläne 


Gemeinsame Flächennutzungspläne 


Für benachbarte Gemeinden sollen gemeinsame 
vorbereitende Bauleitpläne aufgestellt werden, 
wenn ihre städtebauliche Entwicklung wesentlich 
durch gemeinsame Voraussetzungen und Bedürf- 
nisse bestimmt wird oder gemeinsame Bauleitpläne 
einen gerechten Ausgleich der beiderseitigen Be- 
lange ermöglichen. Gemeinsame vorbereitende 
Bauleitpläne sollen insbesondere aufgestellt wer- 


Für benachbarte Gemeinden sollen gemeinsame 
Flächennutzungspläne aufgestellt werden, wenn ihre 
städtebauliche Entwicklung wesentlich durch ge- 
meinsame Voraussetzungen und Bedürfnisse be- 
stimmt wird oder gemeinsame Flächennutzungs- 
pläne einen gerechten Ausgleich der verschiedenen 
Belange ermöglichen. Gemeinsame Flächennutzungs- 
pläne sollen insbesondere aufgestellt werden, wenn 
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den, wenn Erschließungsanlagen einer Gemeinde 
auf das Gebiet einer benachbarten Gemeinde über- 
greifen. 

§ 4 

Planungsverbände 

(1) Gemeinden und sonstige öffentliche Planungs- 
träger können sich unbeschadet der Vorschriften 
des geltenden Zweckverbandsrechtes zu einem 
Planungsverband zusammenschließen, um bei ört- 
lichen Planungen für erhebliche Veränderungen der 
Erdoberfläche oder für erhebliche Veränderungen 
baulicher Anlagen im Bereich der Gemeinde den 
Ausgleich der verschiedenen Belange durch gemein- 
same, zusammengefaßte Planung zu erreichen. 

(2) Der Planungsvcrband ist eine Körperschaft 
des öffentlichen Rechts, Er regelt seine Rechtsver- 
hältnisse und das Verfahren durch Satzung, Kommt 
eine Einigung über die Satzung nicht zustande, so 
regelt die Landesregierung durch Rechtsverordnung 
die Rechtsverhältnisse und das Verfahren. 

siehe Absatz 6 


(3) Dem Planungsverband obliegt die gemeinsame 
Planung in dem nach diesem Gesetz zulässigen Aus- 
maß. Die Vorschriften des Ersten und Zweiten 
Teils dieses Gesetzes sind mit folgender Maßgabe 
entsprechend anzuwenden: 

1. an die Stelle der Gemeinde tritt der 
Planungsverband, an die Stelle der höhe- 
ren Verwaltungsbehörde die oberste Lan- 
desbehörde; 

2. die Pläne sind von den Mitgliedern des 
Planungsverbandes übereinstimmend zu 
beschließen; 

3. ein von dem Planungsverband beschlos- 
sener gemeinsamer Plan wird rechtsver- 
bindlich, wenn er durch Rechtsverordnung 
von der obersten Landesbehörde als Be- 
bauungsplan festgesetzt wird. 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 

Erschließungsanlagen einer Gemeinde auf das Ge- 
biet einer benachbarten Gemeinde übergreifen. 

§ 4 

Planungsverbände 

(1) Gemeinden und sonstige öffentliche Planungs- 
träger können sich zu einem Planungsverband zu- 
sammenschließen, um durch gemeinsame, zusam- 
mengefaßte Bauleitpianung den Ausgleich der ver- 
schiedenen Belange zu erreichen. Der Planungsver- 
band tritt nach Maßgabe seiner Satzung für die 
Bauleitplanung und ihre Durchführung au die Stelle 
der Gemeinden. 

(2) entfällt 


(2a) Kommt ein Zusammenschluß nach Absatz 1 
nicht zustande, so können die Beteiligten auf An- 
trag eines Planungsträgers zu einem Planungsver- 
band zusammengeschlossen werden, wenn dies zum 
Wohle der Allgemeinheit, insbesondere aus Grün- 
den der Raumordnung, dringend geboten ist. Uber 
den Antrag entscheidet die Landesregierung. Sind 
Planungsträger verschiedener Länder beteiligt, so 
erfolgt der Zusammenschluß nach Vereinbarung 
zwischen den beteiligten Landesregierungen. Sollen 
der Bund oder eine bundesunmittelbare Körper- 
schaft oder Anstalt an dem Planungsverband be- 
teiligt werden, so erfolgt der Zusammenschluß nach 
Vereinbarung zwischen der Bundesregierung und 
der Landesregierung, sofern die beteiligte Behörde 
des Bundes oder der bundesunmittelbaren Körper- 
schaft oder Anstalt dem Zusammenschluß durch die 
Landesregierung widerspricht. 

(3) e n t f ä 1 1 t 


(3a) Kommt eine Einigung über die Satzung oder 
über den Plan unter den Mitgliedern nicht zustande, 
so stellt die zuständige Landesbehörde eine Satzung 
oder einen Plan auf und legt sie dem Planungsver- 
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(4) Sind zum Vollzug des Bebauungsplanes 
bodenordnende Maßnahmen notwendig, so führt sie 
der Planungsverband durch. Die Vorschriften des 
Vierten Teils dieses Gesetzes sind mit der Maß- 
gabe entsprechend anzuwenden, daß der Planungs- 
verband an die Stelle der Gemeinde und des Land- 
kreises tritt. 

(5) Ist zum Vollzug des Bebauungsplanes eine 
Enteignung zugunsten eines oder mehrerer öffent- 
licher Planungsträger erforderlich, so kann der 
Planungsverband die Enteignung nach den Vor- 
schriften des Fünften Teils dieses Gesetzes bean- 
tragen. 

(6) Kommt ein Zusammenschluß nach Absatz 1 
nicht zustande, so können die öffentlichen Planungs- 
träger auf Antrag eines Planungsträgers zu einem 
Planungsverband zusammengeschlossen werden, 
wenn dies zum Wohle der Allgemeinheit dringend 
geboten ist. über- den Antrag entscheidet die Lan- 
desregierung. 

(7) Der Planungsverband ist aufzulösen, wenn 
die Voraussetzungen für den Zusammenschluß weg- 
gefallen sind oder der Zweck der gemeinsamen 
Planung erreicht ist. Kommt ein übereinstimmen- 
der Beschluß über die Auflösung nicht zustande, so 
gilt Absatz 6 sinngemäß. 

(8) Nach Auflösung des Planungsverbandes gel- 
ten die von ihm nach Absatz 3 aufgestellten Pläne 
als Bauleitpläne im Sinne dieses Gesetzes; für die 
Änderung und Aufhebung der Pläne gelten die Vor- 
schriften des Ersten und Zweiten Teils dieses Ge- 
setzes mit Ausnahme des § 2 Abs. 7. 

vergleiche Absatz 1 


ZWEITER ABSCHNITT 

Vorbereitende Bauleitpläne 

1. Flächennutzungsplan 

§ 5 

Zweck des Flächennutzungsplanes 

In dem Flächennutzungsplan ist das Gemeinde- 
gebiet nach den Arten der Bodennutzung zu glie- 
dern. 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 

band zur Beschlußfassung vor. Einigen sich die Mit- 
glieder über diese Satzung oder diesen Plan nicht, 
so setzt die Landesregierung die Satzung oder den 
Plan fest. Absatz 2a Satz 3 ist sinngemäß anzuwen- 
den. Ist der Bund oder eine bundesunmittelbare 
Körperschaft oder Anstalt an dem Planungsverband 
beteiligt, so wird die Satzung oder der Plan nach 
Vereinbarung zwischen der Bundesregierung und 
der Landesregierung festgesetzt, sofern die betei- 
ligte Behörde des Bundes oder der bundesunmittel- 
baren Körperschaft oder Anstalt der Festsetzung 
durch die Landesregierung widerspricht. 

(4) Sind zum Vollzug eines Bebauungsplanes 
bodenordnende Maßnahmen notwendig, so kann sie 
der Planungsverband durchführen. Die Vorschriften 
des Vierten Teils dieses Gesetzes sind mit der Maß- 
gabe entsprechend anzuwenden, daß der Planungs- 
verband an die Stelle der Gemeinde tritt. 

(5) unverändert 


(6) e n t f ä 1 1 1 h i e r 

siehe Absatz 2a 


(7) Der Planungsverband ist aufzulösen, wenn 
die Voraussetzungen für den Zusammenschluß weg- 
gefallen sind oder der Zweck der gemeinsamen 
Planung erreicht ist. Kommt ein übereinstimmender 
Beschluß über die Auflösung nicht zustande, so gilt 
Absatz 2a sinngemäß. 

(8) Nach Auflösung des Planungsverbandes gel- 
ten die von ihm aufgestellten Pläne als Bauleitpläne 

der einzelnen Gemeinden. 


(9) Ein Zusammenschluß nach dem Zweckver- 
bandsrecht oder durch besondere Landesgesetze 
wird durch diese Vorschriften nicht ausgeschlossen. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Vorbereitender Bauleitplan 

(Flächennutzungsplan) 

§ 5 

entfällt 
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§ 6 

Inhalt des Flächennutzungsplanes 

(1) In dem Flächennutzungsplan ist das Gebiet der 
Gemeinde, das nach den voraussehbaren Bedürf- 
nissen der Gemeinde durch weitere Bauleitpläne 
weiter entwickelt werden soll (Gesamtbaubereich), 
von dem übrigen Gebiet der Gemeinde (Außenbe- 
reich) zu trennen. 

(2) Soweit es erforderlich ist, sind insbesondere 
darzustellen 

1. im Gesamtbaubereich die Flächen nach 
der allgemeinen Art ihrer baulichen 
Nutzung (Bauflächen) ; Bauflächen, für die 
eine zentrale Abwasserbeseitigung nicht 
vorgesehen ist, sind zu kennzeichnen? 

vergleiche §9 Abs. 1 Nr. 1 

2. im Außenbereich 

a) die Flächen für die Landwirtschaft und 
Erwerbsgärtnereien, 

b) die forstwirtschaftlichen Flächen, 

c) die Wasserflächen und die für die 
Wasserwirtschaft benötigten Flächen; 

vergleiche § 9 Abs. 1 Nr. 4 


3. im Gesamtbaubereich und im Außenbe- 
reich 

a) die Flächen für den überörtlichen Ver- 
kehr und für die örtlichen Hauptver- 
kehrszüge, 

b) die Versorgungsflächen 

aa) die Flächen für Versorgungsan- 
lagen und für Hauptversorgungs- 
leitungen, 

bb) die Flächen zur Behandlung, Be- 
seitigung oder Verwertung von 
Abwasser und festen Abfallstoffen 
sowie für Hauptabwasserkandie, 

cc) die Flächen für die Rückhaltung 
des infolge der Bebauung ver- 
stärkt abfließenden Niederschlag- 
wassers, 

c) die Freiflächen 

aa) Friedhöfe, Dauerkleingärten, Bade-, 
Sport-, Spiel- und Zeltplätze, 

bb) andere Flächen mit besonderer 
Zweckbestimmung, insbesondere 
Kiesgruben, Steinbrüche, Schutt- 
halden und ähnliche Aufschüt- 
tungsflächen, 
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§ 6 

Inhalt des Flächennutzungsplanes 

(1) In dem Flächennutzungsplan ist für das ganze 
Gemeindegebiet die beabsichtigte Art der Boden- 
nutzung nach den voraussehbaren Bedürfnissen der 
Gemeinde in den Grundzügen darzustellen. 


(2) Soweit es erforderlich ist, sind insbesondere 
darzustellen 

1. die für die Bebauung vorgesehenen 
Flächen nach der allgemeinen Art ihrer 
baulichen Nutzung (Bauflächen) sowie 
nach der besonderen Art und dem allge- 
meinen Maß ihrer baulichen Nutzung 
(Baugebiete); Bauflächen, für die eine zen- 
trale Abwasserbeseitigung nicht vorge- 
sehen ist, sind zu kennzeichnen; 

2. entfällt hier 

siehe Nr. 8 

vergleiche Nr. 8 
siehe Nr. 6 

2a. die Ausstattung des Gemeindegebietes mit 
den der Allgemeinheit dienenden bau- 
lichen Anlagen und Einrichtungen, wie 
Kirchen, Schulen, kirchliche, kulturelle und 
sonstige öffentliche Gebäude und Einneb- 
lungen (Gemeinbedarf); 


3. die Flächen für den überörtlichen Verkehr 
und für die örtlichen Hauptverkehrszüge; 


siehe Nr. 4 


siehe Nr. 4 


siehe Nr. 5 
vergleiche Nr. 7 
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cc) Flächen, die für das Ortsbild in 
seiner Beziehung zur Landschaft 
wichtig sind oder der Erholung der 
gesamten Bevölkerung dienen, 

d) die Bau- und Bodendenkmäler. 

siehe Nr. 3 Buchstabe b Doppelbuchstaben aa, bb 
siehe Nr. 3 Buchstabe c Doppelbuchstabe aa 


vergleiche §9 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b 


siehe Nr. 2 Buchstabe c 


vergleiche Nr, 3 Buchstabe c Doppelbuchstabe bb 


siehe Nr. 2 Buchstabe a und b 


(3) Wasser schütz- und Quellenschutzgebiete, bei 
deren Bebauung besondere bauliche Vorkehrungen, 
und Flächen, bei denen besondere bauliche Siche- 
rungsmaßnahmen gegen Naturgewalten erforder- 
lich sind, sowie Flächen, unter denen der Bergbau 
umgeht oder die für den Abbau von Mineralien be- 
stimmt sind, sind im Flächennutzungsplan zu kenn- 
zeichnen. 

siehe § 9 Abs. 2 


(4) Planungen und sonstige Nutzungsregelungen, 
die nach anderen gesetzlichen Vorschriften festge- 
setzt sind, sollen nachrichtlich übernommen werden. 
Sind derartige Festsetzungen in Aussicht genom- 
men, so sollen sie im Flächennutzungsplan vermerkt 
werden. 

(5) Soweit dies für die städtebauliche Entwick- 
lung der Gemeinde erforderlich ist und nicht über- 
wiegende Belange des Natur- oder Landschafts- 
schutzes entgegenstehen, können Flächen, die An- 
ordnungen zum Schutze von Landschaftsteilen nach 
§ 19 des Reichsnaturschutzgesetzes vom 26. Juni 
1935 (Reichsgesetzbl. 1 S. 828) und den zur Ergän- 
zung und Änderung des Reichsnaturschutzgesetzes 
erlassenen landesrechtlichen Vorschriften unterlie- 
gen, in den Gesamtbaubereich einbezogen werden. 
Die in Satz 1 genannten Anordnungen treten mit 
dem Inkrafttreten eines Bebauungsplanes in seinem 
Geltungsbereich insoweit außer Kraft. 

(6) Dem Flächennutzungsplan ist ein Erläute- 
rungsbericht beizufügen. 
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4. die Flächen für Versorgungsanlagen, für 
die Verwertung oder Beseitigung von Ab- 
wasser und festen Abfallstoffen sowie für 
Hauptversorgungs- und Hauptabwasser- 
leitungen; 

5. die Grünflächen, wie Parkanlagen, Dauer- 
kleingärten, Sport-, Spiel-, Zelt- und Bade- 
plätze, Friedhöfe; 

6. die Wasserflächen, Häfen und die für die 
Wasserwirtschaft vorgesehenen Flächen; 

7. die Flächen für Aufschüttungen, Abgrabun- 
gen oder für die Gewinnung von Steinen, 
Erden und anderen Bodenschätzen; 

8. die Flächen für die Landwirtschaft und für 

die Forstwirtschaft. 

(3) Flächen, bei deren Bebauung besondere bau- 
liche Vorkehrungen oder bei denen besondere bau- 
liche Sicherungsmaßnahmen gegen Naturgewalten 
erforderlich sind, sowie Flächen, unter denen der 
Bergbau umgeht oder die für den Abbau von Mine- 
ralien bestimmt sind, sollen im Flächennutzungsplan 
gekennzeichnet werden. 


(3a) Gebiete, in denen zur Beseitigung städtebau- 
licher Mißstände besondere der Stadterneuerung 
dienende Maßnahmen erforderlich sind (Sanierungs- 
gebiete), sollen kenntlich gemacht werden. 

(4) unverändert 


(5) Soweit dies für die städtebauli(iie Entwick- 
lung der Gemeinde erforderlich ist und nicht über- 
wiegende Belange des Natur- und Landschaftsschut- 
zes entgegenstehen, können für Flächen, die dem 

Landschaftsschutz unterliegen, Nutzungsregelungen 
nach Absatz 2 Nr. 1 bis 8 getroffen werden. Mit dem 
Inkrafttreten eines Bebauungsplanes treten in 
seinem Geltungsbereich Regelungen, die dem Land- 
schaftsschutz dienen, insoweit außer Kraft, als sie 
der Durchführung des Bebauungsplanes entgegen- 
stehen. 


(6) unverändert 
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§ 7 

Aufstrllun^ und Genehmigung 
des Flächennutzungsplanes 

(1) Der Flädwnnutzungsplan ist für das gesamte 
Gcmcindegebiet aiifzusiellen. 

(2) Der Flächennutzungsplan bedarf der Geneh- 
migung der höheren Verwaltungsbehörde. Sie kann 
räumliche und sachliche Teile des Flächennutzungs- 
planes vorweg genehmigen. 

(3) Die Genehmigung darf nur versagt werden, 
wenn der Flächennutzungsplan nicht ordnungsge- 
mäß zustande gekommen ist oder diesem Gesetz, 
den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen oder son- 
stigen Rechtsvorschriften widerspricht. 

(4) Die Genehmigung kann unter Auflagen er- 
teilt werden, durch die nach Absatz 3 bestehende 
Versagungsgründe ausgeräumt werden. 


siehe § 179 


11. Gcsamtaufhauplan 
§ 8 

Zweck des Gesarntauf hauplanes 

Aus dem Flächenniitzungsplan sind für die Ge- 
meinde als städtebaulichen Gesamtorganismus die 
Grundzüge der beabsichtigten städtebaulichen Ord- 
nung und Gestaltung zu entwickeln und in einem 
Gesamtaufbauplan darzustellen. 

§ 9 

Inhalt des Gesamtaufbauplanes 

(1) In dem Gesamtaufbauplan sind, soweit es er- 
forderlich ist, zusätzlich insbesondere darzustellen 
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§ 7 

Genehmigung des Flächennutzungsplanes 

( 1 ) entfällt 

vergleiche § 6 Abs. 1 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) Die Genehmigung gilt als erteilt, wenn sie 
nicht binnen drei Monaten versagt wird. Aus wich- 
tigen Gründen kann die Frist auf Antrag der höhe- 
ren Verwaltungsbehörde von der zuständigen Ober- 
sten Landesbehörde verlängert werden. Die Ge- 
meinde ist von der Fristverlängerung in Kenntnis 
zu setzen. 

(6) Wenn die Planungsbereiche gemeinsamer 
Flächennutzungspläne der Zuständigkeit verschie- 
dener höherer Verv/altungsbehörden unterliegen, so 
entscheidet die Oberste Landesbehörde über die 
Genehmigung. Liegen die Planungsbereiche in ver- 
schiedenen Ländern, so entscheiden die Obersten 
Landesbehörden im gegenseitigen Einvernehmen. 

(7) Die Gemeinde hat die Genehmigung orts- 
üblich bekanntzumachen. 

§ 7a 

Anpassung an den Flächennutzungsplan 

öffentliche Planungsträger, die nach § 2 Abs. 5 
beteiligt sind, haben ihre Planungen dem Flächen- 
nutzungsplan insoweit anzupassen, als sie diesem 
Plan nicht widersprochen haben. Macht eine Ver- 
änderung der Sachlage eine abweichende Planung 
erforderlich, so haben sie sich unverzüglich mit der 
Gemeinde ins Benehmen zu setzen. 

§ 8 

entfällt 


§ 9 

entfällt 
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1. die Gliederung der Bauflächen des Ge- 
samtbaubereichs in Baugebiete nach der 
besonderen Art und nach dem allgemeinen 
Maß ihrer baulichen Nutzung, 

2. die Grundzüge der aus den Bauflächen des 
Gesamtbaubereichs auszuscheidenden, der 
Erschließung dienenden 

a) örtlichen Verkehrsflächen mit dem An- 
schluß an die Flächen für den überört- 
lichen Verkehr, 

b) Grünflächen mit ihrem Anschluß an 
den Außenbereich und an die Frei- 
flächen, 

3. die Grundzüge des Versorgungsnetzes 
mit dem Anschluß an die Hauptversor- 
gungsleitungen, die Abwasse ranlagen mit 
dem Anschluß an die Hauptabwasser- 
kanäle sowie die Rückhalteanlagen mit 
dem Anschluß an die Vorfluter, 

4. die Ausstattung des Gemeindegebietes mit 
den der Allgemeinheit dienenden bau- 
lichen Anlagen und Einrichtungen, wie 
Kirchen, kirchliche, kulturelle und öffent- 
liche Verwaltungsbauten (Gemeinbedarf). 

(2) Gebiete, die aus Gründen der Gesundheit 
oder Sicherheit besondere Maßnahmen zu ihrer 
städtebaulichen Neugestaltung erfordern (Sanie- 
rungsgebiete), sollen kenntlich gemacht werden. 

(3) Dem Gesamtaufbauplan ist ein Erläuterungs- 
bericht beizufügen. 

§ 10 

Aufstellung und Genehmigung des 
Gesamtaufbauplanes 

(1) Der Gesamtaufbauplan ist für den Gesamt- 
baubereich aufzustellen. Von der Aufstellung eines 
Gesamtaufbauplanes kann abgesehen werden, wenn 
die städtebauliche Entwicklung der Gemeinde be- 
reits bei Aufstellung des Flächennutzungsplanes 
zu übersehen ist und sich der Inhalt des Gesamt- 
aufbauplanes in dem Flächennutzungsplan zeich- 
nerisch darstellen läßt, ln diesem Falle muß der 
Flächennutzungsplan auch den Erfordernissen des 
Gesamtaufbauplanes entsprechen. 

(2) ln Städten mit mehr als 500 000 Einwohnern 
kann der Gesamtaufbauplan in räumlichen und sach- 
lichen Teilen auf gestellt werden, wenn es mit dem 
Zweck des Gesamtaufbauplanes vereinbar ist. Die 
oberste Landesbehörde kann dies auch in anderen 
Gemeinden zulassen. 

(3) Die Vorschriften über die Genehmigung des 
Flächennutzungsplanes gelten für den Gesamtaufbau- 
plan entsprechend. 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 
vergleiche §6 Abs. 2 Nr. 1 


vergleiche § 6 Abs. 2 Nr. 5 


siehe § 6 Abs. 2 Nr. 2a 

siehe § 6 Abs. 3a 


§ 10 

entfällt 
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DRITTER ABSCHNITT 
Verbindlicher Bauleitplan 
(Bebauungsplan) 

§ 11 

Zweck des Bebauungsplanes 

(1) Der Bebauungsplan enthält die rechtsverbind- 
lichen Festsetzungen für die städtebauliche Ord- 
nung. Er bildet die Grundlage für weitere zum Voll- 
zug dieses Gesetzes erforderliche Maßnahmen. 

(2) Bebauungspläne sind aus den vorbereitenden 
Bauleitplänen zu entwickeln; § 2 Abs. 3 bleibt unbe- 
rührt. Wenn zwingende Gründe es erfordern, kann 
ein Bebauungsplan aufgestellt werden, bevor die 
vorbereitenden Bauleitpläne vorliegen, geändert 
oder ergänzt sind. 
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DRITTER ABSCHNITT 
Verbindlicher Bauleitplan 
(Bebauungsplan) 

§ 11 

Zweck des Bebauungsplanes 

(1) unverändert 


(2) Bebauungspläne sind aus dem Flächen- 
nutzungsplan zu entwickeln. § 2 Abs. 2a bleibt un- 
berührt. Wenn zwingende Gründe es erfordern, 
kann ein Bebauungsplan aufgestellt werden, bevor 

der Flächennutzungsplan aufgestellt ist. 


§ 12 

Inhalt des Bebauungsplanes 

(1) Der Bebauungsplan setzt, soweit es erforder- 
lich ist, durch Zeichnung, Farbe, Schrift oder Text 
fest 

1. das Bauland; 


2. für das Bauland 

a) die Art und das Maß der baulichen 
Nutzung im einzelnen, 

b) die Bauweise, die überbaubaren und 
die nicht überbaubaren Grundstücks- 
flächen sowie die Stellung der bau- 
lichen Anlagen, 

c) die Mindestgröße der Baugrund- 
stücke, 

d) die Führung der Grundstücksgrenzen, 

e) die Art der sonstigen Nutzung im 
einzelnen, 

f) die Höhenlage der Baugrundstücke 
und der baulichen Anlagen, 


g) die Baugrundstücke für öffentliche 
Zwecke {Baugrundstücke für den Ge- 
meinbedarf), 

h) Baugrundstücke für besondere bau- 
liche Anlagen, die privatwirtschaft- 
lichen Zwecken dienen und deren 
Standplatzbestimmung durch beson- 
dere städtebauliche Gründe bestimmt 
ist; 

3, die Grundstücke, die von der Bebauung 
freizuhalten sind und ihre Nutzung; 


§ 12 

Inhalt des Bebauungsplanes 

(1) unverändert 


1. entfällt hier 

siehe Nr. 2 

2. das Bauland und für das Bauland 

a) die Art und das Maß der baulichen 
Nutzung, 

b) unverändert 


c) unverändert 

d) entfällt 

e) entfällt 

f) die Höhenlage der baulichen Anlagen, 

f J die Flächen für Stellplätze und Garagen 
sowie ihre Einfahrten auf den Bau- 
grundstücken, 

g) die Baugrundstücke für den Gemein- 
bedarf, 

gj die überwiegend für die Bebauung mit 
Familienheimen vorgesehenen Flächen, 

h) Baugrundstücke für besondere bauliche 
Anlagen, die privatwirtschaftlichen 
Zwecken dienen und deren Lage durch 
zwingende städtebauliche Gründe, ins- 
besondere solche des Verkehrs, be- 
stimmt ist; 

3. unverändert 
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4. die Verkehrsflächen 

a) die örtlichen Verkehrsflächen 

aa) die Ortsstraßen und Plätze ein- 
schließlich der Parkplätze, die 
Häfen und Wasserstraßen ein- 
schließlich der Liegeplätze, die 
dazugehörigen baulichen Anlagen 
und Einrichtungen, 

bb) die Arkaden, Terrassen und 
Durchgangswege, soweit sie nicht 
unter Nummer 9 fallen, 

cc) die Ufer-, Wander-, Fuß- und 
Radwege, soweit sie nicht unter 
Nummer 9 fallen, 

b) die überörtlichen Verkehrsflächen, 

c) die sonstigen Hauptverkehrsflächen, 
insbesondere örtliche Schnellver- 
kehrsflächen, 

d) die privaten Verkehrsflächen, 

e) den Anschluß der Grundstücke an die 
Verkehrsflächen, 

f) die Höhenlage der anbaufähigen Ver- 
kehrsflächen; 


5. die Versorgungsflächen 

a) die Flächen für die Versorgungs- 
anlagen, 

b) die Flächen für Anlagen zur Behand- 
lung, Beseitigung oder Verwertung 
von Abwasser und festen Abfall- 
stoffen, 

c) die Flächen für Rückhalteanlagen; 

6. für die Versorgungsflächen 

a) Art und Ausmaß der Versorgungs- 
anlagen unter Darstellung der Füh- 
rung und Gestaltung oberirdischer 
Versorgungsanlagen und -leitungen, 

b) Art und Ausmaß der Abwasser- 
anlagen mit Angabe der Höhenlage, 

c) den Anschluß der Baugrundstücke an 
das Versorgungs- und Abwassernetz; 

siehe Nr. 5 Buchstabe b 


7. die Grünflächen im Sinne des § 9 Abs. 1 
Nr. 2 Buchstabe b; 

8. die Freiflächen 

a) Friedhöfe, Dauerkleingärten, Bade-, 
Sport-, Spiel- und Zeltplätze, 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 
4. die Verkehrsflächen; 


siehe Nr. 4a 

siehe Nr. 4a 

4a. die Höhenlage der anbaufähigen Wer- 
kehrsflächen sowie den Ansdiluß der 
Grundstücke an die Verkehrsflächen; 

5. die Versorgungsflächen; 


siehe Nr. 6a 


6. die Führung oberirdischer Versorgungs- 
anlagen und -leitungen; 


6a. die Flächen für die Verwertung oder Be- 
seitigung von Abwasser und festen Ab- 
fallstoffen; 

7. die Grünflächen, wie Parkanlagen, Dauer- 
kleingärten, Sport-, Spiel-, Zelt- und Bade- 
plätze, Friedhöfe; 

8. die Flächen für Aufschüttungen, Abgra- 
bungen oder für die Gewinnung von 
Steinen, Erden und anderen Boden- 
schätzen; 
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h) andere Flächen mit besonderer 
Zweckbestimmung, insbesondere Kies- 
gruben, Steinbrüche, Schutthalden 
und ähnliche Aufschüttung s flächen, 

c) Flächen, die für das Ortsbild in seiner 
Beziehung zur Landschaft wichtig sind 
oder der Erholung der gesamten Be- 
völkerung dienen; 


9. die mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten 
zugunsten der Allgemeinheit, zugunsten 
eines Erschließungsträgers oder eines 
beschränkten Personenkreises zu be- 
lastenden Flächen; 


10. die Flächen für Gemeinschaftsanlagen, 
soweit sie für Wohngebiete oder Be- 
triebsstätten innerhalb eines engeren 
räumlichen Bereichs aus Gründen der 
SicVierheit oder Gesundheit erforderlich 
sind; 

11. die von der Bebauung freizuhaltenden 
Schutzflächen und ihre Nutzung bei ein- 
zelnen Anlagen, welche die Sicherheit 
oder die Gesundheit der Nachbarschaft 
gefährden oder erheblich beeinträchtigen; 

12. die Bindungen für Bepflanzungen und für 
die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern 
und Gewässern. 

(2) Die Landesregierungen können durch Rechts- 
verordnung bestimmen, daß auch Festsetzungen 
über die äußere Gestaltung baulicher Anlagen so- 
wie über den Schutz und die Erhaltung von Bau- 
und Naturdenkmälern in den Bebauungsplan auf- 
zunehmen sind. 

(3) Wasser schütz- und Quellenschutzgebiete, bei 
deren Bebauung besondere bauliche Vorkehrungen, 
und Flächen, bei denen besondere bauliche Siche- 
rungsmaßnahmen gegen Naturgewalten erforderlich 
sind, sowie Flächen, unter denen der Bergbau um- 
geht oder die für den Abbau von Mineralien be- 
stimmt sind, sind im Bebauungsplan zu kennzeich- 
nen. 

(4) Nach anderen gesetzlichen Vorschriften ge- 
troffene Festsetzungen sollen in den Bebauungsplan 
nachrichtlich übernommen werden, soweit sie zu 
seinem Verständnis oder für die städtebauliche Be- 
urteilung von Baugesuchen notwendig oder zweck- 
mäßig sind. Ist nach § 2 Abs. 3 die Aufstellung vor- 
bereitender Bauleitpläne nicht erforderlich oder 
wird nach § 1 1 Abs. 2 Satz 2 der Bebauungsplan 
aufgestellt, bevor die vorbereitenden Bauleitpläne 
vorliegen, so gilt § 6 Abs. 3 sinngemäß. 

(5) Der Bebauungsplan setzt die Grenzen seines 
räumlichen Geltungsbereichs fest. 
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8a. die Flächen für die Landwirtschaft und für 
die Forstwirtschaft; 

9. die mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten 
zugunsten der Allgemeinheit, eines Er- 
schließungsträgers oder eines beschränk- 
ten PersonenkreisGS zu belastenden 
Flächen; 

9a. die Flächen für Gemeinschaftsstellplätze 
und Gemeinschaftsgaragen; 

10. die Flächen für Geineinschaftsanlagen, die 
für Wohngebiete oder Betriebsstätten 
innerhalb eines engeren räumlichen Be- 
reichs aus Gründen der Sicherheit oder 
Gesundheit erforderlich sind; 

11. die bei einzelnen Anlagen, welche die 
Sicherheit oder die Gesundheit der Nach- 
barschaft gefährden oder erheblich be- 
einträchtigen, von der Bebauung freizu- 
haltenden Schutzflächen und ihre Nutzung; 

12. unverändert 


(2) Die Landesregierungen können durch Rechts- 
verordnung bestimmen, daß auch Festsetzungen 
über die äußere Gestaltung baulicher Anlagen so- 
wie über den Schutz und die Erhaltung von Bau- 
und Naturdenkmälern in den Bebauungsplan auf- 
genommen werden können. 

(3) Flächen, bei deren Bebauung besondere bau- 
liche Vorkehrungen oder bei denen besondere bau- 
liche Sicherungsmaßnahmen gegen Naturgewalten 
erforderlich sind, sowie Flächen, unter denen der 
Bergbau umgeht oder die für den Abbau von Mine- 
ralien bestimmt sind, sollen im Bebauungsplan ge- 
kennzeichnet werden. 

(4) Nach anderen gesetzlichen Vorschriften ge- 
troffene Festsetzungen sollen in den Bebauungsplan 
nachrichtlich übernommen werden, soweit sie zu 
seinem Verständnis oder für die städtebauliche Be- 
urteilung von Baugesucheil notwendig oder zweck- 
mäßig sind. Ist nach § 2 Abs. 2a die Aufstellung 
eines Flächennutzungsplanes nicht erforderlich oder 
wird nach § 1 1 Abs. 2 Satz 3 der Bebauungsplan 
aufgestellt, bevor der Flächennutzungsplan vorliegt, 
so gilt § 6 Abs. 5 sinngemäß. 

(5) unverändert 
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(6) Dem Bebauungsplan ist eine Begründung bei- 
zufügen. In ihr sollen insbesondere die überschlägig 
ermittelten Kosten angegeben werden, die der Ge- 
meinde durch die vorgesehenen städtebaulichen 
Maßnahmen voraussichtlich entstehen, sowie boden- 
ordnende und sonstige Maßnahmen dargelegt wer- 
den, für die der Bebauungsplan die Grundlage bil- 
den soll. 

§ 13 

Auslegung des Bebauungsplanes 

Die Gemeinde hat den Entwurf des Bebauungs- 
planes mit der Begründung auf die Dauer eines 
Monats öffentlich auszulegen. Ort und Dauer der 
Auslegung sind mindestens eine Woche vorher 
ortsüblich bekanntzumachen mit dem Hinweis dar- 
auf, daß Bedenken und Anregungen nur während 
dieser Frist vorgebracht werden können. 

§ 14 

Beschluß über den Bebauungsplan 

Die Gemeinde prüft die fristgemäß vorgebrachten 
Bedenken und Anregungen. Sie beschließt den Be- 
bauungsplan als Satzung. 

§ 15 

Genehmigung des Bebauungsplanes 

(1) Der Bebauungsplan bedarf der Genehmigung 
der höheren Verwaltungsbehörde. Bei der Vorlage 
des Bebauungsplanes sind die nicht berücksichtigten 
Bedenken und Anregungen mit einer Stellung- 
nahme der Gemeinde beizufügen. 

(2) § 7 Abs. 3 und 4 gilt entsprechend. 

(3) Die höhere Verwaltungsbehörde kann räum- 
liche und sachliche Teile des Bebauungsplanes vor- 
weg genehmigen. 

§ 16 

Inkrafttreten des Bebauungsplanes 

Die Gemeinde hat den genehmigten Bebauungs- 
plan mit Begründung öffentlich auszulegen. Sie 
hat die Genehmigung sowie Ort und Zeit der Aus- 
legung ortsüblich bekanntzumachen. Mit der Be- 
kanntmachung, die an die Stelle der sonst für Sat- 
zungen vorgeschriebenen Veröffentlichung tritt, 
wird der Bebauungsplan rechtsverbindlich. 

§ 17 

Vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes 

Änderungen und Ergänzungen des Bebauungs- 
planes werden ohne Auslegung und Genehmigung 
rechtsverbindlich, wenn die Änderungen oder Er- 
gänzungen die Grundzüge der Planung nicht berüh- 
ren und für die Nutzung der betroffenen und der 
benachbarten Grundstücke nur von unerheblicher 
Bedeutung sind. Die in § 2 Abs. 5 bezeichne ten Be- 
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(6) Dem Bebauungsplan ist eine Begründung bei- 
zutügen. In ihr sollen insbesondere die überschlägig 
ermittelten Kosten angegeben werden, die der Ge- 
meinde durch die vorgesehenen städtebaulichen 
Maßnahmen voraussichtlich entstehen. Außerdem 
sind in der Begründung bodenordnende und sonstige 
Maßnahmen darzulegen, für die der Bebauungsplan 
die Grundlage bilden soll. 

§ 13 

entfällt 

vergleiche § 2 Abs. 5a 


§ 14 

Beschluß über den Bebauungsplan 

Die Gemeinde beschließt den Bebauungsplan als 
Satzung. 

§ 15 

Genehmigung des Bebauungsplanes 

Der Bebauungsplan bedarf der Genehmigung der 
höheren Verwaltungsbehörde. Sie kann räumliche 
und sachliche Teile des Bebauungsplanes vorweg 
genehmigen. § 7 Abs. 3 bis 5 gilt entsprechend. 


§ 16 

unverändert 


§ 17 

Vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes 

(1) Änderungen und Ergänzungen des Bebau- 
ungsplanes werden ohne Auslegung und Geneh- 
migung rechtsverbindlich, wenn sie die Grundzüge 
der Planung nicht berühren und für die Nutzung der 
betroffenen und der benachbarten Grundstücke nur 
von unerheblicher Bedeutung sind. 
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hörden und Stellen sowie die Eigentümer der be- 
troffenen und benachbarten Grundstücke sind vor- 
her zu hören. 


ZWEITER TEIL 

Sicherung der Bauleitplanung 


ERSTER ABSCHNITT 

Veränderungssperre und Zurückstellung 
von Baugesuchen 

§ 18 

Veränderungssperre 

(1) Hat die Gemeinde beschlossen, einen Be- 
bauungsplan aufzustellen, zu ändern, zu ergänzen 
oder aufzuheben, so kann sie zur Sicherung der 
Planung für den künftigen Planbereich eine Ver- 
änderungssperre mit dem Inhalt beschließen, daß 

1. a) erhebliche Veränderungen der Erd- 
oberfläche oder wertsteigemde sonstige 
Veränderungen der Grundstücke nicht 
vorgenommen werden dürfen, 

b) wertsteigemde nicht genehmigungs- 
bedürftige bauliche Anlagen nicht er- 
richtet oder geändert werden dürfen; 

die Baugenehmigungsbehörde muß nach 
Anhörung der Gemeinde eine Ausnahme 
zulassen, wenn überwiegende öffentliche 
Belange nicht entgegenstehen; 

siehe Nr. 1 Buchstabe b 


2. genehmigungsbedürftige bauliche An- 
lagen nicht errichtet oder geändert werden 
dürfen. Die Baugenehmigungsbehörde 
muß nach Anhörung der Gemeinde eine 
Ausnahme zulassen, wenn die Voraus- 
setzungen des § 37 Nr. 1 und 3 vorliegen. 
Vorhaben, die vor Inkrafttreten der Ver- 
änderungssperre baurechtlich genehmigt 
worden sind, werden von der Verände- 
rungssperre nicht berührt. 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 

(2) Stimmen die Eigentümer der betroffenen und 
benachbarten Grundstücke sowie die nach § 2 Abs. 5 
beteiligten Behörden und Stellen der Änderung oder 
Ergänzung nicht zu, so ist § 15 anzuwenden. 


ZWEITER TEIL 

Sicherung der Bauleitplanung 


ERSTER ABSCHNITT 

Veränderungssperre und Zurückstellung 
von Baugesuchen 

§ 18 

Veränderungssperre 

(1) Hat die Gemeinde beschlossen, einen Bebau- 
ungsplan aufzustellen, zu ändern, zu ergänzen oder 
aufzuheben, so kann sie zur Sicherung der Planung 
für den künftigen Planbereich eine Veränderungs- 
sperre mit dem Inhalt beschließen, daß 

1. erhebliche oder wesentlich wertsteigernde 
Veränderungen der Grundstücke nicht 
vorgenommen werden dürfen; 

siehe Nr. la 


siehe Absatz la 


la. nicht genehmigungsbedürftige, aber wert- 
steigernde bauliche Anlagen nicht errich- 
tet oder wertsteigernde Änderungen sol- 
cher Anlagen nicht vorgenommen werden 
dürfen; 

2. genehmigungsbedürftige bauliche An- 
lagen nicht errichtet oder geändert wer- 
den dürfen. 


siehe Absatz 2 


(la) Verzichtet der Eigentümer für den Fall der 
Durchführung des Bebauungsplanes für sich und 
seine Rechtsnachfolger schriftlich auf Ersatz der 
Werterhöhung, so ist eine Ausnahme von der Ver- 
änderungssperre zuzulassen, wenn überwiegende 
öffentliche Belange nicht entgegenstehen oder im 
Falle des Absatzes 1 Nr. 2 die Voraussetzungen des 
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(2) Unterhaltungsarbeiten sowie die Fortführung 
einer bisher ausgeübten Nutzung werden von der 
Veränderungssperre nicht berührt. 


§ 19 

Zurückstellung von Baugesuchen 

Wird eine Veränderungssperre nach § 18 nicht 
beschlossen, obwohl die Voraussetzungen gegeben 
sind, so hat die Baugenehmigungsbehörde auf An- 
trag der Gemeinde die Entscheidung über die Zu- 
lässigkeit baulicher Anlagen im Einzelfall für einen 
Zeitraum bis zu zwölf Monaten auszusetzen, wenn 
zu besorgen ist, daß die Durchführung der Planung 
durch die bauliche Anlage unmöglich gemacht oder 
wesentlich erschwert werden würde. 

§ 20 

Beschluß über die Veränderungssperre 

(1) Die Veränderungssperre wird von der Ge- 
meinde als Satzung beschlossen. §15 Abs. 1 Satz 1, 
Abs. 2 und § 16 gelten entsprechend. 

(2) Im Falle des § 2 Abs. 4 kann die Verände- 
rungssperre von der höheren Verwaltungsbehörde 
erlassen werden. 


§ 21 

Geltungsdauer der Veränderungssperre 

(1) Die Veränderungssperre tritt nach Ablauf von 
zwei Jahren außer Kraft. Auf die Zweijahresfrist ist 
der seit der Zustellung der ersten Zurückstellung 
eines Baugesuches nach § 19 abgelaufene Zeitraum 
anzurechnen. Die Gemeinde kann mit Zustimmung 
der höheren Verwaltungsbehörde die Frist bis zu 
weiteren zwei Jahren verlängern. 

(2) Wenn besondere Umstände es erfordern, kann 
die Gemeinde mit Zustimmung der nach Landesrecht 
zuständigen Behörde die Frist bis zu einem weite- 
ren Jahr nochmals verlängern. 

(3) Die Gemeinde kann mit Zustimmung der 
höheren Verwaltungsbehörde eine außer Kraft ge- 
tretene Veränderungssperre erneut beschließen, 
wenn die Voraussetzungen für ihren Erlaß fort- 
bestehen. 

(4) Die Veränderungssperre ist vor Fristablauf 
außer Kraft zu setzen, sobald die Voraussetzungen 
für ihren Erlaß weggefallen sind. 


B r s c h 1 ü s s e d s 24. Ausschusses 

§ 31a vorliegen. Die Entscheidung über Ausnahmen 
trifft die Baugenehmigungsbehörde im Einverneh- 
men mit der Gemeinde. 

(2) Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Ver- 
änderungssperre baurechtlich genehmigt worden 
sind, Unterhaltungsarbeiten und die Fortführung 
einer bisher ausgeübten Nutzung werden von der 
Veränderungssperre nicht berührt. 

§ 19 

Zurückstellung von Baugesuchen 

Wird eine Veränderungssperre nach § 18 nicht be- 
schlossen, obwohl die Voraussetzungen gegeben 
sind, so hat die Baugenehmigungsbehörde auf An- 
trag der Gemeinde die Entscheidung über die Zu- 
lässigkeit baulicher Anlagen im Einzelfall für einen 
Zeitraum bis zu zwölf Monaten auszusetzen, wenn 
zu befürchten ist, daß die Durchführung der Planung 
durch die bauliche Anlage unmöglich gemacht oder 
wesentlich erschwert werden würde. 

§ 20 

Beschluß über die Veränderungssperre 

(1) Die Veränderungssperre wird von der Ge- 
meinde als Satzung beschlossen. Sie bedarf der Ge- 
nehmigung der höheren Verwaltungsbehörde. § 7 
Abs. 3 bis 5 gilt entsprechend. 

(2) entfällt 


(3) Die Veränderungssperre ist ortsüblich be- 
kanntzumachen. Sie wird mit der Bekanntmachung, 
die an die Stelle der sonst für Satzungen vorge- 
schriebenen Veröffentlichung tritt, rechtsverbindlich, 

§ 21 

Geltungsdauer der Veränderungssperre 

(1) Die Veränderungssperre tritt nach Ablauf von 
zwei Jahren außer Kraft. Auf die Zweijahresfrist ist 
der seit der Zustellung der ersten Zurückstellung 
eines Baugesuches nach § 19 abgelaufene Zeitraum 
anzurechnen. Die Gemeinde kann mit Zustimmung 
der höheren Verwaltungsbehörde die Frist um ein 
Jahr verlängern. 

(2) unverändert 


(3) Die Gemeinde kann mit Zustimmung der 
höheren Verwaltungsbehörde eine außer Kraft ge- 
tretene Veränderungssperre ganz oder teilweise 
erneut beschließen, wenn die Voraussetzungen für 
ihren Erlaß fortbestehen. 

(4) Die Veränderungssperre ist vor Fristablauf 
ganz oder teilweise außer Kraft zu setzen, sobald 
die Voraussetzungen für ihren Erlaß weggefallen 
sind. 
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§ 22 

Entschädigung bei Veränderungssperren 

Dauert die Veränderungssperre länger als fünf 
Jahre über den Zeitpunkt ihres Beginns oder der 
ersten Zurückstellung eines Baugesuches nach § 19 
hinaus, so ist den Betroffenen für die dadurch ent- 
standenen Vermögensnachteile Entschädigung zu 
leisten. Zur Entschädigung ist die Gemeinde ver- 
pflichtet. Die §§ 103, 105, 106, 109 Abs. 1 gelten sinn- 
gemäß. Kommt eine Einigung über die Entschädi- 
gung nicht zustande, so entscheidet die höhere Ver- 
waltungsbehörde. Vor der Entscheidung sind die 
Beteiligten zu hören. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Bodenveikehr 

§ 23 

Genehmigungspflicht für den Bodenverkehr 

(1) Zu ihrer Wirksamkeit bedürfen der Geneh- 
migung durch die kreisfreien Städte oder Land- 
kreise (Genehmigungsbehörde) 

1. im räumlichen Geltungsbereich eines Be- 
bauungsplanes im Sinne des § 29 Abs. 1 
Nr. 1 die Teilung eines Grundstücks; 

2. innerhalb der im Zuammenhang bebau- 
ten Ortsteile, für die ein Bebauungsplan 
im Sinne des § 29 Abs. 1 Nr. 1 nicht vor- 
handen ist, die Teilung eines Grundstücks; 

3. außerhalb des räumlichen Geltungsbereichs 
eines Bebauungsplanes im Sinne des § 29 
Abs. 1 Nr. 1 und außerhalb der im Zu- 
sammenhang bebauten Ortsteile 

a) die Auflassung eines Grundstücks, 
wenn sie nach dem Inhalt des zu- 
grunde liegenden Verpflichtungs- 
geschäfts zum Zwecke der Bebauung 
oder kleingärtnerischen Nutzung vor- 
genommen wird, 

b) jede Vereinbarung, die nach ihrem In- 
halt zu dem Zwecke vorgenommen 
wird, erstmalig einem anderen ein 
Recht zur Bebauung oder kleingärt- 
nerischen Nutzung eines Grundstücks 
einzuräumen, 

c) die Teilung eines Grundstücks, wenn 
das Grundstück bebaut ist oder seine 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 

(5) Die Veränderungssperre tritt in jedem Falle 
außer Kraft, sobald und soweit die Bauleitplanung 
rechtsverbindlich abgeschlossen ist. 

§ 22 

Entschädigung bei Veränderungssperren 

( 1 ) Dauert die Veränderungssperre länger als 
vier Jahre über den Zeitpunkt ihres Beginns oder 
der ersten Zurückstellung eines Baugesuches nach 
§ 19 hinaus, so ist den Betroffenen für dadurch ent- 
standene Vermögensnachteile eine angemessene 
Entschädigung in Geld zu leisten. Die Vorschriften 
über die Entschädigung im Zweiten Abschnitt des 
Fünften Teiles dieses Gesetzes gelten sinngemäß. 

(2) Zur Entschädigung ist die Gemeinde ver- 
pflichtet. Kommt eine Einigung über die Entschädi- 
gung nicht zustande, so entscheidet die höhere Ver- 
waltungsbehörde. Vor der Entscheidung sind die 
Beteiligten zu hören. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Bodenverkehr 

§ 23 

Genehmigungspflicht für den Bodenverkehr 

(1) Innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches 
eines Bebauungsplanes im Sinne des § 29b und in- 
nerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile, 
für die ein solcher Bebauungsplan nicht vorhanden 
ist, bedarf die Teilung eines Grundstücks zu ihrer 
Wirksamkeit der Genehmigung. 


siehe Absatz la 


siehe Absatz la Nr. 1 


siehe Absatz la Nr. 2 
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Bebauung genehmigt ist oder wenn die 
Teilung zum Zwecke der Bebauung 
oder der kleingärtnerischen Nutzung 
vorgenommen wird. 

siehe Absatz 1 Nr. 3 


siehe Absatz 1 Nr. 3 Buchstabe a 


siehe Absatz 1 Nr. 3 Buchstabe c 


(2) Teilung im Sinne des Absatzes 1 ist die dem 
Grundbuchamt gegenüber abgegebene oder sonst- 
wie erkennbar gemachte Erklärung des Eigen- 
tümers, daß ein Grundstücksteil grundbuchmäßig 
abgeschrieben und als selbständiges Grundstück 
oder als ein Grundstück zusammen mit anderen 
Grundstücken oder mit Teilen anderer Grundstücke 
eingetragen werden soll. 


(3) Soweit das einer Auflassung oder der Ein- 
räumung eines Rechtes zur Bebauung oder zur 
kleingärtnerischen Nutzung eines Grundstücks zu- 
grunde liegende Verpflichtungsgeschäft genehmigt 
ist, gilt damit auch das Erfüllungsgeschäft als ge- 
nehmigt. Die Teilung bedarf keiner Genehmigung, 
wenn sie zum Vollzug der Auflassung eines Grund- 
stücksteiles oder eines anderen genehmigungs- 
bedürftigen Rechtsgeschäfts über einen Grundstücks- 
teil notwendig und hierfür eine Genehmigung be- 
reits erteilt ist. 

(4) Rechtsvorgänge nach Absatz 1 bedürfen der 
Genehmigung nicht, wenn 

1. sie in einem Verfahren zur Enteignung 
oder Bodenordnung nach diesem Gesetz 
oder anderen bundes- oder landesrecht- 
lichen Vorschriften oder für ein Unter- 
nehmen, für das die Enteignung für zu- 
lässig erklärt wurde, vorgenommen 
werden, 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 


(la) Außerhalb des räumlichen Geltungsbereiches 
eines Bebauungsplanes im Sinne des § 29b und 
außerhalb der im Zusammenhang bebauten Orts- 
teile (Außenbereicb) bedürfen zu ihrer Wirksamkeit 
der Genehmigung 

1. die Auflassung eines Grundstücks, wenn 
sie nach dem Inhalt des zugrunde liegen- 

" den Verpflichtungsgeschäftes zum Zwecke 
der Bebauung oder kleingärtnerischen 
Dauernutzung vorgenommen wird, sowie 
die Einigung über die Bestellung eines 
Erbbaurechtes; 

2. die Teilung eines Grundstücks, wenn das 
Grundstück bebaut oder seine Bebauung 
genehmigt ist, oder wenn die Teilung zum 
Zwecke der Bebauung oder der kleingärt- 
nerischen Dauernutzung vorgenommen 
wird. 

(2) Teilung ist die dem Grundbuchamt gegen- 
über abgegebene oder sonstwie erkennbar ge- 
machte Erklärung des Eigentümers, daß ein Grund- 
stücksteil , grundbuchmäßig abgeschrieben und als 
selbständiges Grundstück oder als ein Grundstück 
zusammen mit anderen Grundstücken oder mit Tei- 
len anderer Grundstücke eingetragen werden soll. 

(2a) Die Genehmigung wird durch die Gemeinde 
erteilt, wenn sie für die Erteilung der Baugenehmi- 
gung zuständig ist, im übrigen durch die Baugeneh- 
migungsbehörde im Einvernehmen mit der Gemeinde 
(Genehmigungsbehörde). Die Genehmigung gilt als 
erteilt, wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach 
Eingang des Antrages versagt wird. 

(3) entfällt 

vergleiche Absatz 4 Nr. 5 


(4) Rechtsvorgänge bedürfen der Genehmigung 
nicht, wenn 

1. sie in einem Verfahren zur Enteignung 
oder Bodenordnung nach diesem Gesetz 
oder anderen bundes- oder landesrecht- 
lichen Vorschriften oder für ein Unter- 
nehmen, für das die Enteignung für 
zulässig erklärt wurde, oder in einem 
bergbaulichen Grundabtretungsverfahren 
vorgenommen werden; 
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2. der Bund, ein Land oder eine Gemeinde 
als Vertragsteil beteiligt ist oder 

3. sie sich auf ein Grundstück beziehen, das 
im Eigentum oder in der Verwaltung des 
Bundes, eines Landes oder einer Ge- 
meinde steht. 


vergleiche Absatz 3 


siehe Absatz 5 


(5) Die Genehmigung nach Absatz 1 ist nicht er- 
forderlich für Rechtsgeschäfte, durch die Einzel- 
eigentum in Miteigentum nach Bruchteilen oder in 
Gesamthandseigentum oder Miteigentum nach 
Bruchteilen in Gesamthandseigentum umgewandelt 
wird oder umgekehrt. 


§ 24 

V ersagungsgründe 

(1) Die Genehmigung nach § 23 darf nur versagt 
werden, wenn der Rechtsvorgang oder die mit dem 
Rcchtsvorgang bezweckte Nutzung 

1. in den Fällen des § 23 Abs. 1 Nr. 1 mit 
den Festsetzungen des Bebauungsplanes, 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 

2. der Bund, ein Land oder eine Gemeinde 
als Vertragsteil, Eigentümer oder Ver- 
walter beteiligt ist; 

3. entfällt 

vergleiche Nr. 2 


4. eine ausschließlich kirchlichen, wissen- 
schaftlichen, gemeinnützigen oder mild- 
tätigen Zwecken dienende öffentlich-recht- 
liche Körperschaft, Anstalt oder Stiftung, 
eine mit den Rechten einer Körperschaft 
des Öffentlichen Rechts ausgestattete Reli- 
gionsgesellschaft oder eine den Auf- 
gaben einer solchen Religionsgesellschaft 
dienende rechtsfähige Anstalt, Stiftung 
oder Personenvereinigung als Vertragsteil 
oder Eigentümer beteiligt ist; 

5. es sich um die Teilung eines Grundstücks 
handelt und ein Teil des Grundstücks ver- 
äußert oder mit einem Erbbaurecht be- 
lastet werden soll, sofern die Auflassung 
des Grundstücksteiles oder die Einigung 
über die Bestellung des Erbbaurechtes 
daran bereits genehmigt ist; 

6. durch sie Einzeleigentum in Miteigentum 
nach Bruchteilen oder an Gesamthands- 
eigentum oder Miteigentum nach Bruch- 
teilen in Gesamthandseigentum umge- 
wandelt wird oder umgekehrt; 

7. es sich um Vereinbarungen über die Er- 
richtung von Anlagen der öffentlichen 
Versorgung mit Elektrizität, Gas, Wärme 
und Wasser sowie von Anlagen der Ab- 
wasserwirtschaft handelt. 

(5) entfällt 

siehe Absatz 4 Nr. 6 


(6) Die Landesregierungen können für Gebiete, 
in denen es wegen der geringen Wohnsiedlungs- 
tätigkeit nicht erforderlich ist, den Bodenverkehr zu 
überwachen, durch Rechtsverordnung vorschreiben, 
daß es einer Genehmigung nicht bedarf. 

§ 24 

Versagungsgründe 

(1) Die Genehmigung darf nur versagt werden, 
wenn der Rechtsvorgang oder die mit ihm be- 
zweckte Nutzung in den Fällen des § 23 Abs. 1 mit 
den Festsetzungen des Bebauungsplanes oder der 
vorhandenen Bebauung, in den Fällen des § 23 
Abs. la mit einer geordneten städtebaulichen Ent- 
wicklung nicht vereinbar wäre. 
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2. in den Fällen des § 23 Abs. 1 Nr. 2 mit 
der vorhandenen Bebauung, 

3. in den Fällen des § 23 Abs. 1 Nr. 3 mit 
den in § 40 Abs. 3 bezeichneten öffent- 
lichen Belangen 

nicht vereinbar sein würde. 

(2) Die Genehmigung kann unter Auflagen erteilt 
werden, durch die nach Absatz 1 bestehende Ver- 
sagungsgründe ausgeräumt werden. 

§ 25 

Inhalt der Genehmigung 

(1) Ist die Genehmigung nach § 23 erteilt, so darf 
auf einen Antrag, der innerhalb von drei Jahren 
seit Erteilung der Genehmigung gestellt wurde, aus 
den in § 24 genannten Gründen eine nach sonstigen 
baurechtlichen Vorschriften erforderliche Genehmi- 
gung für die mit dem Rechtsvorgang bezweckte 
Nutzung nicht versagt werden, es sei denn, daß sich 
die für die Erteilung der Genehmigung maßgeben- 
den rechtlichen oder tatsächlichen Voraussetzungen 
geändert haben. 

(2) Wird die nach sonstigen baurechtlichen Vor- 
schriften erforderliche Genehmigung innerhalb von 
drei Jahren versagt, so hat die Gemeinde dem 
Eigentümer eine angemessene Entschädigung in 
Geld insoweit zu leisten, als seine Vorbereitungen 
zur Nutzung des Grundstücks gemäß der ihm er- 
teilten Genehmigung für ihn an Wert verlieren. 
Kommt eine Einigung über die Entschädigung nicht 
zustande, so entscheidet die höhere Verv/altungs- 
behörde. Vor der Entscheidung sind die Beteiligten 
zu hören. 


siehe Absatz 2 


§ 26 

Verhältnis zu anderen Vorschriften 
über den Bodenverkehr 

(1) In dem räumlichen Geltungsbereich eines 
Bebauungsplanes im Sinne des § 29 Abs. 1 Nr. 1 
finden die Vorschriften über den Verkehr mit land- 
und forstwirtschaftlichen Grundstücken keine An- 
wendung, es sei denn, daß es sich um die Veräuße- 


— 3. Wahlperiode 


Beschlüsse des 24. A n s s c h ii s s e s 


(2) Die Genehmigung kann unter Auflagen erteilt 
werden. 

§ 25 

Inhalt der Genehmigung 

(1) Ist die Genehmigung nach § 23 erteilt, so darf 
auf einen Antrag, der innerhalb von drei Jahren 
seit der Erteilung der Genehmigung gestellt wurde, 
aus den in § 24 genannten Gründen eine Bau- 
genehmigung für die mit dem Rechtsvorgang be- 
zweckte Nutzung nicht versagt werden. 


(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn sich die für die Er- 
teilung der Genehmigung maßgebenden rechtlichen 
oder tatsächlichen Voraussetzungen geändert haben. 
Jedoch ist alsdann bei Versagung der Genehmigung 
aus den in § 24 genannten Gründen dem Eigentümer 
oder dem Erbbauberechtigten eine angemessene Ent- 
schädigung in Geld insoweit zu leisten, als durch die 
Versagung 

1. der Wert des Grundstücks gemindert wird, 

2. Aufwendungen an Wert verlieren, die der 
Eigentümer oder Erbbauberechtigte für 
Vorbereitungen zur Nutzung des Grund- 
stücks im Vertrauen auf die Genehmigung 
nach § 23 bereits gemacht hat. 

(3) Die Vorschriften über die Entschädigung im 
Zweiten Abschnitt des Fünften Teiles dieses Ge- 
setzes gelten sinngemäß. Jedoch darf im Falle des 
Absatzes 2 Nr. 1 die Entschädigung den Unterschied 
zwischen dem aufgewandten Entgelt und dem Ver- 
kehrswert, der sich nach Versagung der Baugeneh- 
migung ergibt, nicht übersteigen. Zur Entschädi- 
gung ist die Gemeinde verpflichtet. Kommt eine 
Einigung über die Entschädigung nicht zustande, so 
entscheidet die höhere Verwaltungsbehörde. Vor 
der Entscheidung sind die Beteiligten zu hören. 

§ 26 

Verhältnis zu anderen Vorschriften 
über den Bodenverkehr 

(1) In dem räumlichen Geltungsbereich eines Be- 
bauungsplanes im Sinne des § 29b sind die Vor- 
schriften über den Verkehr mit land- und forst- 
wirtschaftlichen Grundstücken nicht anzuwenden, es 
sei denn, daß es sich um die Veräußerung der Wirt- 
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rung der Wirtschaftssteile eines land- oder forst- 
wirtschaftlichen Betriebes handelt. 


(2) Bedarf ein nach § 23 genehmigungsbedürf- 
tiger Rechtsvorgang auch der Genehmigung nach 
den Vorschriften über den Verkehr mit land- und 
forstwirtschaftlichen Grundstücken, so ist von der 
Genehmigungsbehörde über die Genehmigung nach 
§ 23 gesondert nur zu entscheiden, wenn ein Ver- 
sagungsgrund nach § 24 vorliegt. Ist dies nicht der 
Fall, so ist in der Genehmigung nach den Vor- 
schriften über den Verkehr mit land- und forstwirt- 
schaftlichen Grundstücken zum Ausdruck zu brin- 
gen, daß auch die Genehmigung nach § 23 erteilt ist. 

§ 27 

Sicherung der Vorschriften über den Bodenverkehr 

(1) Das Grundbuchamt darf auf Grund eines nach 

§ 23 genehmigungsbedürftigen Rechtsvorganges 

eine Eintragung in das Grundbuch erst vornehmen, 
wenn der Genehmigungsbescheid vorgelegt ist. 

(2) Ist zu einem Rechtsvorgang eine Genehmi- 
gung nach § 23 nicht erforderlich, so hat die Geneh- 
migungsbehörde auf Ersuchen des Grundbuchamtes 
darüber ein Zeugnis zu erteilen. Das Zeugnis steht 
der Genehmigung gleich. 

(3) Ist auf Grund eines nicht genehmigten Rechts- 
vorganges eine Eintragung in das Grundbuch vor- 
genommen worden, so kann die Genehmigungs- 
i)ehörde, falls die Genehmigung erforderlich war, 
das Grundbuchamt um die Eintragung eines Wider- 
spruchs ersuchen; § 53 Abs. 1 der Grundbuchord- 
nung bleibt unberührt. 

(4) Ein nach Absatz 3 eingetragener Widerspruch 
ist zu löschen, wenn die Genehmigungsbehörde 
darum ersucht oder wenn die Genehmigung er- 
teilt ist. 


§ 28 

Vorkaufsrecht r/er Gemeinde 

(1) Der Gemeinde steht ein gesetzliches Vor- 
kaufsrecht für alle Verkaufsfälle von Grundstücken 
zu, die 

1. in einem Bebauungsplan als Baugrund- 
stüc.ke für den Gemeinbedarf (§ 12 Abs. 1 
Nr. 2 Buchstabe gj, als Verkehrs-, Versor- 
gungs- oder Grünflächen oder zugunsten 
der Gemeinde als Freiflächen im Sinne 
des § 12 Abs. 1 Nr. 8 Buchstabe a fest- 
gesetzt sind oder 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 

schaftsstelle eines land- oder forstwirtschaftlichen 
Betriebes oder solcher Grundstücke handelt, die im 
Bebauungsplan als Flächen für die Landwirtschaft 
oder für die Forstwirtschaft ausgewiesen sind. 

(2) entfällt 


§ 27 

Sicherung der Vorschriften über den Bodenverkehr 

(1) unverändert 


(2) Ist zu einem Rechtsvorgang eine Genehmi- 
gung nach § 23 nicht erforderlich oder gilt sie als 
erteilt, so hat die Genehmigungsbehörde auf An- 
trag eines Beteiligten darüber ein Zeugnis auszu- 
stellen. Das Zeugnis steht der Genehmigung gleich. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


DRITTER ABSCHNITT 

Gesetzliche Vorkaufsrechte der Gemeinden 

§ 28 

Allgemeines Vorkaufsrecht 

(1) Der Gemeinde steht ein Vorkaufsrecht bei 
dem Kauf von Grundstücken zu, die 

1. in einem Bebauungsplan als Baugrund- 
stücke für den Gemeinbedarf oder als 
Verkehrs-, Versorgungs- oder Grün- 
flächen festgesetzt oder 


2. in ein Verfahren zur Bodenordnung ein- 2. unverändert 

bezogen sind. 
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(2) Die Gemeinde darf das Vorkaufsrecht nach 
Absatz 1 Nr. 2 nicht ausüben, wenn der Eigentümer 
das Grundstück an seinen Ehegatten oder an eine 
Person veräußert, die mit ihm in gerader Linie 
verwandt oder verschwägert oder in der Seiten- 
linie bis zum zweiten Grad verwandt ist. 


(3) Das Vorkaufsrecht geht allen anderen Vor- 
kaufsrechten im Rang vor. Nach Ausübung des 
Vorkaufsrechtes hat die Gemeinde demjenigen Ent- 
schädigung zu leisten, der 

L im Falle des Absatzes 1 Nr. 1 vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes, 

2. im Falle des Absatzes 1 Nr. 2 vor der Ein- 
leitung des Verfahrens zur Bodenordnung 

durch Vertrag ein Recht zum Erwerb des Grund- 
stücks erworben hat. Die §§ 103, 105, 106, 109 
Abs. 1 gelten sinngemäß. Kommt eine Einigung 
über die Entschädigung nicht zustande, so ent- 
scheidet die höhere Verwaltungsbehörde. Vor der 
Entscheidung sind die Beteiligten zu hören. 

(4) Für das Vorkaufsrecht gelten die §§ 504 bis 
512, 1098 Abs. 2, §§ 1099 bis 1102 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs mit der Maßgabe, daß an die Stelle 
der in § 510 Abs. 2 bestimmten Frist die Frist von 
einem Monat tritt. Steht im Falle des Absatzes 1 
Nr. 1 der Bedarfsträger fest, so ist die Gemeinde 
verpflichtet, auf Antrag des Bedarfsträgers das Vor- 
kaufsrecht zu seinen Gunsten auszuüben. Das Vor- 
kaufsrecht bedarf nicht der Eintragung in das 
Grundbuch. 

siehe Absatz 3 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 

(la) Das Vorkaufsrecht darf ausgeübt werden, 
wenn das Wohl der Allgemeinheit dies rechtfertigt. 

(2) Soweit die Grundstücke* nicht als Baugrund- 
stücke für den Gemeinbedarf oder als Verkehrs-, 
Vorsorgungs- oder Grünflächen benötigt werden, 

ist das Vorkaufsrecht ausgeschlossen, wenn der 
Eigentümer das Grundstück an seinen Ehegatten 
oder an eine Person veräußert, die mit ihm in ge- 
rader Linie verwandt oder verschwägert oder in 
der Seitenlinie bis zum zweiten Grade verwandt ist. 

(3) entfällt hier 

siehe Absatz 5 und § 28d 


(4) Das Vorkaufsrecht kann nur binnen einem 
Monat nach der Mitteilung des Kaufvertrages aus- 
geübt werden. §§ 504 bis 509, § 510 Abs. 1, § 512, 
§ 1098 Abs. 2, §§ 1099 bis 1102 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs sind anzuwenden. Das Vorkaufsrecht 
ist nicht übertragbar. 

siehe Absatz 5 und § 28c Abs. 2 


(5) Das Vorkaufsrecht geht unbeschadet der Vor- 
schriften der §§ 4 bis 11 des Reichssiedlungsgeset- 
zes allen anderen Vorkaufsrechten im Range vor 
und bedarf nicht der Eintragung in das Grundbuch. 

Bei einem Eigentumserwerb auf Grund der Aus- 
übung des Vorkaufsrechtes erlöschen rechtsgeschäft- 
liche Vorkaufsrechte. 

§ 28a 

Besonderes Vorkaufsrecht für unbebaute 
Grundstücke 

(1) Im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes 
sowie in Gebieten, für die die Gemeinde die Auf- 
stellung eines Bebauungsplanes beschlossen hat, 
kann die Gemeinde durch Satzung, die der Geneh- 
migung der höheren Verwaltungsbehörde bedarf, 
Flächen bezeichnen, in denen ihr bei dem Kauf von 
unbebauten Grundstücken ein Vorkaufsrecht zu- 
steht. § 28 Abs. la bis 5 ist anzuwenden. Das Vor- 
kaufsrecht darf auch bei Vorliegen der Voraus- 
setzung des § 28 Abs. la nur ausgeübt werden, 
wenn anzunehmen ist, daß der Käufer das Grund- 
stück nicht binnen einer Frist von drei Jahren ent- 
sprechend den bestehenden oder den beabsichtig- 
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ten baureditlichen Festsetzungen nutzen wird. Die 
Frist beginnt in dem Zeitpunkt, in dem die Ge- 
meinde die Mitteilung von dem Kaufvertrag emp- 
fangen hat; ist ein Bebauungsplan noch nidit auf- 
gestellt, beginnt die Frist nidit vor dem Zeitpunkt, 
in dem ein bauliches Vorhaben zulässig ist (§ 31a). 

(2) Kann die Gemeinde das Vorkaufsrecht auf 
Grund des Absatzes 1 Satz 3 nicht ausüben, so 
kann sie sich vor Ablauf der Frist zur Ausübung 
des Vorkaufsrechtes durch schriftliche Mitteilung 
an den Käufer ihre Rechte aus Absatz 3 Vorbehal- 
ten. Zur Sicherung dieser Rechte ist auf ihr Er- 
suchen eine Vormerkung in das Grundbuch einzu- 
tragen. Die Gemeinde trägt die Kosten der Eintra- 
gung der Vormerkung und ihrer Löschung. 

(3) Ist das Grundstück nach Ablauf der Frist 
von drei Jahren nicht entsprechend den bestehen- 
den oder beabsichtigten baurechtlichen Festsetzun- 
gen genutzt worden und hatte die Gemeinde nach 
Absatz 2 sich ihre Rechte Vorbehalten, so kann sie 
binnen einer Frist von einem Jahr von dem Eigen- 
tümer verlangen, daß ihr das Grundstück Zug um 
Zug gegen Zahlung eines Entgeltes übereignet wird. 
Die Übereignung kann nicht mehr verlangt wer- 
den, wenn im Zeitpunkt des Verlangens mit der 
zusässigen Nutzung begonnen worden ist. Das von- 
der Gemeinde zu leistende Entgelt darf den vom 
Käufer aufgewandten Kaufpreis nicht übersteigen, 
jedoch sind Aufwendungen zu berücksichtigen, die 
zu einer Werterhöhung des Grundstücks geführt 
haben. 

(4) Auf Antrag des Eigentümers kann die höhere 
Verwaltungsbehörde die Dreijahresfrist angemes- 
sen verlängern, wenn er sie aus von ihm nicht zu 
vertretenden Gründen nicht einhalten kann, insbe- 
sondere wenn über einen rechtzeitig und ordnungs- 
gemäß gestellten Antrag auf Bewilligung öffent- 
licher Mittel noch nicht entschieden, ist. 

(5) Die Gemeinde hat die Grundstücke, soweit 
sie im Bebauungsplan nicht als Baugrundstücke für 
den Gemeinbedarf oder als Verkehrs-, Versor- 
gungs- oder Grünflächen festgesetzt sind oder als 
Austauschland oder zur Entschädigung in Land be- 
nötigt werden, binnen drei Jahren nach dem Er- 
werb unter Berücksichtigung ihrer Aufwendungen, 
aber ohne Gewinn an Bauwillige zu übereignen, die 
bereit sind, die Grundstücke innerhalb angemes- 
sener Frisit entsprechend den baurechtlichen Fest- 
setzungen zu nutzen. Dabei sollen nach Möglichkeit 
solche Bauwilligen bevorzugt werden, die noch kein 
Grundeigentum besitzen. Erfüllt die Gemeinde diese 
Verpflichtung nicht, so kann der Käufer, in dessen 
Rechte die Gemeinde in Ausübung ihres Vorkaufs- 
rechtes eingetreten ist, binnen einem weiteren Jahr 
verlangen, daß ihm das Grundstück zu dem ver- 
traglich vereinbarten Entgelt, Jedoch unter Berück- 
sichtigung werterhöhender Aufwendungen, durch 
die Gemeinde übereignet wird. Die Übereignung 
kann nicht mehr verlangt werden, wenn sich die 
Gemeinde einem anderen gegenüber zur Übereig- 
nung des Grundstücks bindend verpflichtet hatte, 
bevor das Verlangen gestellt wurde. 
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§ 28b 

Besonderes Vorkaufisredit 
in Sanierungsgebieten 

(1) Unter den Voraussetzungen des § 28a Abs. 1 
Satz 1 kann die Gemeinde in der Satzung Sanie- 
rungsgebiete bezeichnen, in denen ihr bei dem 
Kauf von bebauten Grundstücken ein Vorkaufsrecht 
zusteht. § 28 Abs. la bis 5 ist anzuwenden. 

(2) Das Vorkaufsrecht der Gemeinde nach § 28a 
in Sanierungsgebieten bleibt unberührt. 


§ 28c 

Ausübung des Vorkaufsrechtes 
zugunsten anderer 

(I) Die Gemeinde kann das Vorkaufsrecht zu- 
gunsten eines anderen (Begünstigter) ausüben, 
wenn dieser einverstanden ist und 

1. das Grundstück als Baugrundstück für den 
Gemeinbedarf oder als Verkehrs-, Ver- 
sorgungs- oder Grünfläche festgesetzt 
worden ist oder 

2. das Grundstück mit Eigenheimen bebaut 
werden soll oder in einem Gebiet liegt, 
das nach städtebaulichen Erfordernissen 
als Eigenheimgebiet entwickelt werden 
soll. Kaufeigenheime und Kleinsiedlungen 
stehen Eigenheimen gleich. 

s i e h e § 28 Abs. 4 Satz 2 (2) Steht in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 der 

Bedarfsträger fest, so ist die Gemeinde verpflichtet, 
auf Antrag des Bedarfsträgers das Vorkaufsrecht 
zu seinen Gunsten auszuüben, wenn er für die 

Verpflichtungen der Gemeinde nach Absatz 3 
Satz 2 Sicherheit leistet. 

(3) Mit der Ausübung des Vorkaufsrechtes 
kommt der Kauf zwischen dem Begünstigten und 
dem Verpflichteten zustande. Die Gemeinde haftet 
für die Verpflichtungen aus dem Kauf neben dem 
Begünstigten als Gesamtschuldnerin. 

§ 28d 

Entschädigung für ältere Erwerbsrechte 

siehe § 28 Abs. 3 Nach Ausübung des Vorkaufsrechtes hat die Ge- 

meinde denjenigen für dadurch entstandene Ver- 
mögensnachteile zu entschädigen, dem ein vertrag- 
liches Recht zum Erwerb des Grundstücks zustand, 
bevor ein gesetzliches Vorkaufsrecht der Gemeinde 
auf Grund dieses Gesetzes oder solcher landesrecht- 
licher Vorschriften, die durch § 222 aufgehoben 
worden sind, begründet worden ist. Die Vorschrif- 
ten über die Entschädigung im Zweiten Abschnitt 
des Fünften Teils dieses Gesetzes gelten sinn- 
gemäß. Kommt eine Einigung über die Entschädi- 
gung nicht zustande, so entscheidet die höhere Ver- 
waltungsbehörde. Vor der Entscheidung sind die 
Beteiligten zu hören. Hat die Gemeinde das Vor- 
kaufsrecht zugunsten eines anderen ausgeübt, so 
kann sie von diesem Erstattung des Entschädigungs- 
betrages verlangen. 
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DRITTER TEIL 

Regelung der baulichen und sonstigen Nutzung 


§ 29 

Zulässigkeit von Vorhaben im Geltungsbereich 
eines Bebauungsplanes 

(1) Die baiirechtlich genehmigungsbedürftige Er- 
richtung, Änderung oder Nutzungsänderung von 
baulichen Anlagen ist unbeschadet sonstiger bau- 
rechtlicher Vorschriften zulässig, wenn 

1. ein Bebauungsplan besteht, der minde- 
stens Festsetzungen über die Art und das 
Maß der baulichen Nutzung und über die 
örtlichen Verkehrs- (§ 12 Abs. 1 Nr. 4 
Buchstabe a Doppelbuchstabe ao) und Ver- 
sorgungsflächen enthält, 

2. das Vorhaben den Festsetzungen des Be- 
bauungsplanes, den Vorschriften dieses 
Gesetzes und sonstigen baurechtlichen 
Vorschriften nicht widerspricht und 

3. die Erschließung gesichert ist. 

Die §§ 37 bis 40 bleiben unberührt. 

(2) Erhebliche Veränderungen der Erdoberfläche, 
wertsteigernde sonstige Veränderungen der Grund- 
stücke sowie wertsteigernde nicht genehmigun^s- 
hedürftige Errichtungen oder Änderungen baulicher 
Anlagen sind nur unter den Voraussetzungen des 
Absatzes 1 Nr. 2 zulässig. 


siehe § 29 


siche § 29 Abs. 1 
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DRITTER TEIL 

Regelung der baulichen und sonstigen Nutzung 

ERSTER ABSCHNITT 

Zulässigkeit von Vorhaben 

§ 29 

entfällt hier 
siehe §§ 29a und 29b 


§ 29a 

Begriff des Vorhabens 

Für Vorhaben, die die Errichtung, Änderung oder 
Nutzungsänderung von baulichen Anlagen zum In- 
halt haben und die einer bauaufsichtlichen Geneh- 
migung oder Zustimmung bedürfen, gelten die 
§§ 29b bis 31 e. Dies gilt auch für Vorhaben, die der 
Landesverteidigung dienen. Diese Vorschriften gel- 
ten mit Ausnahme des § 31c sinngemäß auch für 
Aufschüttungen, Abgrabungen größeren Umfanges 
und Ausschachtungen. Die Vorschriften des Bau- 
ordnungsrechtes und andere öffentlich-rechtlidie 
Vorschriften bleiben unberührt. 

§ 29b 

Zulässigkeit von Vorhaben 
im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes 

Im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes, der 
allein oder gemeinsam mit sonstigen baurechtlichen 
Vorschriften mindestens Festsetzungen über die Art 
und das Maß der baulichen Nutzung, über die über- 
baubaren Grundstücksflächen und über die ört- 
lichen Verkehrsflächen enthält, ist ein Vorhaben 
zulässig, wenn es diesen Festsetzungen nicht wider- 
spricht und die Erschließung gesichert ist. 


25 



Drucksache 1794 


Deutscher Bundestag • — 3. Wahlperiode 


Entwurf 
§ 30 

Ausnahmen und Befreiungen 

(1) Von den Festsetzungen des Bebauungsplanes 
nach § 12 Abs. 1 Nr. 2 Buchstaben b und f, Nr. 9 und 
Nr. 12 kann die Baugenehmigungsbehörde nach 
Anhörung der Gemeinde Ausnahmen zulassen. 

(2) Von den übrigen Festsetzungen des Be- 
bauungsplanes kann die Baugenehmigungsbehörde 
nach Anhörung der Gemeinde mit Zustimmung der 
höheren Verwaltungsbehörde Befreiung erteilen, 
wenn unter Würdigung der Interessen der Nach- 
barn die Abweichung im Einzelfall mit den öffent- 
lichen Belangen vereinbar ist. 


§ 31 

Nutzungsbeschränkungen auf künftigen 
Gemeinbedarfs-, Verkehrs-, Versorgungs-, Grün- 
oder Freiflächen 

(1) Sind überbaute Flächen in dem Bebauungs- 
plan als Baugrundstücke für den Gemeinbedarf oder 
als Verkehrs-, Versorgungs- oder Grünflächen oder 
als Freiflächen im Sinne des § 12 Abs. 1 Nr. 8 
Buchstaben a und b festgesetzt, so dürfen baurechfiic/i 
genehmigungsbedürftige wertsteigernde Änderun- 
gen baulicher Anlagen nur zugelassen und für deren 
Änderung Befreiung von den Festsetzungen des 
Bebauungsplanes oder sonstigen zwingenden bau- 
rechtlichen Vorschriften nur erteilt werden, wenn 
der Bedarfs- oder Erschließungsträger zustimmt oder 
der Eigentümer für den Fall der Durchführung des 
Bebauungsplanes auf Ersatz der Werterhöhung für 
sich und seine Rechtsnachfolger schriftlich verzichtet. 
Dies gilt auch für die dem Bebauungsplan nicht 
widersprechenden Teile einer baulichen Anlage, 
wenn sie für sich allein nicht wirtschaftlich verwert- 
bar sind oder wenn bei einer Enteignung die Über- 
nahme der restlichen überbauten Fläche verlangt 
\7erden kann. 

(2) Auf nicht überbauten Flächen, die in dem 
Bebauungsplan als Baugrundstücke für den Gemein- 
bedarf oder als Verkehrs-, Versorgungs- oder Grün- 
flächen oder als Freiflächen imSinne des § 12 Abs. 1 
Nr. 8 Buchstaben a und b festgesetzt sind, dürfen 
wertsteigernde Änderungen nur vorgenommen wer- 
den, wenn der Bedarfs- oder Erschließungsträger 
zustimmt oder der Eigentümer für den Fall der Durch- 
führung des Bebauungsplanes auf Ersatz der Wert- 
erhöhung für sich und seine Rechtsnachfolger 
schriftlich verzichtet. Dies gilt auch für die von 
diesen Festsetzungen nicht betroffenen Teile der 
Flächen, wenn bei einer Enteignung ihre Übernahme 
verlangt werden kann. 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 
§ 30 , 

Ausnahmen und Befreiungen 

(1) Von den Festsetzungen des Bebauungsplanes 
kann die ‘Baugenehmigungsbehörde im Einverneh- 
men mit der Gemeinde solche Ausnahmen zulas- 
sen, die in dem Bebauungsplan nach Art und Um- 
fang ausdrücklich vorgesehen sind. 

(2) Im übrigen kann die Baugenehmigungs- 
behörde im Einvernehmen mit der Gemeinde und 
mit Zustimmung der höheren Verwaltungsbehörde 
Befreiung erteilen, wenn die Durchführung des Be- 
bauungsplanes im Einzelfall zu einer offenbar nicht 
beabsichtigten Härte führen würde und die Abwei- 
chung auch unter Würdigung nachbarlicher Inter- 
essen mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist, 
oder wenn Gründe des Wohls der Allgemeinheit 
die Befreiung erfordern. Die Zustimmung der höhe- 
ren Verwaltungsbehörde gilt als erteilt, wenn sie 
nicht hinnen zwei Monaten versagt wird. Die 
höhere Verwaltungsbehörde kann für genau be- 
grenzte Fälle allgemein festlegen, daß ihre Zustim- 
mung nicht erforderlich ist. 

§ 31 

Nutzungsbeschränkungen auf künftigen Gemein- 
bedarfs-, Verkehrs-, Versorgungs- oder Grünflächen 

(i) Sind überbaute Flächen in dem Bebauungs- 
plan als Baugrundstücke für den Gemeinbedarf oder 
als Verkehrs-, Versorgungs- oder Grünflächen fest- 
gesetzt, so dürfen auf ihnen Vorhaben, die eine 
wertsteigernde Änderung baulicher Anlagen zur 
Folge haben, nur zugelassen und für sie Befreiun- 
gen von den Festsetzungen des Bebauungs- 
planes nur erteilt werden, wenn der Bedarfs- 
oder Erschließungsträger zustimmt oder der Eigen- 
tümer für sich und seine Rechtsnachfolger auf 
Ersatz der Werterhöhung für den Fall schriftlich 
verzichtet, daß der Bebauungsplan durchgeführt 
wird. Dies gilt auch für die dem Bebauungsplan 
nicht widersprechenden Teile einer baulichen An- 
lage, wenn sie für sich allein nicht wirtschaftlich 
verwertbar sind oder wenn bei der Enteignung die 
Übernahme der restlichen überbauten Flächen ver- 
langt werden kann. 


(2) entfällt 
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§ 31a 

siehe § 37 Zulässigkeit von Vorhaben während der 

Planaufstellung 

In Gebieten, für die die Gemeinde beschlossen 
hat, einen Bebauungsplan im Sinne des § 29b auf- 
zustellen, ist ein Vorhaben zulässig, wenn nach 
dem Stand der Planungsarbeiten anzunehmen ist, 
daß das Vorhaben den künftigen Festsetzungen des 
Bebauungsplanes nicht entgegenstehen" wird, der 
Antragsteller diese Festsetzungen für sich und seine 
Rechtsnachfolger schriftlich anerkennt und die Er- 
schließung gesichert ist. 

§ 31b 

siehe § 38 Zulässigkeit von Vorhaben innerhalb der im 

Zusammenhang bebauten Ortsteile 

In Gebieten, für die die Gemeinde noch nicht be- 
schlossen hat, einen Bebauungsplan im Sinne des 
§ 29b aufzustellen, oder für die die Aufstellung 
eines solchen Bebauungsplanes nicht erforderlich 
ist, ist innerhalb der im Zusammenhang bebauten 
Ortsteile ein Vorhaben zulässig, wenn es nach der 
vorhandenen Bebauung und Erschließung unbe- 
denklich ist. 


§ 31c 

siehe § 40 Zulässigkeit von Vorhaben im Außenbereich 

(1) Im Außenbereich ist ein Vorhaben nur zu- 
lässig, wenn öffentliche Belange nicht entgegen- 
stehen, die ausreichende Erschließung gesichert ist 
und wenn es 

1. einem landwirtschaftlichen oder forstwirt- 
schaftlichen Betrieb dient und nur einen 
untergeordneten Teil der Betriebsfläche 

einnimmt, 

2. einer Landarbeiterstelle dient, 

3. dem Fernmeldewesen, der öffentlichen 
Versorgung mit Elektrizität, Gas, Wärme 

und Wasser, der Abwasserwirtschaft oder 
einem ortsgebundenen gewerblichen Be- 
trieb dient oder 

4. wegen seiner besonderen Anforderungen 
an die Umgebung, wegen seiner nachteili- 
gen Wirkung auf die Umgebung oder 
wegen seiner besonderen Zweckbestim- 
mung nur im Außenbereich ausgeführt 
werden soll. 

(2) Sonstige Vorhaben können im Einzelfall zu- 
gelassen werden, wenn ihre Ausführung oder Be- 
nutzung öffentliche Belange nicht beeinträchtigt. 

(3) Eine Beeinträchtigung öffentlicher Belange 
liegt insbesondere vor, wenn das Vorhaben unwirt- 
schaftliche Aufwendungen für Straßen und andere 
Verkehrseinrichtungen, Versorgungs- und Abwas- 
seranlagen, für die Sicherheit, Gesundheit oder für 
sonstige Aufgaben erfordert, die Wasserwirtschaft 
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gefährdet, das Ortsbiid verunstaltet oder die natür- 
liche Eigenart der Landschaft beeinträchtigt oder 
wenn die Entstehung einer Splittersiedlung zu be- 
fürchten ist. Auf Maßnahmen zur Verbesserung 
der Agrarstruktur ist besonders Rücksicht zu 
nehmen. 


§ 31d 

Beteiligung der Gemeinde und der höheren 
Verwaltungsbehörde 

(1) über die Zulässigkeit von Vorhaben nach 
§§ 31a bis 31c wird im Baugenehmigungsverfahren 
von der Baugenehmigungsbehörde im Einverneh- 
men mit der Gemeinde entschieden. In den Fällen 
der §§ 31a und 31c Abs. 2 ist auch die Zustimmung 
der höheren Verwaltungsbehörde erforderlich. 

(2) Die höhere Verwaltungsbehörde kann für 
genau begrenzte Fälle allgemein festlegen, daß ihre 
Zustimmung nicht erforderlich ist. 


§ 31e 

Bauliche Maßnahmen des Bundes 
und der Länder 

(1) Macht die besondere öffentliche Zweck- 
bestimmung für bauliche Anlagen des Bundes oder 
eines Landes erforderlich, von den Vorschriften die- 
ses Gesetzes oder den auf Grund dieses Gesetzes 
erlassenen Vorschriften abzuweichen und ist das 
Einvernehmen mit der Gemeinde nach den §§ 18, 30 
oder 31 d nicht erreicht worden, so entscheidet die 
höhere Verwaltungsbehörde. 

(2) Handelt es sich dabei um Vorhaben, die der 
Landesverteidigung, dienstlichen Zwecken des Bun- 
desgrenzschutzes oder dem zivilen Bevölkerungs- 
schutz dienen, ist nur die Zustimmung der höheren 
Verwaltungsbehörde erforderlich. Vor Erteilung der 
Zustimmung hat diese die Gemeinde zu hören. Ver- 
sagt die höhere Verwaltungsbehörde ihre Zustim- 
mung oder widerspricht die Gemeinde dem beab- 
sichtigten Bauvorhaben, so entscheidet der zustän- 
dige Bundesminister im Einvernehmen mit den be- 
teiligten Bundesministern und im Benehmen mit der 
zuständigen Obersten Landesbehörde. 

(3) Entstehen der Gemeinde infolge der Durch- 
führung von Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 2 
Aufwendungen für Entschädigungen nach diesem 
Gesetz, so sind sie ihr vom Träger der Maßnahmen 
zu ersetzen. Muß infolge dieser Maßnahmen ein Be- 
bauungsplan aufgestellt, geändert oder aufgehoben 
werden, so sind ihr auch die dadurch entstandenen 
Kosten zu ersetzen, 

(4) Sollen bauliche Anlagen auf Grundstücken er- 
richtet werden, die nach dem Gesetz über die Land- 
beschaffung für Aufgaben der Verteidigung vom 
23. Februar 1957 (Bundesgesetzbl, I S. 134) in der 
Fassung des Gesetzes vom 23^ Dezember 1958 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 990) beschafft werden, so sind in 
dem Verfahren nach § 1 Abs. 2 des Landbeschaf- 
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iungsgesetzes alle von der Gemeinde oder der höhe- 
ren Verwaltungsbehörde nach den vorstehenden 
Absätzen 1 und 2 zulässigen Einwendungen ab- 
schließend zu erörtern. Eines Verfahrens nach Ab- 
satz 2 bedarf es in diesem Falle nicht. 


§ 31f 

Bauliche Maßnahmen auf Grund von anderen 
Gesetzen 

Die Vorschriften des Bundesfernstraßengesetzes 
vom 6. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 903), des 
Bundesbahngesetzes vom 13. Dezember 1951 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 955), des Telegraphenwegegesetzes 
vom 18. Dezember 1899 (Reichsgesetzbl. S. 705), des 
Luftverkehrsgesetzes in der Fassung vom 10. Januar 
1959 (Bundesgesetzbl. I S. 9) und des Gesetzes über 
die Beförderung von Personen zu Lande in der Fas- 
sung vom 6. Dezember 1937 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1319) bleiben von den Vorschriften des Dritten 
Teils unberührt. Das gleiche gilt bei Planfeststel- 
lungsverfahren für überörtliche Planungen auf den 
Gebieten des Verkehrs-, Wege- und Wasserrechtes 
ndtu idimcaieehtlichen Vorschriften, wenn die Ge- 
meinde beteiligt worden ist. § 31e Abs, 3 ist anzu- 
wenden. 


§ 31g 

Schutz des Mutterbodens 

siehe § 41 Mutterboden, der bei der Errichtung und Ände- 

rung baulicher Anlagen sowie bei wesentlichen an- 
deren Veränderungen der Erdoberfläche ausgeho- 
ben wird, ist in nutzbarem Zustand zu erhalten und 
vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen. Der 
Bundesminister für Wohnungsbau wird ermächtigt, 
zu dem in Satz 1 genannten Zweck durch Rechts- 
verordnung Vorschriften über Art und Umfang des 
Schutzes des Mutterbodens zu erlassen. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Entschädigung 


§ 32 

Eriverhsp flicht 

(1) Sind im Bebauungsplan Flächen als 

1. Verkehrsflächen, 


2. Versorgungsflächen, 

3. Grünflächen, 

4. Frei! lachen im Sinne des § 12 Abs. 1 Nr. 8 
Buchstaben a und b, 

5. Baiigrundstücke für öffentliche Zwecke 
fBaugrundstücke für den Gemeinbedarfj, 


§ 32 

Entschädigung in Geld oder durch Gbernahnte 

(1) Sind im Bebauungsplan 

1. entfällthier 

siehe Nr. 6a 

2. entfällthier 

s i e h e Nr. 6b 

3. entfällthier 

siehe Nr. 6d 

4. entfällt 

5. Baugrundstücke für den Gemeinbedarf, 
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6. Baugrundstücke für besondere bauliche 
Anlagen, die privatwirtschaftlichen Zwek- 
ken dienen und deren Standplatzbestim- 
mung durch besondere städtebauliche 
Gründe bedingt ist, 

siehe Nr. 1 

siehe Nr. 2 


siehe Nr. 3 


7. Flächen für Gemeinschaftsanlagen, 

8. von der Bebauung freizuhaltende Grund- 
stücke, 

9. von der Bebauung freizuhaltende Schutz- 
flächen 

festgesetzt, so kann der Eigentümer verlangen, daß 
der im Absatz 3 Bezeichnete die Flächen zu Eigen- 
tum erwirbt. Im Falle der Nummer 8 kann der 
Erwerb nicht verlangt werden, wenn die Beschaffen- 
heit des Grundstücks oder die Eigenart seiner Lage 
in Beziehung zum Orts- und Landschaftsbild die 
Freihaltung von der Bebauung erfordert, 

(2) Der Anspruch nach Absatz 1 entsteht spä- 
testens nach fünf Jahren, seitdem der Bebauungs- 
plan rechtsverbindlich geworden ist. Vor Ablauf 
dieser fünf Jahre kann der Eigentümer den Erwerb 
verlangen, 

1. wenn und sobald der Stand' der Bebauung 
in der Umgebung ergibt, daß für ihn 
weder die bisherige Nutzung noch eine 
andere zulässige Art der Nutzung wirt- 
schaftlich zumutbar ist, 

2. wenn seine wirtschaftlichen Verhältnisse 
dies zwingend erfordern oder 

3. wenn Änderungen baulicher Anlagen oder 
wertsteigernde Veränderungen von nicht- 
überbauten Flächen nach § 31 nicht vor- 
genommen werden dürfen und dadurch 
die Nutzbarkeit einer baulichen Anlage 
oder einer Fläche aufgehoben oder we- 
sentlich herabgesetzt oder die Instand- 
haltung unmöglich gemacht wird. 

In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 5 bis 7 kann der 
Erwerb auch verlangt werden, sobald die Erschlie- 
ßung durchgeführt ist. 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 

6. Baugrundstücke für besondere bauliche 
Anlagen, die privatwirtschaftlichen Zwek- 
ken dienen, 


6a. Verkehrsflächen, 

6b. Versorgungsflächen, 

6c. Flächen für die Verwertung oder Beseiti- 
gung von Abwasser und festen Abfall- 
stoffen, 

6d. Grünflächen, 

6e. Flächen für Aufschüttungen, Abgrabungen 
oder für die Gewinnung von Steinen, 
Erden und anderen Bodenschätzen, 

6f. Flächen für Gemeinschaftsstellplätze und 
Gemeinschaftsgaragen, 

7. unverändert 

8. entfällthier 

siehe § 32a Abs. 1 

9. entfällthier 

siehe § 32a Abs. 2 

festgesetzt, so ist der Eigentümer nach Maßgabe der 
folgenden Absätze zu entschädigen, soweit ihm Ver- 
mögensnachteile entstehen. Dies gilt in den Fällen 
der Nummern 6f und 7 nicht, soweit die Festsetzun- 
gen oder ihre Durchführung den Interessen des 
Eigentümers oder der Erfüllung einer ihm obliegen- 
den Rechtspflicht dienen, 

(2) Der Eigentümer kann die Übernahme der 
Flächen verlangen. 


1 . wenn und soweit es ihm mit Rücksicht auf 
die Festsetzung oder Durchführung des 
Bebauungsplanes wirtschaftlich nicht mehr 
zuzumuten ist, das Grundstück zu behalten 
oder es in der bisherigen oder einer ande- 
ren zulässigen Art zu nutzen, oder 

2. entfällt 

3. wenn Vorhaben nach § 31 nicht ausge- 
führt werden dürfen und dadurch die bis- 
herige Nutzung einer baulichen Anlage 
aufgehoben oder wesentlich herabgesetzt 
wird. 


In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 5, 6, 6f und 7 
kann die Übernahme auch verlangt werden, sobald 
die Erschließung durchgeführt ist. 

(2a) Dem Eigentümer ist eine angemessene Ent- 
schädigung in Geld zu leisten, wenn und soweit 
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(3) Zum Erwerb ist derjenige verpflichtet, zu 
dessen Gunsten die Festsetzung erfolgt ist. In den 
Fällen des Absatzes 1 Nr. 1, 2, 5 ist der Begünstigte 
zum Erwerb nur verpflichtet, wenn er mit der Fest- 
setzung einverstanden ist. Ist ein Begünstigter nicht 
bestimmt, liegt ein notwendiges Einverständnis 
nicht vor oder ist der Begünstigte zur Errichtung 
des Entgeltes nicht in der Lage, so ist die Gemeinde 
zum Erwerb verpflichtet. 

(4) Kommt eine Einigung über den Erwerb nicht 
zustande, so kann der Eigentümer die Entziehung 
des Eigentums an den Flächen verlangen. Für die 
Entziehung des Eigentums gelten die Vorschriften 
des Fünften Teils dieses Gesetzes. Ais Verkehrs- 
wert ist mindestens der Wert einzusetzen, den die 
Flächen hätten, wenn die Festsetzung des Be- 
bauungsplanes nicht erfolgt wäre. 


siehe § 32 Abs. 1 Nr. 8 


siehe § 32 Abs. 1 Nr, 9 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 

Vorhaben nach § 31 nicht ausgeführt werden dürfen 
und dadurch die bisherige Nutzung seines Grund- 
stücks wirtschaftlich erschwert wird. Die Vorschrif- 
ten über die Entschädigung im Zweiten Abschnitt 
des Fünften Teils dieses Gesetzes gelten sinn- 
gemäß. 

(3) Zur Entschädigung ist der Begünstigte ver- 
pflichtet, wenn er mit der Festsetzung zu seinen 
Gunsten einverstanden ist. Ist ein Begünstigter nicht 
bestimmt oder liegt sein Einverständnis nicht vor, 
so ist die Gemeinde zur Entschädigung verpflichtet. 
Erfüllt der Begünstigte seine Verpflichtung nicht, so 
ist dem Eigentümer gegenüber auch die Gemeinde 
verpflichtet; der Begünstigte hat der Gemeinde Er- 
satz zu leisten. 

(4) Ist die Entschädigung durch Übernahme der 
Flächen zu leisten und kommt eine Einigung über 
die Übernahme nicht zustande, so kann der Eigen- 
tümer die Entziehung des Eigentums an den Flächen 
verlangen. Für die Entziehung des Eigentums gelten 
die Vorschriften des Fünften Teils dieses Gesetzes, 
Verkehrswert ist dabei mindestens der Wert, den 
die Flächen hätten, wenn der Bebauungsplan nicht 
aufgestellt worden wäre. 

(5) Ist die Entschädigung in Geld zu leisten und 
kommt eine Einigung über die Geldentschädigung 
nicht zustande, so entscheidet die höhere Verwal- 
tungsbehörde. Vor der Entscheidung sind die Be- 
teiligten zu hören. 

§ 32a 

Entschädigung bei Festsetzungen 
von unbebaubaren Grundstücken und von 
Schutzfilächen 

(1) Sind im Bebauungsplan innerhalb der Bau- 
gebiete gelegene Flächen als von der Bebauung frei- 
zuhaltende Grundstücke festgesetzt, so ist dem 
Eigentümer für eine dadurch eintretende Wertmin- 
derung des Grundstücks eine angemessene Entschä- 
digung in Geld zu leisten. Dies gilt nicht für die 
nicht überbaubaren Teile von Baugrundstücken. Eine 
Entschädigung kann nicht verlangt werden, wenn 
die Beschaffenheit oder die besondere Lage des 
Grundstücks in der Örtlichkeit erfordert, das Grund- 
stück von der Bebauung freizuhalten, 

(2) Sind im Bebauungsplan von der Bebauung 
freizuhaltende Schutzflächen festgesetzt, so gilt Ab- 
satz 1 Satz 1 entsprechend. 

(3) Ist dem Eigentümer wirtschaftlich nicht mehr 
zuzumuten, das Grundstück zu behalten oder es in 
der bisherigen oder in einer anderen zulässigen Art 
zu nutzen, so kann er Entschädigung durch Über- 
nahme des Grundstücks verlangen. 

(4) Die Vorschriften über die Entschädigung im 
Zweiten Abschnitt des Fünften Teils dieses Geset- 
zes gelten sinngemäß. § 32 Abs. 3 bis 5 gilt ent- 
sprechend. 
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§ 33 

Begründung von Geh-, Fahr- und Leitungsrechten 

Sind im Bebauungsplan Flächen festgesetzt, die 
mit Geh“, Fahr- und Leitungsrechten zu belasten 
sind, so kann der Eigentümer unter den Voraus- 
setzungen des § 32 Abs. 2 verlangen, daß das Recht 
zugunsten des in § 32 Abs. 3 Bezeichneten be- 
gründet wird. § 32 Abs. 4 gilt sinngemäß. 


§ 34 

Ge7rfentschädigung bei Festsetzungen 
von Schutzflächen und bei Bindungen 
für Bepflanzungen 

(1) Liegen die in § 32 Abs. 1 Nr. 9 bezeichneten 
Schutzflächen außerhalb der im Zusammenhang be- 
bauten Ortsteile, so kann der Eigentümer verlangen, 
daß ihm anstelle der Übernahme der Flächen eine 
angemessene Entschädigung in Geld geleistet wird, 
wenn ihm mit der Festsetzung als Schutzfläche ein 
besonderes Opfer auferlegt wird. 

(2) Sind im Bebauungsplan Bindungen für Be- 
pflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, 
Sträuchern und Gewässern festgesetzt, so ist dem 
Eigentümer eine angemessene Entschädigung in 
Geld zu leisten, wenn ihm mit diesen Festsetzungen 
ein besonderes Opfer auferlegt wird. 


(3) Zur Entschädigung ist derjenige verpflichtet, 
zu dessen Gunsten die Festsetzungen erfolgt sind. 
Ist ein Begünstigter nicht bestimmt oder ist er zur 
Entrichtung der Entschädigung nicht in der Lage, so 
ist die Gemeinde zur Entschädigung verpflichtet. 
Bei der Bemessung der Entschädigung ist die ent- 
zogene Nutzung unter gerechter Abwägung der 
Interessen der Allgemeinheit und der Beteiligten 
zu berücksichtigen. Kommt eine Einigung über die 
Geldentschädigung nicht zustande, so entscheidet 
die höhere Verwaltungsbehörde; vor der Entschei- 
dung sind die Beteiligten zu hören. 

§ 35 

Entschädigungspflicht bei Änderung, Ergänzung 
oder Aufhebung eines Bebauungsplanes 

(1) Wird ein Bebauungsplan geändert, ergänzt 
oder aufgehoben, so ist dem Eigentümer eine ange- 
messene Entschädigung in Geld insoweit zu leisten. 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 
§ 33 

Entschädigung bei Begründung von Geh-, Fahr- 
iind Leitungsrechten 

( 1 ) Sind im Bebauungsplan Flächen festgesetzt, 
die mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belasten 
sind, so kann der Eigentümer unter den Voraus- 
setzungen des § 32 Abs. 2 verlangen, daß das Recht 
zugunsten des in § 32 Abs. 3 Bezeichneten begrün- 
det wird. Dies gilt nicht für die Verpflichtung zur 
Duldung solcher örtlichen Leitungen, die der Er- 
schließung und Versorgung des Grundstücks dienen. 
Weitergehende Rechtsvorschriften, nach denen der 
Eigentümer zur Duldung von Versorgungsleitungen 
verpflichtet ist, bleiben unberührt. 

(2) Kann der Eigentümer nach Absatz 1 die Be- 
gründung des Rechtes verlangen und kommt eine 
Einigung nicht zustande, so gelten die Vorschriften 
des Fünften Teils dieses Gesetzes sinngemäß. 

§ 34 

Entschädigung bei Bindungen für Bepflanzungen 

(1) entfällt 

vergleiche § 32a 


(2) Sind im Bebauungsplan Bindungen für Be- 
pflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, 
Sträuchern und Gewässern festgesetzt, so ist dem 
Eigentümer eine angemessene Entschädigung in 
Geld zu leisten, wenn und soweit infolge dieser 
Festsetzungen 

1. besondere Aufwendungen notwendig sind, 
die über das bei ordnungsgemäßer Bewirt- 
schaftung erforderliche Maß hinausgehen, 
oder 

2. eine wesentliche Wertminderung des 
Grundstücks eintritt. 

(3) Zur Entschädigung ist die Gemeinde ver- 
pflichtet. Sind die Festsetzungen zugunsten eines 
Dritten erfolgt, so ist dieser zur Entschädigung ver- 
pflichtet, wenn er mit der Festsetzung zu seinen 
Gunsten einverstanden ist. § 32 Abs. 3 Satz 3 gilt 
entsprechend. Kommt eine Einigung über die Ent- 
schädigung nicht zustande, so entscheidet die höhere 
Verwaltungsbehörde. Vor der Entscheidung sind 
die Beteiligten zu hören. 


§ 35 

entfällt 
vergleiche § 35a 
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als seine Vorbereitungen zur Nutzung des Grund- 
stücks gemäß den bisher geltenden Festsetzungen 
des Bebauungsplanes für ihn an Wert verlieren. 
Zur Entschädigung ist die Gemeinde verpflichtet. 
§ 34 Abs. 3 Satz 4 gilt entsprechend. 

(2) Wird ein Bebauungsplan geändert, so ist für 
die Beschränkung der bisher zulässigen baulichen 
Nutzung eines Grundstücks eine Entschädigung zu 
leisten, wenn einzelnen Eigentümern dadurch ein 
besonderes Opfer auferlegt wird. Die §§ 103, 105, 
106, 109 Abs. 1 gelten sinngemäß. Zur Entschädigung 
ist die Gemeinde verpflichtet. § 34 Abs. 3 Satz 4 
gilt entsprechend. Im Falle der Aufhebung einer 
bisher zulässigen baulichen Nutzung kann der 
Eigentümer verlangen, daß der in § 32 Abs. 3 Be- 
zeichnete das Grundstück zu Eigentum erwirbt. 
§ 32 Abs. 2 und 4 gilt entsprechend. 

(3) Erfolgt eine Beschränkung der bisher zu- 
lässigen baulichen Nutzung eines Grundstücks aas 
Gründen der Gesundheit, so ist eine Entschädigung 
nicht zu leisten. Das gleiche gilt, wenn die Beschrän- 
kung aus Gründen der Sicherheit des umliegenden 
Gebietes erfolgt und die dadurch entstehenden Ver- 
mögensnachteile überwiegend durch Vermögens- 
vorteile ausgeglichen werden. 

(4) Wird ein Bebauungsplan aufgehoben, so ist 
für die Aufhebung der bisher zulässigen baulichen 
Nutzung eines Grundstücks eine Entschädigung zu 
leisten, wenn einzelnen Eigentümern dadurch ein 
besonderes Opfer auferlegt wird. Absatz 2 Satz 2 
bis 4 gilt entsprechend. 


vergleiche §35 


B p s r h l vi s s e des 24. A u s s r h u s s e s 


§ 35a 

Entschädigung bei Änderung oder Aufhebung 
eines Bebauungsplanes 

(1) Liegen die Voraussetzungen der §§ 32 bis 33 
nicht vor, so kann der Eigentümer eine angemes- 
sene Entschädigung in Geld verlangen, 

1. wenn die bisher zulässige bauliche Nut- 
zung eines bebauten Grundstücks aufge- 
hoben oder geändert wird, 

2. wenn die bisher zulässige bauliche Nut- 
zung eines unbebauten Grundstücks auf- 
gehoben oder geändert wird und die Vor- 
aussetzungen für eine bauliche Nutzung 
nach § 29b gegeben waren, oder 

3. wenn eine bisher zulässige sonstige Nut- 
zung aufgehoben oder geändert wird, 

soweit dadurch eine wesentliche Wertminderung 
des Grundstücks eintritt. Dies gilt nicht, wenn die 
bisher zulässige Nutzung geändert wird, weil sie 
den allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse oder an die Sicherheit der 
auf dem betroffenen Grundstück oder im umliegen- 
den Gebiet wohnenden oder arbeitenden Menschen 
nicht entspricht. 

(2) Der Eigentümer kann ferner angemessene 
Entschädigung in Geld verlangen, soweit durch eine 
Aufhebung oder Änderung der sein Grundstück be- 
treffenden Festsetzungen des Bebauungsplanes Auf- 
wendungen für Vorbereitungen zur Nutzung des 
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§ 36 

Durchführung des Bebauungsplanes gegenüber vor- 
handenen baulichen Anlagen und sonstigen 
Nutzungen 

Die Gemeinde kann verlangen, daß vorhandene 
bauliche Anlagen, deren Nutzung und die sonstige 
Nutzung eines Grundstücks gegen Entschädigung 
den Festsetzungen des Bebauungsplanes angepaßt 
werden, wenn dies aus Gründen der Gesundheit 
oder Sicherheit erforderlich ist. § 35 Abs. 2 Satz 2 
bis 4 gilt entsprechend. 

§ 37 

Zulässigkeit von Vorhaben während der 
Planaufstellung 

Während eines Verfahrens zur Aufstellung eines 
Bebauungsplanes im Sinne des § 29 Abs. 1 Nr. 1 ist 
in dem Planungsbereich die baurechtlich genehmi- 
gungsbedürftige Errichtung, Änderung oder Nut- 
zungsänderung von baulichen Anlagen zulässig, 
wenn 

1. nach dem Stand der Planungsarbeiten anzu- 
nehmen ist, daß das Vorhaben den künftigen 
Festsetzungen des Bebauungsplanes nicht 
entgegenstehen wird und der Antragsteller 
diese Festsetzungen für sich und seine Rechts- 
nachfolger schriftlich anerkennt, 

2. Vorschriften dieses Gesetzes und sonstige 
baurechtliche Vorschriften der Durchführung 
des Vorhabens nicht entgegenstehen und 

3. die Erschließung gesichert ist. 

§ 38 

Zulässigkeit von Vorhaben innerhalb der im 
Zusammenhang bebauten Ortsteile 

Ist ein Verfahren zur Aufstellung eines Be- 
bauungsplanes im Sinne des § 29 Abs. 1 Nr. 1 noch 
nicht eingeleitet oder die Aufstellung eines solchen 
Bebauungsplanes nicht erforderlich, so ist innerhalb 
der im Zusammenhang bebauten Ortsteile die bau- 
rechtlich genehmigungsbedürftige Errichtung, Än- 
derung oder Nutzungsänderung von baulichen An- 
lagen zulässig, wenn 

1. das Vorhaben nach der vorhandenen Be- 
bauung und Erschließung unbedenklich ist und 

2. Vorschriften dieses Gesetzes und sonstige 
baurechtliche Vorschriften der Durchführung 
des Vorhabens nicht entgegenstehen. 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 

Grundstücks an Wert verlieren, die der Eigentümer 
im Vertrauen auf den Bestand der bisherigen Fest- 
setzungen des Bebauungsplanes gemacht hat. 

(3) Zur Entschädigung ist die Gemeinde ver- 
pflichtet. Die Vorschriften über die Entschädigung 
im Zweiten Abschnitt des Fünften Teils dieses Ge- 
setzes gelten sinngemäß. Kommt eine Einigung über 
die Entschädigung nicht zustande, so entscheidet die 
höhere Verwaltungsbehörde. Vor der Entscheidung 
sind die Beteiligten zu hören. 

§ 36 

entfällt 

vergleiche § 96a Abs. 1 Nr. 5 


§ 37 

entfällt hier 
siehe § 31a 


§ 38 

entfällt hier 
siehe § 31b 
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§ 39 

/ulüssigkeit von Vorhaben im sonstigen 
Gesa m thau her eich 

Nach Aufstellung der vorbereitenden Bauleit- 
pläne gilt im Gesamtbaubereich außerhalb der im 
Zusammenhang bebauten Ortsteile und außerhalb 
des räumlichen Geltungsbereiches eines Bebauungs- 
planes im Sinne des § 29 Abs. 1 Nr. 1 für die Zu- 
lässigkeit einer baurechtlich genehmigungsbedüii- 
tigen Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung 
von baulichen Anlagen § 40 Abs. 2 und 3 entspre- 
chend. 


§ 40 

Zulässigkeit von Vorhaben im Außenbereich 

(1) Im Außenbereich ist, soweit öffentliche Be- 
lange nicht entgegenstehen und die Erschließung 
gesichert ist, die baurechtlich genehmigungsbedürf- 
tige Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung 
von baulichen Anlagen nur zulässig, wenn sie 

1. einem landwirtschaftlichen oder forstwirt- 
schaftlichen Betrieb dienen und nur einen 
untergeordneten Teil der Betriebsflächen 
einnehmen, 

2. einem erwerbsgärtnerischen Betrieb oder 
einer Landarbeiterstelle dienen, 

3. dem Fernmeldewesen, der Energie- oder 
Wasserversorgung, dem Abwasserwesen 
oder einem ortsgebundenen gewerblichen 
Betrieb dienen oder 

4. wegen ihrer besonderen Anforderungen 
an die Umgebung, wegen ihrer nachtei- 
ligen Wirkung auf die Umgebung oder 
wegen ihrer besonderen Zweckbestim- 
mung nur im Außenbereich ausgeführt 
werden sollen. 

(2) Sonstige baurechtlich genehmigungsbedürf- 
tige Voihaben können mit Zustimmung der höheren 
Verwaltungsbehörde im Einzelfall zugelassen wer- 
den, wenn ihre Ausführung oder Benutzung öffent- 
liche Belange nicht beeinträchtigt. 

(3) Eine Beeinträchtigung öffentlicher Belange 
im Sinne der Absätze 1 und 2 liegt vor, wenn das 
Vorhaben unwirtschaftliche Aufwendungen für 
Straßen und andere Verkehrseinrichtungen, Versor- 
gungs- und Abwasseranlagen, für die Sicherheit, 
Gesundheit oder für sonstige Aufgaben erfordert, 
die Wasserwirtschaft gefährdet, das Ortsbild ver- 
unstaltet oder die natürliche Eigenart der Land- 
schaft beeinträchtigt, den Zusammenhang land- oder 
forstwirtschaftlicher Flächen zerreißt oder den Vor- 
schriften über den Anbau an Verkehrsstraßen nicht 
genügen würde oder wenn die Entstehung einer 
Splittersiedlung zu befürchten ist. 

(4) Bis zur Aufstellung der vorbereitenden Baii- 
leitpläne gilt das Gemeindegebiet außerhalb der 
im Zusammenhang bebauten Ortsteile als Außen- 
bereich. 


§ 39 

entfällt 


§ 40 

entfällt hier 
siehe § 31c 


Schusses 


35 



Drucksadie 1794 


Deutscher Bundestag • — 3. Wahlperiode 


Entwurf 
§ 41 

Schutz des Mutterbodens 

Mutterboden, der bei der Errichtung und Ände- 
rung baulicher Anlagen sowie bei wesentlichen an- 
deren Veränderungen der Erdoberfläche ausgeho- 
ben wird, ist in nutzbarem Zustand zu erhalten und 
vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen. Der 
Bundesminister für Wohnungsbau wird ermächtigt, 
zu dem in Satz 1 genannten Zweck durch Rechtsver- 
ordnung Vorschriften über Art und Umfang des 
Schutzes des Mutterbodens zu erlassen. 


VIERTER TEIL 
Bodenordnung 

ERSTER ABSCHNITT 
Umlegung 


/. Zweck und Voraussetzungen 
§ 42 

(1) Im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes 
können Grundstücke durch Umlegung in der Weise 
neu geordnet werden, daß sie nach Lage, Form und 
Größe für die bauliche oder sonstige Nutzung 
zweckmäßig gestaltet sind. 


(2) Das Umlegungsverfahren kann eingeleitet 
werden, auch wenn ein Bebauungsplan noch nicht 
aufgestellt ist. In diesem Falle muß der Bebauungs- 
plan vor der Auslegung der Lagepläne (§ 61 Abs. 1) 
in Kraft getreten sein. 


11. Allgemeine Vorschriften 
§ 43 

Zuständigkeit 

(1) Die Umlegung wird von den kreisfreien 
Städten und Landkreisen (Umlegungsstelle) ein- 
geleitet und durchgeführt, wenn dies zur Verwirk- 
lichung des in § 42 Abs. 1 bezeichneten Zweckes 
erforderlich ist. 

(2) Erfüllt eine Umlegungsstelle ihre Aufgabe nach 
Absatz 1 nicht, so kann die Einleitung und Durch- 
führung der Umlegung nach Maßgabe der landes- 
rechtlichen Vorschriften von der höheren Verwal- 
tungsbehörde unter Fristsetzung angeordnet und 
nach fruchtlosem Ablauf der Frist vorgenommen 
werden. 


Beschlüsse des 24. A u s s c h u s s e s 
§ 41 

entfällt hier 
siche. § 3 1 (j 


VIERTER TEIL 

Bodenordnung 

ERSTER ABSCHNITT 

Umlegung 


§ 42 

Zweck der Umlegung 

(1) Im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes 
im Sinne des § 29b können zur Erschließung oder 
Neugestaltung bestimmter Gebiete bebaute und un- 
bebaute Grundstücke durch Umlegung in der Weise 
neugeordnet werden, daß nach Lage, Form und 
Größe für die bauliche oder sonstige Nutzung 
zweckmäßig gestaltete Grundstücke entstehen. 

(2) Das Umlegungsverfahren kann eingeleitet 
werden, auch wenn ein Bebauungsplan noch nicht 
aufgestellt ist. In diesem Falle muß der Bebauungs- 
plan vor der Auslegung der Umlegungskarte (§ 61 
Abs. 1) in Kraft getreten sein. 


§ 43 

Zuständigkeit und Voraussetzungen 

(1) Die Umlegung ist von der Gemeinde (Um- 
legungsstelle) in eigener Verantwortung anzuord- 
nen und durchzuführen, wenn und sobald sie zur 
Verwirklichung eines Bebauungsplanes erforderlich 
ist. 

(2) entfällt 
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(3) Die Länder können bestimmen, 

1. daß von den LJinlegungssteUen Um- 
legungsausschüsse mit selbständigen Ent- 
scheidungsbefugnissen für die Durchfüh- 
rung der Umlegung gebildet werden, 

2. in welcher Weise die Umlegungsaus- 
schüsse zusammenzusetzen und mit wel- 
chen Befugnissen sie auszustatten sind. 

s i e h e § 197 Abs. 1 Satz 2 


§ 44 

Einleitung 

(1) Die Umlegung wird durch Beschluß eingelei- 
tet (Umlegungsbeschluß). Im Umlegungsbeschluß 
ist das Umlegungsgebiet (§ 49) zu bezeichnen. Die 
im Umlegungsgebiet gelegenen Grundstücke sind 
einzeln aufzuführen, 

(2) Der U mlegiingsbeschluß ist der höheren Ver- 
waltungsbehörde niiizuteilen. Er bedarf ihrer Ge- 
nchnügung , wenn der Bebauungsplan noch nicht ge- 
nehmigt ist. § 7 Abs. 3 und 4 gilt entsprechend. 

§ 45 

Beteiligte 

(l) In dem Umlegungsverfahren sind Beteiligte 

1. die Eigentümer der im Umlegungsgebiet 
gelegenen Grundstücke, 

2. die Inhaber eines im Grundbuch eingetra- 
genen oder durch Eintragung gesicherten 
Rechtes an einem im Umlegungsgebiet ge- 
legenen Grundstück oder an einem das 
Grundstück belastenden Recht, 

3. die Inhaber eines nicht im Grundbuch 
eingetragenen Rechtes an dem Grundstück 
oder an einem das Grundstück belasten- 
den Recht, eines Anspruches mit dem 
Recht auf Befriedigung aus dem Grund- 
stück oder eines persönlichen Rechtes, das 
zum Erwerb, zum Besitz oder zur Nutzung 
des Grundstücks berechtigt oder den 
Verpflichteten in der Benutzung des 
Grundstücks beschränkt, 

4. die Gemeinde, soweit sic nicht Umlegungs- 
stelle ist. 


(2) Die in Absatz 1 Nr. 3 bezeichneten Personen 
werden zu dem Zeitpunkt Beteiligte, in dem die 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 

(3) Die Landesregierungen können durch Rechts- 
verordnung bestimmen, 

1. daß von der Gemeinde Umlegungsaus- 
schüsse mit selbständigen Entscheidungs- 
befugnissen für die Durchführung der Um- 
legung gebildet werden, 

2. in welcher Weise die Umlegungsaus- 
schüsse zusammenzusetzen und mit wel- 
chen Befugnissen sie auszustatten sind, 

3. daß zur Entscheidung über einen Rechts- 
behelf im Umlegungsverfahren Obere Um- 
legungsausschüsse gebildet werden und 
wie diese Ausschüsse zusammenzusetzen 
sind. 

(4) Auf die Anordnung und Durchführung einer 
Umlegung besteht kein Anspruch. 

§ 44 

Umlegungsbeschluß 

(1) Die Umlegung wird durch einen Beschluß der 
Umlegungsstelle eingeleitet (Umlegungsbeschluß). 
Im Umlegungsbeschlüß ist das Umlegungsgebiet 
(§ 49) zu bezeichnen. Die im Umlegungsgebiet ge- 
legenen Grundstücke sind einzeln aufzuführen. 

(2) entfällt 


§ 45 

Beteiligte 

(1) In dem Umlegungsverfahren sind Beteiligte 

1. unverändei't 

2. unverändert 


3. unverändert 


4. die Gemeinde, 

5. unter den Voraussetzungen des § 52 

Abs. 5 die Bedarfsträger, 

6. die Erschließungsträger. 

(2) Die in Absatz 1 Nr. 3 bezeichneten Personen 
werden zu dem Zeitpunkt Beteiligte, in dem die 
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Anmeldung ihres Rechtes der Umlegungsstelle zu- 
geht. die Anmeldung kann spätestens bis zur Be- 
schlußfassung über den Umlegungsplan (§ 60 

Abs. 1) erfolgen. 

(3) Bestehen Zweifel an einem angemeldeten 
Recht, so hat die Umlegungsstelle dem Anmelden- 
den unverzüglich eine Frist zur Glaubhaftmachung 
seines Rechtes zu setzen. Nach fruchtlosem Ablauf 
der Frist ist er bis zur Glaubhaftmachung seines 
Rechtes nicht mehr zu beteiligen. 

(4) Der im Grundbuch eingetragene Gläubiger 
einer Hypothek, Grundschuld oder Rentenschuld, 
für die ein Brief erteilt ist, sowie jeder seiner 
Rechtsnachfolger hat auf Verlangen der Umlegungs- 
stelle eine Erklärung darüber abzugeben, ob ein 
anderer die Hypothek, Grundschuld oder Renten- 
schuld oder ein Recht daran erworben hat; die Per- 
son eines Erwerbers hat er dabei zu bezeichnen. 
§ 186 Abs. 2 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend. 

§ 46 

Rechtsnachfolge 

Wechselt während eines Umlegungsverfahrens 
die Person eines Beteiligten, so tritt sein Rechts- 
nachfolger in dieses Verfahren in dem Zustande 
ein, in dem es sich im Zeitpunkt des Überganges 
des Rechtes befindet. 

§ 47 

Bekanntmachung des Umlegungsbeschlusses 

(1) Der Umlegungsbeschluß ist in der Gemeinde 
ortsüblich bekanntzumachen. Im Falle des § 44 
Abs. 2 Satz 2 erfolgt die Bekanntmachung erst nach 
Erteilung der Genehmigung durch die höhere Ver- 
waltungsbehörde. 

(2) Die Bekanntmachung , des Umlegungs- 
beschlusses hat die Aufforderung zu enthalten, in- 
nerhalb eines Monats Rechte, die aus dem Grund- 
buch nicht ersichtlich sind, aber zur Beteiligung am 
Umlegungsverfahren berechtigen, bei der Umle- 
gungsstelle anzumelden. 

(3) Werden Rechte erst nach Ablauf der in Ab- 
satz 2 bezeichneten Frist angemeldet oder nach 
Ablauf der in § 45 Abs. 3 gesetzten Frist glaubhaft 
gemacht, so muß ein Berechtigter die bisherigen 
Verhandlungen und Festsetzungen gegen sich gel- 
ten lassen, wenn die Umlegungsstelle dies bestimmt. 

(4) Der Inhaber eines in Absatz 2 bezeichneten 
Rechtes muß die Wirkung eines vor der Anmel- 
dung eingetretenen Fristablaufes ebenso gegen sich 
gelten lassen wie der Beteiligte, dem gegenüber 
die Frist durch Bekanntgabe des Verwaltungsaktes 
zuerst in Lauf gesetzt worden ist. 

(5) Auf die rechtlichen Wirkungen nach den Ab- 
sätzen 3 und 4 sowie nach § 48 ist in der Bekannt- 
machung hinzuweisen. 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 

Anmeldung ihres Rechtes der Umlegungsstelle zu- 
geht. Die Anmeldung kann bis zur Beschlußfassung 
über den Umlegungsplan (§ 60 Abs. 1) erfolgen. 

(3) unverändert 


(4) Der im Grundbuch eingetragene Gläubiger 
einer Hypothek, Grundschuld oder Rentenschuld, für 
die ein Brief erteilt ist, sowie jeder seiner Rechts- 
nachfolger hat auf Verlangen der Umlegungsstelle 
eine Erklärung darüber abzugeben, ob ein anderer 
die Hypothek, Grundschuld oder Rentenschuld oder 
ein Recht daran erworben hat; die Person des Er- 
werbers hat er dabei zu bezeichnen. § 186 Abs. 2 
Satz 2 bis 4 gilt entsprechend. 

§ 46 

Rechtsnachfolge 

Wechselt die Person eines Beteiligten während 
eines Umlegungsverfahrens, so tritt sein Rechtsnach- 
folger in dieses Verfahren in dem Zustande ein, in 
dem es sich im Zeitpunkt des Überganges des 
Rechtes befindet. 

§ 47 

Bekanntmachung des Umlegungsbeschlusses 

(1) Der Umlegungsbeschluß ist in der Gemeinde 
ortsüblich bekanntzumachen. Sind die Beteiligten 
einverstanden, so kann von der Bekanntmachung 
abgesehen werden. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Der Inhaber eines in Absatz 2 bezeichneten 
Rechtes muß die Wirkung eines vor der Anmeldung 
eingetretenen Fristablaufes ebenso gegen sich gelten 
lassen wie der Beteiligte, dem gegenüber die Frist 
durch Bekanntmachung des Verwaltungsaktes zuerst 
in Lauf gesetzt worden ist. 

(5) unverändert 
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§ 48 

V erände rungssperre 

(1) Von der Bekanntmachung des Umlegungs- 
beschlusses bis zur Bekanntmachung der Unanfecht- 
barkeit des Umlegungsplanes (§ 65) bedürfen der 
Genehmigung der Umlegungsstelle 

1. die Errichtung baulicher Anlagen auf dem 
Grundstück und die Vornahme wertstei- 
gernder Änderungen baulicher Anlagen, 


2. erhebliche Veränderungen der Erdober- 
fläche und wertsteigernde sonstige Ver- 
änderungen der Grundstücke. 

siehe Nr. 1 


Dies gilt nicht für Unterhaltungsarbeiten und für 
führung der Umlegung dies erfordert. Es kann aus 


(2) Die Genehmigung darf nur versagt werden, 
wenn Grund zu der Annahme besteht, daß das Vor- 
haben die Durchführung der Umlegung unmöglich 
machen oder wesentlich erschweren würde. 


§ 49 

Umlegungsgebiet 

(1) Das Umlegungsgebiet soll nicht weiter aus- 
gedehnt werden, als die zweckmäßige Durch- 
führung der Umlegung dies erfordert. Es kann aus 
räumlich getrennten Flächen bestehen. 

(2) Aus dem Umlegungsgebiet können aus- 
genommen werden Grundstücke, die 

1. bebaut sind, 

2. in besonderer Weise genutzt werden, 

3. im Interesse des Naturschutzes oder der 
Denkmalpflege zu schützen sind, 

4. als ßaugrundstücke für den Gemeinbedarf 
festgesetzt sind, 

5. von der Bebauung freizuhalten sind, 

6. als überörtliche Verkehrsflächen, sonstige 
Hauptverkehrsflächen, private Verkehrs- 
flächen oder als Freiflächen festgesetzt 
sind. 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 
§ 48 

Verfügungs- und Veränderungssperre 

(1) Von der Bekanntmachung des Umlegungsbe- 
schlusses bis zur Bekanntmachung des Umlegungs- 
planes (§ 65) dürfen im Umlegungsgebiet nur mit 
schriftlicher Genehmigung der Umlegungsstelle 

1. entfällt hier 

siehe Nr. 3 und 4 

la. Verfügungen über ein Grundstück und über 
Rechte an einem Grundstück getroffen oder 
Vereinbarungen abgeschlossen werden, 
durch die einem anderen ein Recht zur 
Nutzung oder Bebauung eines Grundstücks 
oder Grundstücksteiles eingeräumt wird; 

2. erhebliche Veränderungen der Erdober- 
fläche oder wesentlich wertsteigernde, 
sonstige Veränderungen der Grundstücke 

vorgenommen werden; 

3. nicht genehmigungsbedürftige, aber wert- 
steigernde bauliche Anlagen errichtet oder 
wertsteigernde Änderungen solcher An- 
lagen vorgenommen werden; 

4. genehmigungsbedürftige bauliche Anlagen 
errichtet oder geändert werden. 

(la) Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Ver- 
änderungssperre baurechtlich genehmigt worden 
sind, Unterhaltungsarbeiten und die Fortführung 
einer bisher ausgeübten Nutzung werden von der 
V eränderungsspei re nicht berührt. 

(2) unverändert 


§ 49 

Umlegungsgebiet 

(1) Das Umlegungsgebiet ist so zu begrenzen, 
daß die Umlegung sich zweckmäßig durchführen 
läßt. Es kann aus räumlich getrennten Flächen be- 
stehen. 

(2) Einzelne Grundstücke, die die Durchführung 
der Umlegung erschweren oder deren Grenzen durch 
die Umlegung nicht geändert werden sollen, können 
von der Umlegung ganz oder teilweise ausgenom- 
men werden. 
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7. in ihren Grenzen durch die Umlegung 
nicht geändert werden sollen. 

(3) Unwesentliche Änderungen des Umlegungs- 
gebietes können bis zur Auslegung der Lagepläne 
(§ 61 Abs. 1) von der Umlegungsstelle ohne förm- 
liche Änderung des Umlegungsbeschlusses vor- 
genommen werden. Die Änderungen werden mit 
der schriftlichen Mitteilung den Eigentümern der 
betroffenen Grundstücke gegenüber wirksam. Im 
übrigen gilt § 47 Abs. 1 Satz l, Abs. 2 bis 5 ent- 
sprechend. 

§ 50 

Bestandsverzeichnis 

(1) Die Umlegungsstelle stellt ein Verzeichnis der 
Grundstücke des Umlegungsgebietes auf (Bestands- 
verzeichnis). In dem Bestandsverzeichnis sind für 
jedes Grundstück aufzuführen 


1. die im Grundbuch eingetragenen Eigen- 
tümer, 

2. die grundbuch- und katastermäßige Be- 
zeichnung der Grundstücke unter Angabe 
von Straße und Hausnummer, 

3. die im Grundbuch eingetragenen Rechte 
und Lasten. 

(2) Die in Absatz 1 Nr. 1 und 2 bezeichneten 
Teile des Bestandsverzeichnisses sind auf die Dauer 
eines Monats in der Gemeinde öffentlich auszulegen. 
Ort und Dauer der Auslegung sind mindestens eine 
Woche vor der Auslegung ortsüblich bekannt- 
zumachen. Betrifft die Umlegung nur einzelne 
Grundstücke, so genügt anstelle der ortsüblichen 
Bekanntmachung die Mitteilung an die Eigentümer 
und die Inhaber sonstiger Rechte, soweit sie aus 
dem Grundbuch ersichtlich sind oder ihr Recht bei 
der Umlegungsstelle angemeldet haben. 


(3) ln den in Absatz 1 Nr. 3 bezeichneten Teil 
des Bestandsverzeichnisses ist die Einsicht jedem 
gestattet, der ein berechtigtes Interesse darlegt. 

§ 51 

Benachrichtigung des Grundbuchamtes 
und f/cs Vollstreckungsgerichtes 

(1) Die Umlegungsstelle teilt dem Grundbuchamt 
die Einleitung des Umlegungsverfahrens mit. Das 
Grundbuchamt hat die Umlegungsstelle von allen 
Eintragungen zu benachrichtigen, die nach dem 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 


(3) Unwesentliche Änderungen des Umlegungs- 
gebietes können bis zur Auslegung der Umlegungs- 
karte (§ 61 Abs. 1) von der Umlegungsstelle ohne 
förmliche Änderung des Umlegungsbeschlusses vor- 
genommen werden. Die Änderungen werden mit der 
schriftlichen Mitteilung den Eigentümern der be- 
Iroffenen Grundstücke gegenüber wirksam. Im übri- 
gen gilt § 47 entsprechend. 


§ 50 

Bestandskarte und Bestandsverzeichnis 

(1) Die Umlegungsstelle fertigt eine Karte und 
ein Verzeichnis der Grundstücke des Umlegungsge- 
bietes an (Bestandskarte und Bestandsverzeichnis). 

Die Bestandskarte weist die bisherige Lage, die 
Größe und die Nutzung der Grundstücke des Umle- 
gungsgebietes aus und bezeichnet die Eigentümer. 

In dem Bestandsverzeichnis sind für jedes Grund- 
stück aufzuführen 

1. unverändert 

2. unverändert 


3. sowie die im Grundbuch in Abteilung II 
eingetragenen Lasten und Beschränkun- 
gen. 

(2) Die Bestandskarte und die in Absatz 1 Nr. 1 
und 2 bezeichneten Teile des Bestandsverzeichnisses 
sind auf die Dauer eines Monats in der Gemeinde 
öffentlich auszulegen. Ort und Dauer der Auslegung 
sind mindestens eine Woche vor der Auslegung 
ortsüblich bekanntzumachen. Von der Auslegung der 
Bestandskarte und des Bestandsverzeichnisses kann 
abgesehen werden, wenn alle Beteiligten einver- 
standen sind. 

(2a) Betrifft die Umlegung nur wenige Grundstücke, 
so genügt anstelle der ortsüblichen Bekanntmachung 
die Mitteilung an die Eigentümer und die Inhaber 
sonstiger Rechte, soweit sie aus dem Grundbuch er- 
sichtlich sind oder ihr Recht bei der Umlegungsstelle 
angemeldet haben. 

(3) unverändert 


§ 51 

Benachrichtigung des Grundbuchamtes 
und Vollstreckungsgerichtes; Umlegungsvermerk 

(1) Die Umlegungsstelle teilt dem Grundbuchamt 
die Einleitung (§ 44) des Umlegungsverfahrens und 

die nachträglichen Änderungen des Umlegungsge- 
bietes (§ 49) mit. Das Grundbuchamt hat in die 
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Zeitpunkt der Einleitung des Umlegungsverfahrens 
im Grundbuch der betroffenen Grundstücke vor- 
genommen sind und vorgenommen werden. 

siehe Absatz 1 Satz 2 


(2) Ist im Grundbuch die Anordnung der Zwangs- 
versteigerung oder Zwangsverwaltung eingetragen, 
so gibt die Umlegungsstelle dem Vollstreckungs- 
gericht von dem Umlegungsbeschluß Kenntnis, 


III. Vereinigung und N e u e i n t e i 1 u n g 
§ 52 

Umlegungsmasse; Ausscheidung der örtlichen 
V erk ehr s flachen und Grünflächen 

(1) Die im Umlegungsgebiet gelegenen Grund- 
stücke werden nach ihrer Fläche rechnerisch zu 
einer Masse vereinigt (Umlegungsmasse). 

(2) Aus der Umlegungsmasse sind vorweg die 
Flächen, die nach dem Bebauungsplan als örtliche 
Verkehrsflächen und Grünflächen festgesetzt sind, 
auszuscheiden und der Gemeinde oder dem sonsti- 
gen Erschließimgsträger in dem Umlegungsplan zu- 
zuteilen. 


(3) Mit der Zuteilung ist die Gemeinde oder der 
sonstige Erschließimgsträger für die von ihnen ein- 
geworfenen örtlichen Verkehrsflächen und Grün- 
flächen sowie für die Flächen abgefunden, die von 
der Gemeinde oder dem sonstigen Erschließungs- 
träger für die in Absatz 2 bestimmten Zwecke er- 
worben waren. 


§ 53 

Verteilungsma55r 

(1) Aus der verbleibenden Masse (Verteilungs- 
masse) sind den Eigentümern in dem Umlegungs- 
plan zweckmäßig gestaltete Grundstücke in mög- 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 

Grundbücher der umzulegenden Grundstücke einzu- 
tragen, daß das Umlegungsverfahren eingeleitet 
ist (Umlegungsvermerk). 

(la) Das Grundbuchamt hat die Umlegungsstelle 
\ on allen Eintragungen zu benachrichtigen, die nach 
dem Zeitpunkt der Einleitung des Umlegungsver- 
fahrens im Grundbuch der betroffenen Grundstücke 
vorgenommen sind oder vorgenommen werden. 

(2) Ist im Grundbuch die Anordnung der Zwangs- 
versteigerung oder Zwangsverwaltung eingetragen, 
so gibt die Umlegungsstelle dem Vollstreckungs- 
gericht von dem Umlegungsbeschluß Kenntnis, so- 
weit dieser das Grundstück betrifft, das Gegenstand 
des Volistreckungsverfahrens ist. 


§ 52 

Umlegungsmasse und Verteilungsmasse 

( 1 ) unverändert 


(2) Aus der Umlegungsmasse sind vorweg die 
Flächen, die nach dem Bebauungsplan als örtliche 
Verkehrsflächen und Grünflächen festgesetzt sind, 
äiiszuscheiden und der Gemeinde oder dem sonsti- 
gen Erschließungsträger zuzuteilen; dies gilt für 
Grünflächen nur insoweit, als sie überwiegend den 
Bedürfnissen der Bewohner des Umlegungsgebietes 
dienen sollen. 

(3) Mit der Zuteilung ist die Gemeinde oder der 
sonstige Erschließungsträger für von ihnen in die 
Umlegungsmasse eingeworfenen örtlichen Verkehrs- 
flächen und Grünflächen insoweit abgefunden, als 

nach den Festsetzungen des Bebauungsplanes Flä- 
chen für die in Absatz 2 genannten Zwecke be- 
nötigt werden. 

(4) Die verbleibende Masse ist die Verteilungs- 
masse. 

(5) Sonstige Flächen, für die nach dem Bebau- 
ungsplan eine Nutzung für Öffentliche Zwecke fest- 
gesetzt ist, können ausgeschieden und dem Bedarfs- 
oder Erschließungsträger zugeteilt werden, wenn 
dieser geeignetes Ersatzland, das auch- außerhalb 
des Umlegungsgebietes liegen kann, in die Vertei- 
lungsmasse einbringt. Die Umlegungsstelle soll von 
dieser Befugnis Gebrauch machen, wenn dies zur 
alsbaldigen Durchführung des Bebauungsplanes 
zweckmäßig ist. 


. § 53 

Verteilungsmaßstab 

(1) entfällt hier 

siehe § 53c Abs. 1 
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liehst gleicher oder gleichwertiger Lage wie die 
eingeworfenen Grundstücke zuzuteilen, 

(2) Bei der rechnerischen Verteilung der Ver- 
teilungsmasse ist nach folgenden Vorschriften zu 
verfahren: Die Verteilungsmasse wird verteilt ent- 
weder nach dem Verhältnis, in dem die eingewor- 
fenen Grundstücke abzüglich der vorhandenen ört- 
lichen Verkehrsflächen und Grünflächen (Nutz- 
grundstücke) nach ihren Werten oder nach dem 
Verhältnis, in dem sie nach ihren Flächen vor der 
Umlegung zueinander gestanden haben. Der Maß- 
stab ist von der Umlegungsstelle nach pflicht- 
gemäßem Ermessen unter gerechter Abwägung der 
Interessen der Beteiligten je nach Zweckmäßigkeit 
einheitlich zu bestimmen. Soweit es unter Berück- 
sichtigung des Bebauungsplanes und sonstiger bau- 
rechtlicher Vorschriften nicht möglich ist, den er- 
rechneten Flächenanteil tatsächlich zuzuteilen, fin- 
det ein Ausgleich in Geld statt. 

(3) Wird die Verteilungsmasse nach dem Ver- 
hältnis der Werte aufgeteilt, so sind die Verkehrs- 
werte der im Umlegungsgebiet gelegenen Grund- 
stücke festzustellen. Maßgebend sind die Werte im 
/C6i. des Umlegungsbeschlusses. Für die Ver- 
teilung ist auszugehen vom Wert der Verteilungs- 
masse. Als Wert der Verteilungsmasse gilt der 
Wert aller eingeworfenen Nutzgrundstücke, ver- 
mehrt oder vermindert im gleichen Verhältnis, in 
dem ein Minderhedarf oder Mehrbedarf an ört- 
lichen Verkehrsflächen und Grünflächen zur Fläche 
der eingeworfenen Nutzgrundstücke steht. Der 
Mehrbedarf oder Minderbedarf an örtlichen Ver- 
kehrsflächen und Grünflächen ergibt sich aus dem 
Unterschied, der besteht zwischen den Flächen, die 
nach dem Bebauungsplan als örtliche Verkehrs- 
flächen und Grünflächen festgesetzt sind, und den 
Flächen, die als örtliche Verkehrsflächen und Grün- 
flächen vorhanden sind. Für die zuzuteilenden 
Grundstücke ist der Verkehrswert, bezogen auf den 
Zeitpunkt des Umlegungsbeschlusses, zu ermitteln. 
Dabei sind Wertänderungen, die durch die Um- 
legung bewirkt werden, zu berücksichtigen. Unter- 
schiede zwischen den so ermittelten Verkehrs- 
werten sind in Geld auszugleichen. 

(4) Wird die Verteilungsmasse nach dem Ver- 
hältnis der Flächen aufgeteilt, so ist auszugehen von 
der Fläche der Verteilungsmasse. Die Umlegungs- 
stelle kann von den eingeworfenen Grundstücken 
einen Flächenbeitrag zu den örtlichen Verkehrs- 
flüchen und Grünflächen abziehen, der den Vorteil 
ausgleicht, der den eingeworfenen Grundstücken 
durch die Umlegung erwächst; der Flächenbeitrag 
darf in Gebieten, die erstmalig erschlossen werden, 
nur bis zu 30 vom Hundert, in anderen Gebieten 
nur bis zu 10 vom Hundert der eingeworfenen 
Fläche betragen. Die Umlegungsstelle kann statt 
dessen einen entsprechenden Geldbeitrag erheben. 
Kann das neue Grundstück nicht in gleicher oder 
gleichwertiger Lage zugeteilt werden, so sind da- 
durch begründete Wertunterschiede in Fläche oder 
Geld auszugleichen. 
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(2) Für die Errechnung der den beteiligten 
Grundeigentümern an der Verteilungsmasse zu- 
stehenden Anteile (Sollanspruch) ist entweder von 
dem Verhältnis der Flächen oder dem Verhältnis 
der Werte auszugehen, in dem die früheren Grund- 
stücke vor der Umlegung zueinander gestanden 
haben. Der Maßstab ist von der Umlegungsstelle 
nach pflichtgemäßem Ermessen unter gerechter Ab- 
wägung der Interessen der Beteiligten je nach 
Zweckmäßigkeit einheitlich zu bestimmen. 

siehe § 53c Abs. 2 


(3) entfällthier 

siehe § 53a 


(4) entfällthier 

siehe § 53b Abs. 1 und 3 
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(5) Sind alle Beteiligten einverstanden, so kann 
die Verteilungsmasse auch nach einem anderen Um- 
iegungsmaßstab verteilt werden. 

(6) Mit Einverständnis der betroffenen Eigen- 
tümer können als Abfindung vorgesehen werden 

1. die Begründung von Miteigentum, Woh- 
nungseigentum oder Dauerwohnrecht, 

2. die Zuteilung von Grundstücken außerhalb 
des Umlegungsgebietes. 

(7) Eigentümer, denen für ihre Grundstücke ein 
für die Bebauung hinreichend großes Grundstück 
nicht wieder zugeteilt werden kann (Kleingrund- 
stück), werden unbeschadet der Vorschrift des Ab- 
satzes 6 in Geld abgefunden. Die §§ 103, 105, 106 
und 109 Abs. 1 gelten sinngemäß. 


siehe § 53 Abs. 3 


siehe § 53 Abs. 4 


siehe § 53 Abs. 4 
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(5) Sind alle Beteiligten einverstanden, so kann 
die Verteilungsmasse auch nach einem anderen 
Maßstab aufgeteilt werden. 

(6) entfällthier 

siehe § 53c Abs. 3 und 4 


(7) entfällthier 

siehe § 53c Abs. 3 


§ 53a 

^ Verteilung nach Werten 

Geht die Umlegungsstelle von dem Verhältnis 
der Werte aus, so wird die Verteilungsmasse in 
dem Verhältnis verteilt, in dem die zu berücksich- 
tigenden Eigentümer an der Umlegung beteiligt 
sind. Jedem Eigentümer ist möglichst ein Grund- 
stück mit dem gleichen Verkehrswert zuzuteilen, 
den sein früheres Grundstück im Zeitpunkt des Um- 
legungsbeschlusses hatte. Für die zuzuteilenden 
Grundstücke ist der Verkehrswert, bezogen auf den 
Zeitpunkt des Umlegungsbeschlusses, zu ermitteln. 
Dabei sind Wertänderungen, die durch die Umlegung 
bewirkt werden, zu berücksichtigen. Unterschiede 
zwischen den so ermittelten Verkehrswerten sind 
in Geld auszugleichen. 


§ 53b 

Verteilung nach Flächen 

(1) Geht die Umlegungsstelle von dem Verhält- 
nis der Flächen aus, so hat sie auf Verlangen der 
Gemeinde von den eingeworfenen Grundstücken 
einen Flächenbeitrag in einem solchen Umfang ab- 
zuziehen, daß die Vorteile ausgeglichen werden, die 
durch die Umlegung erwachsen. Der Flächenbeitrag 
darf in Gebieten, die erstmalig erschlossen werden, 
nur bis zu 30 vom Hundert, in anderen Gebieten 
nur bis zu 10 vom Hundert der eingeworfenen 
Fläche betragen. Die Umlegungsstelle kann statt 
eines Flächenbeitrages ganz oder teilweise einen 
entsprechenden Geldbeitrag erheben. 

(2) Soweit ein Flächenabzug für Flächen im Sinne 
des § 52 Abs. 2 den nach Absatz 1 zulässigen Um- 
fang übersteigt, findet ein Ausgleich in Geld statt. 

( 3 ) Kann das neue Grundstück nicht in gleicher 
oder gleichwertiger Lage zugeteilt werden, so sind 
dadurch begründete Wertunterschiede in Fläche 
oder Geld auszugleichen. 

(4) Für die Bemessung von Geldbeiträgen und 
Ausgleichsleistungen sind die Wertverhältnisse im 
Zeitpunkt des Umlegungsbeschlusses maßgebend. 
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siehe § 53 Abs. 1 


siehe § 53 Abs. 2 Satz 4 


siehe § 53 Abs. 6 Nr. 2 und Abs. 7 


siehe § 53 Abs. 6 Nr. 1 


§ 54 

Abfindung und Ausgleich für bauliche Anlagen, 
Anpflanzungen und sonstige Einrichtungen 

Für bauliche Anlagen, Anpflanzungen und für 
sonstige Einrichtungen ist eine Geldabfindung fest- 
zusetzen. Werden sie zugeteilt, so ist ein Ausgleich 
in Geld festzusetzen. Die §§ 103, 105, 106 und 109 
Abs. 1 gelten sinngemäß. 


§ 55 * 

Aufhebung und Änderung von Rechten 

Grundstücksgleiche Rechte sowie andere Rechte 
an einem im Umlegungsgebiet gelegenen Grund- 
stück oder an einem das Grundstück belastenden 
Recht, ferner Ansprüche mit dem Recht auf Befrie- 
digung aus dem Grundstück oder persönliche Rechte, 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 

§ 53c 

Zuteilung und Abfindung 

( 1 ) Aus der Verteiliuigsmasse sind den Eigen- 
tümern dem Umlegungszweck entsprechend nach 
Möglichkeit Grundstücke in gleicher oder gleich- 
wertiger Lage wie die eingeworfenen Grundstücke 

und entsprechend den nach §§ 53a, 53b errecbneten 
Anteilen zuzuteilen. 

(2) Soweit es unter Berücksichtigung des Bebau- 
ungsplanes und sonstiger baurechtlicher Vorschrif- 
ten nicht möglich ist, die nach §§ 53a, 53b errech- 
neten Anteile tatsächlich zuzuteilen, findet ein Aus- 
gleich in Geld statt. 

(3) Grundeigentümer können in Geld oder mit 
außerhalb des Umlegungsgebietes gelegenen Grund- 
stücken abgefunden werden, wenn sie keine bebau- 
ungsfähigen Grundstücke erhalten oder wenn dies 
sonst zur Erreichung der Ziele des Bebauungsplanes 
erforderlich ist. Die Vorschriften über die Entschädi- 
gung im Zweiten Abschnitt des Fünften Teils gel- 
ten sinrrgemäß. 

(4) Mit Einverständnis der betroffenen Eigen- 
tümer kann als Abfindung die Begründung von Mit- 
eigentum, Wohnungseigentum, Teileigentum, 
Dauerwohnrecht, Dauernutzungsrecht, Erbbaurecht, 
Wohnungserbbaurecht und Teilerbbaurecht vorge- 
sehen werden. 

(5) In Sanierungsgebieten kann die Umlegungs- 
stelle — der Umlegungsausschuß auf Verlangen der 
Gemeinde — die Grundstücke mit der Maßgabe Zu- 
teilen, daß sie innerhalb einer näher zu bestimmen- 
den, angemessenen Frist zu bebauen sind, wenn die 
alsbaldige Bebauung zur geordneten baulichen Ent- 
wicklung des Gemeindegebietes erforderlich und 
eine tragbare Finanzierung des Bauvorhabens ge- 
währleistet ist. Erfüllt der Eigentümer diese Ver- 
pflichtung nicht, so kann die Gemeinde die Über- 
eignung des Grundstücks zum Verkehrswert ver- 
langen. § 98a Abs. 2 gilt sinngemäß. 

§ 54 

Abfindung und Ausgleich für bauliche Anlagen, 
Anpflanzungen und sonstige Einrichtungen 

Für bauliche Anlagen, Anpflanzungen und für 
sonstige Einrichtungen ist nur eine Geldabfindung 
zu gewähren. Werden sie zugeteilt, so ist ein Aus- 
gleich in Geld festzusetzen. Die Vorschriften über 
die Entschädigung im Zweiten Abschnitt des Fünf- 
ten Teils gelten sinngemäß. 

§ 55 

Aufhebung, Änderung und Begründung 
von Rechten 

(1) Grundstücksgleiche Rechte sowie andere Rechte 
an einem im Umlegungsgebiet gelegenen Grundstück 
oder an einem das Grundstück belastenden Recht, fer- 
ner Ansprüche mit dem Recht auf Befriedigung aus 
dem Grundstück oder persönliche Rechte, die zum Er- 
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die zum Erwerb, zum Besitz oder zur Nutzung eines 
im Umlegungsgebiet gelegenen Grundstücks be- 
rechtigen oder den Verpflichteten in der Benutzung 
des Grundstücks beschränken, können durch den 
Umlegungsplan aufgehoben oder geändert werden. 
Soweit der Rechtsinhaber hierdurch in seinem 
Recht beeinträchtigt wird, ist in dem Umlegungs- 
plan eine Geldabfindung festzusetzen. Die §§ 103, 
105, 106 und 109 Abs. 1 sind anzuwenden. 


§ 56 

Surrogation 

(1) Die zugeteilten Grundstücke treten hinsicht- 
lich der Rechte an den alten Grundstücken und der 
diese Grundstücke betreffenden Rechtsverhältnisse, 
die nicht aufgehoben oder geändert werden, an die 
Stelle der alten Grundstücke. Die örtlich gebun- 
denen öffentlichen Lasten, die auf den alten Grund- 
stücken ruhen, gehen auf die in deren örtlicher Lage 
ausgewiesenen neuen Grundstücke über. 

(2) Erhält der Eigentümer, dem ein neues Grund- 
stück zugeteilt wird, für das alte Grundstück zum 
Ausgleich von Wertunterschieden einen Geldaus- 
gleich oder nach § 53 Abs. 7 oder nach § 54 eine 
Geldabfindung, so sind dinglich Berechtigte, deren 
Rechte durch die Umlegung beeinträchtigt werden, 
insoweit auf den Geldanspruch des Eigentümers 
angewiesen. 

§ 57 

Gemeinschaftliches Eigentum; besondere rechtliche 
Verhältnisse 

(1) Wenn es dem Zweck der Umlegung dient und 
die Eigentümer zustimmen, kann gemeinschaftliches 
Eigentum an Grundstücken geteilt werden. 

(2) Wenn einem Eigentümer für mehrere ver- 
schiedenen Rechtsverhältnissen unterliegende alte 
Grundstücke oder Berechtigungen ein neues Grund- 
stück zugeteilt wird, so werden entsprechend den 
verschiedenen Rechtsverhältnissen Bruchteile der 
Gesamtabfindung bestimmt, die an die Stelle der 
einzelnen Grundstücke oder Berechtigungen treten. 
Auf Antrag ist in diesen Fällen für jedes eingewor- 
fene Grundstück oder jede Berechtigung anstelle 
des Bruchteiles ein besonderes Grundstück zuzu- 
teilen; soweit erforderlich, kann dies auch von Amts 
wegen geschehen. 


B f ! s r h 1 ü s s e des 24. Ausschusses 

werb, zum Besitz oder zur Nutzung eines im Um- 
legungsgebiet gelegenen Grundstücks berechtigen 
oder den Verpflichteten in der Benutzung des Grund- 
stücks beschränken, können durch den Umlegungs- 
plan aufgehoben, geändert oder neu begründet wer- 
den. Insbesondere können zur zweckmäßigen und 
wirtschaftlichen Ausnutzung der Grundstücke Flächen 
für hintere Zuwege, gemeinschaftliche Hofräume, 
Stellplätze, Garagen oder andere Gemeinschaftsan- 
lagen in Übereinstimmung mit den Zielen des Be- 
bauungsplanes festgelegt und ihre Rechtsverhält- 
nisse geregelt werden. 

(2) Soweit der Rechtsinhaber hierdurch in seinem 
Recht beeinträchtigt wird, ist in dem Umlegungsplan 
eine Geldabfindung festzusetzen. Die Vorschriften 
über die Entschädigung im Zweiten Abschnitt des 
Fünften Teiles gelten sinngemäß. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für die nach 
§ 52 Abs. 5 in die Verteilungsmasse eingebrachten 
Grundstücke. 

§ 56 

entfällt hier 
siehe § 57a 


§ 57 

Gemeinschaftliches Eigentum; besondere rechtliche 
Verhältnisse 

(1) unverändert 


(2) Wenn einem Eigentümer für mehrere ver- 
schiedenen Rechtsverhältnissen unterliegende alte 
Grundstücke oder Berechtigungen ein neues Grund- 
stück zugeteilt wird, so werden entsprechend den 
verschiedenen Rechtsverhältnissen Bruchteile der 
Gesamtabfindung bestimmt, die an die Stelle der 
einzelnen Grundstücke oder Berechtigungen treten. 
In diesen Fällen kann für jedes eingeworfene Grund- 
stück oder jede Berechtigung anstelle des Bruch- 
teiles ein besonderes Grundstück zugeteilt werden. 
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siehe § 56 


§ 58 

Geldleistungen 

(1) Die Umlegungsstelle ist Gläubigerin und 
Schuldnerin der im Umlegungsplan festgesetzten 
Geldleistungen. 

(2) Geldleistungen werden mit dem Eintritt der 
Unanfechtbarkeit des Umlegungsplanes fällig. Sie 
werden auch fällig, wenn der Umlegungsplan in 
den Fällen des § 53 Abs. 1 und der §§ 54, 55 ledig- 
lich wegen der Höhe einer Geldabfindung noch 
angefochten werden kann. Die Fälligkeit der Aus- 
gleichsleiistungen für Mehrwerte (§ 53) kann um 
längstens zehn Jahre hinausgeschoben werden. 

(3) Die Verpflichtungen des Eigentümers zu Geld- 
leistungen nach den §§53 und 54 gelten als Beitrag 
und ruhen als öffentliche Last auf dem Grundstück. 
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(3) Wenn gemeinschaftliches Eigentum geteilt 
wird (Absatz 1) oder einem Eigentümer für sein 
Grundstück mehrere neue Grundstücke zugeteilt 
werden, so kann die Umlegungsstelle Grundpfand- 
rechte und Reallasten, mit denen eingeworfene 
Grundstücke belastet sind, entsprechend den im Um- 
legungsverfahren ermittelten Werten auf die zuzu- 
leilenden Grundstücke verteilen. 

§ 57a 

Übergang von Rechtsverhältnissen 
auf die Abfindung 

(1) Die zugeteilten Grundstücke treten hinsicht- 
lich der Rechte an den alten Grundstücken und der 
diese Grundstücke betreffenden Rechtsverhältnisse, 
die nicht aufgehoben werden, an die Stelle der alten 
Grundstücke. Die örtlich gebundenen öffentlichen 
Lasten, die auf den alten Grundstücken ruhen, gehen 
auf die in deren örtlicher Lage ausgewiesenen neuen 
Grundstücke über. 

(2) Erhält der Eigentümer, dem ein neues Grund- 
stück zugeteilt wird, für das alte Grundstück zum 
Ausgleich von Wertunterschieden einen Geldaus- 
gleich oder nach § 53c oder nach § 54 eine Geldab- 
findung, so sind dinglich Berechtigte, deren Rechte 
durch die Umlegung beeinträchtigt werden, insoweit 
auf den Geldanspruch des Eigentümers angewiesen. 

§ 58 

Geldleistungen 

(1) Die Gemeinde ist Gläubigerin und Schuld- 
nerin der im Umlegungsplan festgesetzten Geld- 
leistungen. 

(2) Geldleistungen werden mit dem Eintritt der 
Unanfechtbarkeit des Umlegungsplanes fällig. Die 
Fälligkeit der Ausgleichsleistungen für Mehrwerte 
(§§ 53a bis 53c) kann bis zu längstens zehn Jahren 
hinausgeschoben werden; dabei kann vorgesehen 
werden, daß die Bezahlung dieser Ausgleichsleistun- 
gen ganz oder teilweise in wiederkehrenden Lei- 
stungen erfolgt 

(3) Die Verpflichtungen des Eigentümers oder 
des Erbbauberechtigten zu Geldleistungen nach den 
§§ 53a bis 54 gelten als Beitrag und ruhen als öffent- 
liche Last auf dem Grundstück oder dem Erbbau- 
recht. 

(4) Wird zur Sicherung eines Kredites, der 

1. der Errichtung von Neubauten, dem Wie- 
deraufbau zerstörter Gebäude oder dem 
Ausbau oder der Erweiterung bestehender 
Gebäude oder 

2. der Durchführung notwendiger außer- 
ordentlicher Instandsetzungen an Gebäu- 
den 

auf dem belasteten Grundstück dient, ein Grund- 
pfandrecht bestellt, so kann für dieses auf Antrag 
ein Befriedigungsvorrecht vor der öffentlichen Last 
gemäß Absatz 3 oder einen Teil derselben für den 
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§ 59 

Hinterlegung und Verteilungsverfahren 

Für die Hinterlegung von Geldleistungen und für 
das Verteilungsverfahren gelten die Vorschriften 
der §§ 130, 131 sinngemäß. 


/V. Umlegungsplan 
§ 60 

Aufstellung und Inhalt des Umlegungsplanes 

(1) Der Umlegungsplan ist von der Umlegungs- 
stelle nach Erörterung mit den Beteiligten durch Be- 
schluß aufzustellen. Er besteht aus den Lageplänen 
und dem Umlegungsverzeichnis. 

(2) Aus dem Umlegungsplan muß der in Aus- 
sicht genommene Neuzustand mit allen tatsächlichen 
und rechtlichen Änderungen hervorgehen, weiche 
die im Umlegungsgebiet gelegenen Grundstücke 
erfahren. Der Umlegungsplan muß nach Form und 
Inhalt zur Übernahme in das Liegenschaftskataster 
geeignet sein. 


(3) Die Lagepläne sind 

1. der Plan über den bisherigen Zustand 
(Altzustand), in den die Grenzen des Um- 
legungsgebietes, die bisherigen Grund- 
stücksgrenzen und -bezeichnungen sowie 
sonstige für die Umlegung wesentliche 
Verhältnisse einzutragen sind (Alt- 
bestandsplan), 

2. der Plan über den künftigen Zustand 
(Neuzustand), in den insbesondere die 
neuen Grundstücksgrenzen und -bezeich- 
nungen sowie die örtlichen Verkehrs- 
flächen und Grünflächen einzutragen sind 
(Neubestandsplan). 

Der Neubestandsplan kann, wenn dadurch die über^ 
sichtlichkeit nicht leidet, mit dem Altbestandsplan 
auf einem Blatt dargestellt werden. 
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Fall der Zwangsvollstreckung in das Grundstück be- 
willigt werden, wenn dadurch die Sicherheit der 
öffentlichen Last nicht gefährdet wird und die Zins- 
und Tilgungssätze für das Grundpfandrecht den üb- 
lichen Jahresleistungen für erstrangige Tilgungs- 
hypotheken entsprechen. Die Bewilligung kann von 
der Erfüllung von Bedingungen abhängig gemacht 
werden. 

(5) Soweit die Kosten und Geldleistungen der 
Umlegung von einem Bedarfs- oder Erschließungs- 
träger verursacht sind, sind sie von ihm der Ge- 
meinde zu erstatten. 

(6) Die öffentlichen Lasten (Absatz 3) sind im 
Grundbuch zu vermerken. 

§ 59 

unverändert 


§ 60 

Aufstellung und Inhalt des Umlegungsplanes 

(1) Der Umlegungsplan ist von der Umlegungs- 
stelle nach Erörterung mit den Eigentümern durch 
Beschluß aufzustellen. 

siehe Absatz 2a 

(2) unverändert 


(2a) Der Umlegungsplan besteht aus der Um- 
legungskarte und dem Umlegungsverzeichnis. 

(3) entfällthier 

vergleiche § 50 Abs. 1 


siehe § 60a 
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(4) Das Umlegungsverzeichnis führt auf 

1. die Grundstücke nach Lage, Größe und 
Nutzungsart unter Gegenüberstellung des 
alten und neuen Bestandes mit Angabe 
ihrer Eigentümer; der Anteil an örtlichen 
Verkehrs/iächen und Grünflächen ist 
seiner Größe nach besonders anzugeben, 

2. die Kleingrundstücke, 

3. die Rechte am einem Grundstück oder 
einem das Grundstück belastenden Recht, 
ferner Ansprüche mit dem Recht auf Be- 
friedigung aus dem Grundstück oder per- 
sönliche Rechte, die zum Erwerb, zum 
Besitz oder zur Nutzung eines Grund- 
stücks berechtigen oder den Verpflichteten 
in der Benutzung des Grundstücks be- 
schränken, soweit sie aufgehoben oder 
geändert werden, 

4. die Grundstückslasten nach Rang und 
Höhe, 

5. die Geldleistungen sowie deren Fälligkeit 
und Zahlungsart, 

6. die Geldleistungspflichtigen und -berech- 
tigten, 

7. die einzuziehenden und die zu verlegen- 
den örtlichen Verkehrs/iächen und Grün- 
flächen sowie die Wasserläufe. 

Das Umlegungsverzeichnis kann für jedes Grund- 
stück gesondert aufgestellt werden. 


s ; b - § 60 Abs. 3 Nr. 2 


— 3. Wahlperiode 
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(4) e n t f ä 1 1 t h i e 1 

siehe § 60b 


§ 60a 

Umlegungskarte 

Die Umlegungskarte stellt den künftigen Zustand 
des Umlegungsgebietes dar. In die Karte sind ins- 
besondere die neuen Grundstücksgrenzen und -Be- 
zeichnungen sowie die Flächen im Sinne des § 52 
Abs. 2 einzutragen. 


siehe § 60 Abs. 4 § 60b 

Umlegungsverzeichnis 

( 1 ) Das Umlegungsverzeichnis führt auf 

1. die Grundstücke, einschließlich der außer- 
halb des Umlegungsgebietes zugeteilten, 

nach Lage, Große und Nutzungsart unter 
Gegenüberstellung des alten und neuen 
Bestandes mit Angabe ihrer Eigentümer; 
der Anteil an örtlichen Verkehrs- und 
Grünflächen (§ 52 Abs. 2) ist seiner Größe 
nach besonders anzugeben; 

2. die Rechte an einem Grundstück oder 
einem das Grundstück belastenden Recht, 
ferner Ansprüche mit dem Recht auf Be- 
friedigung aus dem Grundstück oder per- 
sönliche Rechte, die zum Erwerb, zum Be- 
sitz oder zur Nutzung eines Grundstücks 
berechtigen oder den Verpflichteten in der 
Benutzung des Grundstücks beschränken, 
soweit sie aufgehoben, geändert oder neu 
begründet werden; 
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§ 61 

Auslegung der Lagepläne; Einsicht in das 
Umlegungsverzeichnis 

(1) Die Lagepläne sind auf die Dauer eines Mo- 
nates in der Gemeinde öffentlich auszulegen. Ort 
und Dauer der Auslegung sind mindestens eine 
Woche vor der Auslegung ortsüblich bekannt- 
zumachen. 

(2) In das Umlegungsverzeichnis ist die Einsicht 
jedem gestattet, der ein berechtigtes Interesse dar- 
legt. 

§ 62 

Vereinfachtes Umlegungsverfahren 

Sind die Beteiligten einverstanden, so kann von 
der Bekanntmachung des Umlegungsbeschlusses, 
der Offenlegung des Bestandsverzeichnisses und 
der Auslegung der Lagepläne abgesehen werden. 

§ 63 

Zustellung des Umlegungsplanes 

Den Beteiligten ist ein ihre Rechte betreffender 
Auszug aus dem Umlegungsplan zuzustellen. 


§ 64 

Genehmigung des Umlegungsplanes 

Die Landesregierungen können durch Rechtsver- 
Ordnung bestimmen, daß der Umlegungsplan der 
Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde 
bedarf. 


Beschlüsse d e s 24. Ausschusses 

3. die Grundstückslasten nach Rang und Be- 
trag; 

4. die Geldleistungen sowie deren Fälligkeit 
und Zahlungsart: 

5. diejenigen, zu deren Gunsten oder Lasten 
Geldleistungen festgesetzt sind; 

6. die einzuziehenden und die zu verlegen- 
den örtlichen Verkehrs- und Grünflächen 
(§ 52 Abs. 2) sowie die Wasserläufe. 

( 2 ) Das Umlegungsverzeichnis kann für jedes 
Grundstück gesondert aufgestelit werden. 

§ 61 

Auslegung der Umlegungskarte; Einsicht in das 
Umlegungsverzeichnis 

(1) Die Umlegungskarte ist auf die Dauer eines 
Monats in der Gemeinde öffentlich auszulegen. Sind 
die Beteiligten einverstanden, so kann von der Aus- 
legung abgesehen werden. Ort und Dauer der Aus- 
legung sind mindestens eine Woche vor der Aus- 
legung ortsüblich bekanntzumachen. 

(2) Das Umlegungsverzeichnis kann jeder ein- 
sehen, der ein berechtigtes Interesse darlegt, 

§ 62 

entfällt 


§ 63 

Zustellung des Umlegungsplanes 

(1) Den Beteiligten ist ein ihre Rechte betreffen- 
der Auszug aus dem Umlegungsplan zuzustellen. 

(2) Hält die Umlegungsstelle Änderungen des 
Umlegungsplanes für erforderlich, so können die Be- 
kanntmachung und die Zustellung des geänderten 
Umlegungsplanes auf die von der Änderung Betrof- 
fenen beschränkt werden. 

(3) Ist im Grundbuch die Anordnung der Zwangs- 
versteigerung oder Zwangsverwaltung eingetragen, 
so gibt die Umlegungsstelle dem Vollstreckungs- 
gericht von dem Umlegungsverzeichnis Kenntnis, so- 
weit dieses das Grundstück, das Gegenstand des 
Vollstreckungsverfahrens ist, und die daran be- 
stehenden Rechte betrifft. 

§ 64 

entfällt 
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§ 65 

Inkrafttreten des Umlegungsplanes 

(1) Der Eintritt der Unanfechtbarkeit des Um- 
legungsplanes ist von der Umlegungsstelle orts- 
üblich bekanntzumachen. Dem Eintritt der Unan- 
fechtbarkeit des Umlegungsplanes steht es gleich, 
wenn der Umlegungsplan in den Fällen des § 53 
Abs, 1 und der §§ 54, 55 lediglich wegen der Höhe 
einer Geldabfindung anfechtbar ist. 

(2) Mit der Bekanntgabe wird der bisherige 
Rechtszustand durch den in dem Umlegungsplan 
vorgesehenen neuen Rechtszustand ersetzt. Die Be- 
kanntmachung schließt die Besitzeinweisung der 
neuen Eigentümer in die zugeteilten Grundstücke 
in sich. 

siehe § 66 


§ 66 

Örtlidi beschränktes Inkrafttreten 
des Umlegungsplanes 

Soweit Rechtsbehelfe nur die Abfindungen für 
einzelne Grundstücke betreffen, kann die Um- 
legungsstelle den Umlegungsplan für die übrigen 
Grundstücke bereits vor Unanfechtbarkeit der Ent- 
scheidung über die Rechtsbehelfe insoweit in Kraft 
setzen, als diese Grundstücke von ihnen nicht be- 
rührt werden. 


siehe § 65 Abs. 2 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 
§ 65 

Inkrafttreten des Umlegungsplanes 

(1) Die Umlegungsstelle hat ortsüblich bekannt- 
zumachen, in welchem Zeitpunkt der Umlegungsplan 
unanfechtbar geworden ist. Dem Eintritt der Unan- 
fechtbarkeit des Umlegungsplanes steht es gleich, 
■//enn der Umlegungsplan lediglich wegen der Höht- 
einer Geldabfindung anfechtbar ist. 

(2) entfällt hier 

siehe § 66a Abs. 1 


(3) Soweit Rechtsbehelfe nur einzelne Grund- 
stücke betreffen, kann die Umlegungsstelle den Um- 
legungsplan für die übrigen Grundstücke bereits vor 
der Entscheidung über die Rechtsbehelfe insoweit 
durch Bekanntmachung in Kraft setzen, als diese 
Grundstücke von ihnen nicht berührt werden. 

(4) Soweit ein Rechtsbehelf sich nur gegen die 
Höhe von Ausgleichsleistungen in Geld nach § 53a 
Satz 5, § 53b Abs. 2 und § 53c Abs. 2 richtet, kann 
die Umlegungsstelle den Umlegungsplan hinsicht- 
lich der übrigen, das neue Grundstück betreffenden 
Festlegungen bereits vor der Entscheidung über den 
Rechtsbehelf durch Bekanntmachung in Kraft setzen. 

§ 66 

entfällt hier 
siehe § 65 Abs. 3 


§ 66a 

Wirkungen der Bekanntmachung 

(1) Mit der Bekanntmachung nach § 65 wird der 
bisherige Rechtszustand durch den in dem Um- 
legungsplan vorgesehenen neuen Rechtszustand er- 
setzt. Die Bekanntmachung schließt die Einweisung 
der neuen Eigentümer in den Besitz der zugeteilten 
Grundstücke ein. 

(2) Die Gemeinde hat den Umlegungsplan zu 
vollziehen, sobald er unanfechtbar geworden ist. Sie 
hat den Beteiligten die neuen Besitz- und Nutzungs- 
rechte, erforderlichenfalls mit den Mitteln des Ver- 
waltungszwanges, zu verschaffen 

§ 66b 

Änderung des Umlegungsplanes 

Die Umlegungsstelle kann den Umlegungsplan 
auch nach Eintritt der Unanfechtbarkeit ändern, wenn 
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§ 67 

ßeriditigung der öffentlichen Büdier und Einsicht- 

(1) Die Umlegungsstelle ersucht das Grundbuch- 
amt unter Übersendung einer beglaubigten Abschrift 
der Bekanntmachung nach § 65 sowie beglaubigter 
Abschriften aus dem Umlegungsplan um Eintragung 
der eingetretenen Rechtsänderungen in das Grund- 
buch. 

(2) Bis zur Berichtigung des Liegenschaftskata- 
sters dienen der Neubestandsplan und das Um- 
legungsverzeichnis als amtliches Verzeichnis der 
Grundstücke im Sinne des § 2 Abs. 2 der Grund- 
buchordnung, wenn die für die Führung des Liegen- 
schaftskatasters zuständige Stelle auf diesen Ur- 
kunden bescheinigt hat, daß sie nach Form und 
Inhalt zur Übernahme in das Liegenschaftskataster 
geeignet sind. 

§ 68 

Einsichtnahme in den Umlegungsplan 

Bis zur Berichtigung des Grundbuches ist die Ein- 
sicht in den Umlegungsplan jedem gestattet, der ein 
berechtigtes Interesse darlegt. 

§ 69 

Vorausverfügung 

Bei Einverständnis der betroffenen Rechtsinhaber 
können durch Beschluß der Umlegungsstelle für 
einzelne im Umlegungsgebiet gelegene Grundstücke 
bereits vor der Aufstellung des Umlegungsplanes 
die Eigentums- und Besitzverhältnisse unter Zu- 
grundelegung des § 53 geregelt sowie Entscheidun- 
gen nach § 55 getroffen werden. §§ 64, 65, 67 und 68 
gelten entsprechend. 

§ 70 

Vorzeitige Besitzeinweisung 

(1) Ist der Bebauungsplan in Kraft getreten, so 
kann die Umlegungsstelle aus Gründen des allge- 
meinen Wohles mit Zustimmung der höheren Ver- 
waltungsbehörde 

1. vor Aufstellung des Umlegungsplanes die 
Gemeinde oder den sonstigen Ersdilie- 
ßungsträger in den Besitz der Grund- 
stücke, die in dem Bebauungsplan als ört- 
liche Verkehrsflächen und Grünflächen 
festgesetzt sind, einweisen, 

2. nach Aufstellung des Umlegungsplanes 
und Übertragung der Grenzen der neuen 
Grundstücke in die Örtlichkeit sonstige 
am Umlegungsverfahren Beteiligte in den 
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1. der Bebauungsplan geändert wird, 

2. eine rechtskräftige Entscheidung eines Gerich- 
tes die Änderung notwendig macht oder 

3. die Beteiligten mit der Änderung einverstan- 
den sind. 

§ 67 

Berichtigung der öffentlichen Bücher 

(1) Die Umlegungsstelle übersendet dem Grund- 
buchamt eine beglaubigte Abschrift der Bekannt- 
machung nach § 65 sowie beglaubigte Abschriften 
aus dem Umlegungsplan und ersucht es, die Rechts- 
änderungen in das Grundbuch einzutragen. Dies gilt 
auch für außerhalb des Umlegungsgebietes zugeteilte 
Grundstücke. 

(2) Bis zur Berichtigung des Liegenschaftskatasters 
dienen die Umlegungskarte und das Umlegungsver- 
zeichnis als amtliches Verzeichnis der Grundstücke 
im Sinne des § 2 Abs. 2 der Grundbuchordnung, 
wenn die für die Führung des Liegenschaftskatasters 
zuständige Stelle auf diesen Urkunden bescheinigt 
hat, daß sie nach Form und Inhalt zur Übernahme in 
das Liegenschaftskataster geeignet sind. 

§ 68 

unverändert 


§ 69 

Vorwegnahme der Entscheidung 

Sind die betroffenen Rechtsinhaber einverstanden, 
so können die Eigentums- und Besitzverhältnisse für 
einzelne Grundstücke nach §§53 bis 53c durch Be- 
schluß der Umlegungsstelle bereits geregelt sowie 
Entscheidungen nach § 55 getroffen werden, bevor 
der Umlegungsplan aufgestellt ist. §§ 63, 65, 67 
und 68 gelten entsprechend. 


§ 70 

Vorzeitige Besitzeinweisung 

(1) Ist der Bebauungsplan in Kraft getreten, so 
kann die Umlegungsstelle, wenn das Wohl der All- 
gemeinheit es erfordert, 

1. vor Aufstellung des Umlegungsplanes die 
Gemeinde oder den sonstigen Erschlie- 
ßungsträger in den Besitz der Grundstücke, 
die in dem Bebauungsplan als Flächen im 
Sinne des § 52 Abs. 2 festgesetzt sind, 
einweisen; 

2. unverändert 
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Besitz der nach dem Umlegungsplan für 
sie vorgesehenen Grundstücke oder Nut- 
zungsrechte einweisen. 

(2) § 128 Abs. 2 bis 7 und § 134 gelten entspre- 
chend. 


V. Kosten der Umlegung 
§ 71 

Verfahrens- und Sachkosten 

Die Umlegungsstelle trägt die Verfahrenskosten 
und die nicht durch Beiträge nach § 58 Abs. 3 ge- 
deckten Sachkosten. Ist eine Gemeinde nicht Um- 
legungsstelle, so kann die Umlegungsstelle die 
Erstattung der Kosten von der Gemeinde verlangen. 

§ 72 

Gebühren-, Auslagen- und Abgabenbefreiung 

(1) Geschäfte und Verhandlungen, die der Durch- 
führung oder Vermeidung der Umlegung dienen, 
einschließlich der Berichtigung der öffentlichen Bü- 
cher, sind frei von Gebühren, Auslagen und son- 
stigen Abgaben; dies gilt nicht für die Kosten eines 
Rechtsstreites. Hiervon unberührt bleiben Rege- 
lungen hinsichtlich der Gebühren, Auslagen und 
sonstigen Abgaben, die auf landesrechtlichen Vor- 
schriften beruhen, und hinsichtlich der Steuern mit 
örtlich bedingtem Wirkungskreis. 


(2) Die Abgabenfreiheit ist von der zuständigen 
Behörde ohne Nachprüfung anzuerkennen, wenn die 
Urrriegungsstelle versichert, daß ein Geschäft oder 
eine Verhandlung der Durchführung oder Vermei- 
dung der Umlegung dient. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Grenzregelung 

§ 73 

Zweck und Voraussetzungen 

(1) Zur Verbesserung von Grundstücksgrenzen 
oder zur Beseitigung baurechtswidriger Zustände 
kann die Umlegungsstelle im Geltungsbereich eines 
Bebauungsplanes Teile benachbarter Grundstücke 
gegeneinander austauschen oder einseitig zuteilen 
(Grenzregelung), wenn 

1. dadurch der Verkehrswert der Grund- 
stücke nicht gemindert wird oder 

2. die Eigentümer und die Inhaber von son- 
stigen Rechten an den Grundstücken sich 
über eine Wertänderung und die Höhe 
der Geldabfindung einig sind. 

(2) Die Grundstücksteile dürfen selbständig nicht 
bebaubar sein. 


Beschlüsse des 24. A n s s r h ii s s e s 


(2) §§ 128, 134 gelten sinngemäß. 


§ 71 

Verfahrens- und Sachkosten 

Die Gemeinde trägt die Verfahrenskosten und die 
nicht durch Beiträge nach § 58 Abs. 3 gedeckten 
Sachkosten. 


§ 72 

Gebühren-, Auslagen- und Abgabenbefreiung 

(1) Geschäfte und Verhandlungen, die der Durch- 
führung oder Vermeidung der Umlegung dienen, 
einschließlich der Berichtigung der öffentlichen 
Bücher, sind frei von Gebühren, Auslagen und son- 
stigen Abgaben; dies gilt nicht für die Kosten eines 
Rechtsstreites und für die Beurkundung und die Be- 
glaubigung von Unterschriften, die der Vermeidung 
eines Umlegungsverfahrens dienen. Hiervon unbe- 
rührt bleiben Regelungen hinsichtlich der Gebühren, 
Auslagen und sonstigen Abgaben, die auf landes- 
rechtlichen Vorschriften beruhen, und hinsichtlich 
der Steuern mit örtlich bedingtem Wirkungskreis. 

(2) unverändert 


ZWEITER ABSCHNITT 

Grenzregelung 

§ 73 

Zweck und Voraussetzungen 

(1) Zur Herbeiführung einer ordnungsmäßigen 
Bebauung oder zur Beseitigung baurechtswidriger 
Zustände kann die Gemeinde im Geltungsbereich 
eines Bebauungsplanes oder innerhalb der im Zu- 
sammenhang bebauten Ortsteile Teile benachbarter 
Grundstücke gegeneinander austauschen oder ein- 
seitig zuteilen (Grenzregelung), wenn dies im öffent- 
lichen Interesse geboten ist und der Wert der Grund- 
stücke nur unerheblich geändert wird. Dadurch be- 
troffene Dienstbarkeiten können neu geordnet wer- 
den. 

(2) Die Grundstücksteile dürfen nicht selbständig 
bebaubar sein. 
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§ 74 

Festsetzung der neuen Grenzen 

(1) Die Umlegungsstelle setzt die neuen Grenzen 
durch Beschluß fest. Dieser muß nach Form und 
Inhalt zur Aufnahme in das Liegenschaftskataster 
geeignet sein. 


(2) im Falle des § 73 Abs. 1 Nr. 2 ist die von 
den Beteiligten getroffene Vereinbarung über die 
Höhe der Geldabfindung in den Beschluß aufzu- 
nehmen. 

(3) Der Beschluß ist allen Beteiligten zuzustellen, 
deren Recht durch die Grenzregelung betroffen wird. 
Er ist der Gemeinde mJtzuteilen, wenn diese nicht 
Umlegungsstelle ist. 

§ 75 

A u sfii h run l^sanord n u ntf 

(1) Ist der Beschluß unanfechtbar geworden und 
sind die Geldabfindungen geleistet, gestundet oder 
unter Verzicht auf das Recht der Rücknahme zu- 
lässigerweise hinterlegt, so bestimmt die Um- 
legungsstelle den Tag, mit dessen Beginn der bis- 
herige Rechtszustand durch den im Beschluß vor- 
gesehenen neuen Rechtszustand ersetzt wird. Die 
Anordnung schließt die Besitzeinweisung der neuen 
Eigentümer in die zugeteilten Grundstücke in sich. 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 

§ 73a 

Geldleistungen 

(1) Werländerangen der Grundstücke, die durch 
die Grenzregelung bewirkt werden, sind von den 
Eigentümern in Geld auszugleichen. Die Vorschriften 
über die Entschädigung im Zweiten Abschnitt des 
Fünften Teils gelten sinngemäß. 

(2) Gläubigerin und Schuldnerin der Geldleistun- 
gen ist die Gemeinde. Die Beteiligten können mit 
Zustimmung der Gemeinde andere Vereinbarungen 
treffen. Die Geldleistungen werden mit dem Eintritt 
der Unanfechtbarkeit des Beschlusses über die Grenz- 
regelung fällig. 

(3) Dinglich Berechtigte, deren Rechte durch die 
Grenzregelung beeinträchtigt werden, sind insoweit 
auf den Geldanspruch des Eigentümers angewiesen. 
Für die Hinterlegung von Geldleistungen und für 
das Verteilungsverfahren gelten die Vorschriften 
der §§ lv30, 131 sinngemäß, 

§ 74 

Beschluß über die Grenzregelung 

(1) Die Gemeinde setzt durch Beschluß die neuen 
Grenzen sowie die Geldleistungen fest und regelt in 
ihm, soweit es erforderlich ist, die Neuordnung von 
Dienstbarkeiten. Beteiligte, deren Rechte durch den 
Beschluß betroffen werden, sollen vorher gehört 
werden. Der Beschluß muß nach Form und Inhalt zur 
Übernahme in das Liegenschaftskataster geeignet 
sein, 

(2) e n t f ä I J t 


(3) Der Beschluß ist allen Beteiligten zuzustellcm, 
deren Rechte durch die Grenzregelung betroffen 

weiden. 


§ 75 

Bekanntmachung und Rechtswirkungen 
der Grenzregelung 

( 1 ) Die Gemeinde hat ortsüblich bekanntzumachen, 
in welchem Zeitpunkt der Beschluß unanfechtbar ge- 
worden ist. 


(la) Mit der Bekanntmachung wird der bisherige 

Rechtszustand durch den in dem Beschluß über die 
Grenzregelung vorgesehenen neuen Rechtszustand 
ersetzt. Die Bekanntmachung schließt die Einweisung' 
der neuen Eigentümer in den Besitz der zugeteilten 
Grundstücksteile ein. 
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(2) Das Eigentum an den ausgetauschten oder 
zugewiesenen Grundstücksteilen geht lastenfrei 
auf die neuen Eigentümer über. Unschädlichkeits- 
zeugnisse sind nicht erforderlich. Die ausgetauschten 
oder zugewiesenen Grundstücksteile werden Be- 
standteil des Grundstücks, dem sie zugewiesen 
werden. Die dinglichen Rechte an diesem Grund- 
stück erstrecken sich auf die zugewiesenen Grund- 
stücksteile. 

(3) Die Anordnung nach Absatz 1 ist allen Be- 
teiligten zuzustellen, deren Rechte durch die Grenz- 
regelung betroffen werden, 

§ 76 

Berichtigung der öffentlichen Bücher; 

Kosten 

(1) Die Umlegungsstelle ersucht das Grundbuch- 
amt unter Übersendung einer beglaubigten Ab- 
schrift des Beschlusses über die Grenzregelung 
sowie der Anordnung nach § 75 Abs. 1 um Eintra- 
gung der eingetretenen Rechtsänderungen in das 
Grundbuch. 

(2) § 67 Abs. 2 und § 72 gelten für den Beschluß 
nach §74 Abs. 1 entsprechend. 

(3) Für die Kosten gilt § 71 entsprechend für den 
Fall, daß das Öffentliche Interesse an der Durch- 
führung einer Grenzregelung überwiegt. In allen 
anderen Fällen können die Kosten den Beteiligten 
auferlegt werden. 

DRITTER ABSCHNITT 
Zusamm enlegung 

I. Zweck und Voraussetzungen 
§ 77 

Im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes kön- 
nen zum Zwecke der Herstellung einer oder meh- 
rerer größerer Baueinheiten, die gemeinschaftlich 
errichtet werden sollen, unbebaute oder bebaute 
Grundstücke zu einem Grundstück oder zu mehre- 
ren Grundstücken zusammengelegt werden (Zusam- 
menlegung), wenn 

1, ein öffentliches Interesse an dieser Bebauung 
besteht, 

2. ohne Zusammenlegung nach den Vorschriften 
dieses Gesetzes den bisherigen Grundstücken 
eine für die gemeinschaftliche Bebauung 
zweckmäßige Lage, Form und Größe nicht 
gegeben werden kann, 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 

(2) Soweit sich nicht aus einer Regelung nach § 73 
Abs. 1 Satz 2 etwas anderes ergibt, geht das Eigen- 
tum an den ausgetauschten oder zugewiesenen 
Grundstücksteilen lastenfrei auf die neuen Eigen- 
tümer über. Unschädlichkeitszeugnisse sind nicht er- 
forderlich. Die ausgetauschten oder zugewiesenen 
Grundstücksteile werden Bestandteil des Grund- 
stücks, dem sie zugewiesen werden. Die dinglichen 
Rechte an diesem Grundstück erstrecken sich auf die 
zugewiesenen Grundstücksteile. 

(3) entfällt 


§ 76 

Berichtigung der öffentlichen Bücher 

(1) Die Gemeinde übersendet dem Grundbuchamt 

eine beglaubigte Abschrift des Beschlusses über die 
Grenzregelung, teilt den Zeitpunkt der Bekannt- 
machung nach § 75 Abs. 1 mit und ersucht das Grund- 
buchamt, die Rechtsänderungen in das Grundbuch 
einzutragen. § 67 Abs. 2 gilt entsprechend. 

(2) e n t f ä 1 1 1 h i e r 

vergleiche Absatz 1 und 3 

(3) Für die Kosten der Grenzregelung gelten die 
§§ 71, 72 entsprechend. 


§ 77 

entfällt 


3. zwei Drittel aller Eigentümer, denen zugleich 
zwei Drittel der im Zusammenlegungsgebiet 
gelegenen Grundfläche gehören, der Zusam- 
menlegung zustimmen; § 175 Abs. 2 ist nicht 
anzuwenden; und 
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4. zu erwarten ist, daß mit der gemeinschaft- 
lichen Bebauung innerhalb eines Jahres von 
der Ausführungsanordnung nach § 91 an be- 
gonnen wird. 


11. Allgemeine Vorschriften 
§ 78 

Einleitung 

Das Zusammenlegungsverfahren wird von den 
kreisfreien Städten und Landkreisen (Zusammen- 
legungsstelle) eingeleitet. 

§ 79 

AnhörunlSstermin 

Beabsichtigt die Zusammenlegungsstelle, das Zu- 
sammenlegungsverfahren einzuleiten, so sind die 
Eigentümer der im Zusammenlegungsgebiet gelege- 
nen Grundstücke mit einer Frist von wenigstens 
einem Monat zu laden, ln der Ladung ist auf die 
Vorschrift des § 11 Nr. 3 und des § 81 hinzuweisen. 


§ 80 

Zusammenlefiun^sbe Schluß 

(1) Sind die Voraussetzungen des § 11 gegeben, 
so leitet die Zusammenlegungsstelle das Zusammen- 
legungsverfahren durch Beschluß ein (Zusammen- 
legungsbeschluß ) . 

(2) In dem Zusammenlegungsbeschluß ist das Zu- 
sammenlegungsgebiet zu bezeichnen. Die im Zu- 
sammenlegungsgebiet gelegenen Grundstücke sind 
einzeln aufzuführen. 

(3) Der Zusammenlegungsbeschluß ist in der Ge- 
meinde ortsüblich bekanntzumachen. § 41 Abs. 2 
bis 5 gilt entsprechend. 

§ 81 

Übernahmeverlan^en 

(1) Hat der Eigentümer eines im Zusammen- 
legungsgebiet gelegenen Grundstücks der Zusam- 
menlegung nicht zugestimmt, so kann er verlangen, 
daß die Gemeinde sein Grundstück zu Eigentum er- 
wirbt, wenn die Errichtung eines Zusammenlegungs- 
verbandes nach § 83 Abs. 2 angeordnet wird. 
Kommt eine Einigung über den Erwerb nicht zu- 
stande, so kann der Eigentümer die Entziehung des 
Eigentums an dem Grundstück verlangen. Für die 
Entziehung des Eigentums gelten die Vorschriften 
des Fünften Teils dieses Gesetzes. 

(2) Das Verlangen ist spätestens binnen einem 
Monat nach Zustellung des Zusammenlegungs- 
beschlusses schriftlich oder zur Niederschrift der Zu- 
sammenlegungsstelle zu erklären. Die Zusammen- 
legungsstelle hat die Eigentümer der übrigen Grund- 
stücke hiervon zu unterrichten. 
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§ 78 

entfällt 


§ 79 

entfällt 


§ 80 

entfällt 


§ 81 

entfällt 
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§ 82 § 82 

Beteiligte: Rechtsnachfolge: Veräncleriingssperre : entfällt 

Bestands verz eich n is : Benach rieh tigii ng 
des Griindbuchamtes 

Es gelten entsprechend 

1. §45 über die Beteiligten, 

2. § 46 über die Rechtsnachfolge, 

3. § 48 über die Veränderungssperre; für die Er- 
teilung der Genehmigung ist die Zusammen- 
legungsstelle zuständig, 

4. § 50 über das Bestandsverzeichnis, 

5. § 51 über die Benachrichtigung des Grund- 
buchamtes und des Vollstreckungsgerichtes. 


IIL Zusammenlegungsverband 


§ 83 § 83 

Ernchtung des Zusammenlegungsverbandes entfällt 

(1) Ist der Zusammenlegungsbeschluß unanfecht- 

bar geworden, so fordert die Zusammenlegungs- 
stelle die Eigentümer sich innerhalb zweier 

Monate zu einem Zusammeincgungsverband zu- 
sammenzuschließen. 

(2) Kommen die Eigentümer dieser Aufforderung 
nicht nach, so ordnet die Zusammenlegungsstelle 
die Errichtung des Zusammenlegungsverbandes an. 

Die Anordnung ist ortsüblich bekanntzumachen und 
den Eigentümern zuzustellen. 

(3) § 175 Abs. 2 ist nicht anzuwenden. 


§ 84 § 84 

Rechtsstellung entfällt 

des Zusammenlegungsverbandcs 

Die Landesregierungen können durch Rechts- 
verordnung Vorschriften über Gründung, Rechts- 
verhältnisse und Auflösung des Zusammenlegungs- 
verbandes erlassen. 


IV. Vereinigung; Bildung des 
Verbandsgrundstücks 

§ 85 § 85 

Zusammenlegungsmasse : Ausscheidung der örtlichen entfällt 

V erkehrsflächen und Grünflächen 

(1) Die im Zusammenlegungsgebiet gelegenen 
Grundstücke einschließlich der vorhandenen ört- 
lichen Verkehrsflächen und Grünflächen werden 
nach ihrer Fläche rechnerisch zu einer Masse ver- 
einigt (Zusammenlegungsmasse). 

(2) Aus der Zusammenlegungsmasse sind vor- 
weg die Flächen, die nach dem Bebauungsplan als 
örtliche Verkehrsflächen und Grünflächen fest- 
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gesetzt sind, auszuscheiden und der Gemeinde oder 
dem sonstigen Erschließungsträger in dem Zusam- 
menlegung spl an (§ 88) zuzuteilen. Für diese Zutei- 
lung ist eine Gcldabfindung an den Zusammenle- 
gungsverband zu leisten, soweit die Fläche oder 
der Wert der zugeteilten die der vorhandenen ört- 
lichen Verkehrsflächen und Grünflächen übersteigt. 
Die Höhe der Geldabfindung bemißt sich nach dem 
Verkehrswert im Zeitpunkt des Zusammenlegungs- 
beschlusses. 

(3) Mit der Zuteilung der nach dem Bebauungs- 
plan als örtliche Verkehrsflächen und Grünflächen 
festgesetzten Flächen ist die Gemeinde oder der 
sonstige Erschließungsträger für die nach Absatz 1 
eingeworfenen örtlichen Verkehrsflächen und Grün- 
flächen sowie für die Flächen abgefunden, die von 
der Gemeinde oder dem sonstigen Erschließungs- 
träger für die in Absatz 2 Satz 1 bestimmten Zwecke 
erworben waren. 


§ 86 

Aufhebung und Änderung von Rechien: 

V erbandsg rundstück 

(1) Die im Zusammenlegungsgebiet gelegenen 
Grundstücke sind von allen öffentlichen und privat- 
rechtlichen Lasten und Auflassungsvormerkungen 
zu befreien. 

(2) Rechte an einem im Zusammenlegungsgebiet 
gelegenen Grundstück oder an einem das Grund- 
stück belastenden Recht können durch den Zusam- 
menlegungsplan aufgehoben werden. Ansprüche 
mit dem Recht auf Befriedigung aus dem Grund- 
stück oder persönliche Rechte, die zum Erwerb, zum 
Besitz oder zur Nutzung eines im Zusammen- 
legungsgebiet gelegenen Grundstücks berechtigen 
oder den Verpflichteten in der Benutzung des 
Grundstücks beschränken, können durch den Zu- 
sammenlegungsplan aufgehoben oder geändert 
werden. Soweit der Rechtsinhaber hierdurch in sei- 
nem Recht beeinträchtigt wird, ist in dem Zusam- 
menlegungsplan eine Geldabfindung festzusetzen. 
Die §§ 103, 105, 106 und 109 Abs. 1 sind anzuwen- 
den. 

(3) Die nach Ausscheiden der örtlichen Verkehrs- 
flächen und Grünflächen verbleibenden Grundstücke 
werden unter Vereinigung zu einem Grundstück 
oder zu mehreren Grundstücken durch den Zusam- 
menlegungsplan in das Eigentum des Zusammen- 
legungsverbandes überführt (Verbandsgrundstück). 
Die an diesen Grundstücken bestehenden grund- 
stücksgleichen Rechte gehen auf den Zusammen- 
legungsverband über. 


§ 87 

Anteilschaft 

(1) An dem Zusammenlegungsverband sind die 
Mitglieder mit dem Wertverhältnis ihrer früheren 
Grundstücke oder grundstücksgleichen Rechte betei- 
ligt (Anteilschaft). Der Wertberechnung der Grund- 
stücke ist der Verkehrswert im Zeitpunkt des Zu- 
sammenlegungsbeschlusses zugrunde zu legen. So- 


§ 86 

entfällt 


§ 87 

entfällt 
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weit Rechte nach § 86 Abs. 2 durch den Zusammen- 
legungsverband beseitigt worden sind, ist die An- 
teilschaft des Mitgliedes entsprechend zu mindern. 

(2) Die Anteilschaft ist unteilbar, sie ist ver- 
äußerlich und vererblich. 

(3) Die Übertragung oder Verpfändung durch 
Rechtsgeschäft sowie die Verpflichtung dazu bedür- 
fen der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung. 

(4) über die Mitgliedschaft im Zusammenlegungs- 
verband wird von diesem eine Urkunde ausgestellt. 

Die Urkunde hat die Anteilschaft und Angaben über 
das Stimmrecht zu enthalten. 


V. Zusammenlegungsplan 


§ 88 § 88 

Aufstellung und Inhalt des Zusammenlegungs- entfällt 

planes 

(1) Der Zusammenlegungsplan ist von dem Zu- 
sammenlegungsverband nach Erörterung mit den 
Beteiligten vorzubereiten und von der Zusammen- 
legungsstelle durch Beschluß aufzustellen. 

(2) Der Zusammenlegungsplan besteht aus den 
Lageplänen und dem Zusammenlegungsverzeichnis. . 

Aus dem Zusammenlegungsplan muß der in Aus- 
sicht genommene Neuzustand mit allen tatsäch- 
lichen und rechtlichen Änderungen hervorgehen, 
welche die im Zusammenlegungsgebiet gelegenen 
Grundstücke erfahren. Der Zusammenlegungsplan 
muß nach Form und Inhalt zur Übernahme in das 
Liegenschaftskataster geeignet sein. 

(3) Die Lagepläne sind 

1. der Plan über den bisherigen Zustand 
(Altzustand), in den die Grenze des Zu- 
sammenlegungsgebietes, die bisherigen 
Grundstücksgrenzen und -bezeichnungen 
sowie sonstige für die Zusammenlegung 
wesentliche Verhältnisse einzutragen sind 
(Altbestandsplan), 

2. der Plan über den künftigen Zustand 
(Neuzustand), in den insbesondere die 
neuen Grundstücksgrenzen und -bezeich- 
nungen sowie die örtlichen Verkehrs- 
flächen und Grünflächen einzutragen sind 
(Neubestandsplan). 

Der Neubestandsplan kann, wenn dadurch die Über- 
sichtlichkeit nicht leidet, mit dem Altbestandsplan 
auf einem Blatt dargestellt werden. 

(4) Das Zusammenlegungsverzeichnis führt auf 

1. die Grundstücke nach Lage, Größe und 
Nutzungsart unter Gegenüberstellung des 
alten und neuen Bestandes mit Angabe 
ihrer Eigentümer, 

2. die grundstücksgleichen Rechte, die an 
den im Zusammenlegungsgebiet gelege- 
nen Grundstücken bestehen. 
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3. die Rechte an Grundstücken, die abgelöst 
werden, 

4. die Ansprüche mit dem Recht auf Befrie- 
digung aus dem Grundstück oder die per- 
sönlichen Rechte, die zum Erwerb, zum 
Besitz oder zur Nutzung eines Grund- 
stücks berechtigen oder den Verpflich- 
teten in der Benutzung des Grundstücks 
beschränken, soweit sie abgelöst oder ge- 
ändert werden, 

5. die Geldleistungen sowie deren Fälligkeit 
und Zahlungsart, 

6. die Geldleistungspflichtigen und -berech- 
tigten, 

7. die einzuziehenden und die zu verlegen- 
den öffentlichen Wege und die Wasser- 
läufe. 


§ 89 

Hinterlegung und Verteilungsverfahren; 
Auslegung der Lagepläne und Einsicht in das 
Zusammenlegungsverzeichnis 

Es gelten entsprechend 

1. §§ 130, 131 über die Hinterlegung und das 
V erteilungsverfahren, 

2. § 61 über die Auslegung der Lagepläne und 
die Einsicht in das Umlegungsverzeichnis. 

§ 90 

Zustellung des Zusammenlegungsplanes 

Den Beteiligten ist ein ihr Recht betreffender 
Auszug aus dem Zusammenlegungsplan zuzustellen. 


§ 89 

entfällt 


§ 90 

entfällt 


§ 91 § 91 

Ausführungsanordnung entfällt 

(1) Ist der Zusammenlegungsplan unanfechtbar 
geworden, so ordnet die Zusammenlegungsstelle' 
seine Ausführung an, wenn die in dem Zusam- 
menlegungsplan festgesetzten Entschädigungen ge- 
leistet, gestundet oder unter Verzicht auf das Recht 
der Rücknahme zulässigerweise hinterlegt worden 
sind, 

(2) Mit dem in der Anordnung festzusetzenden 
Tage wird der bisherige Rechtszustand durch den im 
Zusammenlegung splan vorgesehenen neuen Rechts- 
zustand ersetzt. Die Anordnung schließt die Besitz- 
einweisung des Zusammenlegungsverbandes in das 
Verbandsgrundstück und der Gemeinde oder des 
sonstigen Erschließungsträgers in die zugewiesenen 
örtlichen Verkehrsflächen und Grünflächen in sich. 

(3) Die Anordnung nach Absatz 1 ist dem Zu- 
sammenlegungsverband, den Verbandsmitgliedern 
und allen sonstigen Beteiligten zuzustellen, deren 
Rechtsstellung durch den Zusammenlegungsplan be- 
troffen wird. Sie ist abschriftlich der Gemeinde mit- 
zuteilen, wenn diese nicht Zusammenlegungs- 
stelle ist. 
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§ 92 

Berichtigung der öffentlichen Bücher und Einsichtnahme 
in den Zusammenlegungspion 

(1) Die Zusammenlegungsstelle ersucht das 
Grundbuchamt unter Übersendung einer beglaubig- 
ten Abschrift auf Anordnung nach § 91 Abs. 1 sowie 
beglaubigter Abschriften aus dem Zusammen- 
legungsplan um Eintragung der eingetretenen 
Rechtsänderungen in das Grundbuch. 

(2) § 67 Abs. 2 und § 68 gelten entsprechend. 

VI. Verwertung 
§ 93 

Der Zusammenlegungsverband beschließt nach 
durchgeführter gemeinschaftlicher Bebauung über 
die Verwertung des Verbandsgrundstücks. Den 
Mitgliedern soll auf ihren Wunsch nach Möglichkeit 
ein dem Wert ihrer Anteilschaft entsprechendes 
Eigentum, Erbbaurecht, Wohnungseigentum oder 
Dauerwohnrecht verschafft werden. 

VII. Kosten der Zusammenlegung 
§ 94 

Kosten; Gebühren- und Abgabenhefreiung 

(1) Der Zusammenlegungsverband trägt die Ver- 
fahrens- und Sachkosten. 

(2) § 72 gilt entsprechend. 


FÜNFTER TEIL 
Enteignung 

ERSTER ABSCHNITT 
Zulässigkeit der Enteignung 

§ 95 

Gegenstand der Enteignung 

(1) Durdi Enteignung können 

1. das Eigentum an Grundstücken entzogen 
oder belastet werden, 

2. andere Rechte an Grundstücken entzogen 
oder belastet werden, 

3. Rechte entzogen oder begründet werden, 
die zum Erwerb, zum Besitz oder zur 
Nutzung von Grundstücken berechtigen 
oder die den Verpflichteten in der Be- 
nutzung von Grundstücken beschränken. 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 
§ 92 

entfällt 


§ 93 

entfällt 


§ 94 

entfällt 


FÜNFTER TEIL 
Enteignung 

ft 

ERSTER ABSCHNITT 
Zulässigkeit der Enteignung 

§ 95 

entfällt hier 
siehe § 96a 
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(2) Auf das Zubehör eines Grundstücks sowie 
auf Sachen, die nur zu einem vorübergehenden 
Zweck mit dem Grundstück verbunden oder in ein 
Gebäude eingefügt sind, darf die Enteignung nur 
nach Maßgabe des § 101 Abs. 4 ausgedehnt werden. 

(3) Die für die Entziehung oder Belastung des 
Eigentums an Grundstücken geltenden Vorschriften 
finden auf die Entziehung, Belastung oder Begrün- 
dung der im Absatz 1 Nr. 2 und 3 bezeichneten 
Rechte sinngemäß Anwendung. 

§ 96 

Enteignungszweck 

(1) Die Enteignung nach diesem Gesetz ist zu- 
lässig, um 

1. entsprechend den Festsetzungen des Be- 
bauungsplanes 

a) ein Grundstück zu nutzen, 

b) eine solche Nutzung vorzubereiten 
oder 

c) Grundstücke der baulichen Nutzung zu- 
zuführen; 


2. Ersatzland zu beschaffen. 


(2) Die Enteignung muß dem Wohl der Allge- 
meinheit dienen. 

(3) Ein Rechtsanspruch auf Einleitung des Ent- 
eignungsverfahrens besteht nur in den Fällen der 
Erwerbspflicht nach den §§ 32, 33, 81, bei einer Ent- 
schädigung durch andere Rechte im Falle des § 127 
und bei der Rückenteignung. 


siehe § 95 
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§ 96 

Enteignungszweck 

(1) Nach diesem Gesetz kann nur enteignet wer- 
den, um 

1. entsprechend den Festsetzungen des Be- 
bauungsplanes ein Grundstück zu nutzen 
oder eine solche Nutzung vorzubereiten. 


la. unbebaute oder geringfügig bebaute 
Grundstücke, die nicht im Bereich eines 
Bebauungsplanes, aber innerhalb im Zu- 
sammenhang bebauter Ortsteile liegen, 
insbesondere zur Schließung von Bau- 
lücken, entsprechend den baurechtlichen 
Vorschriften zu nutzen oder einer bau- 
lichen Nutzung zuzuführen, 

2. Grundstücke für die Entschädigung in 

Land zu beschaffen oder 

3. durch Enteignung entzogene Rechte durch 
neue Rechte zu ersetzen. 

(2) entfällt 

vergleiche § 97 Abs. 1 

(3) entfällt 


(4) Die Vorschriften über Enteignungen zu ande- 
ren als den in Absatz 1 genannten Zwecken bleiben 
unberührt. 

§ 96a 

Gegenstand der Enteignung 

(1) Durch Enteignung können 

1. das Eigentum an Grundstücken entzogen 
oder belastet werden; 

2. andere Rechte an Grundstücken entzogen 
oder belastet werden; 


3. Rechte entzogen werden, die zum Erwerb, 
zum Besitz oder zur Nutzung von Grund- 
stücken berechtigen oder die den Ver- 
pflichteten in der Benutzung von Grund- 
stücken beschränken; 
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vergleiche §36 


§ 97 

Enteignung zur Durchführung des Bebauungsplanes 

Die Enteignung zu dem in § 96 Abs. 1 Nr. 1 
Buchstabe a bezeichneten Zweck ist nur zulässig, 
wenn der Antragsteller 


1. nicht über Grundstücke verfügt, die für das 
beabsichtigte Vorhaben geeignet sind, 


2. sich ernsthaft um den freihändigen Erwerb 
eines geeigneten Grundstücks zu angemes- 
senen Bedingungen vergeblich bemüht hat, 

3. das Grundstück innerhalb angemessener Frist 
zu dem vorgesehenen Zweck verwenden wird. 

siehe §§ 98 Abs. 1, 99 Abs. 1 
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4. soweit es in den Vorschriften dieses Tei- 
les vorgesehen ist, Rechtsverhältnisse be- 
gründet werden, die Rechte der in Num- 
mer 3 bezeichneten Art gewähren; 

5. die Änderung oder Beseitigung vorhande- 
ner baulicher Anlagen entsprechend den 
Festsetzungen des Bebauungsplanes ange- 
ordnet werden. 

(2) Auf das Zubehör eines Grundstückes sowie 
auf Sachen, die nur zu einem vorübergehenden 
Zweck mit dem Grundstück verbunden oder in ein 
Gebäude eingefügt sind, darf die Enteignung nur 
nach Maßgabe des § 101 Abs. 4 ausgedehnt werden. 

(3) Die für die Entziehung oder Belastung des 
Eigentums an Grundstücken geltenden Vorschriften 
sind auf die Entziehung, Belastung oder Begründung 
der im Absatz 1 Nr. 2 bis 4 bezeichneten Rechte 
sinngemäß anzuwenden. 

§ 97 

Voraussetzungen für die Zulässigkeit 
der Enteignung 

(1) Die Enteignung ist im einzelnen Falle nur 
zulässig, wenn das Wohl der Allgemeinheit sie er- 
fordert und der Enteignungszweck auf andere zu- 
mutbare Weise nicht erreicht werden kann. 

(2) Die Enteignung zu den in § 96 Abs. 1 Nr. 1 
und la bezeichneten Zwecken setzt voraus, daß 

1. die Bereitstellung von Grundstücken, die 
im Rahmen der beabsichtigten städtebau- 
lichen Entwicklung für das Vorhaben ge- 
eignet sind, weder aus dem Grundbesitz 
des Bundes, des Landes oder einer Ge- 
meinde (Gemeindeverband) noch aus dem 
des Antragstellers möglich und zumutbar 
ist, 

2. der Antragsteller sich ernsthaft um den 
freihändigen Erwerb eines geeigneten 
Grundstückes zu angemessenen Bedingun- 
gen vergeblich bemüht hat und 

3. er glaubhaft macht, daß das Grundstück 
innerhalb angemessener Frist zu dem vor- 
gesehenen Zweck verwendet wird. 

(3) Die Enteignung eines Grundstücks zu dem 
Zweck, es für die bauliche Nutzung vorzubereiten 
(§ 96 Abs. 1 Nr. 1) oder es der baulichen Nutzung 
zuzuführen (§ 96 Abs. 1 Nr. la), darf nur zugunsten 
der Gemeinde erfolgen. 

§ 97a 

Enteignung 

aus zwingenden städtebaulichen Gründen 

Wird die Enteignung eines Grundstücks von der 
Gemeinde zu den in § 96 Abs. 1 Nr. 1 und la be- 
zeidmeten Zwecken aus zwingenden städtebaulichen 
Gründen beantragt, so genügt an Stelle des § 97 
Abs. 2 der Nachweis, daß die Gemeinde sich ernst- 
haft um den freihändigen Erwerb dieses Grund- 
stücks zu angemessenen Bedingungen vergeblich 
bemüht hat. 
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§ 98 

Enteignung zur Vorbereitung der im 
Bebauungsplan festgesetzten Nutzung 

(1) Die Enteignung zu dem in § 96 Abs. 1 Nr. 1 
Buchstabe b bezeichneten Zweck ist nur zugunsten 
der Gemeinde zulässig. Die Enteignung setzt voraus, 
daß die Gemeinde 

L eine den Festsetzungen des Bebauungs- 
planes entsprechende Nutzung von Grund- 
stücken innerhalb angemessener Frist 
durch zweckdienliche Maßnahmen vor- 
bereiten wird und 

2. sich ernsthaft um den freihändigen Erwerb 
dieser Grundstücke zu angemessenen Be- 
dingungen vergeblich bemüht hat. 

(2) Die Gemeinde hat die Grundstücke, soweit 
sie nicht als Baugrundstücke für den Gemeinbedarf 
oder als Verkehrs-, Versorgungs- oder Grünflächen 
benötigt werden oder zugunsten der Gemeinde als 
Freiflächen im Sinne des § 12 Abs. 1 Nr. 8 Buchstabe a 
festgesetzt sind, binnen einem Jahre nach Ablauf 
der nach § 125 Abs, 1 Nr. 3 festgesetzten Frist an 
Nutzungswillige ohne Gewinn zu übereignen. Die 
Enteigneten sollen angemessen berücksichtigt 
werden. 

(3) Anstelle der Übereignung nach /±bsatz 2 ge- 
nügt die Bestellung eines Erbaurechts, wenn der 
Nutzungswillige es beantragt und seine wirtschaft- 
lichen Verhältnisse es erfordern. Die Gemeinde hat 
dem Enteigneten das mit dem Erbbaurecht belastete 
Grundstück zu angemessenen Bedingungen zum 
Rückerwerb anzubieten. 


siehe § 98 Abs, 2 


siehe § 99 Abs. 4 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 
§ 98 

entfällt hier 
siehe § 97 Abs. 3 


siehe § 98a Abs. 1 


siehe § 98a Abs. 3 


§ 98a 

Veräußerungspflicht der Gemeinde 

(1) Sind Grundstücke nach § 97 Abs. 3 zur Vor- 
bereitung der baulichen Nutzung zugunsten der Ge- 
meinde enteignet worden, so ist die Gemeinde ver- 
pflichtet, die Grundstücke, soweit sie nicht als Bau- 
grundstücke für den Gemeinbedarf oder als Ver- 
kehrs-, Versorgungs- oder Grünflächen benötigt 
werden, binnen zwei Jahren nach Ablauf der nach 
§ 125 Abs. Ib Nr. 3 festgesetzten Frist unter Berück- 
sichtigung ihrer Aufwendungen, aber ohne Gewinn, 
an solche Nutzungswillige zu übereignen, die glaub- 
haft machen, daß sie die Grundstücke entsprechend 
den Festsetzungen des Bebauungsplanes innerhalb 
angemessener Frist nutzen werden. Hierbei sind zu- 
nächst die früheren Eigentümer zu berücksichtigen. 

(2) Sind Grundstücke nach § 97 Abs. 3 oder § 97a 
zugunsten der Gemeinde enteignet worden, um sie 
der baulichen Nutzung zuzuführen, so ist die Ge- 
meinde verpflichtet, die Grundstücke binnen zwei 
Jahren nach Eintritt der Rechtsänderung unter Be- 
rücksichtigung ihrer Aufwendungen, aber ohne Ge- 
winn an Bauwillige zu übereignen, die glaubhaft 
machen, daß sie die Grundstücke innerhalb ange- 
messener Frist baulich nutzen werden. 
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F n t w u r f 
siehe § 98 Abs. 3 


§ 99 

Enteignung zur bebauungsplanmäßigen baulichen 
Nutzung durch einen Dritten 

(1) Die Enteignung zu dem in § 96 Abs. 1 Nr. 1 
Buchstabe c bezeichneten Zweck ist nur zugunsten 
der Gemeinde zulässig. 

(2) Der Enteignung unterliegen nur Grundstücke, 

1. für die seit mehr als fünf Jahren eine 
Baunutzbarkeit besteht und deren Be- 
bauung oder Wiederbebauung keine 
Kosten für die Erschließung verursacht, 
oder 

2. die für die Bebauung mit Familienheimen 
geeignet sind. 

(3) Die Enteignung setzt voraus 

1. im Falle des Absatzes 2 Nr. 1, daß die 
Gemeinde sich ernsthaft um den freihän- 
digen Erwerb dieses Grundstücks zu an- 
gemessenen Bedingungen vergeblich be- 
müht hat, 

2. im Falle des Absatzes 2 Nr. 2, daß die Ge- 
meinde 

a) nicht über Grundstücke verfügt, die für 
die Bebauung mit Familienheimen ge- 
eignet sind, und 

b) sich ernsthaft um den freihändigen 
Erwerb eines geeigneten Grundstücks 
zu angemessenen Bedingungen vergeb- 
lich bemüht hat. 

(4) Die Gemeinde ist verpflichtet, das Grund- 
stück binnen einem Jahre nach Eintritt der Rechts- 
änderung ohne Gewinn an Bauwillige zu über- 
eignen, die das Grundstück innerhalb angemessener 
Frist entsprechend den Festsetzungen des Bebau- 
ungsplanes, und zwar im Falle des Absatzes 2 Nr. 2 
mit einem Familienheim, bebauen werden. § 98 
Abs. 3 ist anzuwenden. 

§ 100 

Enteignung von Ersatsland 

(1) In den Fällen des § 110 Abs. 1 können Grund- 
stücke als Ersatzland nur enteignet werden, wenn 
der Enteignungsbegünstigte 

1. weder über hierzu geeignete Grundstücke 
verfügt, auf die er nicht mit seiner Berufs- 
tätigkeit, seiner Erwerbstätigkeit oder zur 
Erfüllung der ihm wesensgemäß obliegen- 
den Aufgaben angewiesen ist, 

B4 
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(3) Die Gemeinde kann an Stelle der Übereig- 
nung ein Erbbaurecht bestellen, wenn der Nutzungs- 
willige es beantragt und seine wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse es erfordern. Die Gemeinde hat dem frühe- 
ren Eigentümer das mit dem Erbbaurecht belastete 
Grundstück zu angemessenen Bedingungen zum 
Rückerwerb anzubieten. 

§ 99 

entfällt 

vergleiche § 97 Abs. 3 und § 98a 


§ 100 . 

Enteignung 

von Grundstücken zur Entschädigung in Land 

(1) Die Enteignung von Grundstücken zur Ent- 
schädigung in Land (Ersatzland) ist zulässig, wenn 

1. entfällt hier 

vergleiche Nr. la und Ib 
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2. noch geeignete Grundstücke nach pflicht- 
mäßigem Ermessen der Enteignungs- 
behörde freihändig zu angemessenen Be- 
dingungen beschaffen kann. 

(2) Grundstücke unterliegen nicht der Enteignung 
als ErsatzleLud, wenn 

1. der Eigentümer oder bei landwirtschaft- 
lich genutzten Grundstücken auch der son- 
stige Nutzungsberechtigte mit seiner Be- 
Tufstätigkeit oder Erwerbstätigkeit auf 
das zu enteignende Grundstück angewie- 
sen ist, 


2. die Grundstücke unmittelbar öffentlichen 
Zwecken oder der Wohlfahrtspflege, dem 
Unterricht, der Forschung, der Kranken- 
und Gesundheitspflege, der Erziehung und 
der Körperertüchtigung dienen oder zu 
dienen bestimmt sind. 


3. der Ertrag der Grundstücke ausschließlich 
der Erfüllung der Aufgaben der Kirchen 
und anderen Religionsgesellschaften des 
öffentlichen Rechts sowie deren Einridi- 
tungen dient oder zu dienen bestimmt ist, 
oder 

4. die Enteignung für den Eigentümer aus 
anderen Gründen eine unbillige Härte be- 
deuten würde. 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 

la. die Entschädigung eines Eigentümers ge- 
mäß § 110 in Land festzusetzen ist, 

l b. die Bereitstellung von Grundstücken, die 
im Rahmen der beabsichtigten städtebau- 
lichen Entwicklung als Ersatzland geeignet 
sind, weder aus dem Grundbesitz des Ent- 
eignungsbegünstigten noch aus dem Grund- 
besitz des Bundes, des Landes oder einer 
Gemeinde (Gemeindeverband) möglich und 
zumutbar ist und 

2. geeignete Grundstücke freihändig zu an- 
gemessenen Bedingungen nicht erworben 
werden können. 

(2) Grundstücke unterliegen nicht der Enteignung 

zur Entschädigung in Land, wenn und soweit 

1. der Eigentümer oder bei land- oder forst- 
wirtschaftlich genutzten Grundstücken auch 
der sonstige Nutzungsberechtigte auf das 
zu enteignende Grundstück mit seiner Be- 
rufs- oder Erwerbstätigkeit angewiesen 
und ihm im Interesse der Erhaltung der 
Wirtschaftlichkeit seines Betriebes die Ab- 
gabe nicht zuzumuten ist, oder 

2. die Grundstücke oder ihre Erträge un- 
mittelbar öffentlichen Zwecken oder der 
Wohlfahrtspflege, dem Unterricht, der For- 
schung, der Kranken- und Gesundheits- 
pflege, der Erziehung, der Körperertüchti- 
gung oder den Aufgaben der Kirchen und 
anderer Religionsgesellschaften des öffent- 
lichen Rechtes sowie deren Einrichtungen 
dienen oder zu dienen bestimmt sind. 

3. entfällt hier 

siehe Nr. 2 


4. entfällt 


(3) Außerhalb des räumlichen Geltungsbereichs 
eines Bebauungsplanes und außerhalb der im Zu- 
sammenhang bebauten Ortsteile können Grund- 
stücke zur Entschädigung in Land nur enteignet wer- 
den, wenn sie land- oder forstwirtschaftlich genutzt 
werden sollen. 

(4) Die Enteignung zum Zwecke der Entschädi- 
gung eines Eigentümers, dessen Grundstück zur Be- 
schaffung von Ersatzland enteignet wird, ist unzu- 
lässig. 

§ 100a 

Ersatz für entzogene Rechte 

Die Enteigung zu dem Zwecke, durch Enteignung 
entzogene Rechte durch neue Rechte zu ersetzen, ist 
nur zulässig, soweit der Ersatz in den Vorschriften 
des Zweiten Abschnitts vorgesehen ist. Für den Er- 
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§ 101 

Umfang, Beschränkung und Ausdehnung 
der Enteignung 

(1) Ein Grundstück darf nur in dem Umfange ent- 
eignet werden, in dem dies zur Verwirklichung des 
Enteignungszweckes erforderlich ist. Reicht eine 
Belastung des Grundstücks mit einem Recht zur 
Verwirklichung des Enteignungszweckes aus, so ist 
die Enteignung hierauf zu beschränken. 

(2) Soll ein Grundstück mit einem Erbbaurecht 
belastet werden, so kann der Eigentümer anstelle 
der Belastung die Entziehung des Eigentums ver- 
langen. Soll ein Grundstück mit einem anderen 
Recht belastet werden, so kann der Eigentümer die 
Entziehung des Eigentums verlangen, wenn die 
Belastung mit dem dinglichen Recht für ihn un- 
billig ist. 

(3) Soll ein Grundstück oder ein räumlich oder 
wirtschaftlich zusammenhängender Grundbesitz nur 
zu einem Teil enteignet werden, so kann der Eigen- 
tümer die Ausdehnung der Enteignung auf das 
Restgrundstück oder den Restbesitz insoweit ver- 
langen, als das Restgrundstück oder der Restbesitz 
nicht mehr baulich oder wirtschaftlich genutzt wer- 
den kann. 

(4) Der Eigentümer kann verlangen, daß die Ent- 
eignung auf die in § 95 Abs. 2 bezeichneten Gegen- 
stände ausgedehnt wird, wenn und soweit er sie 
infolge der Enteignung nicht mehr wirtschaftlich 
nutzen oder in anderer Weise angemessen ver- 
werten kann. 

(5) Ein Verlangen nach den Absätzen 2 bis 4 ist 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Enteig- 
nungsbehörde bis zum Schluß der mündlichen Ver- 
handlung geltend zu machen. 

§ 102 

Abwendung der Enteignung 

(1) Der Eigentümer kann die Enteignung dadurch 
abwenden, daß er vor Beginn der mündlichen Ver- 
handlung schriftlich oder zur Niederschrift der Ent- 
eignungsbehörde der Enteignung widerspricht und 
glaubhaft macht, daß er das Grundstück binnen 
angemessener Frist entsprechend den Festsetzungen 
des Bebauungsplanes nutzen und mit den erforder- 
lichen Maßnahmen binnen einem Jahre beginnen 
wird. Dabei ist zu unterstellen, daß der Eigentümer 
bei Wohnbauvorhaben die öffentlichen Förderungs- 
mittel und die sonstigen zur Förderung des Woh- 
nungsbaues bestimmten Vergünstigungen in dem 
zulässigen Umfange erhalten kann, wenn keine 
Gründe ersichtlich sind, die einer Bewilligung öffent- 
licher Mi f fei oder einer Gewährung von Vergünsti- 


Be Schlüsse des 24. Ausschusses 

satz entzogener Rechte durch neue Rechte im Wege 
der Enteignung nach § 107 Abs. la Satz 3 gelten die 
in § 100 Abs. 1 und 2 für die Enteignung zur Ent- 
schädigung in Land getroffenen Vorschriften sinn- 
gemäß. 

§ 101 

Umfang, Beschränkung und Ausdehnung 
der Enteignung 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Soll ein Grundstück oder ein räumlich oder 
wirtschaftlich zusammenhängender Grundbesitz nur 
zu einem Teil enteignet werden, so kann der Eigen- 
tümer die Ausdehnung der Enteignung auf das Rest- 
grundstück oder den Restbesitz insoweit verlangen, 
als das Restgrundstück oder der Restbesitz nicht 
mehr in angemessenem Umfange baulich oder wirt- 
schaftlich genutzt werden kann. 

(4) Der Eigentümer kann verlangen, daß die Ent- 
eignung auf die in § 96a Abs. 2 bezeichneten Gegen- 
stände ausgedehnt wird, wenn und soweit er sie in- 
folge der Enteignung nicht mehr wirtschaftlich nutzen 
oder in anderer Weise angemessen verwerten kann. 

(5) unverändert 


§ 102 

entfällt 
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gungert entgegenstehen. Beabsichtigt der Eigentümer 
die Errichtung eines Eigenheimes oder liegen andere 
besondere Gründe vor, so kann die Enteignungs- 
behörde eine längere Frist für den Beginn der Maß- 
nahmen gewähren, wenn die Tatsachen die sichere 
Annahme rechtfertigen, daß der Eigentümer diese 
längere Frist einhalten wird. 

(2) Ist der Widerspruch des Eigentümers be- 
gründet, so ist die Enteignung abzulehnen. Die 
Enteignungsbehörde bestimmt in dem Ablehnungs- 
beschluß die Fristen für den Beginn und die Be- 
endigung der erforderlichen Maßnahmen. Die Ent- 
eignungsbehörde kann die Fristen angemessen 
verlängern, wenn sie der Eigentümer aus von ihm 
nicht zu vertretenden Gründen nicht einhalten kann. 

(3) Hat der Eigentümer die Fristen des Ab- 
satzes 2 nicht eingehalten, so kann in einem neuen 
Verfahren der Widerspruch nach Absatz 1 Satz 1 
zurückgewiesen werden, wenn das allgemeine Wohl 
die Durchführung der Enteignung erfordert, es sei 
denn, daß der Eigentümer die Frist aus von ihm 
nicht zu vertretenden Gründen nur unerheblich 
überschritten hat oder über einen rechtzeitig und 
ordnungsmäßig gestellten Antrag auf Bewilligung 
öffentlicher Mittel noch nicht entschieden ist. 

(4) Der Eigentümer, der ein Grundstück durch 
Enteignung auf Grund dieses Gesetzes oder des 
Baulandbeschaffungsgesetzes vom 3. August 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 720) erworben hat, oder sein 
Rechtsnachfolger kann die Enteignung nicht ab- 
wenden, wenn er das Vorhaben nicht innerhalb der 
im Enteignungsbeschluß festgesetzten Frist durch- 
geführt hat. Das gleiche gilt, wenn das Grundstück 
durch Enteignung auf Grund anderer gesetzlicher 
Vorschriften erworben und der Enteignungszweck 
nicht binnen angemessener Frist verwirklicht wor- 
den ist. 

(5) Der Widerspruch ist unzulässig, wenn Grund- 
stücke enteignet werden sollen, die in dem Be- 
bauungsplan als Baugrundstücke für den Gemein- 
bedarf, als Verkehrs-, Versorgungs- oder Grün- 
flächen oder zugunsten der Gemeinde als Freiflächen 
im Sinne des §12 Abs. 1 Nr. 8 Buchstabe a festgesetzt 
sind. Der Widerspruch kann zurückgewiesen werden, 
wenn ein größeres, zusammenhängendes Vorhaben 
ohne dieses Grundstück nicht durchgeführt werden 
kann. 


ZWEITER ABSCHNITT ZWEITER ABSCHNITT 

Entschädigung Entschädigung 

§ 103 § 103 

Entschädigungsgrundsätze Entschädigungsgrundsätze 

(1) Für die Enteignung ist Entschädigung zu (1) unverändert 
leisten. 

(2) Die Entschädigung wird gewährt (2) unverändert 

1. für den durch die Enteignung eintretenden 
Rechtsverlust, 
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2. für andere durch die Enteignung eintre- 
tende Vermögensnachteile. 

(3) Vermögensvorteile, die dem Entschädigungs- 
berechtigten (§ 104) infolge der Enteignung ent- 
stehen, sind bei der Festsetzung der Entschädigung 
zu berücksichtigen. 


(4) Für die Bemessung der Entschädigung ist der 
Zustand des Grundstücks in dem Zeitpunkt maß- 
gebend, in dem die Enteignungsbehörde über den 
Enteignungsantrag entscheidet. In den Fällen der 
vorzeitigen Besitzeinweisung ist der Zustand in 
dem Zeitpunkt maßgebend, in dem diese wirksam 
wird. 

§ 104 

Entschädigungsbereditigter 
und Entsdiädigungsverpflichteter 

(1) Entschädigung kann verlangen, wer in seinem 
Recht durch die Enteignung beeinträchtigt wird. 

(2) Zur Leistung der Entschädigung ist der Ent- 
eignungsbegünstigte verpflichtet. Wird Ersatzland 
enteignet, so ist zur Entschädigung derjenige ver- 
, pflichtet, der dieses Ersatzland für das zu enteig- 
nende Grundstück beschaffen muß. 

§ 105 

Entschädigung für den Rechtsverlust 

(1) Die Entschädigung für den durch die Enteig- 
nung eintretenden Rechtsverlust bemißt sich nach 
dem Verkehrswert des zu enteignenden Grund- 
stücks. 


(2) Werterhöhungen des Grundstücks, die infolge 
der bevorstehenden Enteignung eingetreten sind, 
sind bei der Festsetzung der Entschädigung nicht 
zu berücksichtigen. 


siehe Absatz 2 


siehe Absatz 3 
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(3) Vermögensvorteile, die dem Entschädigungs- 
berechtigten (§ 104) infolge der Enteignung ent- 
stehen, sind bei der Festsetzung der Entschädigung 
zu berücksichtigen. Hat bei der Entstehung eines 
Vermögensnachteiles ein Verschulden des Entschädi- 
gungsberechtigten mitgewirkt, so gilt § 254 des Bür- 
gerlichen Gesetzbuchs sinngemäß. 

(4) unverändert 


§ 104 

Entschädigungsberechtigter 
und Entschädigungsverpflichteter 

(1) Entschädigung kann verlangen, wer in sei- 
nem Recht durch die Enteignung beeinträchtigt wird 

und dadurch einen Vermögensnachteil erleidet. 

(2) unverändert 


§ 105 

Entschädigung für den Rechtsverlust 

(1) Die Entschädigung für den durch die Enteig- 
nung eintretenden Rechtsverlust bemißt sich nach 
dem Verkehrswert (§ 161e) des zu enteignenden 
Grundstücks oder sonstigen Gegenstandes der Ent- 
eignung. Maßgebend ist der Verkehrswert in dem 
Zeitpunktr in dem die Enteignungsbehörde über den 
Enteigungsantrag entscheidet. 

(2) e n t fä 1 1 1 h i e r 

siehe Absatz 2a Nr. 1 


(2a) Bei der Festsetzung der Entschädigung blei- 
ben unberücksichtigt 

1. Wertänderungen, die infolge der bevor- 
stehenden Enteignung eingetreten sind; 

2. Werterhöhungen, die nach dem Zeitpunkt 
eingetreten sind, in* dem der Eigentümer 
zur Vermeidung der Enteignung ein Kauf- 
oder Tauschangebot des Antragstellers 
mit angemessenen Bedingungen (§ 97 Abs. 
2 Nr. 2, § 97a) hätte annehmen können, es 
sei denn, daß der Eigentümer Kapital oder 
Arbeit für sie aufgewendet hat; 

3. wertsteigernde Veränderungen, die wäh- 
rend einer Veränderungssperre ohne Ge- 
nehmigung der Baugenehmigungsbehörde 
vorgenommen worden sind; 
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siehe Absatz 4 


(3) Wertsteigernde Veränderungen, die im räum- 
lichen Geltungsbereich einer Veränderungssperre 
ohne Genehmigung der Baugenehmigungsbehörde 
vorgenommen worden sind, bleiben unberücksich- 
tigt. 

(4) Wertsteigernde Veränderungen, die nach der 
Einleitung des Enteignungsverfahrens vorgenommen 
werden, bleiben unberücksichtigt, wenn die Ver- 
änderung nicht behördlich angeordnete worden ist 
oder die Enteignungsbehörde der Veränderung nicht 
zugestimmt hat. 

(5) Für bauliche Anlagen, deren Abbruch jeder- 
zeit entschädigungslos gefordert werden kann, ist 
eine Entschädigung nur zu gewähren, wenn es aus 
Gründen der Billigkeit geboten ist. Kann der Ab- 
bruch entschädigungslos erst nach Ablauf einer Frist 
gefordert werden, so ist die Entschädigung nach 
dem Verhältnis der restlichen zu der gesamten Frist 
zu bemessen. 

(6) Wird der Wert des Eigentums an dem 
Grundstück durch Rechte Dritter gemindert, die an 
dem Grundstück aufrechterhalten, an einem anderen 
Grundstück neu begründet oder gesondert entschä- 
digt werden, so ist dies bei der Festsetzung der 
Entschädigung für den Rechtsverlust zu berücksich- 
tigen. 

§ 106 

Entsdiädigimg für andere Vermögensnaditeile 

Wegen anderer durch die Enteignung eintreten- 
der Vermögensnachteile sind die Entschädigungen 
unter gerechter Abwägung der Interessen der All- 
gemeinheit und der Beteiligten festzusetzen, ins- 
besondere für 


1. den vorübergehenden oder dauernden Verlust, 
den der bisherige Eigentümer in seinem Er- 
werb erleidet, jedoch nur bis zu dem Betrage 
des Aufwandes, der erforderlich ist, um ein 
anderes Grundstück in der gleichen Weise wie 
das zu enteignende Grundstück zu nutzen. 


2. die Wertminderung, die durch die Enteignung 
eines Grundstücksteiles oder eines Teiles eines 
räumlich oder wirtschaftlich zusammenhängen- 
den Grundbesitzes bei dem anderen Teil oder 
durch Enteignung des Rechtes an einem 
Grundstück bei einem anderen Grundstück 
entsteht, soweit die Wertminderung nicht 
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4. wertsteigernde Veränderungen, die nach 
Einleitung des Enteignungsverfahrens 
ohne behördliche Anordnung oder Zu- 
stimmung der Enteignungsbehörde vorge- 
nommen worden sind. 

(3) entfällt hier 

siehe Absatz 2a Nr. 3 


(4) entfällt hier 

siehe Absatz 2a Nr. 4 


(5) Für bauliche Anlagen, deren Abbruch jeder- 
zeit auf Grund öffentlich-rechtlicher Vorschriften 
entschäigungslos gefordert werden kann, ist eine 
Entschädigung nur zu gewähren, wenn es aus Grün- 
den der Billigkeit geboten ist. Kann der Abbruch 
entschädigungslos erst nach Ablauf einer Frist ge- 
fordert werden, so ist die Entschädigung nach dem 
Verhältnis der restlichen zu der gesamten Frist zu 
bemessen. 

(6) unverändert 


§ 106 

Entschädigung für andere Vermögensnachteile 

( 1 ) Wegen anderer durch die Enteignung ein- 
tretender Vermögensnachteile ist eine Entschädi- 
gung nur zu gewähren, wenn und soweit diese Ver- 
mögensnachteile nicht bei der Bemessung der Ent- 
schädigung für den Rechtsverlust berüdcsichtigt sind. 
Die Entschädigung ist unter gerechter Abwägung 
der Interessen der Allgemeinheit und der Beteilig- 
ten festzusetzen, insbesondere für 

1. den vorübergehenden oder dauernden 
Verlust, den der bisherige Eigentümer in 
seiner Berufstätigkeit, seiner Erwerbs- 
tätigkeit oder in Erfüllung der ihm we- 
sensgemäß obliegenden Aufgaben erlei- 
det, jedoch nur bis zu dem Betrag des 
Aufwandes, der erforderlich ist, um ein 
anderes Grundstück in der gleichen Weise 
wie das zu enteignende Grundstück zu 
nutzen; 

2. unverändert 
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schon bei der Festsetzung der Entschädigung 
nach Nummer 1 berücksichtigt ist; 

3. die notwendigen Aufwendungen für einen 
durch die Enteignung erforderlich werdenden 
Umzug. 


§ 107 

Behandlung der Rechte der Nehenbereditigten 

(1) Rechte, die an dem zu enteignenden Grund- 
stück bestehen, und persönliche Rechte, die zum 
Besitz oder zur Nutzung des Grundstücks berech- 
tigen, können, soweit ihre Aufrechterhaltung dem 
Enteignungszweck nicht entgegensteht, aufrecht- 
erhalten oder am Ersatzland oder an einem anderen 
Grundstück des Enteigungsbegünstigten neu be- 
gründet werden. Persönliche Rechte, die den Ver- 
pflichteten in der Benutzung des Grundstücks 
beschränken, können aufrechterhalten werden, so- 
weit ihre Aufrechterhaltung dem Enteignungszweck 
nicht entgegensteht. Rechte, die zum Erwerb des 
Grundstücks berechtigen, werden nicht aufrecht- 
erhalten. 

vergleiche Absatz 1 


(2) Werden die in Absatz 1 bezeichneten Rechte 
nicht aufrechterhalten oder neu begründet, so sind 
bei der Enteignung eines Grundstücks gesondert zu 
entschädigen 

1. Erbbauberechtigte, Altenteilsberechtigte 
sowie Inhaber von Dienstbarkeiten und 
Erwerbsrechten an dem Grundstück, 

2. Inhaber von persönlichen Rechten, die 
zum Besitz oder zur Nutzung des Grund- 
stücks berechtigen, wenn der Berechtigte 
im Besitz des Grundstücks ist, 

3. Inhaber von persönlichen Rechten, die 
zum Erwerb des Grundstücks berechtigen 
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3. unverändert 


(2) Im Falle des Absatzes 1 Nr. 2 ist § 105 Abs. 2a 
Nr. 2 anzuwenden, 

§ 107 

Behandlung der Rechte der Nebenberechtigten 

(1) Rechte an dem zu enteignenden Grundstück 
sowie persönliche Rechte, die zum Besitz oder zur 
Nutzung des Grundstücks berechtigen oder den Ver- 
pflichteten in der Benutzung des Grundstücks be- 
schränken, können aufrechterhalten werden, soweit 
dies mit dem Enteignungszweck vereinbar ist. 


(la) Als Ersatz für ein Recht an einem Grundstück, 
das nicht aufrechterhalten wird, kann mit Zustim- 
mung des Rechtsinhabers das Ersatzland oder ein 
anderes Grundstück des Enteignungsbegünstigten 
mit einem gleichen Recht belastet werden. Als Ersatz 
für ein persönliches Recht, das nicht aufrechterhal- 
ten wird, kann mit Zustimmung des Rechtsinhabers 
ein Rechtsverhältnis begründet werden, das ein 
Recht gleicher Art in bezug auf das Ersatzland oder 
auf ein anderes Grundstück des Enteignungsbegün- 
stigten gewährt. Ais Ersatz für dingliche oder per- 
sönliche Rechte eines öffentlichen Verkehrsunter- 
nehmens oder eines Trägers der öffentlichen Ver- 
sorgung mit Elektrizität, Gas, Wärme oder Wasser, 
der auf diese zur Erfüllung seiner wesensgemäßen 
Aufgaben angewiesen ist, sind auf seinen Antrag 
Rechte gleicher Art zu begründen; soweit dazu 
Grundstücke der Enteignungsbegünstigten nicht ge- 
eignet sind, können zu diesem Zweck auch andere 
Grundstücke in Anspruch genommen werden. An- 
träge nach Satz 3 müssen vor Beginn der münd- 
lichen Verhandlung schriftlich oder zur Niederschrift 
der Enteignungsbehörde gestellt werden. 

(2) Soweit Rechte nicht aufrechterhalten oder 
nicht durch neue Rechte ersetzt werden, sind bei der 
Enteignung eines Grundstücks gesondert zu entschä- 
digen 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 


70 



Drucksache 1794 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Entwurf 

oder den Verpflichteten in der Nutzung 
des Grundstücks beschränken. 

(3) Berechtigte, deren Rechte nicht nach Absatz 1 
aufrechterhalten oder neu begründet werden und 
die nicht nach Absatz 2 gesondert entschädigt wer- 
den, haben bei der Enteignung eines Grundstücks 
Anspruch auf Ersatz des Wertes ihres Rechtes aus 
der Geldentschädigung für das Eigentum an dem 
Grundstück, soweit sich ihr Recht auf dieses er- 
streckt. Das gilt entsprechend für die Geldentschä- 
digungen, die für den durch die Enteignung ein- 
tretenden Rechtsverlust in anderen Fällen oder nach 
§ 106 Nr. 2 festgesetzt werden. 

§ 108 

Schuldübergang 

(1) Haftet bei einer Hypothek, die aufrecht- 
erhalten wird, der von der Enteignung Betroffene 
zugleich persönlich, so geht die Schuld in Höhe der 
Hypothek auf den Enteignungsbegünstigten über. 
§ 415 Abs. 3 und § 416 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs gelten entsprechend. Als Veräußerer im 
Sinne des § 416 ist der von der Enteignung Betrof- 
fene anzusehen, 

(2) Das gleiche gilt, wenn bei einer Grundschuld 
oder Rentenschuld, die aufrechterhalten wird, der 
von der Enteignung Betroffene zugleich persönlich 
haftet, sofern er spätestens in dem gemäß § 122 an- 
zuberaumenden Termin die gegen ihn bestehende 
Forderung unter Angabe ihres Betrages und Grun- 
des angemeldet und auf Verlangen der Enteignungs- 
behörde oder eines Beteiligten glaubhaft gemacht 
hat. 

§ 109 

Entschädigung in Geld 

(1) Die Entschädigung ist in einer Kapitalsumme 
zu leisten, soweit dieses Gesetz nichts anderes be- 
stimmt. 


(2) Für die Belastung eines Grundstücks mit 
einem Erbbaurecht ist die Entschädigung in einem 
Erbbauzins zu leisten. 

(3) Der Enteignungsbegünstigte hat Geldentschä- 
digungen außer wiederkehrenden Leistungen von 
dem in § 103 Abs. 4 bezeichne ten Zeitpunkt an mit 
2 vom Hundert über dem Diskontsatz der Deut- 
schen Bundesbank jährlich zu verzinsen. 


§ 110 

Entschädigung in Land 

(1) Die Entschädigung ist auf Antrag des Eigen- 
tümers in geeignetem Land fErsatzlandj festzusetz- 
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(3) Berechtigte, deren Rechte nicht aufrechterhal- 
ten, nicht durch neue Rechte ersetzt und nicht 
gesondert entschädigt werden, haben bei der Ent- 
eignung eines Grundstücks Anspruch auf Ersatz 
des Wertes ihres Rechtes aus der Geldentschädi- 
gung für das Eigentum an dem Grundstück, soweit 
sich ihr Recht auf dieses erstreckt. Das gilt entspre- 
chend für die Geldentschädigungen, die für den 
durch die Enteignung eintretenden Rechtsverlust 
in anderen Fällen oder nach § 106 Abs. 1 Nr. 2 fest- 
gesetzt werden. 

§ 108 

Schuldübergang 

(1) Haftet bei einer Hypothek, die aufrechterhal- 
ten oder durch ein neues Recht an einem anderen 
Grundstück ersetzt wird, der von der Enteignung 
Betroffene zugleich persönlich, so übernimmt der 
Enteignungsbegünstigte die Schuld in Höhe der 
Hypothek. §§ 415, 416 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs gelten entsprechend; als Veräußerer im 
Sinne des § 416 ist der von der Enteignung Betrof- 
fene anzusehen. 

(2) Das gleiche gilt, wenn bei einer Grundschuld 
oder Rentenschuld, die aufrechterhalten oder durch 
ein neues Recht an einem anderen Grundstück er- 
setzt wird, der von der Enteignung Betroffene zu- 
gleich persönlich haftet, sofern er spätestens in dem 
gemäß § 122 anzuberaumenden Termin die gegen 
ihn bestehende Forderung unter Angabe ihres Be- 
trages und Grundes angemeldet und auf Verlangen 
der Enteignungsbehörde oder eines Beteiligten 
glaubhaft gemacht hat. 

§ 109 

Entschädigung in Geld 

(1) Die Entschädigung ist in einem einmaligen 
Betrag zu leisten, soweit dieses Gesetz nichts ande- 
res bestimmt. Auf Antrag des Eigentümers kann die 
Entschädigung in wiederkehrenden Leistungen fest- 
gesetzt werden, wenn dies den übrigen Beteiligten 
zuzumuten ist. 

(2) unverändert 


(3) Einmalige Entschädigungsbeträge sind mit 
2 vom Hundert über dem Diskontsatz der Deutschen 
Bundesbank jährlich von dem Zeitpunkt an zu ver- 
zinsen, in dem die Enteignungsbehörde über den Ent- 
eignungsantrag entscheidet. Im Falle der vorzeitigen 
Besitzeinweisung ist der Zeitpunkt maßgebend, in 
dem diese wirksam wird. 

§ HO 

Entschädigung in Land 

(1) Die Entschädigung ist auf Antrag des Eigen- 
tümers in geeignetem Ersatzland festzusetzen, wenn 
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zen, wenn der von der Enteignung Betroffene zur 
Sicherung seiner Berufstätigkeit, seiner Erwerbs- 
tätigkeit oder zur Erfüllung der ihm wesensgemäß 
obliegenden Aufgaben auf Ersatzland angewiesen 
ist und 

1. der Enteignungsbegünstigte über als Er- 
satzland geeignete Grundstücke verfügt, 
auf die er nicht mit seiner Berufstätigkeit, 
seiner Erwerbstätigkeit oder zur Erfüllung 
der ihm wesensgemäß obliegenden Auf- 
gaben angewiesen ist, 

2. der Enteignungsbegünstigte geeignetes 
Ersatzland nach pflichtmäßigem Ermessen 
der Enteignungsbehörde freihändig zu an- 
gemessenen Bedingungen beschaffen kann 
oder 

3. geeignetes Ersatzland durch Enteignung 
nach § 100 beschafft werden kann. 


(2) Die Entschädigung kann auf Antrag ganz oder 
teilweise in Ersatzland festgesetzt werden, wenn 
diese Art der Entschädigung nach pflichtmäßigem 
Ermessen der Enteignungsbehörde unter gerechter 
Abwägung der Interessen der Allgemeinheit und 
der Beteiligten billig ist und bei dem Enteignungs- 
begünstigten die im Absatz 1 Nr. 1 und 2 genannten 
Voraussetzungen vorliegen. 

(3) Für die Bewertung des Ersatzlandes gilt § 105 
entsprechend. Hierbei kann eine Werterhöhung be- 
rücksichtigt werden, die das übrige Grundvermögen 
des von der Enteignung Betroffenen durch den Er- 
werb des Ersatzlandes über dessen Wert nach Satz 1 
hinaus erfährt. Hat das Ersatzland einen geringeren 
Wert als das zu enteignende Grundstück, so ist eine 
dem Wertunterschied entsprechende zusätzliche 
Geldentschädigung festzusetzen. Hat das Ersatz- 
land einen höheren Wert als das zu enteignende 
Grundstück, so ist festzusetzen, daß der Entschädi- 
gungsberechtigte an den durch die Enteignung Be- 
günstigten eine dem Wertunterschied entsprechende 
Ausgleichszahlung zu leisten hat. Die Ausgleichs- 
zahlung wird mit dem nach § 129 Abs. 1 Satz 2 
in der Ausführungsanordnung festgesetzten Tage 
fällig. 

(4) Wird die Entschädigung in Land festgesetzt, 
so sollen die Inhaber dinglicher und persönlicher 
Rechte, soweit diese Rechte nicht an dem zu ent- 
eignenden Grundstück aufrechterhalten werden, 
ganz oder teilweise durch Begründung gleichartiger 
und gleichwertiger Rechte an dem Ersatzland ent- 
schädigt werden. Soweit dies nicht möglich ist oder 
nicht ausreicht, ist eine gesonderte Entschädigung 
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er zur Sicherung seiner Berufstätigkeit, seiner Er- 
werbstätigkeit oder zur Erfüllung der ihm wesens- 
gemäß obliegenden Aufgaben auf Ersatzland ange- 
wiesen ist und 

1. der Enteignungsbegünstigte über als Er- 
satzland geeignete Grundstücke verfügt, 
auf die er nicht mit seiner Berufstätigkeit, 
seiner Erwerbstätigkeit oder zur Erfüllung 
der ihm wesensgemäß obliegenden Auf- 
gaben angewiesen ist oder 

2. unverändert 


3. unverändert 

(la) Unter den Voraussetzungen der Nummern 
1 bis 3 des Absatzes 1 ist die Entschädigung auf An- 
trag des Eigentümers auch dann in geeignetem Er- 
satzland festzusetzen, wenn ein Grundstück enteig- 
net werden soll, das mit einem Eigenheim oder 
einer Kleinsiedlung bebaut ist. Dies gilt nicht, wenn 
nach öffentlich-rechtlichen Vorschriften der Abbruch 
des Gebäudes jederzeit entschädigungslos gefordert 
werden kann. 

(2) Die Entschädigung kann auf Antrag ganz oder 
teilweise in Ersatzland festgesetzt werden, wenn 
diese Art der Entschädigung nach pflichtmäßigem 
Ermessen der Enteignungsbehörde unter gerechter 
Abwägung der Interessen der Allgemeinheit und 
der Beteiligten billig ist und bei dem Enteignungs- 
begünstigten die im Absatz 1 Nr. 1 oder 2 genannten 
Voraussetzungen vorliegen. 

(3) Für die Bewertung des Ersatzlandes gilt § 105 
entsprechend. Hierbei kann eine Werterhöhung be- 
rücksichtigt werden, die das übrige Grundvermögen 
des von der Enteignung Betroffenen durch den Er- 
werb des Ersatzlandes über dessen Wert nach Satz 1 
hinaus erfährt. Hat das Ersatzland einen geringe- 
ren Wert als das zu enteignende Grundstück, so ist 
eine dem Wertunterschied entsprechende zusätzliche 
Geldentschädigung festzusetzen. Hat das Ersatzland 
einen höheren Wert als das zu enteignende Grund- 
stück, so ist festzusetzen, daß der Entschädigungs- 
berechtigte an den durch die Enteignung Begünstig- 
ten eine dem Wertunterschied entsprechende Aus- 
gleichszahlung zu leisten hat. Die Ausgleichszah- 
lung wird mit dem nach § 129 Abs. 3a Satz 1 in 
der Ausführungsanordnung festgesetzten Tage fäl- 
lig. 

(4) Wird die Entschädigung in Land festgesetzt, so 
sollen dingliche oder persönliche Rechte, soweit sie 
nicht an dem zu enteignenden Grundstück aufrecht- 
erhalten werden, auf Antrag des Rechtsinhabers 
ganz oder teilweise nach Maßgabe des § 107 Abs. la 
ersetzt werden. Soweit dies nicht möglich ist oder 
nicht ausreicht, sind die Inhaber der Rechte geson- 
dert in Geld zu entschädigen; dies gilt für die in 
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in Geld festzusetzen. Dies gilt für die in § 107 
Abs. 3 bezeichneten Berechtigten nur, soweit ihre 
Rechte nicht durch eine dem Eigentümer gemäß Ab- 
satz 3 zu gewährende zusätzliche Geldentschädi- 
gung gedeckt werden. 

(5) Anträge nach den Absätzen 1 und 2 müssen 
vor Beginn der mündlichen Verhandlung schriftlich 
oder zur Niederschrift der Enteignungsbehörde ge- 
stellt werden. 


§ 111 

Entschädigung durch Rechte 

(1) Der Eigentümer eines zu enteignenden Grund- 
stücks kann auf seinen Antrag ganz oder teilweise 
durch Bestellung oder Übertragung von Wohnungs- 
eigentum, Teileigentum, Dauerwohnrecht oder 
Dauernutzungsrecht an diesem oder an einem an- 
deren Grundstück des Enteignungsbegünstigten 
oder von Eigentum an einem solchen Grundstück, 
das mit einem Eigenheim oder einer Kleinsiedlung 
bebaut ist oder bebaut werden soll, entschädigt 
werden. Bei Wertunterschieden zwischen den 
Rechten nach Satz 1 und dem zu enteignenden 
Grundstück gilt § 110 Abs. 3 entsprechend. 


(2) Der Antrag nach Absatz 1 muß bis zum Schluß 
der mündlichen Verhandlung schriftlich oder zur 
Niederschrift der Enteignungsbehörde gestellt wer- 
den. 

§ 112 

Ersatzleistung bei nicht durchgeführter 
Enteignung 

(1) Wird das Enteignungsverfahren eingestellt, 
der Enteignungsantrag zurückgewiesen oder abge- 
lehnt oder der Enteignungsbeschluß aufgehoben, so 
hat der Antragsteller für die Vermögensnachteile, 
die durch die Einleitung oder Durchführung des 
Enteignungsverfahrens entstanden sind, eine Ent- 
schädigung in Geld zu leisten. Für entgangenen 
Gewinn, der über den Ausfall des gewöhnlichen 
Verdienstes oder Nutzungsentgelts hinausgeht, und 
für Vermögensnachteile, die nicht in unmittelbarem 
Zusammenhang mit den auf den Enteignungsantrag 
getroffenen Maßnahmen stehen, ist eine Entschädi- 
gung zu leisten, wenn und soweit dies zur Abwen- 
dung oder zum Ausgleich unbilliger Härten geboten 
erscheint, 

(2) Hat bei der Entstehung des Schadens ein 
Verschulden des Entschädigungsberechtigten mit- 


Beschlüsse des 24, Ausschusses 

§ 107 Abs. 3 bezeichneten Berechtigten nur, soweit 
ihre Rechte nicht durch eine dem Eigentümer gemäß 
Absatz 3 zu gewährende zusätzliche Geldentschädi- 
gung gedeckt werden, 

(5) Anträge nach den Absätzen 1, la, 2 und 4 
sind schriftlich oder zur Niederschrift der Enteig- 
nungsbehörde zu stellen, und zwar in den Fällen 
der Absätze 1 bis 2 vor Beginn und im Falle des 
Absatzes 4 bis zum Schluß der mündlichen Verhand- 
lung (§ 122). 

§ 111 

Entschädigung durch Gewährung anderer Rechte 

(1) Der Eigentümer eines zu enteignenden Grund- 
stücks kann auf seinen Antrag, wenn dies unter Ab- 
wägung der Belange der Beteiligten billig ist, ganz 
oder teilweise entschädigt werden 

1. durch Bestellung oder Übertragung von 
Wohnungseigentum, Teileigentum, Dauer- 
wohnrecht oder Dauernutzungsrecht an 
diesem oder einem anderen Grundstück 
des Enteignungsbegünstigten oJci 

2. durch Übertragung von Eigentum an 
einem bebauten Grundstück des Enteig- 
nungsbegünstigten oder 

3. durch Übertragung von Eigentum an 
einem Grundstück des Enteignungsbegün- 
stigten, das mit einem Eigenheim oder 
einer Kleinsiedlung bebaut werden soll. 

Bei Wertunterschieden zwischen den Rechten nach 
Satz 1 und dem zu enteignenden Grundstück gilt 
§ 110 Abs. 3 entsprechend. 

(2) unverändert 


§ 112 
entfällt 


73 



Drucksache 1794 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 


Entwurf 

gewirkt, so ist das Mitverschulden bei der Festset- 
zung der Entschädigung zu berücksichtigen. 

(3) Die Höhe der Entschädigung ist von der Ent- 
eignungsbehörde in einem besonderen Beschluß 
festzusetzen. Hierbei hat sie auch festzusetzen, wer 
die Leistung zu erbringen hat und an wen die Zah- 
lung zu bewirken ist. Vor der Festsetzung sind der 
Antragsteller und die Berechtigten zu hören. 

(4) Der Beschluß ist zu begründen und den be- 
troffenen Beteiligten (§ 120) zuzustellen. 


DRITTER ABSCHNITT 

Rücken teignung 

§ 113 

Voraussetzungen der Rückenteignung 

(1) Der enteignete frühere Eigentümer kann ver- 
langen, daß das enteignete Grundstück zu seinen 
Gunsten wieder enteignet wird (Rückenteignung), 
wenn 

1. im Falle des § 97 das Grundstück nicht 
innerhalb der festgesetzten Frist (§ 125 
Abs. 1 Nr. 3, § 126) zu dem vorgesehenen 
Zweck verwendet wird. 


2. im Falle des § 98 die Gemeinde nicht 
binnen einem Jahre nach Ablauf der fest- 
gesetzten Frist (§ 125 Abs. 1 Nr. 3, § 126) 
das enteignete Grundstück übereignet 
oder in Erbbaurecht ausgegeben hat, 

3 im Falle des § 99 die Gemeinde das 
Grundstück nicht binnen einem Jahre nach 
Eintritt der Rechtsänderung übereignet 
oder in Erbbaurecht ausgegeben hat oder 
der Erwerber das Grundstück nicht inner- 
halb der festgesetzten Frist (§ 125 Abs. 1 
Nr. 3, § 126) zu dem vorgesehenen Zweck 
verwendet hat oder 

4. der Enteignungsbegünstigte oder sein 
Rechtsnachfolger den Enteignungszweck 
vor Ablauf der Frist auf gibt. 

(2) Die Rückenteignung kann nicht verlangt wer- 
den, wenn 

1. der enteignete frühere Eigentümer selbst 
das Grundstück im Wege der Enteignung 
nach den Vorschriften dieses Gesetzes 
oder des Baulandbeschaffungsgesetzes er- 
worben hat, 

2. zugunsten eines anderen NutzungswiUigen 
ein Enteignungsverfahren nach diesem 
Gesetz eingeleitet worden ist und bei dem 
enteigneten früheren Eigentümer die in 
§102 bestimmten Voraussetzungen für die 
Abwendung dieser Enteignung nicht vor- 
liegen oder 


§ 113 

Rückenteignung 

(1) Der enteignete frühere Eigentümer kann ver- 
langen, daß das enteignete Grundstück zu seinen 
Gunsten wieder enteignet wird (Rückenteignung), 
wenn und soweit 

1. der durch die Enteignung Begünstigte 

oder sein Rechtsnachfolger das Grund- 
stück nicht innerhalb der festgesetzten 
Fristen (§ 125 Abs. Ib Nr. 3, § 126) zu dem 
Enteignungszweck verwendet oder den 
Enteignungszweck vor Ablauf der Frist 
aufgegeben hat oder 

2. die Gemeinde ihre Verpflichtung zur 
Übereignung nach § 98a nicht erfüllt hat. 


3. entfällt 


4. entfällt hier 

siehe Nr. 1 

(2) Die Rückenteignung kann nicht verlangt wer- 
den, wenn 

1. der Enteignete selbst das Grundstück im 
Wege der Enteignung nach den Vorschrif- 
ten dieses Gesetzes oder des Bauland- 
beschaffungsgesetzes erworben hatte oder 

2. ein Verfahren zur Enteigung des Grund- 
stücks nach diesem Gesetz zugunsten eines 
anderen Bauwilligen eingeleitet worden ist 
und der enteignete frühere Eigentümer 
nicht glaubhaft macht, daß er das Grund- 
stück binnen angemessener Frist zu dem 
vorgesehenen Zwecke verwenden wird. 
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3. der Enteignungsbegünstigte oder sein 
Rechtsnachfolger das Grundstück für einen 
anderen als den im Enteignungsbeschluß 
bezeichneten Zweck verwendet hat, der 
auch die Enteignung gerechtfertigt hätte. 

siehe § 114 Abs. 1 


(3) Die Enteignungsbehörde kann die Rückent- 
eignung ablehnen, wenn 

1. ganz oder überwiegend Entschädigung in 
Land gewährt worden ist oder 

2. die Grenzen des Grundstücks erheblich 
verändert worden sind. 

(4) Der frühere Inhaber eines Rechtes, das durch 
Enteignung nach den Vorschriften dieses Gesetzes 
aufgehoben ist, kann unter den im Absatz 1 be- 
zeichneten Voraussetzungen verlangen, daß ein 
gleiches Recht an dem früher belasteten Grundstück 
zu seinen Gunsten durch Enteignung wieder be- 
gründet wird. Die Vorschriften über die Rückenteig- 
nung gelten sinngemäß. 

(5) Geht das Vermögen des enteigneten früheren 
Eigentümers im Wege der Gesamtrechtsnachfolge 
auf einen anderen über, so gelten diese Vorschriften 
für den Rechtsnachfolger entsprechend. Im übrigen 
ist der Anspruch nicht übertragbar. 

siehe § 114 Abs. 2 
§ 114 

Rückenteignung und Verfahren 

(1) Der Antrag auf Rückenteignung kann nur 
innerhalb zweier Jahre seit Entstehung des An- 
spruches gestellt werden. 

(2) Für das Verfahren gelten die §§ 116 bis 134 
entsprechend. 

§ 115 

Rückenteignungsentschädigung 

Wird dem Antrag auf Rückenteignung statt- 
gegeben, so hat der Antragsteller dem von der 
Rückenteignung Betroffenen Entschädigung für den 
Rechtsverlust zu leisten. § 103 Abs. 2 Nr. 2 findet 
keine Anwendung. Die dem Eigentümer zu gewäh- 
rende Entschädigung darf den bei der ersten Ent- 
eignung zugrunde gelegten Verkehrswert des Grund- 
stücks nicht übersteigen. Im übrigen gelten § 103 
Abs. 3 und 4, §§ 105, 108, 109 Abs. 1 und 3 sinn- 
gemäß. 
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3. entfällt 


(2a) Der Antrag auf Rückenteignung ist binnen 
zwei Jahren seit Entstehung des Anspruchs bei der 

zuständigen Enteignungsbehörde einzureichen. § 203 
Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs gilt entspre- 
chend. Der Antrag ist nicht mehr zulässig, wenn in 
den Fällen des Absatzes 1 mit der zweckgerechten 
Verwendung begonnen oder die Veräußerung oder 
Ausgabe des Grundstücks in Erbbaurecht vor Ein- 
gang des Antrages bei der Enteignungsbehörde ein- 
geleitet worden ist. 

(3) Die Enteignungsbehörde kann die Rückenteig- 
nung ablehnen, wenn das Grundstück. erheblich ver- 
ändert oder ganz oder überwiegend Entschädigung 
in Land gewährt worden ist. 


(4) unverändert 


(5) entfällt 


(6) Für das Verfahren gelten die §§ 116 bis 134 
entsprechend. 

§ 114 

entfällt hier 
siehe § 113 Abs. 2a 

siehe § 113 Abs. 6 

§ 115 

Entschädigung für die Rückenteignung 

Wird dem Antrag auf Rückenteignung stattgege- 
ben, so hat der Antragsteller dem von der Rück- 
enteignung Betroffenen Entschädigung für den 
Rechtsverlust zu leisten. § 103 Abs. 2 Nr. 2 ist nicht 
anzuwenden. Die dem Eigentümer zu gewährende 
Entschädigung darf den bei der ersten Enteignung 
zugrunde gelegten Verkehrswert des Grundstücks 
nicht übersteigen, jedoch sind Aufwendungen zu be- 
I ücksichtigen, die zu einer Werterhöhung des Grund- 
stücks geführt haben. Im übrigen gelten die Vor- 
schriften über die Entschädigung im Zweiten Ab- 
schnitt sinngemäß. 
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VIERTER ABSCHNITT 
Enteignungsverfahren 

§ 116 

Enteignungsbehörde 

Enteignungsbehörde ist die höhere Verwaltungs- 
behörde, 


§ 117 

Enteignungsantrag 

(1) Der Enteignungsantrag ist schriftlich bei der 
Gemeinde zu stellen, in deren Bezirk das zu ent- 
eignende Grundstück liegt. Die Gemeinde hat ihn 
mit ihrer Stellungnahme binnen einem Monat der 
Enteignungsbehörde vorzulegen. 

(2) In dem Antrag ist das zu enteignende Grund- 
stück nach seiner Kataster- und Grundbuchbezeich- 
nung anzugeben. Der Antrag ist zu begründen. 

(3) Der Enteignungsantrag kann jederzeit zurück- 
genommen werden. Wird er nach Einleitung des 
Enteignungsverfahrens zurückgenommen, so ist das 
Verfahren durch Beschluß einzustellen. Der Beschluß 
ist den Beteiligten (§ 120) zuzustellen sowie der 
Gemeinde und dem Grundbuchamt mitzuteilen. 

§ 118 

Zurückweisung des Enteignungsantrages 

Ist die Enteignung offensichtlich unzulässig, so ist 
der Enteignungsantrag durch Beschluß zurückzu- 
weisen. §124 Abs. 3 gilt entsprechend. 


§ 119 

Einleitung des Ent eignungs Verfahrens 

(1) Das Enteignungsverfahren wird durch Zustel- 
lung des Enteignungsantrages an den Eigentümer 
eingeleitet. Dabei hat die Enteignungsbehörde den 
Eigentümer 
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DRITTER ABSCHNITT 
Enteignungsverfahren 

§ 116 

Enteignungsbehörde 

(1) Die Enteignung wird von der höheren Ver- 
waltungsbehörde durcbgeführt (Enteignungsbe- 
hörde). 

(2) Die Landesregierungen können durch Rechts- 
verordnung bestimmen, daß an den Entscheidungen 
der Enteignungsbehörde ehrenamtliche Beisitzer mit- 
zuwirken haben. 


§ 117 

Enteignungsantrag 

Der Enteignungsantrag ist bei der Gemeinde, in 
deren Gemarkung das zu enteignende Grundstück 
liegt, einzureichen. Die Gemeinde legt ihn mit ihrer 
Stellungnahme binnen einem Monat der Enteigungs- 
behörde vor. 

(2) entfällt 


(3) entfällt 


§ 118 

entfällt 


§ 118a 

Zustimmung der Obersten Landesbehörde 

(1) Wird die Enteignung eines Grundstücks für 
industrielle Anlagen beantragt, so bedarf die Ein- 
leitung des Enteignungsverfahrens der Zustimmung 
der Obersten LandeshehÖrde. Diese hat bei ihrer 
Entscheidung insbesondere die Erfordernisse der 
Raumordnung zu berücksichtigen. 

(2) Versagt die Oberste LandeshehÖrde die Zu- 
stimmung, so hat die Enteignungsbehörde den Ent- 
eignungsantrag abzulehnen. 

§ 119 

entfällt 
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?. aufzufordern, binnen einer von ihr zu be- 
stimmenden Frist, die mindestens einen 
Monat betragen soll, etwaige Einwendun- 
gen gegen den Enteignungsantrag vorzu- 
bringen, 

2. über das Abwendungsrecht und über die 
Voraussetzungen der Entschädigung in 
Land sowie der Entschädigung durch Ge- 
währung anderer Rechte zu belehren. 


3. auf die Rechtsfolgen des § 105 Abs. 4 hin- 
zuweisen und ihm aufzugeben, Personen, 
die ohne seine Zustimmung werterhöhende 
Veränderungen an dem Grundstück vor- 
nehmen dürfen, über diese Rechtsfolgen 
zu unterrichten. 

(2) Die Enteignungsbehörde teilt dem Grund- 
buchamt die Einleitung des Enteignungsverfahrens 
mit. Das Grundbuchamt hat die Enteignungsbehörde 
von allen Eintragungen zu benachrichtigen, die nach 
dem Zeitpunkt der Einleitung des Enteignungsver- 
fahrens im Grundbuch des betroffenen Grundstücks 
vorgenommen sind und vorgenommen werden. 

§ 120 
Beteiligte 

(1) In dem Enteignungsverfahren sind Beteiligte: 

1. der Antragsteller, 

2. der Eigentümer des Grundstücks, 


3. die Inhaber eines im Grundbuch eingetra- 
genen oder durch Eintragung gesicherten 
Rechtes an dem Grundstück oder an einem 
das Grundstück belastenden Recht, 

4. die Inhaber eines nicht im Grundbuch ein- 
getragenen Rechtes an dem Grundstück 
oder an einem das Grundstück belasten- 
den Recht, eines Anspruches mit dem 
Recht auf Befriedigung aus dem Grund- 
stück oder eines persönlichen Rechtes, das 
zum Erwerb, zum Besitz oder zur Nutzung 
des Grundstücks berechtigt oder den Ver- 
pflichteten in der Benutzung des Grund- 
stücks beschränkt, 

5. wenn Ersatzland bereitgestellt wird, der 
Eigentümer und die Inhaber der in den 
Nummern 3 und 4 genannten Rechte hin- 
sichtlich des Ersatzlandes. 


(2) Die im Absatz 1 Nr. 4 bezeichneten Personen 
werden zu dem Zeitpunkt Beteiligte, in dem die An- 
meldung ihres Rechtes der Enteignungsbehörde zu- 


§ 120 
Beteiligte 

(1) In dem Enteignungsverfahren sind Beteiligte 

1. unverändert 

2. der Eigentümer und diejenigen, für welche 
ein Recht an dem Grundstück oder an 
einem das Grundstück belastenden Recht 
im Grundbuch eingetragen oder durch Ein- 
tragung gesichert ist, 

3. entfällt hier 

siehe Nr. 2 


4. Inhaber eines nicht im Grundbuch einge- 
tragenen Rechtes an dem Grundstück oder 
an einem das Grundstück belastenden 
Recht, eines Anspruchs mit dem Recht auf 
Befriedigung aus dem Grundstück oder 
eines persönlichen Rechtes, das zum Er- 
werb, zum Besitz oder zur Nutzung des 
Grundstücks berechtigt oder die Benutzung 
des Grundstücks beschränkt, 

5. wenn Ersatzland bereitgestellt wird, der 
Eigentümer und die Inhaber der in den 
Nummern 2 und 4 genannten Rechte hin- 
sichtlich des Ersatzlandes, 

6. die Eigentümer der Grundstücke, die durch 
eine Enteignung nach § 100a betroffen 
werden, und 

7. die Gemeinde. 

(2) Die in Absatz 1 Nr. 4 bezeichneten Personen 
werden in dem Zeitpunkt Beteiligte, in dem die An- 
meldung ihres Rechtes der Enteignungsbehörde zu- 
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geht. Die Anmeldung kann spätestens in der letzten 
mündlichen Verhandlung mit den Beteiligten er- 
folgen. 

(3) Bestehen Zweifel an einem angemeldeten 
Recht, so hat die Enteignungsbehörde dem Anmel- 
denden unverzüglich eine Frist zur Glaubhaftma- 
chung seines Rechtes zu setzen. Wird das Recht 
innerhalb der Frist nicht glaubhaft gemacht, so ^ist 
er nicht mehr zu beteiligen. 

(4) Der im Grundbuch eingetragene Gläubiger 
einer Hypothek, Grundschuld oder Rentenschuld, 
für die ein Brief erteilt ist, sowie jeder seiner Rechts- 
nachfolger hat auf Verlangen der Enteignungs- 
behörde eine Erklärung darüber abzugeben, ob 
ein anderer die Hypothek, Grundschuld oder Ren- 
tenschuld oder ein Recht daran erworben hat; die 
Person eines Erwerbers hat er dabei zu bezeichnen. 
§ 186 Abs. 2 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend. 

§ 121 

Vorbereitung der mündlichen Verhandlung 

(1) Die Enteignungsbehörde soll vor der münd- 
lichen Verhandlung alle Anordnungen treffen, die 
erforderlich sind, um das Verfahren tunlichst in 
einem Verhandlungstermin zu erledigen. Sie soll 
den gesamten Sachverhalt, soweit er für das Ent- 
eignungsverfahren von Bedeutung ist, ermitteln. 


(2) Bei der Ermittlung des Sachverhalts hat die 
Enteignungsbehörde das Gutachten der Schätzstelle 
(§ 161) einzuholen. 

(3) Die Enteignungsbehörde soll den Behörden, 
für deren Geschäftsbereich die Enteignung von Be- 
deutung ist, Gelegenheit zur Äußerung geben. Sie 
hat die Landwirtschaftsbehörde zu hören, wenn 
landwirtschaftlich oder erwerbsgärtnerisch genutzte 
Grundstücke, die außerhalb des räumlichen Gel- 
tungsbereichs eines Bebauungsplanes liegen, als 
Ersatzland enteignet werden sollen. 


§ 122 

Anberaumung eines Termins zur mündlichen 
Verhandlung 

(1) Nach Ablauf der nach § 119 Abs. 1 Satz 2 
Nr. 1 bestimmten Frist ist ein Termin zur münd- 
lichen Verhandlung mit den Beteiligten anzube- 
raumen. 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 

geht. Die Anmeldung kann spätestens in der letzten 
mündlichen Verhandlung mit den Beteiligten er- 
folgen. 

(3) Bestehen Zweifel an einem angemeldeten 
Recht, so hat die Enteignungsbehörde dem Anmel- 
denden unverzüglich eine Frist zur Glaubhaft- 
machung seines Rechtes zu setzen. Nach fruchtlosem 
Ablauf der Frist ist er bis zur Glaubhaftmachung 
seines Rechtes nicht mehr zu beteiligen. 

(4) unverändert 


§ 121 

Vorbereitung der mündlichen Verhandlung 

(1) Das Enteignungsverfahren soll beschleunigt 
durchgeführt werden. Die Enteignungsbehörde soll 
schon vor der mündlichen Verhandlung alle Anord- 
nungen treffen, die erforderlich sind, um das Ver- 
fahren tunlichst in einem Verhandlungstermin zu 
erledigen. Sie hat den gesamten Sachverhalt, soweit 
er für das Enteignungsverfahren von Bedeutung ist, 
zu ermitteln und dem Eigentümerr dem Antragsteller 
sowie den Behörden, für deren Geschäftsbereich die 
Enteignung von Bedeutung ist, Gelegenheit zur 
Äußerung zu geben. Bei der Ermittlung des Sach- 
verhaltes hat die Enteignungsbehörde ein Gutachten 
des Gutachterausschusses {§ 161a) einzuholen, wenn 
Eigentum entzogen oder ein Erbbaurecht bestellt 
werden soll. 

(2) entfällt hier 

siehe Absatz 1 

(3) Die Enteignungsbehörde hat die Landwirt- 
schaftsbehörde zu hören, wenn landwirtschaftlich 
genutzte Grundstücke, die außerhalb des räumlichen 
Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes liegen, 
zur Entsdiädigung in Land enteignet werden sollen. 


(4) Werden von einer Enteignung für ein zu- 
sammenhängendes Bauvorhaben mehrere Grund- 
stücke betroffen, so sind die Verfahren, die diese 
Grundstücke betreffen, miteinander zu verbinden. 

§ 122 

Einleitung des Enteigungsverfahrens 

und Anberaumung des Termins zur mündlichen 
Verhandlung 

(1) Das Enteignungsverfahren wird durch Anbe- 
raumung eines Termins zu einer mündlichen Ver- 
handlung mit den Beteiligten eingeleitet. Zu der 
mündlichen Verhandlung sind der Antragsteller, der 
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siehe Absatz 4 


(2) Der Termin ist unter Bezeichnung des betrof- 
fenen Grundstücks und des im Grundbuch einge- 
tragenen Eigentümers in der Gemeinde ortsüblich 
bekanntzumachen. 

siehe Absatz 3 


(3) In der Bekanntmachung nach Absatz 2 sind 
alle Beteiligten aufzufordern, ihre Rechte spätestens 
in der mündlichen Verhandlung wahrzunehmen, 
und darauf hinzuweisen, daß auch bei Nichterschei- 
nen über den Enteignungsantrag und andere im 
Verfahren zu erledigende Anträge entschieden wer- 
den kann. 

(4) Zu der mündlichen Verhandlung sind der An- 
tragsteller, der Eigentümer des betroffenen Grund- 
stücks, die von der Enteignungsbehörde ermittelten 
Beteiligten und die Gemeinde zu laden. Die Ladung 
muß enthalten 

1. die Bezeichnung des Antragstellers und 
des betroffenen Grundstücks, 

2, den wesentlichen Inhalt des Enteignungs- 
antrages mit dem Hinweis, daß der An- 
trag mit den ihm beigefügten Unterlagen 
bei der Enteignungsbehörde eingesehen 
werden kann, 


Besrhiüsse des 24. Ausschusses 

Eigentümer des betroffenen Grundstücks, die son- 
stigen aus dem Grundbuch ersichtlichen Beteiligten 
und die Gemeinde zu laden. Die Ladung ist zuzu- 
stellen. Die Ladungsfrist beträgt einen Monat. 

|la) Die Ladung muß enthalten 

1. die Bezeichnung des Antragstellers und 
des betroffenen Grundstücks, 

2. den wesentlichen Inhalt des Enteignungs- 
antrages mit dem Hinweis, daß der An- 
trag mit den ihm beigefügten Unterlagen 
bei der Enteignungsbehörde eingesehen 
werden kann, 

3. die Aufforderung, etwaige Einwendungen 
gegen den Enteignungsantrag möglichst 
vor der mündlichen Verhandlung bei der 
Enteignungsbehörde schriftlich einzurei- 
chen oder zur Niederschrift zu erklären, 
und 

4. den Hinweis, daß auch bei Nichterschei- 
nen über den Enteignungsantrag und an- 
dere im Verfahren zu erledigende Anträge 
entschieden werden kann. 

(Ib) Die Ladung von Personen, deren Beteiligung 
auf einem Antrag auf Entschädigung in Land beruht, 
muß außer dem in Absatz la vorgeschriebenen In- 
halt auch die Bezeichnung des Eigentümers, dessen 
Entschädigung in Land beantragt ist, und des Grund- 
stücks, für das die Entschädigung in Land gewährt 
werden soll, enthalten. 

(2) Die Einleitung des Enteignungsverfahrens ist 

unter Bezeichnung des betroffenen Grundstücks und 
des im Grundbuch als Eigentümer Eingetragenen 
sowie des ersten Termins der mündlichen Verhand- 
lung mit den Beteiligten in ortsüblicher Weise in 
der Gemeinde öffentlich bekanntzumachen. In der 
Bekanntmachung sind alle Beteiligten aufzufordern, 
ihre Rechte spätestens in der mündlichen Verhand- 
lung wahrzunehmen mit dem Hinweis, daß auch bei 
Nichterscheinen über den Enteignungsantrag und 
andere im Verfahren zu erledigende Anträge ent- 
schieden werden kann. 

(3) e n t f ä 1 1 1 h i e r 

siehe Absatz 2 


(4) entfällt hier 

siehe Absatz la 
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3. die Aufforderung, etwaige Einwendungen 
gegen den Enteignungsantrag möglichst 
vor der mündlichen Verhandlung bei der 
Enteignungsbehörde schriftlich einzurei- 
chen oder zur Niederschrift zu erklären, 

4. den Hinweis, daß auch bei Nichterschei- 
nen über den Enteignungsantrag und an- 
dere im Verfahren zu erledigende An- 
träge entschieden werden kann (§ 192). 

Die Ladungsfrist beträgt zwei Wochen. 


§ 123 

Einigung 

(1) Die Enteignungsbehörde hat auf eine Eini- 
gung zwischen den Beteiligten hinzuwirken. 

(2) Einigen sich die Beteiligten, so hat die Ent- 
eignungsbehörde eine Niederschrift über die Eini- 
gung aufzunehmen. Die Niederschrift muß den Er- 
fordernissen des Enteignungsbeschlusses f§ 125) 
entsprechen. Sie ist von den Beteiligten zu unter- 
schreiben. Die Einigung ist der Gemeinde mitzutei- 
len. § 125 Abs. 2 gilt entsprechend. 


(3) Mit dem Beginn des in der Einigung fest- 
gesetzten Tages wird der bisherige Rechtszustand 
durch den in der Einigung vorgesehenen neuen 
Rechtszustand ersetzt. Ist der Tag in der Einigung 
nicht festgesetzt, so ist § 129 Abs. 1 bis 3 sinngemäß 
anzuwenden. Die Enteignungsbehörde ersucht unter 
Übersendung einer beglaubigten Abschrift der Nie- 
derschrift über die Einigung das Grundbuchamt um 
Eintragung der eingetretenen Rechtsänderungen in 
das Grundbuch. Im Falle des Satzes 2 ist dem Er- 
suchen eine beglaubigte Abschrift der Ausführungs- 
anordnung beizufügen. 

(4) Einigen sich die Beteiligten nur über den 
Übergang oder die Belastung des Eigentums an dem 
zu enteignenden Grundstück, jedoch nicht über die 
Entschädigung, so sind die Absätze 2 und 3 entspre- 
chend anzuwenden. Im übrigen ist das Enteignungs- 
verfahren fortzusetzen. 
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(5) Die Enteignungsbehörde teilt dem Grund- 
buchamt die Einleitung des Enteignungsverfahrens 
mit. Das Grundbuchamt hat die Enteignungsbehörde 
von allen Eintragungen zu benachrichtigeUr die nach 
dem Zeitpunkt der Einleitung des Enteignungsver- 
fahrens im Grundbuch des betroffenen Grundstücks 
vorgenommen sind und vorgenommen werden. 

(6) Ist im Grundbuch die Anordnung der Zwangs- 
versteigerung oder Zwangsverwaltung eingetragen, 
so gibt die Enteignungsbehörde dem Vollstrek- 
kungsgericht von der Einleitung des Enteignungs- 
verfahrens Kenntnis, soweit dieses das Grundstück 
betrifft, das Gegenstand des Vollstreckungsverfah- 
rens ist. 

§ 123 

Einigung 

(1) unverändert 

(2) Einigen sich die Beteiligten, so hat die Ent- 
eignungsbehörde eine Niederschrift über die Eini- 
gung aufzunehmen. Die Niederschrift muß den Er- 
fordernissen des § 125 Abs. Ib entsprechen. Sie ist 
von den Beteiligten zu unterschreiben. Ein Bevoll- 
mächtigter des Eigentümers bedarf einer öffentlich 
beglaubigten Vollmacht. 

(2a) Die beurkundete Einigung steht einem nicht 
mehr anfechtbaren Enteignungsbeschluß gleich. 

§ 125 Abs. 2 ist entsprechend anzuwenden. 

(3) entfällt 


(4) entfällt hier 

siehe § 123a 
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siehe § 123 Abs. 4 


§ 124 

Entsdieidung der Enteignungsbehörde 

(1) Soweit eine Einigung nicht zustande kommt, 
entscheidet die Enteignungsbehörde auf Grund der 
mündlichen Verhandlung durch Beschluß über den 
Enteignungsantrag, die übrigen gestellten Anträge 
sowie über die erhobenen Einwendungen. 

(2) Gibt die Enteignungsbehörde dem Ent- 
eignungsantrag statt, so entscheidet sie zugleich 

1. darüber, welche Rechte der in § 107 be- 
zeichneten Berechtigten an dem Gegen- 
stand der Enteignung aufrechterhalten 
bleiben, 

2. darüber, welche Rechte an dem Gegenstand 
der Enteignung, an dem Ersatzland oder 
an anderen Grundstücken des Enteignungs- 
begünstigten neu begründet werden. 


3. im Falle der Entschädigung in Ersatzland 
über den Eigentumsübergang oder die 
Enteignung des Ersatzlandes. 

(3) Der Beschluß ist zu begründen, den Betei- 
ligten (§ 120) zuzustellen und der Gemeinde be- 
kanntzugeben. Im Falle des Absatzes 2 soll er mit 
der Belehrung über die Möglichkeit eines Auf- 
hebungsantrages nach § 132 versehen werden. Ist 
ein Beschluß, durch den das Enteignugsv er fahren 
eingestellt oder abgelehnt oder der Enteignungs- 
beschluß aufgehoben wird, nicht mehr anfechtbar, 
so ist er dem Grundbuchamt zu übersenden. 

§ 125 

Enteignungsbesdiluß 

(1) Gibt die Enteignungsbehörde dem Enteig- 
nungsantrag statt, so muß der Beschluß (Ent- 
eignungsbeschluß) bezeichnen 

1. die von der Enteignung Betroffenen und 
den Enteigungsbegünstigtenj 

2. die sonstigen Beteiligten; 

3. 
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§ 123a 

Teileinigung 

Einigen sich die Beteiligten nur über den Über- 
gang oder die Belastung des Eigentums an dem zu 
enteignenden Grundstück, jedoch nicht über die 
Höhe der Entschädigung, so ist § 123 Abs. 2 entspre- 
chend anzuwenden. Im übrigen nimmt das Enteig- 
nungsverfahren seinen Fortgang. 

§ 124 

Entscheidung der Enteignungsbehörde 

(1) unverändert 


(2) Gibt die Enteignungsbehörde dem Enteig- 
nungsantrag statt, so entscheidet sie zugleich 

1. unverändert 


2. darüber, mit welchen Rechten der Gegen- 
stand der Enteignung, das Ersatzland oder 
ein anderes Grundstück belastet werden, 

2a. darüber, welche Rechtsverhältnisse be- 
gründet werden, die Rechte der in § 96a 
Abs. 1 Nr. 3 und 4 bezeichneten Art ge- 
währen, 

3. unverändert 


(3) entfällt hier 

vergleiche § 125 Abs. la 


§ 125 

Enteignungsbeschluß 

(1) entfällt hier 

siehe Absatz Ib 


den Enteignungszweck und die Frist, in- 
nerhalb deren das Grundstück nach den 
§§ 97 bis 99 zu dem vorgesehenen Zweck 
zu verwenden ist; 
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4. den Gegenstand der Enteignung, und zwar 

a) wenn das Eigentum an einem Grund- 
stück Gegenstand der Enteignung ist, 
das Grundstück nach Größe, grund- 
buchmäßiger, katastermäßiger und 
sonst üblicher Bezeichnung; im Falle 
der Enteignung eines Grundstücksteils 
ist zu seiner Bezeichnung auf Ver- 
messungsschriften (Karten- undZahien- 
risse) Bezug zu nehmen, die von einer 
zu Fortführungsvermessungen befuge 
ten Stelle oder von einem öffentlich 
bestellten Vermessungsingenieur ge- 
fertigt sind, 

b) wenn ein anderes Recht an einem 
Grundstück Gegenstand einer selbstän- 
digen Enteignung ist, dieses Recht nach 
Inhalt und grundbuchmäßiger Bezeich- 
nung, 

c) wenn ein persönliches Recht, das zum 
Erwerb, zum Besitz oder zur Nutzung 
von Grundstücken berechtigt oder den 
Verpflichteten in der Nutzung von 
Grundstücken beschränkt, Gegenstand 
einer selbständigen Enteignung ist, 
dieses Recht nach seinem Inhalt und 
dem Grund seines Bestehens, 

d) die in § 95 Abs. 2 bezeichneten Gegen- 
stände, wenn die Enteignung auf diese 
ausgedehnt wird; 

5. bei der Belastung eines Grundstücks mit 
einem dinglichen Recht, den Rang des 
dinglichen Rechts; 

6. die Eigentums- und sonstigen Rechtsver- 
hältnisse vor und nach der Enteignung; 

7. die Art und Höhe der Entschädigungen 
und die Höhe von Ausgleichszahlungen 
nach § 110 Abs. 3 Satz 3 und § 111 Abs. 1 
Satz 2 mit der Angabe, von wem und an 
wen sie zu leisten sind; Geldentschädigun- 
gen, aus denen andere von der Enteig- 
nung Betroffene nach § 107 Abs. 3 zu ent- 
schädigen sind, müssen von den sonstigen 
Geldentschädigungen getrennt ausgewie- 
sen werden; 

8. bei der Entschädigung in Land, das Grund- 
stück in der in Nummer 4 Buchstabe a 
bezeichneten Weise. 

siehe § 124 Abs, 3 


siehe Absatz 1 


(la) Der Beschluß der Enteignungsbehörde ist zu 
begründen und den Beteiligten zuzustellen. Der Be- 
schluß ist mit einer Belehrung über Zulässigkeit, 
Form und Frist des Antrages auf gerichtliche Ent- 
scheidung (§ 198) zu versehen. 

(l b) Gibt die Enteignungsbehörde dem Enteig- 
nungsantrag statt, so muß der Beschluß (Enteig- 
nungsbeschluß) bezeichnen 

1. die von der Enteignung Betroffenen und 
den Enteignungsbegünstigten; 
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2. die sonstigen Beteiligten; 

3. den Enteignungszweck und die Frist, inner- 
halb deren das Grundstück zu dem vorge- 
sehenen Zweck zu verwenden ist; 

4. den Gegenstand der Enteignung, und zwar 

a) wenn das Eigentum an einem Grund- 
stück Gegenstand der Enteignung ist, 
das Grundstück nach Größe, grund- 
buchmäßiger, katastermäßiger und 
sonst üblicher Bezeichnung; im Falle 
der Enteignung eines Grundstückstei- 
les ist zu seiner Bezeichnung auf Ver- 
messungsschriften (Vermessungsrisse 
und -karten) Bezug zu nehmen, die von 
einer zu Fortführungsvermessungen 
befugten Stelle oder von einem öffent- 
lich bestellten Vermessungsingenieur 
gefertigt sind, 

b) wenn ein anderes Recht an einem 
Grundstück Gegenstand einer selb- 
ständigen Enteignung ist, dieses Recht 
nach Inhalt und grundbuchmäßiger Be- 
zeichnung, 

c) wenn ein persönliches Recht, das zum 
Erwerb, zum Besitz oder zur Nutzung 
von Grundstücken berechtigt oder 
den Verpflichteten in der Nutzung 
von Grundstücken beschränkt, Gegen- 
stand einer selbständigen Enteignung 
ist, dieses Recht nach seinem Inhalt 
und dem Grund seines Bestehens, 

d) die in § 96a Abs. 2 bezeichneten Ge- 
genstände, wenn die Enteignung auf 
diese ausgedehnt wird; 

5. bei der Belastung eines Grundstücks mit 
einem Recht die Art, den Inhalt, soweit er 
durch Vertrag bestimmt werden kann, so- 
wie den Rang des Rechtes, den Berechtig- 
ten und das Grundstück; 

5a. bei der Begründung eines Rechtes der in 
Nummer 4 Buchstabe c bezeidineten Art 
den Inhalt des Rechtsverhältnisses und 
die daran Beteiligten; 

6. die Eigentums- und sonstigen Rechtsver- 
hältnisse vor und nach der Enteignung; 

7. die Art und Höhe der Entschädigungen 
und die Höhe der Ausgleichszahlungen 
nach § 110 Abs. 3 Satz 4 und § 111 Abs. 1 
Satz 2 mit der Angabe, von wem und an 
wen sie zu leisten sind; Geldentschädigun- 
gen, aus denen andere von der Enteignung 
Betroffene nach § 107 Abs. 3 zu entschä- 
digen sind, müssen von den sonstigen 
Geldentschädigungen getrennt ausgewie- 
sen werden; 

8. bei der Entschädigung in Land das Grund- 
stück in der in Nummer 4 Buchstabe a be- 
zeichneten Weise. 
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(2) Ist im Grundbuch die Anordnung der Zwangs- 
versteigerung oder der Zwangsverwaltung einge- 
tragen, so gibt die Enteignungsbehörde dem Voll- 
streckungsgericht von dem Enteignungsbeschluß 
Kenntnis. 

§ 126 

Lauf der Verwendungsfrist 

(1) Die Frist, innerhalb deren nach den §§ 97 
bis 99 der Enteignungszweck zu verwirklichen ist, 
beginnt mit dem Eintritt der Rechtsänderung. 

(2) Die Enteignungsbehörde kann diese Frist vor 
ihrem Ablauf auf Antrag verlängern, 

1. wenn der Enteignungsbegünstigte nach- 
weist, daß er den Enteignungszweck ohne 
Verschulden innerhalb der festgesetzten 
Frist nicht erfüllen kann, oder 

2. wenn vor Ablauf der Frist eine Gesamt- 
rechtsnachfolge eintritt und der Rechts- 
nachfolger nachweist, daß er den Enteig- 
nungszweck innerhalb der festgesetzten 
Frist nicht erfüllen kann. 

Der enteignete frühere Eigentümer ist vor der 
Entscheidung über die Verlängerung zu hören. 

§ 127 

Verfahren bei der Entschädigung durch Gewährung 
anderer Rechte 

(1) Soll die Entschädigung des Eigentümers eines 
zu enteignenden Grundstücks gemäß § 111 fest- 
gesetzt werden und ist die Bestellung, Übertragung 
oder die Bewertung eines der dort bezeichneten 
Rechte im Zeitpunkt des Erlasses des Enteignungs- 
beschlusses noch nicht möglich, so kann die Enteig- 
nungsbehörde, wenn es der Eigentümer unter Be- 
zeichnung eines Rechtes beantragt, im Enteignungs- 
beschluß neben der Festsetzung der Entschädigung 
in Geld dem Enteignungsbegünstigten aufgeben, 
binnen einer bestimmten Frist dem von der Enteig- 
nung Betroffenen ein Recht der bezeichneten Art zu 
angemessenen Bedingungen anzubieten. 

(2) Bietet der Enteignungsbegünstigte binnen der 
bestimmten Frist ein Recht der bezeichneten Art 
nicht an oder einigt er sich mit dem von der Ent- 
eignung Betroffenen nicht, so wird ihm ein solches 
Recht auf Antrag und zugunsten des von der Ent- 
eignung Betroffenen durch Enteignung entzogen. 
Die Enteignungsbehörde setzt den Inhalt des Rechtes 
fest, soweit dessen Inhalt durch Vereinbarung be- 
stimmt werden kann. Die Vorschriften dieses Teiles 
des Gesetzes über das Verfahren und die Entschädi- 
gung sind sinngemäß anzuwenden. 

(3) Der Antrag nach Absatz 2 kann nur innerhalb 
sechs Monaten nach Ablauf der bestimmten Frist 
gestellt werden. 
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(2) Ist im Grundbuch die Anordnung der Zwangs- 
versteigerung oder der Zwangsverwaltung eingetra- 
gen, so gibt die Enteignungsbehörde dem Voll- 
streckungsgericht von dem Enteignurigsbeschluß 
Kenntnis, wenn dem Enteignungsantrag stattgege- 
ben worden ist. 

§ 126 

Lauf der Verwendungsfrist 

(1) Die Frist, innerhalb deren der Enteignungs- 
zweck nach § 125 Abs. Ib Nr. 3 zu verwirklichen ist, 
beginnt mit dem Eintritt der Rechtsänderung. 

(2) Die Enteignungsbehörde kann diese Frist vor 
ihrem Ablauf auf Antrag verlängern, wenn 

1. der Enteignungsbegünstigte nachweist, 
daß er den Enteignungszweck ohne Ver- 
schulden innerhalb der festgesetzten Frist 
nicht erfüllen kann, oder 

2. vor Ablauf der Frist eine Gesamtrechts- 
nachfolge eintritt und der Rechtsnachfol- 
ger nachweist, daß er den Enteignungs- 
zweck innerhalb der festgesetzten Frist 
nicht erfüllen kann. 

Der enteignete frühere Eigentümer ist vor der 
Entscheidung über die Verlängerung zu hören. 

§ 127 

Verfahren bei der Entschädigung durch Gewährung 
anderer Rechte 

(1) unverändert 


(2) Bietet der Enteignungsbegünstigte binnen der 
bestimmten Frist ein Recht der bezeichneten Art 
nicht an oder einigt er sich mit dem von der Ent- 
eignung Betroffenen nicht, so wird ihm ein solches 
Recht auf Antrag zugunsten des von der Enteignung 
Betroffenen durch Enteignung entzogen. Die Enteig- 
nungsbehörde setzt den Inhalt des Rechtes fest, 
soweit dessen Inhalt durch Vereinbarung bestimmt 
werden kann. Die Vorschriften dieses Teiles des Ge- 
setzes über das Verfahren und die Entschädigung 
sind sinngemäß anzuwenden. 

(3) Der Antrag nach Absatz 2 kann nur inner- 
halb von sechs Monaten nach Ablauf der bestimm- 
ten Frist gestellt werden. 
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§ 128 

Vorzeitige Besitzeinweisung 

(1) Ist bei einem Antrag auf Enteignung von 
Grundstücken die sofortige Ausführung des beab- 
sichtigten Vorhabens und die Besitzeinweisung für 
die Durchführung der beabsichtigten Maßnahmen 
aus Gründen des allgemeinen Wohles dringend 
geboten, so kann die Enteignungsbehörde den An- 
tragsteller auf Antrag durch Beschluß in den Besitz 
des für die Enteignung vorgesehenen Grundstücks 
einweisen ( Besitzeinweisungsbeschluß). 


(2) Die Besitzeinweisung ist nur zulässig, wenn 
über den Antrag mündlich verhandelt worden ist. 
Der Besitzeinweisungsbeschluß ist zu begründen 
und dem Antragsteller, dem Eigentümer und dem 
unmittelbaren Besitzer zuzustellen. Die Besitzein- 
weisung wird in dem von der Enteignungsbehörde 
bezeichneten Zeitpunkt wirksam. Auf Antrag des 
unmittelbaren Besitzers ist dieser Zeitpunkt auf 
mindestens zwei Wochen nach Zustellung der An- 
ordnung über die vorzeitige Besitzeinweisung an 
ihn festzusetzen. 

(3) Die Enteignungsbehörde hat auf Antrag des 
Antragstellers oder eines durch die Besitzeinwei- 
sung Betroffenen den Zustand des Grundstücks vor 
der Besitzeinweisung in einer Niederschrift fest- 
stellen zu lassen, soweit er für die Besitzeinwei- 
sungs- oder Enteignungsentschädigung von Bedeu- 
tung ist. Den in Satz 1 genannten Beteiligten ist 
eine Abschrift der Niederschrift zu übersenden. 

(4) Die Enteignungsbehörde kann die Besitzein- 
weisung von der Leistung einer Sicherheit in Höhe 
der voraussichtlichen Entschädigung und von der 
vorherigen Erfüllung von Auflagen abhängig 
machen. Auf Antrag des Inhabers eines Rechtes, 
das zum Besitz oder zur Nutzung berechtigt, ist die 
Einweisung von der Leistung einer Sicherheit in 
Höhe der ihm voraussichtlich zu gewährenden Ent- 
schädigung abhängig zu machen. Die Anordnung 
ist dem Antragsteller, dem Inhaber des Rechtes und 
dem Eigentümer zuzustellen. 

(5) Durch die Besitzeinweisung wird dem Besit- 
zer der Besitz entzogen; der Eingewiesene wird Be- 
sitzer. Der Eingewiesene ist den im Enteignungs- 
verfahren Beteiligten gegenüber berechtigt, auf dem 
Grundstück das im Enteignungsantrag bezeichnete 
Vorhaben auszuführen und die dafür erforderlichen 
Maßnahmen zu treffen. 

(6) Der Eingewiesene hat für Vermögensnachteile, 
die durch die vorzeitige Besitzeinweisung ent- 
stehen, Entschädigung zu leisten, soweit diese 
Nachteile nicht durch die Verzinsung der Geldent- 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 
§ 128 

Vorzeitige Besitzeinweisung 

(1) Ist die sofortige Ausführung der beabsich- 
tigten Maßnahme aus Gründen des Wohls der All- 
gemeinheit geboten, so kann die Enteignungsbehör- 
de den Antragsteller auf Antrag durch Beschluß in 
den Besitz des von dem Enteignungsverfahren be- 
troffenen Grundstücks einweisen. Die Besitzeinwei- 
sung ist nur zulässig, wenn über sie in einer münd- 
lichen Verhandlung verhandelt worden ist. Der Be- 
schluß über die Besitzeinweisung ist dem Antrag- 
steller, dem Eigentümer und dem unmittelbaren, Be- 
sitzer zuzustellen. Die Besitzeinweisung wird in dem 
von der Enteignungsbehörde bezeichneten Zeit- 
punkt wirksam. Auf Antrag des unmittelbaren Be- 
sitzers ist dieser Zeitpunkt auf mindestens zwei 
Wochen nach Zustellung der Anordnung über die 
vorzeitige Besitzeinweisung an ihn festzusetzen. 

(2) entfällt hier 

siehe Absatz 1 


(3) entfällt hier 

siehe Absatz 6a 


(4) Die Enteignungsbehörde kann die vorzeitige 
Besitzeinweisung von der Leistung einer Sicherheit 
in Höhe der voraussichtlichen Entschädigung und 
von der vorherigen Erfüllung anderer Bedingungen 
abhängig machen. Auf Antrag des Inhabers eines 
Rechtes, das zum Besitz oder zur Nutzung des 
Grundstücks berechtigt, ist die Einweisung von der 
Leistung einer Sicherheit in Höhe der ihm voraus- 
sichtlich zu gewährenden Entschädigung abhängig zu 
machen. Die Anordnung ist dem Antragsteller, dem 
Besitzer und dem Eigentümer zuzustellen. 

(5) Durch die Besitzeinweisung wird dem Besitzer 
der Besitz entzogen und der Eingewiesene Besitzer. 
Der Eingewiesene darf auf dem Grundstück das von 
ihm im Enteignungsantrag bezeichnete Bauvorhaben 
ausführen und die dafür erforderlichen Maßnahmen 
treffen. 

(6) Der Eingewiesene hat für die durch die vor- 
zeitige Besitzeinweisung entstehenden Vermögens- 
nachteile Entschädigung zu leisten, soweit die Nach- 
teile nicht durch die Verzinsung der Geldentschädi- 
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Schädigung (§ 109 Abs. 3) ausgeglichen werden. Art 
und Höhe der Entschädigung werden im BesitzeiD' 
Weisungsbeschluß festgesetzt. Sie ist ohne Rück- 
sicht darauf, ob der Besitzeinweisungsbeschluß an- 
geiochten wird, zu dem im Absatz 2 Satz 4 bezeich- 
neten Zeitpunkt fällig. In dem Besitzeinweisungs- 
heschluß ist festzusetzen, wer die Entschädigung zu 
leisten hat und an wen die Zahlung zu bewirken ist. 


siehe Absatz 3 


(7) Wird das Enteignungsverfahren eingestellt 
oder der Enteignungsantrag abgelehnt, so ist die 
vorzeitige Besitzeinweisung aufzuheben und der 
vorherige Besitzer wieder in den Besitz einzuwei- 
sen. Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend. Der Einge- 
wiesene hat für alle durch die Besitzeinweisung 
entstandenen besonderen Ver/nögensnachteile Ent- 
schädigung zu leisten. Art und Höhe der Entschädi- 
gung sind nach Anhörung der Beteiligten von der 
EnleignungsbehÖrde festzusetzen; Absatz 6 Satz 4 
gilt sinngemäß. 

§ 129 

Ausführung des Enteignungsbeschlusses 

(1) Ist der Enteignungsbeschluß unanfechtbar ge- 
worden, so ordnet die Enteignungsbehörde auf An- 
trag eines Beteiligten seine Ausführung an {Aus- 
führungsanordnung), wenn der Enteignungsbegün- 
stigte die Geldentschädigung, soweit diese nicht in 
wiederkehrenden Leistungen besteht, nebst den zur 
Zeit der Zahlung fälligen Zinsen gezahlt oder unter 
Verzicht auf das Recht der Rücknahme zulässiger- 
weise hinterlegt hat. Mit dem Beginn des in der 
Ausführungsanordnung festzusetzenden Tages wird 
der bisherige Rechtszustand durch den im Enteig- 
nungsbeschluß vorgesehenen neuen Rechtszustand 
ersetzt. 

(2) Die Ausführungsanordnung schließt die Be- 
sitzeinweisung in das enteignete Grundstück und 
in das Ersatzland zu dem festgesetzten Tage in sich. 

(3) Die Ausführungsanordnung ist allen Beteilig- 
ten zuzustellen, deren Rechtsstellung durch den 
Enteignungsbeschluß betroffen wird; sie ist der Ge- 
meinde mitzuteilen. § 125 Abs. 2 gilt entsprechend. 


siehe Absatz 1 Satz 2 
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gung (§ 109 Abs. 3) ausgeglichen werden. Art und 
Höhe der Entschädigung werden durch die Enteig- 
nungsbehörde spätestens in dem in § 125 bezeidi- 
neten Beschluß festgesetzt. Wird der Beschluß über 
Art und Höhe der Entschädigung vorher erlassen, so 
ist er den in Absatz 4 Satz 3 bezeichneten Personen 
zuzustellen. Die Entschädigung für die Besitzeinwei- 
sung ist ohne Rücksicht darauf, ob ein Antrag auf 
gerichtliche Entscheidung gestellt wird, zu dem in 
Absatz 1 Satz 4 bezeichneten Zeitpunkt fällig. 

(6a) Auf Antrag einer der in Absatz 4 Satz 3 be- 
zeichneten Personen hat die Enteignungsbehörde 
den Zustand des Grundstücks vor der Besitzeinwei- 
sung in einer Niederschrift feststellen zu lassen, so- 
weit er für die Besitzeinweisungs- oder die Enteig- 
nungsentschädigung von Bedeutung ist. Den Betei- 
ligten ist eine Abschrift der Niederschrift zu über- 
senden. 

(7) Wird der Enteignungsantrag abgewiesen, so 
ist die vorzeitige Besitzeinweisung aufzuheben und 
der vorherige unmittelbare Besitzer wieder in den 
Besitz einzuweisen. Der Eingewiesene hat für alle 
durch die vorzeitige Besitzeinweisung entstandenen 
besonderen Nachteile Entschädigung zu leisten. Ab- 
satz 6 Satz 2 gilt entsprechend. 


§ 129 

Ausführung des Enteignungsbeschlusses 

(1) Ist der Enteignungsbeschluß nicht mehr an- 
fechtbar, so ordnet auf Antrag eines Beteiligten die 
Enteignungsbehörde seine Ausführung an (Ausfüh- 
rungsanordnung), wenn der durch die Enteignung 
Begünstigte die Geldentschädigung gezahlt oder zu- 
lässigerweise unter Verzicht auf das Recht der Rück- 
nahme hinterlegt hat. 


(2) entfällt hier 

siehe Absatz 3b 

(3) Die Ausführungsanordnung ist allen Beteilig- 
ten zuzustellen, deren Rechtsstellung durch den Ent- 
eignungsbeschluß betroffen wird. Die Ausführiings- 
anordnung ist der Gemeinde abschriftlich mitzu- 
teilen, in deren Bezirk das von der Enteignung be- 
troffene Grundstück liegt. § 125 Abs. 2 gilt sinn- 
gemäß. 

(3a) Mit dem in der Ausführungsanordnung fest- 
zusetzenden Tag wird der bisherige Rechtszustand 
durch den im Enteigungsbeschluß geregelten neuen 
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siehe Absatz 2 


(4) Die Enteignungsbehörde ersucht unter übei- 
sendung einer beglaubigten Abschrift des Enteig- 
nungsbeschlusses und der Ausführungsanordnung 
das Grund buch amt um Eintragung der eingetrete- 
nen Rechtsänderungen in das Grundbuch. Im Falle 
der Enteignung eines Grundstücksteiles ist dem 
Einlragungser suchen ein Auszug aus dem Verände- 
rungsnachwers beizufügen, 

§ 130 

Hinterlegung 

(1) Geldentschädigungen, aus denen andere Be- 
rechtigte nach § 107 Abs. 3 zu befriedigen sind, sind 
unter Verzicht auf das Recht der Rücknahme zu hin- 
terlegen, soweit mehrere Personen auf sie Anspruch 
haben und eine Einigung über die Auszahlung nicht 
nachgewiesen ist. Die Hinterlegung erfolgt bei dem 
Amtsgericht, in dessen Bezirk das von der Enteig- 
nung betroffene Grundstück liegt; § 2 des Zwangs- 
versteigerungsgesetzes gilt sinngemäß. 

(2) Andere Vorschriften, nach denen die Hinter- 
legung geboten oder statthaft ist, werden hierdurch 
nicht berührt. 

§ 131 

Verteilimgsverf ähren 

(1) Nach dem Eintritt der im Enteignungsbeschluß 
vorgesehenen Rechtsänderungen kann jeder Betei- 
ligte sein Recht an der hinterlegten Summe gegen 
einen Mitbeteiligten, der dieses Recht bestreitet, 
vor den ordentlichen Gerichten geltend machen 
oder die Einleitung eines gerichtlichen Vertei- 
lungsverfahrens beantragen. 

(2) Für das Verteilungsverfahren ist das Amts- 
gericht zuständig, in dessen Bezirk das von der 
Enteignung betroffene Grundstück liegt; § 2 des 
Zwangsversteigerungsgesetzes gilt sinngemäß. 

(3) Auf das Verteilungsverfahren sind die Vor- 
schriften über die Verteilung des Erlöses im Falle 
der Zwangsversteigerung mit folgenden Maßgaben 
sinngemäß anzuwenden: 

1. Das Verteilungsverfahren ist durch Be- 
schluß zu eröffnen. 

2. Die Zustellung des Eröffnungsbeschlusses 
an den Antragsteller gilt als Beschlag- 
nahme im Sinne des § 13 des Zwangs- 
versteigerungsgesetzes; ist bereits die 
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Rechtszustand ersetzt. Gleichzeitig entstehen die 
nach § 125 Abs. Ib Nr. 5a begründeten Rechtsver- 
hältnisse; sie gelten von diesem Zeitpunkt an als 
zwischen den an dem Rechtsverhältnis Beteiligten 
vereinbart. 

{3b) Die Ausführungsanordnung schließt die Ein- 
weisung in den Besitz des enteigneten Grundstückes 
und des Ersatzlandes zu dem festgesetzten Tag ein. 

(4) Die Enteignungsbehörde übersendet dem 
Grundbuchamt eine beglaubigte Abschrift des Ent- 
eignungsbeschlusses und der Ausführungsanordnung 
und ersucht es, die Rechtsänderungen in das Grund- 
buch einzutragen. 


§ 130 

unverändert 


§ 131 

Verteilungsverfahren 

(1) Nach dem Eintritt des neuen Rechtszustandes 
kann jeder Beteiligte sein Recht an der hinterlegten 
Summe gegen einen Mitbeteiligten, der dieses Recht 
bestreitet, vor den ordentlichen Gerichten geltend 
machen oder die Einleitung eines gerichtlichen Ver- 
teilungsverfahrens beantragen. 

(2) Für das Verteilungsverfahren ist das Amts- 
gericht zuständig, in dessen Bezirk das von der Ent- 
eignung betroffene Grundstück liegt; in Zweifels- 
fällen gilt § 2 des Zwangsversteigerungsgesetzes 
sinngemäß. 

(3) Auf das Verteilungsverfahren sind die Vor- 
schriften über die Verteilung des Erlöses im Falle 
der Zwangsversteigerung mit folgenden Abweichun- 
gen sinngemäß anzuwenden: 

1. unverändert 

2. Die Zustellung des Eröffnungsbeschlusses 
an den Antragsteller gilt als Beschlag- 
nahme im Sinne des § 13 des Zwangs- 
versteigerungsgesetzes; ist das Grundstück 
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Zwangsversteigerung oder die Zwangs- 
verwaltung des Grundstücks angeordnet-, 
so hat es bei der hierdurch bewirkten Be- 
schlagnahme sein Bewenden. 

3. Das Verteilungsgericht hat bei Eröffnung 
des Verfahrens von Amts wegen das 
Grundbuchamt um die in § 19 Abs. 2 des 
Zwangsversteigerungsgesetzes bezeichne- 
ten Mitteilungen zu ersuchen; in die be- 
glaubigte Abschrift des Grundbuchblattes 
sind die zur Zeit der Zustellung des Ent- 
eignungsbeschlusses an den Enteigneten 
vorhandenen Eintragungen sowie die spä- 
ter eingetragenen Veränderungen und 
Löschungen aufzunehmen. 

4. Bei den Verfahren sind die in § 107 Abs. 3 
bezeichneten Berechtigten nach Maßgabe 
des § 10 des Zwangsversteigerungsgeset- 
zes zu berücksichtigen, wegen der An- 
sprüche auf wiederkehrende Nebenleistun- 
gen jedoch nur für die Zeit bis zur Hinter- 
legung. 

(4) Soweit auf Grund landesrechtlicher Vorschrif- 
ten die Verteilung des Erlöses im Falle einer 
Zwangsversteigerung nicht von dem Vollstreckunqs- 
gericht, sondern von einer anderen Stelle wahrzu- 
nehmen ist, kann durch Landesrecht bestimmt wer- 
den, daß diese andere Stelle auch für das Vertei- 
lungsverfahren nach den Absätzen 1 bis 3 zustän- 
dig ist. Wird die Änderung einer Entscheidung die- 
ser anderen Stelle verlangt, so ist die Entscheidung 
des Vollstreckungsgerichtes nachzusuchen. Die Be- 
schwerde findet gegen die Entscheidung des Voll- 
streckungsgerichtes statt. 

§ 132 

Aufhebung des Enteignungsbeschlusses 

(1) Die Enteignungsbehörde hat den Enteignungs- 
besdiluß auf Antrag aufzuheben, wenn der Enteig- 
nungsbegünstigte nicht innerhalb eines Monats 
nach Eintritt der Unanfechtbarkeit des Enteignungs- 
beschlusses die Geldentschädigung, soweit diese 
nicht in wiederkehrenden Leistungen besteht, nebst 
den zur Zeit der Zahlung fälligen Zinsen gezahlt 
oder unter Verzicht auf das Recht der Rücknahme 
zulässigerweise hinterlegt hat. Antragsberechtigt 
ist jeder Beteiligte, dem eine nicht gezahlte Ent- 
schädigung zusteht oder der nach § 107 Abs. 3 aus 
ihr zu befriedigen ist. 

(2) Vor der Aufhebung ist der Enteignungsbegün- 
stigte zu hören. Der Aufhebungsbeschluß ist allen 
Beteiligten zuzustellen sowie der Gemeinde und 
dem Grundbuchamt mitzuteilen. 

§ 133 

Kosten 

(1) Der Antragsteller hat die Kosten des Verfah- 
rens zu tragen. Wird einem Antrag auf Rückenteig- 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 

schon in einem Zwangsversteigerungs- 
oder Zwangsverwaltungsverfahren be- 
schlagnahmt, so hat es hierbei sein Be- 
wenden. 

3. unverändert 


4. Bei dem Verfahren sind die in § 107 Abs. 3 
bezeichneten Entschädigungsberechtigten 
nach Maßgabe des § 10 des Zwangsver- 
steigerungsgesetzes zu berücksichtigen, 
wegen der Ansprüche auf wiederkehrende 
Nebenleistungen jedoch nur für die Zeit 
bis zur Hinterlegung. 

(4) unverändert 


§ 132 

Aufhebung des Enteignungsbeschlusses 

(1) Ist die Ausführungsanordnung noch nicht er- 
gangen, so hat die Enteignungsbehörde den Enteig- 
nungsbeschluß auf Antrag aufzuheben, wenn der 
durch die Enteignung Begünstigte die ihm durch den 
Enteignungsbeschluß auferlegten Zahlungen nicht 
innerhalb von einem Monat nach dem Zeitpunkt 
geleistet hat, in dem der Beschluß unanfechtbar ge- 
worden ist. Antragsberechtigt ist jeder Beteiligte, 
dem eine nicht gezahlte Entschädigung zusteht oder 
der nach § 107 Abs. 3 aus ihr zu befriedigen ist. 


(2) Vor der Aufhebung ist der durch die Enteig- 
nung Begünstigte zu hören. Der Aufhebungsbeschluß 
ist allen Beteiligten zuzustellen und der Gemeinde 
und dem Grundbuchamt abschriftlich mitzuteilen. 

§ 133 

unverändert 


88 



Deutscher Bundestag ■— 3. Wahlperiode 


Drucksache 1794 


Entwurf 

nung stattgegeben, so hat der von der Rückenteig- 
nung Betroffene die Kosten des Verfahrens zu tra- 
gen. 

(2) Die Kosten richten sich nach landesrechtlichen 
Vorschriften. 

§ 134 

Vollstreckbarer Titel 

(1) Wegen der Leistungen, die in der Einigungs- 
niederschrift vereinbart oder in einem unanfecht- 
baren Beschluß über 

1, die Enteignung hinsichtlich einer darin 
festgesetzten Ausgleichszahlung, 


siehe Nr. 1 


2. die vorzeitige Besitzeinweisung oder ihre 
Aufhebung, 

3. die Ersatzleistung bei nicht durchgeführ- 
ter Enteignung 

festgesetzt sind, findet aus der Niederschrift oder 
dem Beschluß die Zwangsvollstreckung nach den 
Vorschriften der Zivilprozeßordnung über die Voll- 
streckung von Urteilen in bürgerlichen Rechtsstrei- 
tigkeiten statt. Die Zwangsvollstreckung wegen 
einer im Enteignungsbeschluß festgesetzten Aus- 
gleichszahlung findet erst statt, wenn die Ausfüh- 
rungsanordnung wirksam und unanfechtbar gewor- 
den ist. 

(2) Die vollstreckbare Ausfertigung wird von 
dem Urkundsbeamten der Geschäftsstelle des Amts- 
gerichtes erteilt, in dessen Bezirk die Enteignungs- 
behörde ihren Sitz hat und, wenn das Verfahren bei 
einem Gericht anhängig ist, von dem Urkundsbeam- 
ten der Geschäftsstelle dieses Gerichtes. In den Fäl- 
len der §§ 731, 767 bis 770, 785, 786 und 791 der Zivil- 
prozeßordnung tritt das Amtsgericht, in dessen Be- 
zirk die Enteignungsbehörde ihren Sitz hat, an die 
Stelle des Prozeßgerichtes. 

SECHSTER TEIL 

Erschließung 

ERSTER ABSCHNITT 

Allgemeine Vorschriften 

§ 135 

Inhalt der Erschließung 

(1) Die Erschließung umfaßt 

1. die Bereitstellung der Flächen für die 
öffentlichen örtlichen Erschließungsanla- 
gen, und zwar für die 
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§ 134 

Vollstreckbarer Titel 

(1) Die Zwangsvollstreckung nach den Vorschrif- 
ten der Zivilprozeßordnung über die Vollstreckung 
von Urteilen in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten 
findet statt 

1. entfällt hier 

siehe Nr. Ib 

la. aus der Niederschrift über eine Einigung 
wegen der in ihr bezeichneten Leistungen; 

l b. aus einem nicht mehr anfechtbaren Ent- 
eignungsbeschluß wegen einer Ausgleichs- 
zahlung; 

2. aus einem Beschluß über die vorzeitige 
Besitzeinweisung oder deren Aufhebung 
wegen der darin festgesetzten Leistungen. 

3. entfällt 

Die Zwangsvollstreckung wegen einer Ausgleichs- 
zahlung ist erst zulässig, wenn die Ausführungsan- 
ordnung wirksam und unanfechtbar geworden ist. 


(2) unverändert 


SECHSTER TEIL 

Erschließung 

ERSTER ABSCHNITT 

Allgemeine Vorschriften 

§ 135 

Inhalt der Erschließung 

(1) entfällt 
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a) Verkehrs- und Grünanlagen (§ 12 

Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe a und Nr. 1), 

b) Anlagen für die Wasserversorgung, 
Anlagen für die Behandlung, Beseiti- 
gung oder Verwertung von Abwasser 
und festen Abfallstoffen, 

c) sonstigen im Bebauungsplan festgesetz- 
ten Erschließungsanlagen} 

2. die Herstellung dieser Erschließungsanla- 
gen. 

(2) Die Unterhaltung der in Absatz 1 Nr. 1 ge- 
nannten Erschließungsanlagen richtet sich nach 
landesrechtlichen Vorschriften. 

§ 136 

Erschließimgslast 

(1) Die Erschließung ist für den Gesamtbaubereich 
Aufgabe der Gemeinde, soweit sie nicht nach die- 
sem Gesetz, nach anderen gesetzlichen Vorschriften 
oder öffentlich-rechtlichen Verpflichtungen einem 
anderen obliegt. 

siehe § 138 Abs. 2 


(2) Bis zur Aufstellung der vorbereitenden Bau- 
leitpläne gelten die im Zusammenhang bebauten 
Ortsteile als Gesamtbaubereich. 

(3) Bestehende gesetzliche Verpflichtungen der 
Eigentümer der an die Verkehrsflächen angrenzen- 
den Grundstücke (Anlieger) zur Herstellung dieser 
Verkehrsflächen oder Teile von ihnen entfallen für 
den Zeitraum nach dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes. 

(4) Die Gemeinde kann die Erschließung durch 
Vertrag auf einen Dritten übertragen. 

(5) Ein Rechtsanspruch auf Erschließung besteht 
nicht. 

siehe § 135 Abs. 2 

(6) Erfüllt eine Gemeinde ihre Aufgabe nach 
Absatz 1 nicht, so kann die Durchführung der Er- 
schließung nach Maßgabe der landesrechtlichen Vor- 
schriften von der höheren Verwaltungsbehörde 
unter Fristsetzung angeordnet und nach fruchtlosem 
Ablauf der Frist vorgenommen werden. 
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(2) entfällt hier 

siehe § 136 Abs. 5a 

§ 136 

Erschließungslast 

(1) Die Erschließung ist Aufgabe der Gemeinde, 
soweit sie nicht nach anderen gesetzlichen Vor- 
schriften oder öffentlich-rechtlichen Verpflichtungen 
einem anderen obliegt. 

(la) Die Erschließungsanlagen sollen entsprechend 
den Erfordernissen der Bebauung und des Verkehrs 
hergestellt werden und spätestens bis zur Fertig- 
stellung der anzuschließenden baulichen Anlagen 
benutzbar sein. 

(2) entfällt 

(3) entfällt 


(4) u n V e r ä n d e rt 

(5) unverändert 

(5a) Die Unterhaltung der Erschließungsanlagen 
richtet sich nach landesrechtlichen Vorschriften. 

(6) e n t f ä 1 1 1 


136a 

Grundsätze für die Durchführung 
der Erschließung 

Der Bundesminister für Wohnungsbau wird er- 
mächtigt, mit Zustimmung des Bundesrates Richt- 
linien über die städtebaulichen Grundsätze der Er- 
schließung aufzustellen. 
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ZWEITER ABSCHNITT 
Durchführung der Erschließung 

§ 137 

Bindung an den Bebauungsplan 

(1) Die Erschließung setzt einen Bebauungsplan 
voraus. Sie hat sich nach dessen Festsetzungen zu 
richten. Enthält der Bebauungsplan über Art und 
Ausmaß einer öffentlichen örtlichen Erschließungs- 
anlage keine Festsetzungen, so sind die örtlichen 
Bedürfnisse maßgebend. 

(2) Vor Aufstellung eines Bebauungsplanes dür- 
fen öffentliche örtliche Erschließung sdnlägen nur mit 
Zustimmung der höheren Verwaltungsbehörde aus- 
geführt werden. Innerhalb eines im Zusammenhang 
bebauten Ortsteiles können Versorgungs- und Ab- 
wasseranlagen ohne Zustimmung der höheren Ver- 
waltungsbehörde ausgeführt werden, wenn die Ver- 
kehrsanlagen bereits bestehen. 

§ 138 

Erschließungszeitpunkt 

(1) Die Erschließung ist durchzuführen, sobald 
und soweit die örtlichen Bedürfnisse es erfordern. 

(2) Verkehrs- und Versorgungsanlagen sowie An- 
lagen zur Behandlung, Beseitigung oder Verwer- 
tung von Abwasser sollen entsprechend dem Fort- 
schritt der Bebauung und der Entwicklung des Ver- 
kehrs hergestellt werden und bis zur Fertigstellung 
der anzuschließenden baulichen Anlagen benutzbar 
sein. 

(3) Grünanlagen sollen spätestens hergestellt 
werden, wenn sie nach dem Stand der Bebauung in 
der Umgebung notwendig sind. 

§ 139 

Bereitstellung der Flächen für öffentliche 
örtliche Erschließungsanlagen 

Für die öffentliche örtliche Erschließunganlagen 
erforderlichen Flächen sind vom Erschließungsträger 
zu erwerben. Für die in § 12 Abs. 1 Nr. 9 festge- 
setzten Flächen ist ein Rechtsverhältnis zu begrün- 
den. 

§ 140 

Grundsätze des Erschließungsbaues 

Die Erschließung ist nach den anerkannten Regeln 
der Baukunst, der Technik und des Verkehrs durch- 
zuführen. Die der Erschließung dienenden Maßnah- 
men sind technisch und zeitlich aufeinander abzu- 
stimmen. Die Erschließungsanlagen sind mit den 
notwendigen Einrichtungen zu versehen; hierzu ge- 
hören bei Verkehrsanlagen insbesondere die Ein- 
richtungen für die Beleuchtung. 
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§ 137 

Bindung an den Bebauungsplan 

(1) Die Herstellung der öffentlichen Straßen, We- 
ge, Plätze und Grünanlagen setzt einen Bebauungs- 
plan voraus. Sie hat sich nach seinen Festsetzungen 
zu richten. 


(2) Liegt ein Bebauungsplan nicht vor, so dür- 
fen diese Anlagen nur mit Zustimmung der höheren 
Verwaltungsbehörde hergestellt werden. Dies gilt 
nicht, wenn es sich um Anlagen innerhalb der im 
Zusammenhang bebauten Ortsteile handelt, für die 
die Aufstellung eines Bebauungsplanes nicht erfor- 
derlich ist. Die Zustimmung darf nur versagt wer- 
den, wenn die Herstellung der Anlagen den in § 1 
Abs. 3 bis 5 bezeichneten Anforderungen wider- 
spricht. 

§ 138 

Erschließungszeitpunkt 

(1) entfällt 

(2) entfällt hier 

siehe § 136 Abs. la 


(3) entfällt 


§ 139 

entfällt 


§ 140 

entfällt 


91 



Drucksache 1794 Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Entwurf Beschlüsse d 

§ 141 

Plan für unterirdische Anlagen ^ 

Zur räumlichen und zeitlichen Abstimmung der 
verschiedenen Erschließungsmaßnahmen in dem 
unterirdischen Raum der Öffentlichen örtlichen Ver- 
kehrs- und Grünflächen soll die Gemeinde im Be- 
nehmen mit den beteiligten Stellen einen Plan (Er- 
schließungsplan) auf stellen. 

§ 142 

Wasserversorgung ^ 

(1) Für die Baugebiete sind zur Versorgung mit 
gesundheitlich einwandfreiem Trinkwasser und mit 
Wasser für Feuerlöschzwecke zentrale Wasserver- 
sorgungsanlagen herzustellen. 

(2) In den Gebieten mit weiträumiger Bebauung 
sind Anlagen im Sinne des Absatzes 1 nicht erforder- 
lich, solange für jedes Baugrundstück eine andere 
ausreichende und gesundheitlich einwandfreie Was- 
serversorgung gewährleistet ist. 

f 

§ 143 

Behandlung, Beseitigung oder Verivcrtung ^ 

von Ahivasser 

(1) Für die Baugebiete sind zur gesundheitlich 
einwandfreien Behandlung, Beseitigung oder Ver- 
wertung von Abwasser zentrale Abwasseranlagen 
herzustellen; dies gilt nicht für Abwasser, die nach 
Menge und Beschaffenheit besondere Anforderun- 
gen an die Anlage stellen. 

(2) Anlagen im Sinne des Absatzes 1 sind nicht 
erforderlich, solange eine andere gesundheitlich ein- 
wandfreie Art der Behandlung, Beseitigung oder 
Verwertung von Abwasser gewährleistet ist. 

§ 144 

Behandlung, Beseitigung oder Verwertung ( 

fester Abfallstoffe 

Zur gesundheitlich einwandfreien Behandlung, 

Beseitigung oder Verwertung der in den Baugebie- 
ten anfallenden festen Abfallstoffe sind den ört- 
lichen Verhältnissen entsprechende Anlagen herzu- 
stellen; dies gilt nicht für Abfallstoffe, die nach 
Menge und Beschaffenheit besondere Anforderun- 
gen an die Anlage stellen. 


DRITTER ABSCHNITT 

Art und Maß der Nutzung der örtlichen 
Verkehrs- und Grünanlagen 

§ 145 

Widmung der örtlichen Verkehrs’ und Grünanlagen 

Die örtlichen Verkehrs- und Grünanlagen werden 
von der Gemeinde dem Gemeingebrauch gewidmet. 
Das Nähere regelt das Landesrecht. 


es 24. Ausschusses 

§ 141 
n t f ä 1 1 1 


§ 142 
n t f ä 1 1 1 


§ 143 
n t f ä 1 1 1 


§ 144 
n t f ä 1 1 1 


§ 145 

entfällt 
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§ 146 

Pflichten des Grundstückseigentümers 

(1) Der Grundstückseigentümer: hat das Anbrin- 
gen von 

1. Halte Vorrichtungen und Leitungen für Be- 
leuchtungskörper der Straßenbeleuchtung 
und für Meldeeinrichtungen im Interesse 
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, 

2. Kennzeichen und Hinweisschildern für Er- 
schließungsanlagen 

zu dulden. Er ist vorher zu benachrichtigen. 

(2) Für Schäden, die dem Betroffenen durch Maß- 
nahmen nach Absatz 1 oder durch das Entfernen der 
in Absatz 1 bezeichneten Gegenstände entstehen, ist 
ihm vom Erschließungstrager eine Entschädigung 
in Geld zu leisten. Kommt eine Einigung über die 
Entschädigung nicht zustande, so entscheidet die 
höhere Verwaltungsbehörde; vor der Entscheidung 
sind die Beteiligten zu hören. 

(3) Der Grundstückseigentümer hat sein Grund- 
stück mit der von der Gemeinde festgesetzten Num- 
mer zu versehen. 

. VIERTER ABSCHNITT 

Erschließungsbeitrag 

§ 147 

Erhebung des Erschließungsbeitrages 

Die Gemeinden erheben zur Deckung ihres Auf- 
wandes für die öffentlichen örtlichen Verkehrs- und 
Grünanlagen (§ 12 Abs, 1 Nr, 4 Buchstabe a und 
Nr. 7) sowie für die Anlagen zur Behandlung, Be- 
seitigung oder Verwertung von Abwasser einen Er- 
schließungsbeitrag nach den Vorschriften der §§ 148 
bis 160, der höchstens 75 vom Hundert des tatsäch- 
lichen Aufwandes betragen darf. Die Erhebung des 
Erschließungsbeitrages hat zur Voraussetzung, daß 
die Erschließung im Rahmen des § 137 ausgeführt 
und der Aufwand nicht in anderer Weise gedeckt 
wird. 
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§ 146 

Pflichten des Eigentümers 

(1) Der Eigentümer hat das Anbringen von 

1. Haltevorrichtungen und Leitungen für Be- 
leuchtungskörper der Straßenbeleuchtung 
und 

2. unverändert 

auf seinem Grundstück zu dulden. Er ist vorher zu 
benachrichtigen. 

(2) Der Erschließungsträger hat Schäden, die dem 
Eigentümer durch das Anbringen oder das Entfer- 
nen der in Absatz 1 bezeichneten Gegenstände ent- 
stehen, zu beseitigen; er kann statt dessen eine an- 
gemessene Entschädigung in Geld leisten. Kommt 
eine Einigung über die Entschädigung nicht zustande, 
so entscheidet die höhere Verwaltungsbehörde; vor 
der Entscheidung sind die Beteiligten zu hören. 

(3) Der Eigentümer hat sein Grundstück mit der 
von der Gemeinde festgesetzten Nummer zu ver- 
sehen. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Erschließungsbeitrag 

§ 147 

Erhebung des Erschließungsbeitrages 

(1) Die Gemeinden erheben zur vollständigen 
oder teilweisen Deckung ihres anderweitig nicht ge- 
deckten Aufwandes für Erschließungsanlagen einen 
Erschließungsbeitrag nach Maßgabe der folgenden 
Vorschriften. 

(2) Erschließungsanlagen im Sinne dieses Ab- 
schnittes sind 

1. die öffentlichen zum Anbau bestimmten 
Straßen, Wege und Plätze; 

2. Sammelstraßen innerhalb der Baugebiete; 

3. Parkflächen und Grünanlagen, soweit sie 
Bestandteil der in den Nummern 1 und 2 
genannten Verkehrsanlagen oder nach 
städtebaulidien Grundsätzen innerhalb der 
Baugebiete zu deren Erschließung notwen- 
dig sind. 

(3) Der Erschließungsbeitrag kann für den Grund- 
erwerb, die Freilegung und für Teile der Erschlie- 
ßungsanlagen selbständig erhoben werden (Kosten- 
spaltung). 

(4) Das Recht, Abgaben für Anlagen zu erheben, 
die nicht Erschließungsanlagen im Sinne dieses Ab- 
schnittes sind, bleibt unberührt. Dies gilt insbeson- 
dere für Anlagen zur Ableitung von Abwasser so- 
wie zur Versorgung mit Elektrizität, Gas, Wärme 
und Wasser. 
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§ 148 

Ermittlung von Einheitssätzen 

(1) Zur Berechnung des Erschließungsbeitrages ist 
ein Einheitssatz je Quadratmeter zulässiger Ge- 
schoßfläche zu ermitteln. Der Einheitssatz ergibt sich 
aus dem Verhältnis des Gesamtbetrages des bei- 
tragsfähigen Erschließungsaufwandes (§§ 150, 151) 
innerhalb einer Erschließungszone (§ 149) zu der 
Summe der zulässigen Geschoß! iächen (§ 152). 

(2) Erhöht sich der ermittelte Erschließungsauf- 
wand für eine Erschließungszone durch Maßnahmen 
nach § 150 Abs. 2 Satz 1, so ist der Einheitssatz aus 
dem Verhältnis des Mehrbetrages des Erschlie- 
ßungsaufwandes zur Summe der zulässigen Ge- 
schoßfläche zu ermitteln. Ändert sich der Erschlie- 
ßungsaufwand wesentlich infolge sonstiger Um- 
stände, so ist der Einheitssatz neu zu ermitteln. 

(3) Der Einheitssatz für Teilgebiete von Erschlie- 
ßungszonen, insbesondere für Wohngebiete, die 
überwiegend mit Eigenheimen bebaut werden, kann 
allgemein herabgesetzt werden. Der dadurch ent- 
stehende Einnahmeausfall für die Gemeinde kann 
auf die anderen Teilgebiete der Erschließungszone 
nicht umgelegt werden. 

§ 149 § 

Erschließungszonen entfällt 

(1) Das erschlossene und zu erschließende Bau- 
land ist zur Ermittlung des Erschließungsaufwandes 
in Erschließungszonen einzuteilen. Eine Erschlie- 
ßungszone soll das Bauland umfassen, das nach dem 
Gefüge seiner Verkehrs- und Grünanlagen sowie 
der Anlagen zur Behandlung, Beseitigung oder Ver- 
wertung von Abwasser eine Einheit bildet. 

(2) Wird die Erschließung auf ein Gebiet ausge- 
dehnt, das mit einer bestehenden Erschließungs- 
zone eine Einheit bildet, so kann dieses Gebiet in 
die bestehende Erschließungszone einbezogen wer- 
den. Der für die bestehende Erschließungszone er- 
mittelte Einheitssatz gilt auch für das einbezoqene 
Gebiet. 

(3) Die Erschließungszonen, die für sie ermittel- 
ten Einheitssätze, sowie das im Bebauungsplan 
nicht festgesetzte Ausmaß der Verkehrs- und Grün- 
anlagen sowie der Anlagen zur Behandlung, Besei- 
tigung oder Verwertung von Abwasser sind in einer 
Erschiießungszonenkarte darzustellen. Als Unter- 
lagen sind die für die Ermittlung der Einheitssätze 
maßgebenden Berechnungen des Gesamtbetrages 
des Erschiießungsaufwandes und der Summe der 
zulässigen Geschoßfläche beizufügen. 

(4) Die Erschließungszonenkarte ist von der Ge- 
meinde auf die Dauer eines Monats öffentlich aus- 
zulegen. Ort und Dauer der Auslegung sind in der 
Gemeinde eine Woche vor der Auslegung ortsüblich 
bekanntzumachen. Dies gilt entsprechend für Ände- 
rungen des Inhalts der Erschließungszonenkarte. 


’ § 148 
entfällt 
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Für Änderungen, die nur wenige Grundstücke be- 
treffen, genügt anstelle der Bekanntmachung die 
schriftliche Benachrichtigung der beteiligten Eigen- 
tümer. 

(5) Flat eine Änderung des Inhalts der Erschlie- 
ßungszonenkarte einen Einnahme aus fall für die Ge- 
meinde zur Folge, so gilt § 148 Abs. 3 Satz 2 ent- 
sprechend. 

§ 150 

Umfang des Erschließungsaufwandes 

(1) Der Erschließungsaufwand umfaßt die von der 
Gemeinde endgültig zu tragenden Kosten für die 
erstmalige Herstellung der Verkehrs- und Grün- 
anlagen sowie der Anlagen zur Behandlung, Besei- 
tigung oder Verwertung von Abwasser und für die 
Bereitstellung der hierzu erforderlichen Flächen. 
Zum Erschließungsaufwand gehört auch der Wert 
der von der Gemeinde aus ihrem Vermögen 
für diese Erschließungsanlagen bereitgestellten 
Flächen. Dabei sind die bereits vollständig oder teil- 
weise hergestellten Verkehrs- und Grünanlagen 
sowie die Anlagen zur Behandlung, Beseitigung 
oder Verwertung von Abwasser bis zur Höhe der 
Herstellungskosten und die Flächen bis zur Höhe 
ihres Wertes zur Zeit der Ermittlung des Erschlie- 
ßungsaufwandes zu berücksichtigen. 

(2) Als Herstellung gilt auch die Verbesserung 
oder Erweiterung von Anlagen zur Behandlung, Be- 
seitigung oder Verwertung von Abwasser und die 
Verbesserung oder Erweiterung von Grünanlagen 
sowie von vorhandenen VerAehrsanlagen, die nicht 
aus Gründen der Abnutzung oder aus veränderten 
allgemeinen Verkehrsrücksichten erfolgen. Wird 
eine Verkehrs- und Grünanlage sowie eine Anlage 
zur Behandlung, Beseitigung oder Verwertung von 
Abwasser zunächst nur behelfsmäßig hergestellt, so 
dürfen keine höheren Kosten in den Erschließungs- 
aufwand eingerechnet werden als entstanden wären, 
wenn diese Erschließungsanlage sofort in dem fest- 
gesetzten Ausmaß hergestellt worden wäre. 

(3) Bei den Verkehrs- und Grünanlagen sind 
nicht zu berücksichtigen 

1, die Kosten für Brücken, Tunnels, Unter- 
führungen mit den zugehörigen Rampen, 
soweit diese Anlagen nicht überwiegend 
dem Verkehr einer Erschließungszone 
dienen. 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 


§ 150 

Umfang des Erschließungsaufwandes 

(1) Der Erschließungsaufwand nach § 147 umfaßt 
die Kosten für 

1. den Erwerb und die Freilegung der Flächen 
für die Erschließunganlagen; 

2. ihre erstmalige Herstellung einschließlich 
der Einrichtungen für ihre Entwässerung 
und ihre Beleuchtung; 

3. die Übernahme von Anlagen als gemeind- 
liche Erschließungsanlagen. 

Der Erschließungsaufwand umfaßt auch den Wert 
der von der Gemeinde aus ihrem Vermögen bereit- 
gestellten Flächen im Zeitpunkt der Bereitstellung. 


(2) Die Gemeinden können durch Satzung die 
Kosten für Erweiterungen und nicht durch Abnut- 
zung bedingte Verbesserungen vorhandener Er- 
schließungsanlagen in den Erschließungsaufwand 
einbeziehen. 


(3) Der Erschließungsaufwand umfaßt nicht die 
Kosten für 

1. Brücken, Tunnels und Unterführungen mit 
den dazugehörigen Rampen; 


2. die Kosten für Ortsdurchfahrten von Bun- 
desstraßen sowie von Landstraßen I. und 
II. Ordnung, soweit die Fahrbahnen dieser 
Straßen keine größere Breite als ihre an- 
schließenden freien Strecken erfordern, 

3. die Kosten für sonstige Straßen, soweit 
die Straßenbreite 26 Meter überschreitet, 

4. die Kosten für die Herstellung der Ein- 
richtungen und Leitungen in den Ver- 


2. die Fahrbahnen der Ortsdurchfahrten von 
Bundesstraßen sowie von Landstraßen 
1. und 11. Ordnung, soweit die Fahr- 
bahnen dieser Straßen keine größere 
Breite als ihre anschließenden freien 
Strecken erfordern. 

3. e n t f ä 1 1 1 

4. entfällt 
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kehrs- und Grünflächen, soweit sie nicht 
deren Zwecken dienen, 

5. die Kosten für Grünanlagen, die nicht mit 
örtlichen Verkehrsanlagen in Zusammen- 
hang stehen. 

(4) Die Kosten für Anlagen zur Behandlung, Be- 
seitigung oder Verwertung von Abwasser, die nicht 
nur einer Erschließungszone dienen, sind nach den 
Summen der zulässigen Geschoß! lächen der an der 
Nutzung beteiligten Erschließungszonen auf diese 
zu verteilen. 


§ 151 

Ermittlung des Erschließungsaufwarides 

Der bereits entstandene und noch entstehende 
Erschließungsaufwand (§ 150) ist für jede Erschlie- 
ßungszone zu ermitteln. Von dem Gesamtbetrag des 
Erschließungsaufwandes sind ein außergewöhnlicher 
Aufwand, der wegen der besonderen Lage oder Be- 
schaffenheit eines Grundstücks entsteht (§ 158), und 
der von der Gemeinde nach § 147 zu tragende An- 
teil abzuziehen. 


Beschlüsse des 24, Ausschusses 


5. entfällt 


(4) entfällt 


§ 150a 

Beitragslähiger Erschließungsaulwand 

(1) Zur vollständigen oder teilweisen Deckung 
des anderweitig nicht gedeckten Erschließungs- 
aufwandes können Beiträge nur insoweit erhoben 
werden, als die Erschließungsanlagen erforderlich 
sind, um die Bauflächen entsprechend den baurecht- 
lichen Vorschriften zu nutzen (beitragsfähiger Er- 
schließungsaufwand) . 

(2) Kosten, die ein Eigentümer oder sein Rechts- 
vorgänger bereits für Erschließungsmaßnahmen auf- 
gewandt hat, dürfen bei der Übernahme als ge- 
meindliche Erschließungsanlagen nicht erneut er- 
hoben werden. 

§ 151 

entfällt 


§ 151a 

Art der Ermittlung 

des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes 

(1) Der beitragsfähige Erschließungsauf wand 
kann nach den tatsächlich entstandenen Kosten oder 
nach Einheitssätzen ermittelt werden. Die Einheits- 
sätze sind nadi den in der Gemeinde für die^ 
üblicherweise durchschnittlich aufzuwendenden Ko- 
sten vergleichbarer Erschließungsanlagen festzu- 
setzen. 

(2) Der beitragsfähige Erschließungsaufwand 
kann für die einzelne Erschließungsanlage oder für 
bestimmte Abschnitte einer Erschließungsanlage 
ermittelt werden. Für mehrere Anlagen, die für die 
Erschließung der Grundstücke eine Einheit bildenr 
kann der Erschließungsaufwand insgesamt ermittelt 
werden. 
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§ 151b 

Maßstäbe für die Verteilung 
des ErschiFeßungsaufwandes 

(1) Der ermittelte beitragsfähige Erschließungs- 
aufwand für eine Erschließungsanlage ist auf die 
durch die Anlage erschlossenen Grundstücke zu ver- 
teilen. 

(2) Verteilungsmaßstäbe sind 

1. die Art und das Maß der baulichen oder 
sonstigen Nutzung; 

2. die Grundstücksflächen; 

3. die Grundstücksbreite an der Erschlie- 
ßungsanlage. 

Die Verteilungsmaßstäbe können miteinander ver- 
bunden werden. 

(3) In Gebieten, die nach dem Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes erschlossen werden, sind, wenn eine 
unterschiedliche bauliche oder sonstige Nutzung zu- 
lässig ist, die Maßstäbe nach Absatz 2 in der Weise 
anzuwenden, daß der Verschiedenheit dieser Nut- 
zung nach Art und Maß entsprochen wird. 

§ 151c 

Regelung durch Satzung 

Die Gemeinden regeln durch Satzung 

1. die Art und den Umfang der Erschließungs- 
anlagen im Sinne des § 150a, 

2. die Art der Ermittlung und der Verteilung des 
Aufwandes sowie die Höhe des Einheitssatzes, 

3. die Kostenspaltung (§ 147 Abs. 2) und 

4. die Merkmale der endgültigen Herstellung 
einer Erschließungsanlage. 

§ 152 

entfällt 


§ 152 

Ermittlung der zulässigen GescJtoßflächen 

(1) Zur Ermittlung der Summe der nach dem Be- 
bauungsplan zulässigen Geschoßflächen einer Er- 
schließungszone sind die zulässigen Geschoßflächen 
der in ihr liegenden Grundstücke zusammenzurech- 
nen. 

(2) Bei Baugrundstücken ist die zulässige Ge- 
schoßfläche das Vielfache aus der festgesetzten 
überbaubaren Grundstücks fläche und der Zahl der 
für das Baugebiet höchstzulässigen Vollgeschosse. 
Ist das Maß der zulässigen baulichen Nutzung in 
anderer Weise bestimmt, so sind für die Ermittlung 
der zulässigen Geschoßfläche in Gewerbegebieten 
fünf Vollgeschosse und in Industriegebieten sechs 
Vollgeschosse zugrunde zu legen. 

(3) Bei von der Bebauung freizuhaltenden 
Grundstücken, für die eine sonstige Nutzung zu Er- 
werbszwecken festgesetzt ist, ist die zulässige Ge- 
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schoßfläche nach dem Durchschnitt des Maßes der 
baulichen Nutzung der bebaubaren Grundstücke in 
der Umgebung zu ermitteln. 

(4) Fehlt eine Bestimmung der zulässigen Ge- 
schoßfläche, so ist die zulässige Geschoßfläche bei 
der Aufstellung der Erschließungszonenkarte zu be- 
stimmen. 

(5) Eine unwesentliche Änderung der für die zu- 
lässige Geschoßfläche maßgebenden Grundlagen 
bleibt für die ermittelte Summe der zulässigen Ge- 
schoßfläche außer Betracht. 

§ 153 

Andere Bemessun^sgrundlagen 

(1) Für Erschließungszo)ien oder für einzelne Er- 
schließungsanlagen können an Stelle der zulässigen 
Geschoßfläche andere Bemessungsgrundlagen be- 
stimmt werden, die unter Berücksichtigung der ört- 
lichen Verhältnisse eine den Erschließungsvorteilen 
entsprechende Heranziehung der beitragspflichtigen 
Grundstücke zum Erschließungsbeitrag ermöglichen. 
Mehrere Bemessungsgrundlagen können auch zu- 
gleich angewandt werden. 

(2) Für die Ermittlung des Einheitssatzes je Ein- 
heit der bestimmten Bemessungsgrundlage gelten 
die §§ 148 bis 151 entsprechend. Sollen mehrere Be- 
messungsgrundlagen zugleich angewandt werden, 
so ist auch zu bestimmen, für welche Teile des Er- 
schließungsaufwandes die einzelnen Bemessungs- 
grundlagen maßgeblich sind. 

§ 154 

Gegenstand der Beitragspflicht 

(1) Der Beitragspflicht unterliegen alle nach den 
baurechtlichen Vorschriften bebaubaren Grund- 
stücke innerhalb einer Erschließungszone. Den be- 
baubaren Grundstücken stehen von der Bebauung 
freizuhaltende Grundstücke gleich, für die eine 
sonstige Nutzung zu Erwerbszwecken festgesetzt ist. 


vergleiche § 155 Abs. 1 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 


§ 153 

entfällt 


§ 154 

Gegenstand und Entstehung der Beitragspflicht 

(1) Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, 

für die eine bauliche oder gewerbliche Nutzung fest- 
gesetzt ist, sobald sie bebaut oder gewerblich ge- 
nutzt werden dürfen. Erschlossene Grundstücke, für 
die eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht 
festgesetzt ist, unterliegen der Beitragspflicht, wenn 
sie nach der Verkehrsauffassung Bauland sind und 
nach der geordneten baulichen Entwicklung der Ge- 
meinde zur Bebauung anstehen. Die Gemeinde gibt 
bekannt, welche Grundstücke nach Satz 2 der Bei- 
tragspflicht unterliegen; die Bekanntmachung hat 
keine rechtsbegründende Wirkung. 

(la) Die Beitragspflicht entsteht mit der endgül- 
tigen Herstellung der Erschließungsanlagen, für 
Teilbeträge, sobald die Maßnahmen, deren Auf- 
wand durch die Teilbeträge gedeckt werden soll, 
abgeschlossen sind. Im Falle des § 150 Abs. 1 Nr. 3 
entsteht die Beitragspflicht mit der Übernahme 
durch die Gemeinde. 

(l b) Für ein Grundstück, für das eine Beitrags- 
pflicht noch nicht oder nicht in vollem Umfange ent- 
standen ist, können Vorausleistungen auf den Er- 
schließungsbeitrag verlangt werden, wenn ein Bau- 
vorhaben auf diesem Grundstück genehmigt wird. 
Die Gemeinde kann Bestimmungen über die Ab- 
lösung des Erschließungsbeitrages im ganzen vor 
Entstehung der Beitragspflicht treffen. 
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(Ic) Soweit Erschließungsanlagen bereits herge- 


(2) Von der Beitragspflicht für bereits beim In- 
krafttreten des Gesetzes bestehende Verkehrsan- 
lagen und Anlagen zur Behandlung, Beseitigung 
oder Verwertung von Abwasser sind solche Grund- 
stücke ausgenommen, die beim Inkrafttreten des Ge- 
setzes in einem Umfang baulich genutzt waren, der 
nach dem bisherigen Recht für die Heranziehung zu 
den Kosten der Herstellung von Verkehrsanlagen 
und von Anlagen zur Behandlung^ Beseitigung oder 
Verwertung von Abwasser erforderlich war. Dies 
gilt auch für Grundstücke, deren Gebäude nach dem 
1. August 1939 zerstört oder abgebrochen und in- 
zwischen nicht wieder auf gebaut worden sind. §148 
Abs. 2 bleibt unberührt, 

(3) Die in Absatz 2 genannten Grundstücke unter- 
liegen bei einer Erweiterung eines bestehenden 
Gebäudes oder bei der Neuerrichtung zerstörter 
oder abgebrochener Gebäude der Beitragspflicht, 
soweit die tatsächliche Geschoßfläche die frühere 
Geschoßfläche überschreitet. 

(4) Sind vor Inkrafttreten des Gesetzes unbebaute 
Grundstücke zu den Kosten der Herstellung einer 
Verkehrsanlage oder einer Anlage zur Behandlung, 
Beseitigung oder Verwertung von Abwasser heran- 
gezogen worden, so ist in der Erschließungszonen- 
karte der Hundertsatz zu bestimmen, mit dem die 
zulässige Geschoßfläche dieser Grundstücke der Bei- 
tragspflicht unterliegt. 

(5) Ein außerhalb einer Erschließungszone liegen- 
des Grundstück, das an eine öffentliche Verkehrs- 
anlage angeschlossen ist, unterliegt insoweit dem 
Erschließungsbeitrag, als es baulich genutzt wird. 
Der Erschließungsbeitrag berechnet sich nach der 
tatsächlichen Geschoßfläche abzüglich der beim In- 
krafttreten des Gesetzes bestehenden Geschoßfläche 
und nach dem Einheitssatz, der für Verkehrsanla- 
gen in der nächstgelegenen Erschließungszone er- 
mittelt ist. Obliegt der Gemeinde nicht die Baulast 
für die öffentliche Verkehrsanlage, an die das 
Grundstück angeschlossen ist, so hat sie die Hälfte 
des Erschließungsbeitrages an den Träger der Bau- 
last abzuführen. Wird das Grundstück später in eine 
Erschließungszone einbezogen, unterliegt es nur mit 
der Hälfte der zulässigen Geschoßfläche abzüglich 
der beim Inkrafttreten des Gesetzes bestehenden 
tatsächlichen Geschoßfläche der Beitragspflicht. Die 
Beitragspflicht entfällt, wenn die öffentliche Ver- 
kehrsanlage, an die ein Grundstück angesdhlossen 
ist, auf Kosten des Eigentümers oder seines Rechts- 
vorgängers hergestellt worden ist. 

§ 155 

Entstehung der Beitragspflicht 

(1) Die Beitragspflicht entsteht bei den Verkehrs- 
und Grünanlagen mit der Widmung, im Falle der 


stellt sind, entsteht die Beitragspflicht mit dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes. Die Gemeinde gibt be- 
kannt, welche Erschließungsanlagen hergestellt sind 
und für welche Anlagen Teilbeträge erhoben wer- 
den. 

(2) entfällt 


(3) entfällt 


(4) entfällt 


(5) entfällt 


§ 155 

entfällt 

vergleiche § lv54 Abs. 1 a 
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Verbesserung und Erweiterung der Verkehrs- und 
Grünanlagen mit der Fertigstellung. Bei den An- 
lagen zur Behandlung, Beseitigung oder Verwer- 
tung von Abwasser entsteht die Beitragspflicht mit 
der ortsüblichen Bekanntmachung der Anschluß- 
möglichkeit. 

(2) Die Beitragspflicht entsteht in den Fällen des 
§154 Abs. 3 und 5 mit der Erteilung der Baugeneh- 
migung. 

§ 156 

Berechnung des Erschließungsbeitrages 

(1) Der Erschließungsbeitrag für ein beitrags- 
pflichtiges Grundstück ist das Vielfache aus der zu- 
lässigen Geschoßfläche dieses Grundstücks und den 
nach § 148 ermittelten Einheitssätzen. Im Falle des 
§ 148 Abs. 2 Satz 2 beschränkt sich die Neuberech- 
nung des Erschließungsbeitrages auf die Grund- 
stücke, für die der Erschließungsbeitrag noch nicht 
fällig geworden ist (§ 159). 

(2) Die zulässige Geschoßfläche bestimmt sich 
nach § 152 Abs. 2 bis 4. Läßt die Größe oder natür- 
liche Beschaffenheit des Grundstücks die festge- 
setzte bauliche Nutzung nicht zu, so ist die zuläs- 
sige Geschoßfläche besonders zu bestimmen. 

(3) Erhöht sich die der Berechnung eines Erschlie- 
ßungsbeitrages zugrunde gelegte zulässige Geschoß- 
fläche eines Grundstücks oder wird sie bei der Be- 
bauung überschritten, so ist ein Erschließungsbei- 
trag für den überschießenden Teil der Geschoß- 
fläche nachzuerheben. Bei der Überschreitung der 
allgemein zulässigen Geschoßfläche kann außerdem 
ein Zuschlag zum Einheitssatz erhoben werden. 

§ 157 

Beitragspflichtiger 

(1) Beitragspflichtig ist der jeweilige Eigentümer 
im Zeitpunkt der Fälligkeit des Erschließungsbei- 
trages. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht 
belastet, so ist der Erbbauberechtigte an Stelle des 
Eigentümers beitragspflichtig. 


(2) Der Beitrag ruht als öffentliche Last auf dem 
Grundstück, im Falle des Absatzes 1 Satz 2 auf dem 
Erbbaurecht. 

§ 158 

Außergewöhnlicher Erschließungsaufwand 

Für Grundstücke, die nach ihrer Zweckbestim- 
mung, Lage oder Beschaffenheit einen außerge- 
wöhnlichen Aufwand für die Herstellung von Ver- 
kehrs- und Grünanlagen sowie von Anlagen zur 
Behandlung, Beseitigung oder Verwertung von Ab- 
wasser erfordern, kann ein besonderer Erschlie- 
ßungsbeitrag oder ein dem Mehraufwand entspre- 
chender Zuschlag zum Erschließungsbeitrag festge- 
setzt werden. 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 


§ 156 

entfällt 


§ 157 

Beitragspflichtiger 

(1) Beitragspflichtig ist derjenige, der im Zeit- 
punkt der Zustellung des Beitragsbescheides Eigen- 
tümer des Grundstücks ist. Ist das Grundstück mit 
einem Erbbaurecht belastet, so ist der Erbbauberech- 
tigte an Stelle des Eigentümers beitragspflichtig. 
Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuld- 
ner. 

(2) unverändert 

§ 158 

entfällt 
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§ 159 

Fälligkeit des Beitrages 

(1) Der Beitrag wird einen Monat nach der Zu- 
stellung des Beitragsbescheides fällig. 

(2) Bel unbebauten Grundstücken tritt die Fällig- 
keit nicht ein, wenn und solange der Eigentümer 
der Gemeinde oder einem von dieser zu benennen- 
den Dritten das Grundstück durch gerichtliches oder 
notarielles Angebot zum Verkehrswert zum Erwerb 
anbietet. Der Eigentümer kann das Angebot mit 
einer Frist von einem Monat auf den kommenden 
Monatsersten widerrufen. 


§ 160 

Zahlung des Beitrages 

(1) Die Gemeinden können über die Zahlungs- 
weise und eine Ermäßigung des Erschließungsbei- 
trages nähere Regelungen treffen. 

(2) Auf den zu erhebenden Erschließungsbeitrag 
ist der Wert unentgeltlicher Geländeabtretungen 
für Verkehrs- und Grünanlagen sowie für Anlagen 
zur Behandlung, Beseitigung oder Verwertung von 
Abwasser anzurechnen, soweit solche Abtretungen 
bei der Ermittlung des Erschließungsaufwandes für 
den dem Erschließungsbeitrag zugrunde liegenden 
Einheitssatz berücksichtigt worden sind. Maßgebend 
ist der Verkehrswert im Zeitpunkt der Entstehung 
der Beitragspflicht. 

(3) Für die teilweise Herstellung einer Verkehrs- 
oder Grünanlage oder einer Anlage zur Behandlung, 
Beseitigung oder Verwertung von Abwasser kann 
die Gemeinde Teilzahlungen auf den endgültigen 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 
§ 159 

Fälligkeit und Zahlung des Beitrages 

(1) unverändert 

(2) entfällt 


(3) Die Gemeinde kann zur Vermeidung unbil- 
liger Härten im Einzelfall, insbesondere soweit dies 
zur Durchführung eines genehmigten Bauvorhabens 
erforderlich ist, zulassen, daß der Erschließungs- 
beitrag in Raten oder in Form einer Rente gezahlt 
wird. Ist die Finanzierung eines Bauvorhabens ge- 
sichert, so soll die Zahlungsweise der Auszahlung 
der Finanzierungsmittel angepaßt, jedoch nicht über 
zwei Jahre hinaus erstreckt werden. 

(4) Läßt die Gemeinde nach Absatz 3 eine Ver- 
rentung zu, so ist der Erschließungsbeitrag durch 
Bescheid in eine Schuld umzuwandeln, die in höch- 
stens zehn Jahresleistungen zu entrichten ist. In 
dem Bescheid sind Höhe und Zeitpunkt der Fällig- 
keit der Jahresleistungen zu bestimmen. Der je- 
weilige Restbetrag ist mit höchstens 2 vom Hundert 
über dem Diskontsatz der Deutschen Bundesbank 
jährlich zu verzinsen. Die Jahresleistungen stehen 
wiederkehrenden Leistungen im Sinne des § 10 
Abs. 1 Nr. 3 des Zwangsversteigerungsgesetzes 
gleich. 

(5) Im Einzelfall kann die Gemeinde auch von 
der Erhebung des Erschließungsbeitrages ganz oder 
teilweise absehen, wenn dies im Öffentlichen Inter- 
esse oder zur Vermeidung unbilliger Härten gebo- 
ten ist. Die Freistellung kann auch für den Fall vor- 
gesehen werden, daß die Beitragspflicht noch nicht 
entstanden ist. 

§ 160 

entfällt 
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Erschließiingsbeitrag verlangen. Der Beitragspflich- 
tige, der sein Grundstück in dem baurechtlich zu- 
lässigen Ausmaß bebaut, kann durch Vorauszahlun- 
gen den Erschließungsbeitrag auch vor der Ent- 
stehung der Beitragspflicht ganz oder teilweise 
entrichten. 

(4) Auf Antrag des Beitragspflichtigen hat die Ge- 
meinde den Erschließungsbeitrag für unbebaute 
Grundstücke nach Eintritt der Fälligkeit durch Be- 
scheid in eine Schuld umzuwandeln, die in höch- 
stens 10 Jahresleistungen zu entrichten ist. In dem 
Bescheid sind Höhe und Zeitpunkt der Fälligkeit 
der Jahresleistungen zu bestimmen; der jeweilige 
Restbetrag ist mit bis zu 2 vom Hundert über 
dem Diskontsatz der Deutschen Bundesbank jähr- 
lich zu verzinsen. Die Jahresleistungen stehen wie- 
derkehrenden Leistungen im Sinne des § 10 Abs. 1 
Nr. 3 des Zwangsversteigerungsgesetzes gleich. Bei 
bebauten Grundstücken kann die Gemeinde auf An- 
trag diese Umwandlung vornehmen. 


SIEBENTER TEIL 

Grundstücksschätzung 

§ 161 
Schätzung 

(1) Unbebaute Grundstücke innerhalb des Ge- 
samtbaubereiches sowie bebaute Grundstücke sind 
durch amtliche Schätzstellen zu schätzen, wenn 
in einem Enteignungsverfahren Eigentum ent- 
zogen oder ein Erbbaurecht bestellt werden soll} ge- 
schätzt wird, bevor über die Höhe der Enteignungs- 
entschädigung entschieden wird (§ 124). Die Ent- 
eignungsbehörde übersendet nach Abschluß des 
Verfahrens dem Grundbuchamt eine beglaubigte 
Abschrift des Schätzgutachtens. Die Abschrift ist 
zu den Grundakten zu nehmen. 


(2) Die in Absatz 1 genannten Grundstücke sind 
auch dann zu schätzen, wenn 

1. Gerichte, 

2. die für den Vollzug dieses Gesetzes zustän- 
digen Behörden, 

3. die Eigentümer, die ihnen gleichstehenden 
Berechtigten (§ 175 Abs. 2), Nießbraucher 
und Gläubiger einer Hypothek, Grund- 
oder Rentenschuld 

es beantragen. 

(3) Die Schätzung sonstiger unbebauter Grund- 
stücke kann beantragt werden, wenn sie zum 
Zwecke der Bebauung veräußert werden sollen. 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 


siehe § 159 Abs. 4 


SIEBENTER TEIL 

Ermittlung von Grundstückswerten 

§ 161 

Wertermittlung 

(1) über den Wert unbebauter und bebauter 
Grundstücke ist ein Gutachten zu erstatten, wenn 

1. die Eigentümer, die ihnen gleichstehenden 
Berechtigten (§ 175 Abs. 2), Nießbraucher 
sowie Gläubiger einer Hypothek, Grund- 
oder Rentenschuld, 

2. die für den Vollzug dieses Gesetzes zu- 
ständigen Behörden, 

3. Gerichte oder 

4. Kaufbewerber, solange sie mit dem Eigen- 
tümer in ernsthaften Verhandlungen 
stehen, 

es beantragen. Ausgenommen sind die einer land- 
oder forstwirtschaftlichen Nutzung vorbehaltenen 
Grundstücke. 

(la) Eine Abschrift des Gutachtens ist dem Eigen- 
tümer des Grundstücks zu übersenden. 

(2) entfällt hier 

siehe Absatz 1 


(3) entfällt 
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§ 161a 

Gutachterausschüsse und Geschäftsstellen 

(1) Die Gutachten werden durch selbständige 
Gutachterausschüsse erstattet, die bei den kreis- 
freien Städten und den Landkreisen gebildet wer- 
den. 

(2) Als Geschäftsstelle zur Vorbereitung ihrer 
Arbeit bedienen sich die Gutachterausschüsse der 
Verwaltung der Körperschaft, bei der sie gebildet 
sind. Die Landesregierungen können die Aufgaben 
der Geschäftsstellen vorhandenen kommunalen oder 
staatlichen Einrichtungen übertragen. 

§ 161b 

Zusammensetzung der Gutachterausschüsse 

(1) Der Gutachterausschuß besteht aus einem 
Vorsitzenden und ehrenamtlichen weiteren Gut- 
achtern. Er wird im Einzelfall in der von der Lan- 
desregierung durch Rechtsverordnung nach § 164 be- 
stimmten Besetzung tätig. Der Vorsitzende und die 
Gutachter dürfen nicht mit der Verwaltung der ge- 
meindeeigenen Grundstücke befaßt sein. 

(2) Die Gutachter werden von der höheren Ver- 
waltungsbehörde auf vier Jahre bestellt; die Be- 
stellung kann wiederholt werden. 

(3) Die ehrenamtlichen Gutachter sind verpflich- 
tet, die durch ihre Tätigkeit zu ihrer Kenntnis ge- 
langenden persönlichen und wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse der Beteiligten geheimzuhalten. 


§ 161c 

Unabhängigkeit und Sachkunde 

(1) Die Gutachter haben ihr Gutachten nach 
bestem Wissen und Gewissen abzugeben und zu be- 
gründen. Sie sind an Weisungen nicht gebunden. 

(2) Zu Gutachtern dürfen nur Personen bestellt 
werden, die in der Bewertung von Grundstücken 
erfahren sind. Unter ihnen sollen sich Personen mit 
besonderer Sachkunde für die verschiedenen Grund- 
stücksarten und Gebietsteile der kreisfreien Stadt 
oder des Landkreises befinden. 

(3) Ein Gutachter ist von der Mitwirkung ausge- 
schlossen, wenn er an dem Grundstück wirtschaft- 
lich interessiert ist. Das gleiche gilt, wenn der Aus- 
schlfeßungsgrund bei dem Ehegatten oder bei einer 
Person vorliegt, mit welcher der Auszuschließende 
in gerader Linie verwandt oder verschwägert, in 
der Seitenlinie bis zum dritten Grade verwandt 
oder bis zum zweiten Grade verschwägert oder 
durch Adoption verbunden oder deren gesetz- 
licher Vertreter oder Bevollmächtigter er ist. Ein 
Gutachter ist von der Mitwirkung auch ausgeschlos- 
sen, wenn er in anderer als öffentlicher Eigenschaft 
entweder in der Angelegenheit ein Gutachten ab- 
gegeben hat oder sonst tätig geworden ist oder bei 
jemandem beschäftigt ist, der an dem Ergebnis des 
Gutachtens ein persönliches oder wirtschaftliches 
Interesse hat. 
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siehe § 163 


§ 162 

Wirkung der Schatzung' 

(1) Schä fzgutachten haben keine bindende Wir- 
kung, soweit nichts anderes vereinbart wird. 

(2) Wer ein berechtigtes Interesse darlegt, kann 
von der Schätzstelle Auskunft über das Ergebnis 
der Schätzung verlangen. 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 

§ 161d 

Auskunfts- und VoriarfeDilicht 

(1) Der Gutachterausschuß kann die mündliche 
oder schriftliche Befragung von Sachverständigen 
sowie von Personen anordnen, die Auskünfte über 
das Grundstück geben können. Er kann verlangen, 
daß Eigentümer und sonstige Inhaber von Rechten 
an dem Grundstück die zur Begutachtung notwen- 
digen Unterlagen vorlegen. Der Eigentümer und der 
Besitzer des Grundstücks haben zu dulden, daß das 
Grundstück zur Vorbereitung der Begutachtung be- 
treten wird. Wohnungen dürfen nur mit Zustim- 
mung der Wohnungsinhaber betreten werden. 

(2) Alle Gerichte und Behörden haben dem Gut- 
achteraussctiuß Rechts- und Amtshilfe zu leisten. 

§ 161e 

Verkehrswert 

(1) Der Gutachterausschuß ermittelt den gemei- 
nen Wert (Verkehrswert). 

(2) Der Verkehrswert wird durch den Preis be- 
stimmt, der in dem Zeitpunkt, auf den sich die Er- 
mittlung bezieht, im gewöhnlichen Geschäftsver- 
kehr nach den Eigenschaften, der sonstigen Beschaf- 
fenheit und der Lage des Grundstücks ohne Rück- 
sicht auf ungewöhnliche oder persönliche Verhält- 
nisse zu erzielen wäre. 

(3) Bei bebauten Grundstücken ist der Verkehrs- 
wert des Bodenanteils und der Bauteile getrennt zu 
ermitteln, wenn dies auf Grund von Vergleichs- 
preisen möglich ist; sie sind im Gutachten gesondert 
anzugeben. 

(4) Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit 
Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsverord- 
iiung Vorschriften zu erlassen, um die Anwendung 
gleicher Grundsätze bei der Ermittlung der Ver- 
kehrswerte zu sichern. 

§ 162 

Wirkung der Gutachten 

(1) Die Gutachten haben keine bindende Wir- 
kung, soweit nichts anderes vereinbart wird. 

(2) entfällt 

§ 162a 

Kaufpreissamsnlungen, 

Richtwerte und Übersichten 

(1) Jeder Vertrag, durch den sich jemand ver- 
pflichtet, das Eigentum an einem Grundstück gegen 
Entgelt zu übertragen, ist von der beurkundenden 
Stelle in Abschrift dem Gutachterausschuß zu über- 
senden. 

(2) Bei den Geschäftsstellen der Gutachteraus- 
schüsse sind Kaufpreissammlungen einzurichten und 
zu führen. Soweit ungewöhnliche oder persönliche 
Verhältnisse die Höhe der vereinbarten Kaufpreise 
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§ 163 

Verkehrswert 

(1) Die Schätzstelle schätzt den gemeinen Wert 
im Zeitpunkt der Schätzung (Verkehrswert). 

(2) Der Verkehrswert wird durch den Preis be- 
stimmt, der im gewöhnlichen Geschäftsverkehr nach 
den Eigenschaften, der sonstigen Beschaffenheit 
und der Lage des Grundstücks ohne Rücksicht auf 
ungewöhnliche oder persönliche Verhältnisse zu 
erzielen wäre. 

(3) Bei der Schätzung des Verkehrswertes ist 
auszugehen 

1, von den im gewöhnlichen Geschäftsver- 
kehr für Grundstücke in gleicher oder 
gleichwertiger Lage und Nutzungsmög- 
lichkeit gezahlten Kaufpreisen (Vergleichs- 
preise), 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 

beeinflußt haben, sind die Kaufpreise insoweit be- 
richtigt in die Sammlungen aufzunehmen oder in 
ihnen nicht zu berücksichtigen. 

(3) Auf Grund der Kaufpreissammlungen sind 
für die einzelnen Teile des Gemeindegebietes oder 
für das gesamte Gemeindegebiet durchschnittliche 
Lagewerte (Richtwerte) zu ermitteln. Dabei sind 
solche Grundstücke, die nach Beschaffenheit, Lage 
oder Zweckbestimmung besondere preisbestim- 
mende Merkmale haben, gesondert zu berücksich- 
tigen, 

(4) Die Richtwerte sind in regelmäßigen Abstän- 
den ortsüblich in der Gemeinde bekanntzumachen 
und der höheren Verwaltungsbehörde mitzuteilen. 
Sie sind von der höheren Verwaltungsbehörde in 
Übersichten zusammenzustellen. Die Landesregie- 
rungen können anordnen, daß die Übersichten ver- 
öffentlicht werden. 

(5) Jedermann kann von der Geschäftsstelle des 
Gutachterausschusses Auskunft über die Richtwerte 
und von der höheren Verwaltungsbehörde Auskunft 
über den Inhalt der Übersichten verlangen. 

(6) Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit 
Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsverord- 
nung zu bestimmen, daß die in Absatz 4 genannten 
Übersichten für die Länder und das Bundesgebiet 
zusammengefaßt und veröffentlicht werden und in 
welcher Weise dies zu geschehen hat. 


§ 163 

(1) entfällthier 

siehe § 161e Abs. 1 

(2) entfällthier 

siehe § 161e Abs. 2 


(3) entfällt 


2. von dem Ertrag, der auf Grund der dau- 
ernden Eigenschaften des Grundstücks bei 
ordnungsgemäßer Bewirtschaftung von je- 
dem Besitzer unter den gegenwärtigen 
Ertragsverhältnissen und den in der über- 
sehbaren Zukunft zu erwartenden Ertrags- 
änderungen nachhaltig erzielt werden kann. 
Hat der Ertrag für den Wert bebauter 
Grundstücke verkehrsüblich keine wesent- 
liche Bedeutung, so soll er zurücktreten 
und der Sachwert berücksichtigt werden. 
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§ 164 

Schätzstelle 

Sitz, Organisation und Verfahren der Schätzstel- 
len werden von den Landesregierungen d.urch 
Rechtsverordnung geregelt. Dabei können die Auf- 
gaben der Schätzstellen vorhandenen Einrichtungen 
übertragen werden. In der Rechtsverordnung muß 
vorgesehen werden, daß den Schätzern Weisungen 
nicht erteilt werden dürfen und daß an jeder Schät- 
zung nichtbeamtete Schätzer zu beteiligen sind. 


ACHTER TEIL 
Bauliches Nachharrecht 
§ 165 

Errichtung von N acht ar wänden 

Sollen nach den baurechtlichen Vorschriften beide 
Nachbarn unmittelbar an die Grenze bauen und 
ist eine gemeinsame Wand nach den baurechtlichen 
Vorschriften zulässig, so hat der Eigentümer des 
Nachbarg rundstücks die Überschreitung der Grenze 
durch die Wand in der Weise zu dulden, daß die 
Grenzlinie durch die Mitte der Wand verläuft 
(Nachbarwand). Dies gilt nicht, soweit die Dicke 
der Nachbarwand das Maß überschreitet, dos für 
eine den baurechtlichen Vorschriften entsprechende 
Bebauung des Nachbargrundstücks erforderlich ist. 

§ 166 

Anhau an N achbarwänden 

(1) Der Eigentümer des Nachbarg rundstücks ist 
berechtigt, an eine Nachbarwand nach § 165 an- 
zubauen. Der Eigentümer des zuerst bebauten 
Grundstücks kann in diesem Falle eine Vergütung 
in Geld verlangen, die dem halben Wert der Wand, 
soweit sie durch Anbau genutzt ist, entspricht. Dies 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 
§ 164 

Organisation und Verfahren 

(1) Die Einzelheiten der Organisation, des Ver- 
fahrens sowie der Aufbringung der Kosten der 
Gutachterausschüsse und ihrer Geschäftsstellen wer- 
den von den Landesregierungen durch Rechtsver- 
ordnung geregelt. In der Rechtsverordnung sind ins- 
besondere zu regeln 

1. die Auswahl und Zahl der Gutachter, die 
im Einzelfall mitwirken; 

2. die Voraussetzungen, unter denen ein 
Gutachter vorzeitig abberufen werden 
kann; 

3. die Anlegung der Kaufpreissammlungen 
und ihre Führung, insbesondere auch die 
Beschaffung der Unterlagen für die zu- 
rückliegende Zeit; 

4. die Berichtigung der Kaufpreise für die 
Kaufpreissammlung, die Ermittlung der 
Richtwerte und die Anlage der Übersichten 
nach § 162a Abs. 4; 

5. die Entschädigung für die ehrenamtlichen 
Mitglieder des Gutachterausschusses; 

6. die Gebührenerhebung. 

(2) Die Landesregierungen können durch Rechts- 
verordnung bestimmen, daß die Gutachterausschüsse 
allgemein oder im Einzelfall bei kreisangehörigen 
Gemeinden oder bei Gemeindeverbänden einge- 
richtet werden, die nach Landesrecht Aufgaben kreis- 
angehöriger Gemeinden wahrnehmen. 


entfällt 

§ 165 

entfällt 


§ 166 

entfällt 
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gilt nicht, soweit die Dicke der Wand das Maß 
überschreitet, das für eine den baurechtlichen Vor- 
schriften entsprechende Bebauung des Nachbar- 
grundstücks erforderlich ist. Für die Berechnung des 
Wertes und die Fälligkeit der Vergütung ist der 
Zeitpunkt der Rohbauabnahme maßgebend. Ist die 
Baugenehmigung für den Anbau erteilt, so kann 
der Eigentümer des zuerst bebauten Grundstücks 
von dem Eigentümer des Nachbar grundstücks die 
Leistung einer Sicherheit in Höhe der voraussicht- 
lich zu gewährenden Vergütung verlangen. Wird 
von diesem Recht Gebrauch gemacht, so darf der 
Eigentümer des Nachbargrundstücks den Anbau 
erst nach Leistung der Sicherheit beginnen oder 
fortsetzen. 

(2) Hat der Eigentümer des zuerst bebauten 
Grundstücks die Möglichkeit zum Anbau an eine 
Nachbarwand ganz oder teilweise beseitigt, so hat 
er dem Eigentümer des Nachbargrundstücks für die 
Dauer der Nutzung des überbauten Grundstücks- 
teiles eine angemessene Vergütung zu gewähren. 

(3) Ist dem Eigentümer des Nachbar grundstücks 
die Baugenehmigung für den Anbau erteilt worden, 
so darf die Nachbarwand, solange und soweit einer 
der Nachbarn an ihrem Fortbestand ein Interesse 
hat, nicht ohne Zustimmung des Nachbarn beseitigt 
oder verändert werden. Der anbauende Nachbar 
wird im Zeitpunkt der Rohbauabnahme Miteigen- 
tümer der Nachbarwand. Sein Anteil bestimmt sich 
nach dem Verhältnis der von ihm nach Absatz 1 
zu zahlenden Vergütung zu dem Wert der gesam- 
ten Wand. Die Unterhaltungskosten für den ge- 
meinsam genutzten Teil der Wand sind von den 
Nachbarn je zur Hälfte zu tragen; soweit die Wand 
nur von einem Nachbarn genutzt wird, trägt dieser 
die Unterhaltungskosten. 


§ 167 § 167 

Erhöhung der Nachbarwand entfällt 

(1) Eine Erhöhung der Nachbarwand durch den 
Nachbarn auf dessen Kosten hat der andere zu 
dulden. Ist der andere Miteigentümer der Nachbar- 
wand, so erstreckt sich dessen Eigentumsanteil un- 
ter entsprechender Verminderung des Anteilver- 
hältnisses auf den erhöhten Teil der Nachbarwand. 

Im übrigen gilt § 166 entsprechend. 

(2) Verstärkungen der Nachbarwand dürfen auf 
dem Grundstück des Nachbarn nur mit dessen Zu- 
stimmung vorgenommen werden. 


§ 168 § 168 
Gründungstiefe entfällt 

(1) Soll nach den baurechtlichen Vorschriften eine 
Nachbarwand errichtet werden, so kann der Eigen- 
tümer des Nachbarg rund Stücks von dem Eigen- 
tümer des zur Bebauung vorgesehenen Grundstücks 
bis zur Erteilung der Baugenehmigung verlangen, 
daß dieser die Gründung so tief legt, wie es er- 
forderlich ist, um bei Errichtung einer baurecht- 
lich zulässigen baulichen Anlage auf dem Nachbar- 
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grundstück die Nachbarwand zu benutzen. Er hat 
ihm in diesem Falle die durch sein Verlangen ent- 
standenen Kosten zu erstatten. Auf Verlangen des 
bauenden Eigentümers ist Vorschuß zu leisten. 

(2) Der Eigentümer des zur Bebauung vorgese- 
henen Grundstücks kann verlangen, daß der Eigen- 
tümer des Nachbargrundstücks innerhalb angemes- 
sener Frist die tiefere Gründung selbst ausführt. 
Nach Ablauf dieser Frist gilt das Verlangen auf 
tiefere Gründung nach Absatz 1 als nicht gestellt. 

(3) Soweit die tiefere Gründung zum Vorteil des 
zur Bebauung vorgesehenen Grundstücks ausge- 
nutzt wird, beschränkt sich die Erstattungspflicht 
des Eigentümers des Nachbarg rundstücks auf die 
Hälfte der entstandenen Kosten; Absatz 2 ist nicht 
anzuwenden. 


§ 169 
Grenzivand 

(1) Sollen nach den baurechtlichen Vorschriften 
beide Nachbarn unmittelbar an die Grenze bauen, 
so ist der Eigentümer des Nachbargrundstücks be- 
rechtigt, eine unmittelbar an die Grenze gesetzte 
Wand (Grenzwand) durch Anbau zu nutzen, wenn 
dies nach den baurechtlichen Vorschriften zulässig 
ist. Satz 1 gilt nicht, wenn die Benutzung der Wand 
berechtigte Interessen des Eigentümers des ande- 
ren Grundstücks beeinträchtigen würde. § 166 Abs. 1 
Satz 2 bis 5 gilt entsprechend mit der Maßgabe, 
daß der Eigentümer des Nachbarg rundstücks auch 
für die Nutzung des Grundstücks eine angemes- 
sene Vergütung in Geld zu zahlen hat. Ist dem 
Eigentümer des Nachbargrundstücks die Baugeneh- 
migung für den Anbau erteilt worden, so darf die 
Grenzwand, solange einer der Nachbarn an ihrem 
Fortbestand ein Interesse hat, nicht ohne dessen 
Zustimmung beseitigt oder geändert werden. 

(2) Für die Unterhaltungskosten der Grenzwand 
gilt §166 Abs. 3 Satz 4 entsprechend. 

(3) Jeder Nachbar kann eine Grenzwand insoweit 
benutzen, als nicht die Benutzung des anderen be- 
einträchtigt wird. 

(4) § 168 gilt entsprechend. 

§ 170 

U bergreif ende Bauteile 

Sollen nach den bourechtlichen Vorschriften beide 
Nachbarn unmittelbar an die Grenze bauen, so 
hat der Eigentümer des zuerst bebauten Grund- 
stücks zu dulden, daß der anbauende Nachbar auf 
eigene Kosten durch übergreifende Bauteile einen 
den baurechtlichen Vorschriifen entsprechenden 
einwandfreien Anschluß an die bestehende bau- 
liche Anlage herstellt. Für Schäden, die durch die 
Herstellung des Anschlusses entstehen, kann Ersatz 
verlangt werden. In Höhe des voraussichtlich ent- 
stehenden Schadens kann Sicherheit verlangt wer- 
den. Wird von diesem Recht Gebrauch gemacht, 
so darf der Anschluß erst nach Sicherheitsleistung 
hergzstellt werden. 


§ 169 

entfällt 


§ 170 

entfällt 
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§ 171 

Einseitige Grenzieand 

Darf nach den baurechtlichen Vorschriften nur auf 
einer Seite unmittelbar an die Grenze gebaut wer- 
den, so hat der Eigentümer des Nachbargrundstücks 
in den Luftraum seines Grundstücks übergreifende 
Bauteile zu dulden, wenn diese in den baurecht- 
lichen Vorschriften vorgesehen sind und die Be- 
nutzung seines Grundstücks nicht oder nur unwe- 
sentlich beeinträchtigen. Dies gilt nicht für Bau- 
teile, die zur Vergrößerung der Nutzfläche dienen. 

§ 172 

Höherführung von Schornsteinen und 
Lüftungsleitungen 

(1) Grenzt ein Gebäude unmittelbar an ein hö- 
heres Gebäude, so hat der Eigentümer des höheren 
Gebäudes zu dulden, daß die Schornsteine und die 
Lüftungsleitungen des niedrigeren Gebäudes an der 
Grenzwand seines Gebäudes befestigt und unter- 
halten werden, wenn die Höherführung nach den 
baurechtlichen Vorschriften erforderlich ist. 

(2) Im Falle des Absatzes 1 hat der Eigentümer 
des höheren Gebäudes auch zu dulden, daß die 
Reinigung der Schornsteine und Lüftungsleitungen 
von seinem Gebäude aus vorgenommen wird und 
die hierzu erforderlichen Einrichtungen auf seinem 
Gebäude hergestellt und unterhalten werden, wenn 
die Reinigung ohne Benutzung seines Gebäudes 
nicht oder nur mit erheblichen besonderen Aufwen- 
dungen vorgenommen werden kann. 

(3) In den Fällen des Absatzes 1 und 2 gilt § 173 
Abs. 2 sinngemäß. Für Schäden, die durch Arbeiten 
und Einrichtungen nach Absatz 1 oder 2 entste- 
hen, kann Ersatz verlangt werden. In Höhe des 
voraussichtlich entstehenden Schadens kann Sicher- 
heitsleistung verlangt werden. Wird von diesem 
Recht Gebrauch gemacht, so darf mit den Arbeiten 
erst nach Sicherheitsleistung begonnen werden. Die 
Anzeige nach § 173 Abs. 2 ist nicht erforderlichr 
wenn sich aus öffentlich-rechtlichen Vorschriften 
etwas anderes ergibt oder die Arbeiten zur Ab- 
wendung einer gegenwärtigen Gefahr notwendig 
sind; in diesen Fällen sind Satz 3 und 4 nicht an- 
zuwenden. 


§ 173 

H ammer Schlags- und Leiterrecht 

(1) Kann eine nach den baurechtlichen Vorschrif- 
ten zulässige bauliche Anlage nicht oder nur mit 
erheblichen besonderen Aufwendungen errichtet, 
verändert, unterhalten oder abgebrochen werden, 
ohne daß das Nachbargrundstück betreten wird oder 
dort Geräte auf gestellt werden oder diese auf das 
Nachbargrundstück übergreifen, so können der 
Eigentümer und der Besitzer des Nachbargrund- 
stücks die Benutzung insoweit nicht verbieten, als 
sie zu diesen Zwecken notwendig ist. 

(2) Absatz 1 gilt nur, wenn die Absicht, das 
Nachbargrundstück zu benutzen, dem Eigentümer 


§ 171 

entfällt 


§ 172 

entfällt 


§ 173 

entfällt 
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und dem Besitzer zwei Wochen vor Beginn der Be- 
nutzung angezeigt wird. Ist der im Grundbuch Ein- 
getragene nicht Eigentümer, so genügt die Anzeige 
an den unmittelbaren Besitzer, es sei denn, daß 
der Anzeigende den wirklichen Eigentümer kennt. 

Die Anzeige an den unmittelbaren Besitzer ge- 
nügt auch, wenn der gewöhnliche Aufenthalt des 
Eigentümers unbekannt ist oder dieser seinen ge- 
wöhnlichen Aufenthalt nicht innerhalb des Gel- 
tungsbereichs dieses Gesetzes hat, es sei denn, daß 
der Eigentümer einen Vertreter bestellt hat und 
der Anzeigende diesen Vertreter kennt. 

(3) Für Schäden, die durch die Benutzung ent- 
standen sind, kann Ersatz verlangt werden. In Höhe 
des voraussichtlich entstehenden Schadens kann 
Sicherheitsleistung verlangt werden. Wird von die- 
sem Recht Gebrauch gemacht, so darf das Grund- 
stück erst nach Sicherheitsleistung benutzt werden. 

§ 174 § 174 

Duldung von Leitungen entfallt 

(1) Wenn der Anschluß eines Grundstücks an eine 
Versorgungs- oder Abwasserleitung oder der un- 
terirdische Anschluß an einen Vorfluter ohne Be- 
nutzung eines fremden Grundstücks nicht oder nur 
unter erheblichen besonderen Aufwendungen oder 
nur in technisch unzureichender Weise möglich ist, 
so hat der Eigentümer des fremden Grundstücks die 
Benutzung seines Grundstücks insoweit, als es zur 
Herstellung und Unterhaltung des Anschlusses not- 
wendig ist, zu dulden und entgegenstehende Nut- 
zungsarten zu unterlassen. Bei Unterhaltungsar- 
beiten gilt §173 Abs. 2 entsprechend, es sei denn, 
daß die Arbeiten zur Abwendung einer gegenwär- 
tigen Gefahr notwendig sind, überbaute Teile oder 
solche Teile des fremden Grundstücks, deren Be- 
bauung nach den baurechtlichen Vorschriften zu- 
lässig ist, dürfen für den Anschluß nur in Anspruch 
genommen werden, wenn der Anschluß ohne Be- 
nutzung dieses Grundstücksteils oder eines ande- 
ren Grundstücks nicht in technisch zureichender 
Weise möglich ist. Sind auf dem fremden Grund- 
stück Versorgungs- oder Abwasserleitungen vor- 
handen, so kann der Eigentümer dieses Grund- 
stücks den Anschluß an diese Leitungen verlangen, 
wenn dies ohne erhebliche besondere Aufwendun- 
gen möglich ist. Der Eigentümer des begünstigten 
Grundstücks hat in diesem Falle in angemessenem 
Verhältnis zu den Kosten der Errichtung des von 
ihm mitbenutzten Teils der Leitung beizutragen. 

Der Anspruch auf diesen Beitrag wird mit dem An- 
schluß des Grundstücks an die Leitung fällig. 

(2) Ergeben sich nach der Verlegung der Leitung 
unzumutbare Beeinträchtigungen, so kann der Eigen- 
tümer des fremden Grundstücks verlangen, daß 
der Eigentümer des begünstigten Grundstücks auf 
seine Kosten die Leitung anderweitig verlegt oder 
sonstige geeignete Vorkehrungen trifft, die die Be- 
einträchtigung mindern oder beseitigen. 

(3) Der Eigentümer des begünstigten Grundstücks 
hat dem Eigentümer des fremden Grundstücks den 
durch eine Maßnahme nach den Absätzen 1 und 2 
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oder durch Beschränkungen der Nutzung oder durch 
die Leitung entstehenden Schaden zu ersetzen. In 
Höhe des voraussichtlich entstehenden Schadens 
kann Sicherheitsleistung verlangt werden. Wird 
von diesem Recht Gebrauch gemacht, so darf das 
fremde Grundstück erst nach Sicherheitsleistung be- 
nutzt werden. Die Eigentümer mehrerer begünstig- 
ter Grundstücke haften für den Schaden als Gesamt- 
schuldner. 

(4) Der Eigentümer des fremden Grundstücks 
kann von dem Eigentümer des begünstigten Grund- 
stücks bis zur Erteilung der Baugenehmigung für 
das Verlegen der Versorgungs- oder Abwasserlei- 
tungen verlangen, daß dieser das Verlegen und die 
Herstellung der Leitung so durchführt, wie es er- 
forderlich ist, um das fremde Grundstück ebenfalls 
an die Versorgungs- oder Abwasserleitungen anzu- 
schließen. Er hat ihm in diesem Falle die durch sein 
Verlangen entstehenden Kosten zu erstatten. Auf 
Verlangen des Eigentümers des begünstigten Grund- 
stücks ist Vorschuß zu leisten. 

(5) Der Eigentümer des fremden Grundstücks ist 
berechtigt, Leitungen, die auf seinem Grundstück 
liegen, zu benutzen. Die Errichtungskosten für den 
von ihm mitbenutzten Teil der Leitungen hat er 
in angemessenem Umfange zu erstatten. Der Er- 
stattungsanspruch des Eigentümers des begünstig- 
ten Grundstücks wird mit dem Anschluß des frem- 
den Grundstücks an die Leitung fällig. 

(6) Die Kosten für die Unterhaltung gemeinsamer 
Leitungen nach Absatz 1 Satz 4 und Absatz 5 sind 
von den beteiligten Eigentümern in angemessenem 
Verhältnis zu tragen. 


NEUNTER TEIL 

Allgemeine Vorschriften 

§ 175 

Grundstücke; Rechte an Grundstücken 

(1) Die für Grundstücke geltenden Vorschriften 
dieses Gesetzes gelten sinngemäß auch für Grund- 
stücksteile. 

(2) Die für das Eigentum an Grundstücken be- 
stehenden Vorschriften gelten, soweit dieses Ge- 
setz nichts anderes vörschreibt, sinngemäß auch für 
grundstücksgleiche Rechte. 


§ 176 

Inhalt und Schranken des Eigentums 

Wegen eines Vermögensnachteiles, der durch 
Vorschriften dieses Gesetzes oder durch auf Grund 
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NEUNTER TEIL 

Allgemeine Vorschriften; 
Verwaltungsverfahren 

§ 175 

unverändert 


§ 175a 

Begriff der Landwirtschaft 

Landwirtschaft im Sinne dieses Gesetzes ist ins- 
besondere der Ackerbau, die Wiesen- und Weide- 
wirtschaft, der Erwerbsgartenbau, der Erwerbsobst- 
bau und der Weinbau. 

§ 176 

entfällt 
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dieses Gesetzes erlassene Vorschriften oder durch 
rechtmäßige Maßnahmen auf Grund solcher Vor- 
schriften entsteht, wird eine Entschädigung nur ge- 
währt, soweit eine Entschädigung oder Abfindung 
in diesem Gesetz ausdrücklich vorgesehen ist. Je- 
doch bleiben die Vorschriften der Artikel 52 und 53 
des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetz- 
buch unberührt, soweit die Rechte Dritter in diesem 
Gesetz nicht anderweitig geregelt sind. 


ZEHNTER TEIL 
Verwallungsverfahren 

ERSTER ABSCHNITT 
Zuständigkeit 
§ 177 

Sachliche Zuständigkeit 

(1) Soweit nach diesem Gesetz der Landkreis zu- 
ständig ist, können die Länder diese Zuständigkeit 
auf kreisangehörige Gemeinden oder Gemeinde- 
verbände, die nach Landesrecht Aufgaben kreis- 
angehöriger Gemeinden wahrnehmen, übertragen, 
sofern diesen auch der Vollzug der Bauordnung ob- 
liegt. 

(2) Ist eine höhere Verwaltungsbehörde nicht 
vorhanden, so ist die Oberste Landesbehörde zu- 
gleich höhere Verwaltungsbehörde. 


§ 178 

Örtliche Zuständigkeit 

örtlich zuständig ist die Behörde, in deren Be- 
reich das betroffene Grundstück liegt. Werden 
Grundstücke betroffen, die örtlich oder wirtschaft- 
lich Zusammenhängen und demselben Eigentümer 
gehören, und liegen diese Grundstücke im Bereich 
mehrerer nach diesem Gesetz sachlich zuständiger 
Behörden, so wird die örtlich zuständige Behörde 
durch die nächsthöhere gemeinsame Behörde be- 
stimmt. 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 


entfällt 


entfällt 


§ 177 

(1) entfällt 


(2) entfällt hier 

siehe § 178 Abs. 2 

§ 177a 

Abweichende Zuständigkeitsregelung 

(1) Die zuständige Oberste Landesbehörde kann 
im Einvernehmen mit der Gemeinde bestimmen, daß 
die nach diesem Gesetz der Gemeinde obliegenden 
Aufgaben auf eine andere Gebietskörperschaft über- 
tragen werden oder auf einen Verband, an dessen 
Willensbildung die Gemeinde mitwirkt. 

(2) Die Landesregierungen können durch Rechts- 
verordnung die nach diesem Gesetz der höheren 
Verwaltungsbehörde zugewiesenen Aufgaben auf 
eine andere staatliche Behörde übertragen. Die Auf- 
gaben der höheren Verwaltungsbehörde nach dem 
Fünften Teil dieses Gesetzes dürfen auf eine ihr 
nachgeordnete staatliche Behörde nicht übertragen 
werden. 

§ 178 

örtliche und sachliche Zuständigkeit 

( 1 ) Örtlich zuständig ist die Behörde, in deren 
Bereich das betroffene Grundstück liegt. Werden 
Grundstücke betroffen, die örtlich oder wirtschaftlich 
Zusammenhängen und demselben Eigentümer ge- 
hören, und liegen diese Grundstücke im Bereich 
mehrerer nach diesem Gesetz sachlich zuständiger 
Behörden, so wird die örtlich zuständige Behörde 
durch die nächsthöhere gemeinsame Behörde be- 
stimmt. 
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siehe § 177 Abs, 2 

§ 179 

Koordinierung von Planungen 

Wenn bei der Aufstellung gemeinsamer vorberei- 
tender Bauleitpläne die Planungsbereiche der Zu- 
ständigkeit verschiedener höherer Verwaltungsbe- 
hörden unterliegen, so entscheidet die oberste Lan- 
desbehörde über die Genehmigung. Liegen die Pla- 
nungsbereiche in verschiedenen Ländern, so ent- 
scheiden die obersten Landesbehörden im gegen- 
seitigen Einvernehmen. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Allgemeine Vorschriften 
über das Verwaltungsverfahren 

§ 180 

Ladungen, Mitteilungen; Zustellungen 

(1) Ladungen und andere Mitteilungen können, 
soweit dieses Gesetz nichts Besonderes vorschreibt, 
in jeder Form bekanntgegeben werden. 

(2) Die Bekanntgabe ist, soweit dieses Gesetz 
nichts anderes vorschreibt, im Wege der Zustellung 
vorzunehmen, wenn die Ladung oder die Mitteilung 
eine Frist in Lauf setzt oder Rechtsfolgen an ihre 
Nichtbeachtung geknüpft sind. 

§ 181 

Von Amts wegen bestellter Vertreter 

Auf Ersuchen der zuständigen Behörde hat das 
Vormundschaftsgericht, in dessen Bezirk das Grund- 
stück liegt, wenn ein Vertreter nicht vorhanden ist, 
einen rechts- und sachkundigen Vertreter zu bestel- 
len 

1. für einen Beteiligten, dessen Person unbekannt, 
oder für eine Person, deren Beteiligung unge- 
wiß ist, 

2. für einen abwesenden Beteiligten, dessen Auf- 
enthalt unbekannt oder dessen Aufenthalt zwar 
bekannt, der aber an der Besorgung seiner Ver- 
mögensangelegenheiten verhindert ist, 

3. für einen Beteiligten, dessen Aufenthalt sich 
nicht innerhalb des Geltungsbereiches dieses 
Gesetzes befindet, wenn er der Aufforderung 
der zuständigen Behörde, einen Vertreter zu 
bestellen, innerhalb der ihm gesetzten Frist 
nicht nachgekommen ist, 

4. für Gesamthandseigentümer oder Eigentümer 
nach Bruchteilen sowie für mehrere Inhaber 
eines sonstigen Rechtes an einem Grundstück 
oder an einem das Grundstück belastenden 
Recht, wenn sie der Aufforderung der zustän- 
digen Behörde, einen gemeinsamen Vertreter 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 

(2) Ist eine höhere Verwaltungsbehörde nicht 
vorhanden, so ist die Oberste Landesbehörde zu- 
gleich höhere Verwaltungsbehörde. 

§ 179 

entfällt hier 
siehe § 7 Abs. 6 


entfällt 


§ 180 

entfällt 


§ 181 

Von Amts wegen bestellter Vertreter 

Ist ein Vertreter nicht vorhanden, so hat das Vor- 
mundschaftsgericht auf Ersuchen der zuständigen 
Behörde einen rechts- und sachkundigen Vertreter 
zu bestellen. 

1. unverändert 

2. unverändert 


3. unverändert 


4. unverändert 
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zu bestellen, innerhalb der ihnen gesetzten 
Fristen nicht nachgekommen sind, 

5. bei herrenlosen Grundstücken zur Wahrung 
der aus dem Eigentum sich ergebenden Rechte 
und Pflichten. 

Für die Bestellung und für das Amt des Vertreters 
gelten die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs über die Pflegschaft entsprechend. 

§ 182 

Rechtsgeschäftlicher Vertreter 

(1) Beteiligte können sich durch Bevollmächtig le 
vertreten lassen und zu Verhandlungen mit einem 
Beistand erscheinen. Das von einem Beistand Vor- 
getragene gilt als von dem Beteiligten vorgebrachtf 
soweit dieser nicht unverzüglich in der Verhand- 
lung widerspricht. 

(2) Bevollmächtigte und Beistände, die nicht un- 
beschränkt geschäftsfähig sind oder denen die 
Fähigkeit zum geeigneten Vortrag mangelt, können 
zurückgewiesen werden. 

(3) Auf Rechtsanwälte, Notare, Rechtslehrer an 
deutschen Hochschulen und Personen, denen die 
Besorgung fremder Rechtsangelegenheiten von der 
zuständigen Behörde gestattet ist, ist Absatz 2 nicht 
anzuwenden. 


§ 183 
Vollmacht 

( 1 ) Der Bevollmächtigte hat die Bevollmächtigung 
durch eine schriftliche Vollmacht nachzuweisen und 
diese auf Anordnung der Behörde zu den Akten zu 
übergeben. Die Behörde kann die öffentliche Be- 
glaubigung der Unterschrift verlangen. Im Falle des 
§ 123 bedarf der Bevollmächtigte des Eigentümers 
einer öffentlich beglaubigten Vollmacht. 

(2) Handelt jemand für einen Beteiligten als Be- 
vollmächtigter, ohne eine ordnungsgemäße Voll- 
macht beizubringen, so kann er einstweilen zur 
Vertretung zugelassen werden. Die von ihm vorge- 
nommenen Handlungen sind unwirksam, wenn nicht 
innerhalb der dafür gesetzten Frist die Vollmacht 
beigebracht wird oder der Vertretene die für ihn 
vorgenommenen Handlungen genehmigt. 

(3) Die Vollmacht erlischt nicht durch den Tod 
des Vollmachtgebers oder durch eine Veränderung 
in seiner Geschäftsfähigkeit oder seiner gesetz- 
lichen Vertretung. Wird die Vollmacht widerrufen, 
so wird das Erlöschen der Vollmacht erst mit dem 
Zugang der Anzeige bei der Behörde rechtswirk- 
sam. Das gleiche gilt für den Fall der Kündigung 
durch den Bevollmächtigten. Der Bevollmächtigte 
wird durch eine von seiner Seite erfolgte Kündi- 
gung nicht gehindert, für den Vollmachtgeber so 
lange zu handeln, bis dieser in anderer Weise für 
die Wahrnehmung seiner Rechte gesorgt hat. 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 


5. unverändert 

Für die Bestellung und für das Amt des Vertreters 
gelten die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetz- 
buches für die Pflegsch^.ft entsprechend. 

§ 182 

entfällt 


§ 183 

entfällt 
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§ 184 

Ausschluß von der Mittvirkung 

(1) Von dem Erlaß eines Verwaltungsaktes und 
der Mitwirkung hierbei ist ausgeschlossen, wer von 
der Entscheidung unmittelbar betroffen wird oder 
durch sie begünstigt würde. Das gleiche gilt, wenn 
der Ausschließungsgrund beim Ehegatten oder bei 
einer Person vorliegt, mit welcher der Auszuschlie- 
ßende in gerader Linie verwandt oder verschwä- 
gert, in der Seitenlinie bis zum dritten Grade ver- 
wandt oder bis zum zweiten Grade verschwägert 
oder durch Adoption verbunden oder deren gesetz- 
licher Vertreter oder Bevollmächtigter er ist. 

(2) Darüber, ob die Voraussetzungen für einen 
Ausschluß vorliegen, entscheidet ohne Mitwirkung 
des Auszuschließenden im Streitfälle die Stelle, die 
in der Sache selbst zu entscheiden hat; ist diese 
eine •Einzelperson, so entscheidet die Vorgesetzte 
Dienststelle. 

(3) Weitergehende landesrechtliche Vorschriften 
bleiben unberührt. 

§ 185 

Fristen 

(1) Der Lauf einer gesetzlichen oder auf Grund 
dieses Gesetzes bestimmten Frist beginnt mit der Be- 
kanntgabe der Fristsetzung an den Betroffenen, 
wenn nicht dieses Gesetz etwas anderes bestimmt 
oder beider Fristsetzung ein späterer Beginnder Frist 
bestimmt ist. Bei der Bekanntmachung durch öffent- 
lichen Aushang beginnt die Frist mit dem Ablauf 
von zwei Wochen nach dem ersten Tage des Aus- 
hanges; ist ein Aushang während bestimmter Zeit 
vorgeschrieben, so beginnt die Frist mit dem Ab- 
lauf dieser Zeit. 

(2) Für die Berechnung der Fristen gelten die 
Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs. Fällt 
das Ende der Frist auf einen Sonntag oder einen 
gesetzlichen Feiertag, so endet die Frist mit dem 
Ablauf des nächstfolgenden Werktages. 

§ 186 

Erforschung des Sachverhaltes 

(1) Die Behörden haben den Sachverhalt, soweit 
er für die Entscheidung Bedeutung hat, von Amts 
wegen zu erforschen. Sie können insbesondere 
Augenschein einnehmen, Zeugen und Sachverstän- 
dige vernehmen sowie Urkunden und Akten heran- 
ziehen. 

(2) Die Behörden können anordnen, daß 
1. Beteiligte persönlich erscheinen, 


§ 184 

entfällt 


§ 185 

entfällt 


§ 186 

Erforschung des Sachverhalts 

(1) Die Behörden haben den Sachverhalt, soweit 
er für die Entscheidung Bedeutung hat, von Amts 
wegen zu erforschen. Sie können insbesondere 
Besichtigungen durchführen, Zeugen und Sachver- 
ständige vernehmen sowie Urkunden und Akten 
heranziehen. 

(2) Die Behörden können anordnen, daß 
1. unverändert 


2. Beteiligte die in ihrem Besitz befindlichen, 2. unverändert 

zur Aufklärung notwendigen Urkunden 

und sonstigen Unterlagen vorlegen, 

3. Hypotheken-, Grundschuld- und Renten- 3. unverändert 

schuldgläubiger die in ihrem Besitz be- 
findlichen Hypotheken-, Grundschuld- und 

Rentenschuldbriefe vorlegen. 
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Für den Fall der Zuwiderhandlung kann ein 
Zwangsgeld bis zu eintausend Deutschen Mark an- 
gedroht und festgesetzt werden. Ist Beteiligter eine 
juristische Person oder eine nichtrechtsfähige Per- 
sonenvereinigung, so ist das Zwangsgeld dem nach 
Gesetz oder Satzung Vertretungsberechtigten anzu- 
drohen und gegen ihn festzusetzen. Androhung und 
Festsetzung können wiederholt werden. 


§ 187 

Vorarbeiten auf Grundstücken 

(1) Eigentümer und Besitzer haben zu dulden, 
daß Beauftragte der nach diesem Gesetz zuständi- 
gen Behörden zur Vorbereitung der von ihnen zu 
treffenden Maßnahmen Grundstücke mit Ausnahme 
von auf diesen Grundstücken gelegenen Wohnun- 
gen betreten und Vermessungen, Boden- und Grund- 
wasseruntersuchungen oder ähnliche Arbeiten aus- 
führen. Die Absicht, solche Arbeiten auszuführen, 
soll den Eigentümern und Besitzern vorher bekannt- 
gegeben werden. 

(2) Entstehen durch eine nach Absatz 1 zuläs- 
sige Maßnahme dem Eigentümer oder Besitzer un- 
mittelbare Vermögensnachteile, die für ihn wirt- 
schaftlich ein besonderes Opfer bedeuten, so ist da- 
für von der Stelle, die den Auftrag erteilt hat, eine 
angemessene Entschädigung in Geld zu leisten; 
kommt eine Einigung über die Geldentschädigung 
nicht zustande, so entscheidet die höhere Verwal- 
tungsbehörde; vor der* Entscheidung sind die Betei- 
ligten zu hören. Hat eine Enteignungsbehörde den 
Auftrag erteilt, so hat der Antragsteller, in dessen 
Interesse die Enteignungsbehörde tätig geworden 
ist, dem Betroffenen die Entschädigung zu leisten; 
kommt eine Einigung über die Geldentschädigung 
nicht zustande, so setzt die Enteignungsbehörde die 
Entschädigung fest; vor der Entscheidung sind die 
Beteiligten zu hören. 

§ 188 

Rechts- und Amtshilfe 

Alle Gerichte und Behörden sind verpflichtet, den 
zuständigen Behörden auf Verlangen Rechts- und 
Amtshilfe zu leisten. Hierzu gehört insbesondere 
die Erteilung beglaubigter Abschriften und Ab- 
drucke aus öffentlichen Büchern, Kartenwerken und 
sonstigen Urkunden. 

§ 189 

Ordnung der Verhandlung 

(1) Die Ordnung bei Verhandlungen vor einer 
Behörde in einem nach diesem Gesetz vorgesehe- 
nen Verfahren wahrt der Verhandlungsleiter. Er 
kann Personen, die seine Anordnungen zur Wah- 
rung der Ordnung nicht befolgen, vom Verhand- 
lungsort entfernen lassen. 

(2) Der Verhandlungsleiter kann gegen Perso- 
nen, die sich einer Ungebühr schuldig machen oder 
seine Anordnungen zur Wahrung der Ordnung nicht 
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Für den Fall, daß ein Beteiligter der Anordnung 
nicht nachkommt, kann ein Zwangsgeld bis zu ein- 
tausend Deutsche Mark angedroht und festgesetzt 
werden. Ist Beteiligter eine juristische Person oder 
eine nichtrechtsfähige Personenvereinigung, so ist 
das Zwangsgeld dem nach Gesetz oder Satzung Ver- 
tretungsberechtigten anzudrohen und gegen ihn 
festzusetzen. Androhung und Festsetzung können 
wiederholt werden. 

§ 187 

Vorarbeiten auf Grundstücken 

(1) Eigentümer und Besitzer haben zu dulden, 
daß Beauftragte der zuständigen Behörden zur Vor- 
bereitung der von ihnen nach diesem Gesetz zu 
treffenden Maßnahmen Grundstücke betreten und 
Vermessungen, Boden- und Grundwasserunter- 
suchungen oder ähnliche Arbeiten ausführert^ Die 
Absicht, solche Arbeiten auszuführen, soll den 
Eigentümern und Besitzern vorher bekanntgegeben 
werden. Wohnungen dürfen nur mit Zustimmung 
der Wohnungsinhaber betreten werden. 

(2) Entstehen durch eine nach Absatz 1 zulässige 
Maßnahme dem Eigentümer oder Besitzer unmittel- 
bare Vermögensnachteile, so ist dafür von der 
Stelle, die den Auftrag erteilt hat, eine angemessene 
Entschädigung in Geld zu leisten; kommt eine Eini- 
gung über die Geldentschädigung nicht zustande, so 
entscheidet die höhere Verwaltungsbehörde; vor 
der Entscheidung sind die Beteiligten zu hören. Hat 
eine Enteignungsbehörde den Auftrag erteilt, so hat 
der Antragsteller, in dessen Interesse die Enteig- 
nungsbehörde tätig geworden ist, dem Betroffenen 
die Entschädigung zu leisten; kommt eine Einigung 
über die Geldentschädigung nicht zustande, so setzt 
die Enteignungsbehörde die Entschädigung fest; vor 
der Entscheidung sind die Beteiligten zu hören. 

§ 188 

unverändert 


§ 189 

entfällt 
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befolgen, vorbehaltlich der strafrechtlichen Verfol- 
gung eine Ordnungsstrafe bis zu einhundertfünf- 
zig Deutschen Mark festsetzen. 

(3) Die Entfernung von Personen sowie die Fest- 
setzung von Strafen und ihr Anlaß sind in die Ver- 
Irandliingsniederschrift aufzunehmen. 

(4) Auf Rechtsanwälte, Notare, Rechtslehrer an 
deutschen Hochschulen und Personen, denen die Be- 
sorgung fremder Rechtsangelegenheiten von der zu- 
ständigen Behörde gestattet ist, sind Absatz 1 Satz 2 
und Absatz 2 nicht anzuwenden. 

§ 190 

V erhandln ngsniederscli ri ft 

(1) über Verhandlungen in einem nach diesem 
Gesetz vorgesehenen Verfahren ist eine Nieder- 
schrift aufzunehmen. Sie soll die wesentlichen Vor- 
gänge der Verhandlung, insbesondere die end- 
gültige Fassung der Anträge und die Erklärung der 
Beteiligten, enthalten. Der Aufnahme in die Ver- 
handlungsniederschrift steht die Aufnahme in eine 
Schrift gleich, die ihr als Anlage beigefügt und 
als solche bezeichnet ist; auf die Anlage ist in der 
Niederschrift hinzuweisen. 

(2) Die Niederschrift über die Anträge und Er- 
klärungen der Beteiligten ist diesen vorzulesen oder 
vorzulegen. In der Niederschrift ist zu vermerken, 
daß dies geschehen und ob sie genehmigt ist oder 
welche Einwendungen gegen sie erhoben worden 
sind. Verweigert ein Beteiligter die Genehmigung 
der Verhandlungsniederschrift, ohne ihre Vervoll- 
ständigung oder Berichtigung za beantragen, oder 
hat er sich vor ihrer Verlesung oder Vorlegung 
ohne Genehmigung des Verhandlungsleiters ent- 
fernt, so gilt die Niederschrift als von ihm ge- 
nehmigt; der Beteiligte ist auf diese Rechtsfolge 
hinziiweisen. 

(3) Die Verhandlungsnieder Schrift ist von dem 
Verhandlungsleiter zu unterzeichnen. 

(4) Jedem Beteiligten sind auf Verlangen Ab- 
schriften aus Verhandlungsniederschriften, auf An- 
trag in beglaubigter Form, zu erteilen, soweit er 
ein berechtigtes Interesse darlegt. 

§ 191 

Beweiskraft der Verhandlungsniederschrift 

Die Beachtung der für die Verhandlung vorge- 
schriebenen Förmlichkeiten kann nur durch die Ver- 
handlungsniederschrift bewiesen werden. Gegen 
ihren diese Förmlichkeiten betreffenden Inhalt ist 
nur der Nachweis der Fälschung zulässig. 

§ 192 

Versäumnis 

Versäumt ein Beteiligter eine Verhandlung in 
einem nach diesem Gesetz vorgesehenen Verfahren 
oder erklärt er sich nicht bis zu ihrem Schluß über 
den Verhandlungsgegenstand, so kann gleichwohl 
verhandelt und entschieden werden; der Beteiligte 
ist hierauf in der Ladung hinzuweisen. 


§ 190 

entfällt 


§ 191 

entfällt 


§ 192 

entfällt 
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§ 193 

AViedereinsetzung 

(1) Wenn ein Beteiligter ohne Verschulden ver- 
hindert war, eine gesetzliche oder auf Grund dieses 
Gesetzes bestimmte Frist einzuhalten, so ist ihm auf 
Antrag Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu 
gewähren. 

(2) Der Antrag ist binnen einem Monat nach Weg- 
fall des Hindernisses, spätestens jedoch innerhalb 
eines Jahres seit dem Ende der versäumten Frist, 
zu stellen. Die Tatsachen zur Begründung des An- 
trages sind glaubhaft zu machen. Innerhalb der 
Antragsfrist ist die versäumte Rechtshandlung nach- 
zuholen. Ist dies geschehen, so kann Wiedereinset- 
zung auch ohne Antrag gewährt werden. 

(3) Uber den Wiedereinsetzungsantrag entschei- 
det die Behörde, die über die versäumte Rechts- 
handlung zu befinden hat. Sie kann nach Wieder- 
einsetzung in den vorigen Stand an Stelle einer 
Entscheidung, die den durch das bisherige Ver- 
fahren herbeigeführten neuen Rechtszustand än- 
dern würde, eine Entschädigung festsetzen. 

§ 194 

Belehrung über Rechtsbehelfe 

Die nach diesem Gesetz ergehenden Verwaltungs- 
akte sollen eine Erklärung enthalten, durch die der 
Beteiligte über den Rechtsbehelf, der gegen den 
Verwaltungsakt gegeben ist, über die Stelle, bei 
der der Rechtsbehelf einzulegen ist, und über die 
Frist belehrt wird. 


§ 195 

Berichtigungen 

Schreibfehler, Rechenfehler und ähnliche offen- 
bare Unrichtigkeiten in Verhandlungsnieder Schrif- 
ten, in Plänen, die nach den Vorschriften dieses Ge- 
setzes auf gestellt sind, in den dazugehörigen Er- 
läuterungsberichten und Begründungen sowie in 
Schätzgutachten, Anordnungen, Beschlüssen und 
Bescheiden können von Amts wegen berichtigt 
werden. Dies gilt auch für unerhebliche Fehler, die 
auf unrichtigen Vermessungs- oder sonstigen tech- 
nischen Unterlagen beruhen. 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 
§ 193 

Wiedereinsetzung 

(1) Wenn ein Beteiligter ohne Verschulden ver- 
hindert war, eine gesetzliche oder auf Grund dieses 
Gesetzes bestimmte Frist für eine Verfahrenshand- 
lung einzuhalten, so ist ihm auf Antrag Wiederein- 
setzung in den vorigen Stand zu gewähren. 

(2) Der Antrag ist binnen einem Monat nach 
Wegfall des Hindernisses, spätestens jedoch inner- 
halb eines Jahres seit dem Ende der versäumten 
Frist, zu stellen und zu begründen. Innerhalb der 
Antragsfrist ist die versäumte Rechtshandlung nach- 
zuholen. Ist- dies geschehen, so kann Wiedereinset- 
zung auch ohne Antrag gewährt werden. 

(3) Uber den Antrag auf Wiedereinsetzung ent- 
scheidet die Behörde, die über die versäumte Rechts- 
handlung zu befinden hat. Sie kann nach Wieder- 
einsetzung in den vorigen Stand an Stelle einer Ent- 
scheidung, die den durch das bisherige Verfahren 
herbeigeführten neuen Rechtszustand ändern würde, 
eine Entschädigung festsetzen. 


§ 194 

Belehrung über Rechtsbehelfe 

Den nach diesem Gesetz ergehenden Verwaltungs- 
akten ist eine Erklärung beizufügen, durch die der 
Beteiligte über den Rechtsbehelf, der gegen den 
Verwaltungsakt gegeben ist, über die Stelle, bei der 
der Rechtsbehelf einzulegen ist, und über die Frist 
belehrt wird. 

§ 195 

entfällt 


§ 195a 

Vorverfahren 

Die Landesregierungen können durch Rechtsver- 
ordnung bestimmen, daß ein nach dem Fünften Teil 
dieses Gesetzes erlassener Verwaltungsakt durch 
Antrag auf gerichtliche Entscheidung nach § 198 
erst angefochten werden kann, nachdem seine Recht- 
mäßigkeit und Zweckmäßigkeit in einem Vorver- 
fahren nachgeprüft worden ist; das Vorverfahren ist 
in Anlehnung an die Vorschriften der Verwaltungs- 
gerichtsordnung zu regeln. 
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DRITTER ABSCHNITT 
Ordniingswidrigkeiten 
§ 196 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer 

1. wider besseres Wissen unrichtige Anga- 
ben macht oder unrichtige Pläne oder Un- 
terlagen vorlegt, um einen begünstigenden 
Verwaltungsakt nach diesem Gesetz zu 
erwirken oder das Unterbleiben eines 
nach diesem Gesetz zulässigen belasten- 
den Verwaltungsaktes zu erreichen, 

2. Vorarbeiten (§ 187) dienende Pfähle, 

Pflöcke oder sonstige Markierungen weg- 
nimmt, verändert, unkenntlich macht oder 
unrichtig setzt. 


(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße geahndet werden. 

(3) Wird eine Ordnungswidrigkeit im Sinne des 
Absatzes 1 in einem Betriebe begangen, so kann 
gegen den Inhaber oder Leiter und, falls der In- 
haber des Betriebes eine juristische Person oder 
eine Personengesellschaft des Handelsrechtes ist, 
gegen diese eine Geldbuße festgesetzt werden, wenn 
der Inhaber oder Leiter oder der zur gesetzlichen 
Vertretung Berechtigte vorsätzlich oder fahrlässig 
seine Aufsichtspflicht verletzt hat und der Verstoß 
hierauf beruht. 


ELFTER TEIL 

Gerichtliche Verfahren 

ERSTER ABSCHNITT 
Allgemeine Vorschriften 
§ 197 

( 1 ) Für öffentlich-rechtliche Streitigkeiten, die aus 
diesem Gesetz entstehen können, ist der Verwal- 
tungsrechtsweg gegeben, soweit nicht in den Ab- 
sätzen 2 und 3 etwas anderes bestimmt ist. Die 
Länder können bestimmen, daß zur Entscheidung 
über den Widerspruch im Umlegungsverfahren 
Ausschüsse gebildet werden und wie diese Aus- 
schüsse zusammenzusetzen sind. 

(2) Für bürgerlich-rechtliche Streitigkeiten, die 
aus diesem Gesetz entstehen können, ist der or- 
dentliche Rechtsweg gegeben. Die ordentlichen Ge- 
richte entscheiden auch bei Streitigkeiten aus dem 
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§ 196 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer 

1. wider besseres Wissen unrichtige Angaben 
macht oder unrichtige Pläne oder Unter- 
lagen vorlegt, um einen begünstigenden 
Verwaltungsakt zu erwirken oder einen 
belastenden Verwaltungsakt zu verhin- 
dern; 

2. Pfähle, Pflöcke oder sonstige Markierun- 
gen, die Vorarbeiten dienen, wegnimmt, 
verändert, unkenntlich macht oder unrich- 
tig setzt; 

3. einer Vorschrift einer nach § 31g ergange- 
nen Rechtsverordnüng zum Schutze des 
Mutterbodens zuwiderhandelt, soweit die 
Rechsverordnung auf diese Bußgeldvor- 
schrift verweist. 

(2) unverändert 

(3) u n V e r ä n d e r t 


ELFTER TEIL 

Verfahren vor den Kammern (Senaten) 
für Baulandsachen 


§ 197 

entfällt 

s i e h e § 43 Abs. 3 Nr. 3 
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Fünften Teil dieses Gesetzes sowie über die An- 
fechtung von Entscheidungen über Geldleistungen 
auf Grund der §§ 22, 25 Abs. 2, § 28 Abs. 3, §§ 34, 
35, 36, 53 Abs. 7, § 54 Satz 1, §§ 55, 70, 86 Abs. 2, 
§ 146 Abs. 2 und §187 Abs. 2; insoweit gelten die 
Vorschriften der §§ 198 bis 211. 

(3) Soweit für bestimmte Streitigkeiten aus die- 
sem Gesetz andere Gerichte als die Gerichte der 
allgemeinen Verwaltungsgerichtsbarkeit oder die 
ordentlichen Gerichte angerufen werden können, 
behält es hierbei sein Bewenden. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Verfahren vor den Kammern (Senaten) 
für Baulandsachen 

§ 198 

Antrag auf gerichtliche Entscheidung 

(1) Die Entscheidungen der Enteignungsbehörde 
nach dem Fünften Teil dieses Gesetzes können 
durch Antrag auf gerichtliche Entscheidung ange- 
fochten werden. Uber den Antrag entscheidet das 
Landgericht, Kammer für Baulandsachen. 


(2) Der Antrag ist binnen einem Monat seit Zu- 
stellung der Entscheidung bei der Enteignungs- 
behörde einzureichen. Der Lauf der Frist wird durch 
die Gerichtsferien nicht gehemmt. 


(3) Der Antrag muß die Entscheidung bezeichnen, 
gegen die er sich richtet. Er soll die Erklärung 
enthalten, inwieweit die Entscheidung angefochten 
wird und welche Änderungen beantragt werden. 
Er soll die Gründe sowie die Tatsachen und Beweis- 
mittel angeben, die zur Rechtfertigung des Antrages 
dienen. 

(4) Die Enteignungsbehörde hat den Antrag mit 
ihren Akten unverzüglich dem nach § 200 zustän- 
digen Landgericht vorzulegen. Ist das Verfahren 
vor der Enteignungsbehörde noch nicht abgeschlos- 
sen, so sind statt der Akten Abschriften der bedeut- 
samen Aktenstücke vorzulegen. 

§ 199 

Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 

(1) Einem Beteiligten, der durch Naturereignisse 
oder andere unabwendbare Zufälle verhindert 
worden ist, die Frist nach § 198 Abs. 2 einzuhalten, 
ist auf Antrag vom Landgericht die Wiedereinset- 
zung in den vorigen Stand zu erteilen, wenn er den 
Antrag auf gerichtliche Entscheidung binnen zwei 
Wochen nach Beseitigung des Hindernisses ein- 
reicht und die Tatsachen, welche die Wiederein- 
setzung begründen, glaubhaft macht. Gegen die 
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§ 198 

Antrag auf gerichtliche Entscheidung 

(1) Verwaltungsakte nach dem Vierten und Fünf- 
ten Teil sowie nach § 22, § 25 Abs. 3, § 28c, §§ 32 
bis 35a, § 146 Abs. 2, § 187 Abs. 2 oder § 193 Abs. 3 
Satz 2 können nur durch Antrag auf gerichtliche Ent- 
scheidung angefochten werden, über den Antrag 
entscheidet das Landgericht, Kammer für Bauland- 
sachen. 

(2) Der Antrag ist binnen einem Monat seit der 
Zustellung des Verwaltungsaktes bei der Stelle ein- 
zureichen, die den Verwaltungsakt erlassen hat. Ist 
die ortsübliche Bekanntmachung des Verwaltungs- 
aktes vorgeschrieben, so ist der Antrag binnen sechs 
Wochen seit der Bekanntmachung einzureichen. Hat 
ein Vorverfahren (§ 195a) stattgefunden, so beginnt 
die in Satz 1 bestimmte Frist mit der Zustellung des 
Bescheides, der das Vorverfahren beendet hat. 

(3) Der Antrag muß den Verwaltungsakt bezeich- 
nen, gegen den er sich richtet. Er soll die Erklärung, 
inwieweit der Verwaltungsakt angefochten wird, 
und einen bestimmten Antrag enthalten. Er soll die 
Gründe sowie die Tatsachen und Beweismittel an- 
geben, die zur Rechtfertigung des Antrages dienen. 

(4) Die Stelle, die den Verwaltungsakt erlassen 
hat, hat den Antrag mit ihren Akten unverzüglich 
dem zuständigen Landgericht vorzulegen. Ist das 
Verfahren vor der Stelle noch nicht abgeschlossen, 
so sind statt der Akten Abschriften der bedeutsamen 
Aktenstücke vorzulegen. 

§ 199 

Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 

(1) unverändert 
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Entscheidung über den Antrag findet die sofortige 
Beschwerde an das Oberlandesgericht statt. Nach 
Ablauf eines Jahres, von dem Ende der versäumten 
Frist an gerechnet, kann die Wiedereinsetzung nicht 
mehr beantragt werden. 

(2) Ist die angefochtene Entscheidung ein Enteig- 
nungsbeschluß und ist der bisherige Rechtszustand 
bereits durch den neuen Rechtszustand ersetzt (§ 129 
Abs. 1), so kann im Falle der Wiedereinsetzung 
nicht beantragt werden, daß der Enteignungsbe- 
schluß aufgehoben oder hinsichtlich des Gegenstan- 
des der Enteignung oder der Art der Entschädigung 
geändert wird. 

§ 200 

örtliche Zuständigkeit der Landgerichte 

(1) örtlich zuständig ist das Landgericht, in des- 
sen Bezirk die Enteignungsbehörde ihren Sitz hat. 

(2) Die Landesregierungen sind ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung die Verhandlung und Entschei- 
dung über Anträge auf gerichtliche Entscheidung 
einem Landgericht für die Bezirke mehrerer. Land- 
gerichte zuzuweisen, wenn die Zusammenfassung 
lür eine Förderung oder schnellere Erledigung der 
Verfahren sachdienlich ist. Die Landesregierungen 
können diese Ermächtigung auf die Landesjustiz- 
verwaltungen übertragen. 

§ 201 

Zusammensetzung der Kammern für 
Baulandsachen 

(1) Bei den Landgerichten werden eine oder meh- 
rere Kammern für Baulandsachen gebildet. Die 
Kammer für Baulandsachen entscheidet in der Be- 
setzung mit drei Richtern des Landgerichtes ein- 
schließlich des Vorsitzenden sowie zwei beamteten 
Richtern der Gerichte der Verwaltungsgerichtsbar- 
kei/. 

(2) Die Richter der Gerichte der Verwaltungsge- 
richtsbarkei/ und die für den Fall ihrer Verhinde- 
rung erforderlichen Vertreter werden von der für 
die Verwaltungsgerichtsbarkeit zuständigen ober- 
sten Landesbehörde auf die Dauer von drei Jahren 
bestellt. 

§ 202 

Allgemeine Verfahrensvorschriften 

(1) ln den auf Grund dieses Abschnittes bei den 
Gerichten anhängigen Sachen sind die bei Klagen 
in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten geltenden Vor- 
schriften sinngemäß anzuwenden, soweit sich aus 
diesem Abschnitt nichts anderes ergibt. 


(2) Die Sachen sind Feriensachen. Das Gericht 
kann auch von Amts wegen die Aufnahme von 
Beweisen anordnen und nach Anhörung der Be- 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 


(2) Ist der angefochtene Verwaltungsakt ein Ent- 
eignungsbeschluß und ist der bisherige Rechts- 
zustand bereits durch den neuen Rechtszustand er- 
setzt (§ 129 Abs. 3a), so kann das Gericht im Falle 
der Wiedereinsetzung den Enteignungsbeschluß 
nicht aufheben und hinsichtlich des Gegenstandes 
der Enteignung oder der Art der Entschädigung nicht 
ändern. 

§ 200 

örtliche Zuständigkeit der Landgerichte 

(1) Örtlich zuständig ist das Landgericht, in 
dessen Bezirk die Stelle, die den Verwaltungsakt 
erlassen hat, ihren Sitz hat. 

(2) Die Landesregierungen können durch Rechts- 
v'erordnung die Verhandlung und Entscheidung über 
Anträge auf gerichtliche Entscheidung einem Land- 
gericht für die Bezirke mehrerer Landgerichte zu- 
weisen, wenn die Zusammenfassung für eine För- 
derung oder schnellere Erledigung der Verfahren 
sachdienlich ist. Die Landesregierungen können diese 
Ermächtigung auf die Landesjustizverwaltungen 
übertragen. 

§ 201 

Zusammensetzung der Kammern für Baulandsachen 

(1) Bei den Landgerichten werden eine oder 
mehrere Kammern für Baulandsachen gebildet. Die 
Kammer für Baulandsachen entscheidet in der Be- 
setzung mit drei Richtern des Landgerichts ein- 
schließlich des Vorsitzenden sowie zwei beamteten 
Richtern der Verwaltungsgerichte. 

(2) Die Richter der Verwaltungsgerichte und die 
für den Fall ihrer Verhinderung erforderlichen Ver- 
treter werden von der für die Verwaltungsgerichts- 
barkeit zuständigen öbersten Landesbehörde auf 
die Dauer von drei Jahren bestellt. 

§ 202 

Allgemeine Verfahrensvorschriften 

(1) In den Sachen, die auf Grund eines Antrages 
auf gerichtliche Entscheidung bei den Gerichten an- 
hängig werden, sind die bei Klagen in bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten geltenden Vorschriften entspre- 
chend anzuwenden, soweit sich aus den §§ 198 bis 
210 nichts anderes ergibt. Auf das Verfahren sind 
die Gerichtsferien ohne Einfluß. 

(2) Das Gericht kann auch von Amts wegen die 
Aufnahme von Beweisen anordnen und nach An- 
hörung der Beteiligten auch solche Tatsachen be- 
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teiligten auch solche Tatsachen berücksichtigen, die 
von den Beteiligten nicht vorgebracht worden sind. 

(3) Vor dem Landgericht kann für eine Behörde 
ein Beamter des höheren Verwaltungsdienstes als 
Bevollmächtigter auftreten. § 510 c der Zivilprozeß- 
ordnung gilt sinngemäß. Sind gegen die Entschei- 
dung der Enteignungsbehörde mehrere Anträge auf 
gerichtliche Entscheidung gestellt, so wird über sie 
gleichzeitig verhandelt und entschieden. 

(4) § 111 Abs. 1 Satz 1 und 3 des Gerichtskosten- 
gesetzes ist nicht anzuwenden. 

siehe Absatz 3 

§ 203 

Teilnahme am Verfahren 

(1) An dem Verfahren nehmen diejenigen Be- 
teiligten (§ 120) teil, deren Rechte und Pflichten 
durch die Entscheidung betroffen werden können. 
Als Beteiligte gilt auch die Enteignungsbehörde. 
Die für die Parteien geltenden Vorschriften sind 
auf diese Beteiligten entsprechend anzuwenden. 

(2) Der Antrag auf gerichtliche Entscheidung ist 
den übrigen in Absatz 1 bezeichneten Beteiligten, 
soweit sie bekannt sind, zuzustellen. Einer Zu- 
stellung des Antrages an die Enteignungsbehörde 
bedarf es nicht. 

siehe Absatz 1 und § 202 Abs. 3 


§ 204 

Anfechtung von Ermessensentscheidungen 

Soweit die Enteignungsbehörde ermächtigt ist, 
nach pflichtgemäßem Ermessen zu befinden, kann 
der Antrag nur darauf gestützt werden, daß die 
gesetzlichen Grenzen des Ermessens überschritten 
seien oder von dem Ermessen in einer dem Zweck 
der Ermächtigung nicht entsprechenden Weise Ge- 
brauch gemacht worden sei. Dies gilt nicht, soweit 
die Entscheidung die Höhe einer Entschädigung 
oder einer Ausgleichszahlung betrifft. 

§ 205 

Anfechtung einer vorzeitigen Besitzeinweisung 

Hat ein Beteiligter gegen eine vorzeitige Be- 
sitzeinweisung Antrag auf gerichtliche Entscheidung 
gestellt, so sind Zwangsmaßnahmen zu dem Zweck, 
dem in § 120 Abs. 1 Nr. 1 bezeichneten Antrag- 
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rücksichtigen, die von ihnen nicht vorgebracht 
worden sind. 

(3) Sind gegen denselben Verwaltungsakt meh- 
rere Anträge auf gerichtliche Entscheidung gestellt, 
so wird über sie gleichzeitig verhandelt und ent- 
schieden. 

siehe Absatz 5 und § 203 Abs. 3 


(4) Die Vorschriften über die Vorauszahlung einer 
Prozeßgebühr nach § 111 Abs. 1 Satz 1 und 3 des 
Gerichtskostengesetzes sind nicht anzuwenden. 

(5) § 510c der Zivilprozeßordnung gilt entspre- 
chend. 

§ 203 

Beteiligte 

(1) Wer an dem Verfahren, in dem der Verwal- 
tungsakt erlassen worden ist, Beteiligter war, ist 
auch in dem gerichtlichen Verfahren Beteiligter, 
wenn seine Rechte oder Pflichten durch die Ent- 
scheidung des Gerichts betroffen werden können. 
In dem gerichtlichen Verfahren ist auch die Stelle 
Beteiligte, die den Verwaltungsakt erlassen hat. 

(2) Der Antrag auf gerichtliche Entscheidung ist 
den übrigen in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten Betei- 
ligten, soweit sie bekannt sind, zuzustellen. 


(3) Auf die Beteiligten sind die für die Parteien 
geltenden Vorschriften der Zivilprozeßordnung ent- 
sprechend anzuwenden. §78 der Zivilprozeßordnung 
gilt in dem Verfahren vor dem Landgeridit und 
dem Oberlandesgericht nur für Beteiligte, die An- 
träge in der Hauptsache stellen. Vor dem Land- 
gericht und dem Oberlandesgericht kann für die 
Stelle, die den Verwaltungsakt erlassen hat, ein 
Beamter des höheren Verwaltungsdienstes als Be- 
vollmächtigter auftreten. 

§ 204 

Anfechtung von Ermessensentscheidungen 

Soweit die Stelle, die den Verwaltungsakt erlas- 
sen hat, ermächtigt ist, nach ihrem Ermessen zu 
handeln, kann der Antrag nur darauf gestützt wer- 
den, daß die Entscheidung rechtswidrig ist, weil 
die gesetzlichen Grenzen des Ermessens überschrit- 
ten sind oder von dem Ermessen in einer dem 
Zweck der Ermächtigung nicht entsprechenden 
Weise Gebrauch gemacht worden ist. Dies gilt nicht, 
soweit in dem Verwaltungsakt über einen Anspruch 
auf eine Geldleistung entschieden worden ist. 

§ 205 

Anfechtung einer vorzeitigen Besitzeinweisung 

Hat ein Beteiligter gegen eine vorzeitige Besitz- 
einweisung Antrag auf gerichtliche Entscheidung 
gestellt, so sind Zwangsmaßnahmen zur Verschaf- 
fung des tatsächlichen Besitzes nur mit Zustimmung 
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steiler den tatsächlichen Besitz des Grundstücks zu 
verschaffen, nur mit Zustimmung des Gerichtes zu- 
lässig, bei dem die Sache anhängig ist. 


§ 206 

Urteil 

(1) über den Antrag auf gerichtliche Entschei- 
dung wird durch Urteil entschieden. 

(2) Wird der Antrag auf gerichtliche Entscheidung 
für begründet erachtet, so hat das Gericht die Ent- 
scheidung der Enteignungsbehörde aufzuheben oder 
zu ändern. Es darf in diesem Fall über den Antrag 
des Beteiligten hinaus, der den Antrag auf ge- 
richtliche Entscheidung gestellt hat, einen Enteig- 
nungsbeschluß auch ändern, soweit ein Beteiligter 
oder die Enteignungsbehörde es beantragt hat. 


siehe Absatz 2 Satz 2 und Absatz 5 


(3) Muß ein Enteignungsbeschluß hinsichtlich des 
Gegenstandes der Enteignung wesentlich geändert 
werden, so kann das Gericht den Beschluß aufhe- 
ben und die Sache an die Enteignungsbehörde zu- 
zurückverweisen. Die Enteignungsbehörde hat die Be- 
urteilung, die der Aufhebung zugrunde gelegt ist, 
auch ihrer Entscheidung zugrunde zu legen. 

(4) Ist von mehreren Anträgen nur der eine oder 
ist nur ein Teil eines Antrages zur Endentschei- 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 

des Gerichts zulässig, bei dem die Sache anhängig 
ist. 

§ 205a 

Vorzeitige Austührungsanordnung 

Ist nur noch die Höhe einer Geldentschädigung 
streitig, so kann das Gericht auf Antrag des Ent- 
eignungsbegünstigten beschließen, daß die Enteig- 
nungsbehörde die Ausführung des Enteignungs- 
beschlusses anzuordnen hat. In dem Beschluß kann 
bestimmt werden, daß der Enteignungsbegünstigte 
für den im Streit befindlichen Betrag Sicherheit zu 
leisten hat. Die Ausführungsanordnung darf erst 
ergehen, wenn der Enteignungsbegünstigte die 
festgesetzte Geldentschädigung gezahlt oder zuläs- 
sigerweise unter Verzicht auf das Recht der Rück- 
nahme hinterlegt hat. 

§ 206 

Urteil 

(1) unverändert 

(2) Wird ein Antrag auf gerichtliche Entschei- 
dung, der einen Anspruch auf eine Geldleistung be- 
trifft, für begründet erachtet, so hat das Geridit den 

Verwaltungsakt zu ändern. Wird in anderen Fällen 
ein Antrag auf gerichtliche Entscheidung für be- 
gründet erachtet, so hat das Gericht den Verwal- 
tungsakt aufzuheben und erforderlichenfalls auszu- 
sprechen, daß die Stelle, die den Verwaltungsakt 
erlassen hat, verpflichtet ist, in der Sache unter Be- 
achtung der Rechtsauffassung des Gerichts ander- 
weit zu entscheiden. 

(2a) Einen Enteignungsbeschluß kann das Gericht 
auch ändern, wenn der Antrag auf gerichtliche Ent- 
scheidung nicht einen Anspruch auf Geldleistung 
betrifft. Es darf in diesem Falle über den Antrag 
des Beteiligten, der den Antrag auf gerichtliche 
Entscheidung gestellt hat, hinaus den Enteignungs- 
beschluß auch ändern, soweit ein anderer Beteilig- 
ter es beantragt hat; dabei ist eine Änderung des 
Enteignungsbeschlusses zum Nachteil dessen, der 
den Antrag auf gerichtliche Entscheidung gestellt 
hat, nicht statthaft. Wird ein Enteignunsbeschluß 
geändert, so ist § 125 Abs. Ib entsprechend anzu- 
wenden. Wird ein Enteignungsbeschluß aufgehoben, 
oder hinsichtlich des Gegenstandes der Enteignung 
geändert, so gibt das Gericht im Falle des § 125 
Abs. 2 dem Vollstreckungsgericht von seinem Ur- 
teil Kenntnis. 

(3) entfällt 

vergleiche Absatz 2 Salz 2 


(4) unverändert 
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düng reif, so soll das Gericht hierüber ein Teil- 
urteil nur erlassen, wenn es zur Beschleunigung 
des Verfahrens notwendig erscheint. 

(5) Wird ein Enteignungsbeschluß geändert, so 
ist § 125 Abs. { sinngemäß anzuwenden. Wird ein 
Enteignungsbeschluß aufgehoben oder hinsichtlich 
des Gegenstandes der Enteignung geändert, so gibt 
das Gericht im Falle des § 125 Abs. 2 dem Voll- 
streckungsgericht von seinem Urteil Kenntnis. 

(6) Urteile sind den Beteiligten und der Enteig- 
nungsbehörde von Amts wegen zuzustellen. 

§ 207 

Versäumnis eines Termins zur 
mündlichen Verhandlung 

(1) Erscheint der Beteiligte, der den Antrag auf 
gerichtliche Entscheidung gestellt hat, in einem 
Termin zur mündlichen Verhandlung, so kann auch 
dann mündlich verhandelt werden, wenn ein an- 
derer Beteiligter nicht erscheint. Uber einen Antrag, 
den ein nichterschienener Beteiligter in einer frü- 
heren mündlichen Verhandlung gestellt hat, kann 
nach Lage der Akten entschieden werden. 

(2) Erscheint der Beteiligte, der den Antrag auf 
gerichtliche Entscheidung gestellt hat, in einem Ter- 
min zur mündlichen Verhandlung nicht, so kann 
jeder andere Beteiligte oder die Enteignungsbe- 
hörde eine Entscheidung nach der Lage der Akten 
beantragen. 

(3) Die §§ 332 bis 335, 336 Abs. 2 und § 337 
der Zivilprozeßordnung gelten sinngemäß. Im übri- 
gen sind die Vorschriften über die Versäumnis- 
urteile nicht anzuwenden. 

§ 208 

Kosten des Verfahrens 

(1) Soweit der Beteiligte, der den Antrag auf 
gerichtliche Entscheidung gestellt hat, obsiegt, gilt, 
wenn keiner der Beteiligten dazu im Widerspruch 
stehende Anträge in der Hauptsache gestellt hat, 
bei Anwendung der Kostenvorschriften der Zivil- 
prozeßordnung die Enteigungsbehörde als unter- 
liegende Partei. 

(2) über die Erstattung der Kosten eines Beteilig- 
ten, der zur Hauptsache keinen Antrag gestellt hat, 
entscheidet das Gericht auf Antrag des Beteiligten 
nach billigem Ermessen. 
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(5) entfällt hier 

siehe Absatz 2d 


(6) Urteile sind den Beteiligten von Amts wegen 
zuzustellen. 

§ 207 

Säumnis eines Beteiligten 

(1) Erscheint der Beteiligte, der den Antrag auf 
gerichtliche Entscheidung gestellt hat, in einem 
Termin zur mündlichen Verhandlung, so kann auch 
dann mündlich verhandelt werden, wenn einer der 
anderen Beteiligten nicht erscheint. Uber einen An- 
trag, den ein nichterschienener Beteiligter in einer 
früheren mündlichen Verhandlung gestellt hat, 
kann nach Lage der Akten entschieden werden. 

(2) Erscheint der Beteiligte, der den Antrag auf 
gerichtliche Entscheidung gestellt hat, in einem Ter- 
min zur mündlichen Verhandlung nicht, so kann 
jeder andere Beteiligte eine Entscheidung nach Lage 
der Akten beantragen. 

(3) unverändert 


§ 208 

Kosten des Verfahrens 

(1) Soweit der Beteiligte, der den Antrag auf 
gerichtliche Entscheidung gestellt hat, obsiegt, gilt, 
wenn keiner der Beteiligten dazu im Widerspruch 
stehende Anträge in der Hauptsache gestellt hat, 
bei Anwendung der Kostenbestimmungen der Zivil- 
prozeßordnung die Stelle, die den Verwaltungsakt 
erlassen hat, als unterliegende Partei. 

(2) unverändert 


§ 208a 

Berufung 

über die Berufung entscheidet das Oberlandes- 
gericht, Senat für Baulandsachen, in der Besetzung 
mit drei Richtern des Oberlandesgerichts einschließ- 
lich des Vorsitzenden und zwei beamteten Richtern 
eines Oberverwaltungsgerichts. § 201 Abs. 2 gilt 
entsprechend. 
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§ 209 

Revision 

(1) Gegen das Enturteil des Landgerichtes findet 
die Revision statt. Die Revision ist unzulässig, wenn 
der Wert des Beschwerdegegenstandes fünfzig 
Deutsche Mark nicht übersteigt; § 546 Abs. 3 der 
Zivilprozeßordnung gilt sinngemäß. Hat das Land- 
gericht die Sache an die Enteignungsbehörde zurück- 
verwiesen, so ist gegen dieses Urteil die Revision 
ausgeschlossen. 

(2) über die Revision entscheidet das Oberlandes- 
gericht, Senat für Baulandsachen. Für die Beset- 
zung des Senates gilt § 201 sinngemäß. 


(3j Die §§ 548 bis 566' der Zivilprozeßordnung 
sind sinngemäß anzuwenden. 

(4j Hat das Oberlandesgericht bei der Auslegung 
einer Vorschrift dieses Gesetzes eine Rechtsfrage 
von grundsätzlicher Bedeutung zu entscheiden, so 
legt es die Revision unter Darlegung seiner Rechts- 
auffassung dem Bundesgerichtshof zur Entscheidung 
vor. Ebenso ist zu verfahren, wenn das Oberlandes- 
gericht von einer dieses Gesetz betreffenden Ent- 
scheidung eines anderen Oberlandesgerichtes oder 
des Bundesgerichtshofes abweichen will. Der Be- 
schluß über die Vorlegung ist den Beteiligten be- 
kanntzugeben. über die Revision entscheidet ein 
Zivilsenat des Bundesgerichtshofes durch Urteil. 

(5) In der Revisionsinstanz erhöhen sich die in 
§ 25 des Gerichtskostengesetzes bezeichneten Ge- 
bühren um die Hälfte. 


Beschlüsse d es 24. Ausschuss c s 

§ 209 

Revision 

( 1 ) entfällt 


(2) über die Revision entscheidet der Bundes- 
gerichtshof, Senat für Baulandsachen, in der Beset- 
zung mit drei Richtern des Bundesgerichtshofes 
einschließlich des Vorsitzenden und zwei Richtern 
des Bundesverwaltungsgerichts. Der Senat für Bau- 
landsachen gilt als Zivilsenat im Sinne der §§ 132, 
136 des Gerichtsverfassungsgesetzes. 

(2a) Die Richter des Bundesverwaltungsgerichts 
und die für den Fall ihrer Verhinderung erforder- 
lichen Vertreter werden vom Präsidium des Bundes- 
verwaltungsgerichts auf die Dauer von drei Jahren 
bestimmt. 

(3) entfällt 

(4) entfällt 


(5) entfällt 


§ 210 

Einigung 

Einigen sich die Beteiligten während des gericht- 
lichen Verfahrens, so gilt § 123 entsprechend. Das 
Gericht tritt an die Stelle der Enteignungsbehörde. 


§ 210 

Einigung 

Einigen sich die Beteiligten während eines gericht- 
lichen Verfahrens, das eine Enteigung betrifft, so 
gelten die §§ 123, 123a entsprechend. Das Gericht 
tritt an die Stelle der Enteignungsbehörde. 


§ 211 § 211 

Zuständigkeit der Kammern (Senate) für Bauland- entfällt 

sacken in sonstigen Fällen 

Auf die Anfechtung von Entscheidungen über 
Geldleistungen auf Grund der §§ 22, 25 Abs. 2, § 28 
Abs. 3, §§ 34, 35, 36, 53 Abs. 1, § 54 Satz 1, §§ 55, 

70, 86 Abs. 2, § 146 Abs. 2 und § 187 Abs. 2 sind 
die Vorschriften der §§ 198 bis 203, 206 bis 210 
sinngemäß anzuwenden. An die Stelle der Enteig- 
nungsbehörde tritt die Behörde, welche die Ent- 
scheidung getroffen hat. 
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ZWÖLFTER TEIL 

Änderung grundsteuerlicher Vorschriften 

§ 211a 

1. Das Grundsteuergesetz in der Fassung vom 
^ 10. August 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 519) wird 
wie folgt geändert: 

a) Hinter § 12 werden die folgenden Vorschriften 
eingefügt: 

»§ 12a 

Erhöhte Steuermeßzahlen 
für unbebaute baureife Grundstücke 

(1) Die Steuermeßzahl für unbebaute bau- 

reife Grundstücke erhöht sich nach Maß- 
gabe der Absätze 2 und 4. Baureife Grund- 
stücke sind Grundstücke, die im Bebauungs- 
plan als Bauland festgesetzt sind, wenn sie 
durch Verkehrsanlagen im Sinne des § 147 des 
Bundesbaugesetzes vom (Bundes- 

gesetzbl. IS....) und durch Versorgungs- 
einrichtungen für die Bebauung in ortsüb- 
licher Weise ausreichend erschlossen sind und 
ihre Bebauung sofort möglich ist. Soweit ein 
Bebauungsplan nicht aufgestellt ist, gelten 
solche Grundstücke als baureif, die durch Ver- 
kehrsanlagen im Sinne des § 147 des Bundes- 
baugesetzes und durch Versorgungseinrich- 
tungen für die Bebauung in ortsüblicher 
Weise ausreichend erschlossen, nach der Ver- 
kehrsauffassung Bauland sind und nach der 
geordneten baulichen Entwicklung der Ge- 
meinde zur Bebauung anstehen. Unbebaute 
Grundstücke gelten nicht als baureif im Sinne 
dieser Vorschrift, wenn sie als Baugrundstücke 
für den Gemeinbedarf vorgesehen oder in 
einem Bebauungsplan als reines Industrie- 
oder Gewerbegebiet festgesetzt sind. 

(2) Die erhöhte Steuermeßzahl beträgt von 
dem Beginn des Kalenderjahres ab, das auf 
den Eintritt der Voraussetzungen des Ab- 
satzes 1 folgt, 20 vom Tausend. Sie erhöht 
sidi nach Ablauf von zwei Kalenderjahren, 
für die eine Steuermeßzahl von 20 vom Tau- 
send gegolten hat, auf 25 vom Tausend und 
nach Ablauf von weiteren zwei Kalender- 
jahren auf 30 vom Tausend. 

(3) Die Gemeinde weist die baureifen 
Grundstücke im Sinne des Absatzes 1 in einer 
Karte aus und gibt diese erstmalig zum 
1. Januar 1961, sodann jeweils im Abstand 
von längstens zwei Jahren öffentlich bekannt. 
Das Finanzamt ist im Veranlagungs verfahren 
an den Inhalt der Karte nicht gebunden. 

(4) Die Feststellung darüber, ob ein Grund- 
stück nadi Absatz 1 baureif ist, ist durch 
Fortschreibung oder Nachfeststellung des Ein- 
heitswertes zu treffen. Diese Feststellungen 
sowie die auf der Grundlage der erhöhten 
Steuermeßzahlen durdizuführenden Fortschrei- 
bungsveranlagungen und Nachveranlagungen 
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der Steuermeßbeträge sind erstmals auf den 
1. Januar 1961 vorzunehmen. 

(5) Wird auf einem baureifen Grundstück 
im Sinne des Absatzes 1 ein Gebäude im 
Sinne des § 32 Abs. 1 Ziffer 1, 3 oder 4 der 
Durchführungsverordnung zum Bewertungs- 
gesetz vom 2. Februar 1935 errichtet, so ist 
zugunsten desjenigen, der im Zeitpunkt der 
Fortschreibung des Grundstücks als bebautes 
Grundstück Eigentümer ist, der auf den er- 
höhten Steuermeßzahlen des Absatzes 2 be- 
ruhende Steuermeßbetrag nachträglich auf den 
Steuermeßbetrag herabzusetzen, der sich er- 
gibt, wenn die Absätze 1 und 2 außer Be- 
tracht bleiben. Der Steuermeßbetrag ist mit 
Wirkung von dem Zeitpunkt ab herabzu- 
setzen, der zwei Kalenderjahre vor dem Zeit- 
punkt liegt, auf den das unbebaute Grund- 
stück als bebautes Grundstück fortgeschrieben 
wird; ist das Grundstück dem Eigentümer erst 
von einem späteren Zeitpunkt ab zugerech- 
net worden, so wird die Herabsetzung vom 
Zeitpunkt der Zurechnungsfortschreibung ab 
vorgenommen. Der Bundesminister der Finan- 
zen wird ermächtigt, im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Wohnungsbau und 
mit Zustimmung des Bundesrates durch 
Rechts Verordnung Vorschriften darüber zu er- 
lassen, daß die Frist von zwei Jahren für 
solche Grundstücke, die bei Eintritt in die 
Steuerpflicht nach Absatz 2 im Eigentum des 
Bauherrn standen, bei der Bebauung mit Ge- 
bäuden im Sinne des § 32 Abs. 1 Ziffer 1, 3 
oder 4 der Durchführungsverordnung zum Be- 
wertungsgesetz auf vier Jahre verlängert 
wird. 

(6) Die erhöhten Steuermeßzahlen sind für 
Grundstücke in Gebieten außerhalb eines Be- 
bauungsplans, die im Rahmen eines landwirt- 
schaftlichen oder gärtnerischen Betriebes oder 
eines Weinbaubetriebes bewirtschaftet wer- 
den, solange nicht anzuwenden, als der Eigen- 
tümer auf den Betrieb als Erwerbsgrundlage 
angewiesen ist und ihm eine Veräußerung 
oder anderweitige Nutzung des Grundstücks 
im Interesse der Erhaltung der Wirtschaft- 
lichkeit seines Betriebes nicht zuzumuten ist; 
die Befreiung gilt für höchstens fünf Jahre. 
Dies gilt sinngemäß auch für Betriebe im 
Sinne des Satzes 1, die als alleinige Erwerbs- 
grundlage nicht ausreichen. 

(7) Die Absätze 1 bis 4 sind in Gebieten 
mit geringer Wohnsiedlungstätigkeit nicht an- 
zuwenden. Eine geringe Wohnsiedlungstätig- 
keit liegt vor, wenn die Nachfrage nach Bau- 
land in der Regel befriedigt werden kann, 
ohne daß eine allgemeine erhebliche Steige- 
rung der Baulandpreise eintritt. Die Landes- 
regierungen bestimmen durch Rechtsverord- 
nung, welche Gemeindeverbände, Gemeinden 
oder Teile von Gemeinden zu diesen Gebieten 
gehören. 
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(8) Grundstücksflächen, die baureif im 
Sinne des Absatzes 1 Sätze 2 und 3 sind, sind 
abweichend von § 51 des Bewertungsgesetzes 
vom 16. Oktober 1934 (Reicbsgesetzbl. I 
S. 1035) in der derzeit geltenden Fassung 
stets dem Grundvermögen (§ 50 des Bewer- 
tungsgesetzes) zuzurecbnen, wenn mit der 
Zurechnung die Voraussetzungen für die An- 
wendung der erhöhten Steuermeßzahlen vor- 
liegen. Die Nachfeststellungen oder Fort- 
schreibungen der Einheitswerte sind erstmals 
auf den 1. Januar 1961 durchzuführen. 


§ 12b 

Erhöhte Steuermeßzahlen für baureife 
Grundstücke mit zerstörten Gebäuden 

Für Grundstücke mit Gebäuden, die durch 
Kriegseinwirkung völlig zerstört oder infolge 
von Kriegssachschäden nicht mehr benutzbar 
sind, gilt § 12a entsprechend. 


§ 12c 

Geltungsdauer der Steuermeßzahlen 
für haureife Grundstücke 

Die Vorschriften der §§ 12a und 12b 

treten mit dem Wirksamwerden der näch- 
sten Hauptveranlagung der Grundsteuermeß- 
beträge außer Kraft." 

b) In § 21 

aa) werden in Absatz 2 Satz 1 nach den Wor- 
ten „das gleiche gilt" die Worte „vor- 
behaltlich des Absatzes 3" eingefügt; 

bb) wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Für die Steuermeßbeträge, die auf 
Grund der erhöhten Steuermeßzahlen der 
§§ 12a und 12b festgesetzt worden sind, 
kann ein besonderer, von den übrigen 
Hebesätzen abweichender, einheitlicher 
Hebesatz festgesetzt werden." 

c) In § 33 Abs. 4 wird folgender Satz angefügt: 
„Die Sätze 1 und 2 gelten vom Rechnungsjahr 
1961 an nur nodi für Grundstücke, die nicht 
baureif (§ 12a Abs. 1) sind." 

2, In § 92 Abs. 1 des Zweiten Wohnungsbaugeset- 
^ zes vom 27. Juni 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 523) 
und in § 47 Abs. 1 des Wohnungsbaugesetzes für 
das Saarland vom 17. Juli 1959 (Amtsblatt des 
Saarlandes S. 1349) wird dem Satz 1 nach einem 
Semikolon folgendes angefügt: 

„beruht die Veranlagung auf erhöhten Steuer- 
meßzahlen im Sinne der §§ 12a oder 12b des 
Grundsteuergesetzes in der Fassung des § 211a 
des Bundesbaugesetzes vom (Bundes- 

gesetzbl. IS... .), so bleibt der Teil des Steuer- 
meßbetrages außer Betracht, der den ohne 
Anwendung dieser Vorschriften maßgebenden 
Steuermeßbetrag übersteigt." 
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Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 212 

Überleitung bestehender Pläne 

(1) Bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bestehende 
Wirtschaftspläne nach dem Gesetz über die Auf- 
schließung von Wohnsiedlungsgebieten vom 22. Sep- 
tember 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 659) in der Fassung 
des Gesetzes vom 27. September 1938 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 1246) können von der höheren Ver- 
waltungsbehörde als Flächennutzungspläne im 
Sinne der §§ 5 und 6 erklärt werden, wenn sie den 
Anforderungen des Flächennutzungsplanes im we- 
sentlichen entsprechen. 


(2) Die Länder können bestimmen, daß sonstige 
auf Grund bisher geltender Vorschriften aufgestellte 
vorbereitende städtebauliche Pläne allgemein oder 
im Einzelfall oder mit besonderen Maßgaben wei- 
tergelten. Dabei ist insbesondere zu bestimmen, 
inwieweit die einzelnen Planarten oder Pläne Auf- 
gaben der Bauleitplanung im Sinne dieses Gesetzes 
zu erfüllen haben. 

(3) Bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bestehende 
städtebauliche Pläne und sonstige baurechtliche 
Vorschriften, die verbindliche Regelungen der in 
§ 12 bezei ebneten Art enthalten, gelten insoweit als 
Bebauungspläne. Dies gilt für die Festsetzungen in 
den Fällen des § 9 Abs, 7 des Bundesfernstraßen- 
gesetzes vom 6. August 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 903) in der Fassung des § 221 dieses Gesetzes 
jedoch nur, wenn sie unter Mitwirkung des Trägers 
der Straßenbaulast aufgestellt worden sind oder 
ihnen der Träger der Straßenbaulast nachträglich 
zugestimmt hat. 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 

DREIZEHNTER TEIL 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 212 

Überleitung bestehender Pläne 

(1) Bei dem Inkrafttreten dieses Gesetzes be- 
stehende rechtsgültige Wirtschaftspläne nach dem 
Gesetz über die Aufschließung von Wohnsiedlungs- 
gebieten vom 22. September 1933 (Reichsgesetzbl. I 
S. 659) in der Fassung des Gesetzes vom 27. Sep- 
tember 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 1246) — Wohn- 
siedlungsgesetz — gelten bis zum Ablauf von zwei 
Jahren nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes als 
Flächennutzungspläne im Sinne des § 6, wenn sie 
nicht vor diesem Zeitpunkt aufgehoben werden. 
Entsprechen diese Wirtschaftspläne inhaltlich und 
verfahrensrechtlich im wesentlichen den an einen 
Flächennutzungsplan gestellten Anforderungen, so 
können sie von der höheren Verwaltungsbehörde 
zu unbefristet geltenden Flächennutzungsplänen im 
Sinne des § 6 erklärt werden. 

(2) Die Landesregierungen können durch Rechts- 
verordnung bestimmen, daß sonstige auf Grund 
bisher geltender Vorschriften aufgestellte vorberei- 
tende städtebauliche Pläne unverändert oder mit 
besonderen Maßgaben weitergelten, wenn sie den 
an einen Flächennutzungsplan gestellten Anforde- 
rungen inhaltlich und verfahrensrechtlich im we- 
sentlichen entsprechen. 

(3) Bei dem Inkrafttreten dieses Gesetzes be- 
stehende baurechtliche Vorschriften und festgestellte 
städtebauliche Pläne gelten als Bebauungspläne, 
soweit sie verbindliche Regelungen der in § 12 be- 
zeichneten Art enthalten. Dies gilt für Festsetzun- 
gen in den Fällen des § 9 Abs. 7 des Bundesfern- 
straßengesetzes vom 6. August 1953 (Bundesgesetz- 
bl. I S. 903) in der Fassung des § 221 dieses Ge- 
setzes nur, wenn sie unter Mitwirkung des Trägers 
der Straßenbaulast zustande gekommen sind oder 
ihnen der Träger der Straßenbaulast nachträglich 
zugestimmt hat. Soweit die in Satz 1 bezeichneten 
Vorschriften und Pläne den in § 1 Abs. 3 bis 5 
gestellten Anforderungen nicht entsprechen, sind 
sie zu ändern oder zu ergänzen, wenn dies von 
einem bei der Bauleitplanung zu beteiligenden Trä- 
ger öffentlicher Belange (§ 2 Abs. 5) innerhalb eines 
Monats nach Inkrafttreten dieses Gesetzes bean- 
tragt wird. 

(3a) Die Landesregierungen können durch Rechts- 
verordnung bestimmen, daß die in Absatz 3 Satz 1 
genannten Bebauungspläne längstens für die Dauer 
von fünf Jahren als Bebauungspläne im Sinne des 
§ 29b gelten, auch wenn sie keine Festsetzungen 
über die Örtlichen Verkehrsflächen enthalten, weil 
die für diese Festsetzungen erforderlichen vermes- 
sungstechnischen Unterlagen nicht vorhanden sind. 

(3b) Bis zum Inkrafttreten der in § 2 Abs, 10 be- 
zeichneten Rechtsverordnungen sind die entspre- 
chenden landesrechtlichen Vorschriften weiterhin 
anzuwenden. 
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(4) Sollen städtebauliche Pläne oder sonstige bau- 
rechtliche Vorschriften im Sinne des Absatzes 3 ge- 
ändert oder aufgehoben werden, so sind die für die 
Bebauungspläne geltenden Vorschriften dieses Ge- 
setzes anzuwenden, auch wenn nach den landes- 
rechtlichen Vorschriften ein anderes Verfahren vor- 
geschrieben war. Liegen solche Pläne oder sonstige 
baurechtliche Vorschriften einem zur Zeit des In- 
krafttretens dieses Gesetzes schwebenden Enteig- 
nungsverfahren nach § 19 Abs. 2 des Bundesfern- 
straßengesetzes zugrunde, so ist für die Aufhebung 
oder Änderung die Zustimmung des Trägers der 
Straßenbaulast erforderlich. 

§ 213 

Abwicklung eingeleiteter Verfahren 

(1) Vor Inkrafttreten dieses Gesetzes eingeleitete 
Verfahren sind, soweit in den Absätzen 2 und 3 
und in § 215 Abs. 2 nichts anderes bestimmt ist, 
nach den Vorschriften dieses Gesetzes weiterzu- 
führen. 

siehe Absatz 3 


(2) Auf eingeleitete Verfahren zur Bodenordnung 
oder Enteignung sind, unbeschadet der Vorschriften 
des Absatzes 4, die bisher geltenden Vorschriften 
weiteranzuwenden. 


s i e he § 215 Abs. 2 


(3) Für eingeleitete Verfahren zur Festsetzung 
verbindlicher städtebaulicher Pläne können die Lan- 
desregierungen durch Rechtsverordnung bestimmen, 
daß die Verfahren nach den bisher geltenden Vor- 
schriften weiterzuführen sind, wenn bei Inkraft- 
treten dieses Gesetzes die Pläne bereits ausgelegt 
sind. 

(4) Gegen Verwaltungsakte, die vor Inkrafttreten 
dieses Gesetzes ergangen, jedoch bis zum Inkraft- 
treten noch nicht unanfechtbar geworden sind, 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 

(4) Sollen weitergeltende baurechtliche Vor- 
schriften oder städtebauliche Pläne (Absätze 1 bis 3) 
geändert oder aufgehoben werden, so sind die für 
Bauleitpläne geltenden Vorschriften dieses Gesetzes 
anzuwenden, auch wenn nach den landesrechtlichen 
Vorschriften ein anderes Verfahren vorgeschrieben 
war. 


§ 213 

Abwicklung eingeleiteter Verfahren 

(1) Eingeleitete Verfahren zur Aufstellung, 
Änderung und Aufhebung vorbereitender und ver- 
bindlicher städtebaulicher Pläne werden nach den 
bisher geltenden Vorschriften weitergeführt, wenn 
die Pläne bei dem Inkrafttreten dieses Gesetzes be- 
reits ausgelegt sind. Die Landesregierungen können 
durch Rechtsverordnung bestimmen, daß die Ver- 
fahren nach den Vorschriften dieses Gesetzes wei- 
terzuführen sind; § 212 Abs. 3 Satz 3 gilt sinngemäß. 

(2) Eingeleitete Verfahren zur Bodenordnung 
sind nadi den bisher geltenden Vorschriften wei- 
terzuführen. Soweit bei dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes noch keine Festsetzungen erfolgt sind, die 
nadi diesem Gesetz dem Umlegungsplan oder dem 
Beschluß über die Grenzregelung Vorbehalten sind, 
gelten für Geldabfindungen die Vorschriften über 
die Entschädigung im Zweiten Abschnitt des Fünf- 
ten Teiles dieses Gesetzes sinngemäß; die Landes- 
regierungen können durch Rechtsverordnung be- 
stimmen, daß diese Verfahren nach den Vorschrif- 
ten dieses Gesetzes weiterzuführen sind. 

(2a) Eingeleitete Enteignungsverfahren sind nach 
den bisher geltenden Vorschriften weiterzuführen. 
Hat die Enteignungsbehörde die Entschädigung noch 
nicht festgesetzt, so sind die Vorschriften über die 
Entschädigung im Zweiten Abschnitt des Fünften 
Teiles dieses Gesetzes anzuwenden. 

(2b) Eingeleitete Verfahren nach dem Wohnsied- 
luhgsgesetz, welche die Genehmigung eines nach 
den Vorschriften dieses Gesetzes nicht mehr geneh- 
migungsbedürftigen Rechtsvorganges zum Gegen- 
stand haben, sind einzustellen. Gerichtskosten blei- 
ben in diesem Falle außer Ansatz. 

(2c) Sonstige eingeleitete Verfahren sind nach 
den Vorschriften dieses Gesetzes weiterzuführen. 

(3) entfällt hier 

siehe Absatz 1 


(4) entfälllthier 

siehe § 213a Abs. 1 
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können Rechtsbehelfe auch nach den bisher gelten- 
den Vorschriften eingelegt werden. Für das weitere 
Verfahren und die Entscheidung gelten die Verfah- 
rensvorschriften dieses Gesetzes; das gleiche gilt 
für die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits ein- 
gelegten Rechtsmittel. Wenn ein Verfahren bei 
einer nach diesem Gesetz nicht zuständigen Behörde 
oder bei einem nach diesem Gesetz nicht zuständi- 
gen Gericht anhängig ist oder nach der Vorschrift 
des Satzes 1 anhängig wird, ist das Verfahren an 
die nach diesem Gesetz zuständige Verwaltungs- 
behörde oder an das zuständige Gericht abzugeben. 

(5) über Anträge auf gerichtliche Entscheidung 
nach § 32 des Baulandbeschaffungsgesetzes wird 
nach den bisher geltenden Vorschriften verhandelt 
und entschieden. Wird nach dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes gegen eine auf Grund des Bau- 
landbeschaffungsgesetzes ergangene Entscheidung 
einer Enteignungsbehörde ein Antrag auf gericht- 
liche Entscheidung gestellt, so sind die §§ 198 
bis 210 anzuwenden. 


siehe § 213 Abs, 4 


§ 214 

Fortgeltung von Bausperren 

Bausperren, die nach den bisher geltenden Vor- 
schriften angeordnet sind, gelten mit den bisherigen 
Wirkungen bis zu deren Ablauf weiter, längstens 
bis zur Dauer von sechs Monaten nach dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes, jedoch nicht über eine Ge- 
samtdauer von fünf Jahren hinaus. Nach ihrem 
Außerkrafttreten ist die Anordnung einer Verände- 
rungssperre für dieses Gebiet nur unter Anrechnung 
der Geltungsdauer der bisherigen Bausperre auf die 
Fristen nach § 21 zulässig; § 22 findet Anwendung. 


B e s c h 1 ü s s des 24. Ausschusses 


(5) entfällt 


§ 213a 

Anfechtung von Entscheidungen 

(1) Die Anfechtung von Verwaltungsakten, die 
vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes auf Grund 
der außer Kraft getretenen Vorschriften ergangen 
und noch nicht unanfechtbar geworden sind, sowie 
das weitere Verfahren und die Entscheidung rich- 
ten sich nach den Vorschriften dieses Gesetzes über 
die entsprechenden Verwaltungsakte. Ein nach den 
bisher geltenden Vorschriften zulässiger Rechtsbe- 
helf wird als ein nach diesem Gesetz zulässiger 
Rechtsbehelf behandelt, auch wenn er bei einer 
nicht mehr zuständigen Stelle eingelegt wird; die 
Sache ist von dieser an die nunmehr zur Entschei- 
dung zuständige Stelle abzugeben. 

(2) Die Anfechtung von gerichtlichen Entsdiei- 
dungen, die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
ergangen und noch nicht unanfechtbar geworden 
sind oder die in den bei dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes anhängigen gerichtlichen Verfahren erge- 
hen, sowie das weitere Verfahren bis zur rechts- 
kräftigen Entscheidung richten sich nach den bisher 
geltenden Vorschriften; für die Besetzung des 
Senats des Bundesgerichtshofs gilt jedoch § 209. 

§ 214 

Fortgeltung von Bausperren 

Bausperren, die nach den bisher geltenden Vor- 
schriften angeordnet sind, gelten mit den bisherigen 
Wirkungen bis zu deren Ablauf weiter, längstens 
bis zur Dauer von sechs Monaten nach dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes, jedoch nicht über eine Ge- 
samtdauer von vier Jahren hinaus. Nach ihrem 
Außerkrafttreten ist die Anordnung einer Verände- 
rungssperre für dieses Gebiet nur unter Anrech- 
nung der Geltungsdauer der bisherigen Bausperre 
auf die Fristen nach § 21 zulässig; § 22 findet An- 
wendung. 
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§ 215 

übergangsvorsdiriften für den Bodenverkehr 

(1) Für Genehmigungen, die nach § 4 des Ge- 
setzes über die Aufschließung von Wohnsiedlungs- 
gebieten vom 22. September 1933 (ReichsgesetzbL 1 
S. 659) in der Fassung des Gesetzes vom 21. Sep- 
tember 1938 (ReichsgesetzbL 1 S. 1246) erteilt wor- 
den sind, gilt § 25 entsprechend. 

(2) Beim Inkrafttreten dieses Gesetzes anhängige 
Verfahren nach dem Wohnsiedlungsgesetz, welche 
die Genehmigung eines nach den Vorschriften 
dieses Gesetzes nicht mehr genehmigungsbedürfti- 
gen Rechtsvorganges zum Gegenstände haben, sind 
einzustellen. Gerichtskosten bleiben in diesem Falle 
außer Ansatz; außergerichtliche Kosten werden 
nicht erstattet. 

(3) Die Vorschriften dieses Gesetzes über die Ge- 
nehmigungspflicht für den Bodenverkehr sind auf 
Rechtsvorgänge, die vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes eingetreten sind, nur anzuwenden, soweit 
diese auch nach den Vorschriften des Wohnsied- 
lungsgesetzes genehmigungsbedürftig waren und 
über die Genehmigung noch nicht unanfechtbar ent- 
schieden ist. 

§ 216 

Übergangsvorschriften für das Vorkaufsrecht 
der Gemeinden 

(1) Ein gesetzliches Vorkaufsrecht, das nach den 
bei Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Vor- 
schriften einer Gemeinde zustand, kann nach dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes nicht mehr ausgeübt 
werden. 

(2) Die Vorschriften dieses Gesetzes über das ge- 
setzliche Vorkaufsrecht der Gemeinden sind auf 
Verkaufsfälle aus der Zeit vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes nur anzuwenden, soweit nach den 
beim Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Vor- 
schriften der Gemeinde ein gesetzliches Vorkaufs- 
recht zustand und die Frist für die Ausübung dieses 
Vorkaufsrechtes noch nicht abgelaufen war. 

§ 217 

Übergangsvorsdiriften für die Rückenteignung 

(1) Ist ein Grundstück nach § 11 Vierter Teil 
Kapitel II der Dritten Verordnung des Reichspräsi- 
denten zur Sicherung von Wirtschaft und Finanzen 
und zur Bekämpfung politischer Ausschreitungen 
vom 6. Oktober 1931 (ReichsgesetzbL I S. 537) oder 
nach dem Baulandbeschaffungsgesetz vom 3. August 
1953 (Bundesgesetzbl. 1 S. 720) enteignet worden, 
so gelten die Vorschriften über die Rückenteignung 
entsprechend. 

(2) Die Rückenteignung kann nur innerhalb einer 
Frist verlangt werden, binnen deren nach den bis- 
her geltenden Vorschriften der Anspruch auf Rück- 


Beschlüsse des 24, Ausschusses 
§ 215 

Übergangsvorschriften für den Bodenverkehr 

(1) Für Genehmigungen, die nach § 4 des Wohn- 
siedlungsgesetzes oder nach entsprechenden landes- 
rechtlichen Vorschriften erteilt worden sind, gilt 
§ 25 entsprechend. 


(2) e n t f ä 1 1 1 h i e r 

siehe § 213 Abs. 2b 


(3) Die Vorschriften dieses Gesetzes über die Ge- 
nehmigungspflicht für den Bodenverkehr sind auf 
Rechtsvorgänge, die vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes eingetreten sind, nur anzuwenden, soweit 
diese auch nach den Vorschriften des Wohnsied- 
lungsgesetzes oder nach entsprechenden landesrecht- 
lichen Vorschriften genehmigungsbedürftig waren 
und über die Genehmigung noch nicht unanfechtbar 
entschieden ist. 

§ 216 

Übergangsvorschriften für das Vorkaufsrecht 
der Gemeinden 

(1) Ein gesetzliches Vorkaufsrecht, das auf Grund 
der bei dem Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden 
Vorschriften einer Gemeinde zustand, kann nach 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes nicht mehr aus- 
geübt werden. 

(2) Die Vorschriften dieses Gesetzes über das ge- 
setzliche Vorkaufsrecht der Gemeinden sind auf Ver- 
kaufsfälle aus der Zeit vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes nur anzuwenden, soweit auf Grund der bei 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Vor- 
schriften der Gemeinde ein gesetzliches Vorkaufs- 
lecht zustand und die Frist für die Ausübung dieses 
Vorkaufsrechtes noch nicht abgelaufen war. 

§ 217 

Übergangsvorsdiriften für die Rückenteignung 

(1) Ist ein Grundstück nach § 11 Vierter Teil Ka- 
pitel II der Dritten Verordnung des Reichspräsiden- 
ten vom 6. Oktober 1931 (ReichsgesetzbL I S. 537, 
551) oder nach dem Baulandbeschaffungsgesetz vom 
3. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 720) enteignet 
worden, so gelten die Vorschriften über die Rück- 
enteignung entsprechend. 


(2) Die Rückenteignung kann nur innerhalb der 
Frist verlangt werden, binnen der nach den bisher 
geltenden Vorschriften der Anspruch auf Rück- 
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enteignung besteht oder der Antrag auf Rüde- 
enteignung einzureichen ist. Ini Falle der Anfech- 
tung der Entscheidung gelten die §§ 198 bis 210. 

§ 218 

Überleitung des Erschließungsbeitragsrechtes 

(1) Die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes fälligen 
oder gestundeten Verpflichtungen zu Anlieger- 
leistungen bleiben unberührt. 

(2) Liegt bei Inkrafttreten dieses Gesetzes eine 
gültige Genehmigung für die Bebauung eines 
Grundstücks vor, so kann der Eigentümer dieses 
Grundstücks verlangen, daß anstelle der Vor- 
schriften dieses Gesetzes über Erschließungsbeiträge 
die bisherigen Vorschriften über Anliegerleistungen 
Anwendung finden. 


§ 219 

Übergangsvorschrift für das verwaltungsgerichtliche 
Verfahren 

Bis zum Inkrafttreten der Verwaltungsgerichts- 
ordnung gilt § 197 Abs. 1 Satz 2 auch für solche 
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enteignung besteht oder der Antrag auf Rück- 
enteignung einzureichen ist. Im Falle der Anfechtung 
der Entscheidung gelten die §§ 198 bis 210. 

§ 218 

Überleitung des Erschließungsbeitragsrechtes 

(1) entfällt 

(2) entfällt 


(3) Ist für Grundstücke eine Beitragspflicht be- 
reits auf Grund der bis zum Inkrafttreten dieses 
Gesetzes geltenden Vorschriften entstanden und 
kann sie noch geltend gemacht werden, so gelten an 
Stelle der §§147 bis 154 die bisherigen Vorschriften. 

(4) Für vorhandene Erschließungsanlagen, für die 
eine Beitragspflicht auf Grund der bis zum Inkraft- 
treten dieses Gesetzes geltenden Vorschriften nicht 
entstehen konnte, kann auch nach diesem Gesetz 
kein Beitrag erhoben werden, 

(5) Für unbebaute Grundstücke, die bei dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes an Ortsdurchfahrten von 
Bundesstraßen sowie von Landstraßen I. und IL Ord- 
nung liegen, sind vorbehaltlich des Absatzes 4 Er- 
schließungsbeiträge nach diesem Gesetz zu erheben; 
insoweit ist § 150 Abs. 3 Nr. 2 nicht anzuwenden. 

(6) In den Fällen der Absätze 3 und 4 können 
Erschließungsbeiträge nach diesem Gesetz erhoben 
werden, wenn künftig die Voraussetzungen des 
§150 Abs. 2 vorliegen. 

(7) Wird der Erschließungsbeitrag nach Absatz 3 
nach den bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes gel- 
tenden Vorschriften erhoben, so ist der Wert unent- 
geltlicher Geländeabtretungen für Erschließungs- 
anlagen anzurechnen, soweit solche Abtretungen bei 
der Ermittlung des Erschließungsaufwandes für den 
Erschließungsbeitrag berücksichtigt worden sind. 
Maßgebend ist der Verkehrswert im Zeitpunkt der 
Entstehung der Beitragspflicht. 

(8) Soweit zur Erfüllung von Anliegerbeitrags- 
pflichten langfristige Verträge oder sonstige Verein- 
barungen, insbesondere über das Ansammeln von 
Mitteln für den Straßenbau in Straßenbaukassen 
oder auf Sonderkonten bestehen, können die Länder 
ihre Abwicklung durch Gesetz regeln. 

§ 219 

entfällt 
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Rechtsbehelfe, die anstelle des Widerspruches in 
den geltenden Verwaltiingsg er ichtsge setzen vor- 
gesehen sind. 

§ 220 

Fortgeltung von Rechtsverordnungen 

Die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes auf 
Grund des § 34 Abs. 2 des Baulandbeschaffungs- 
gesetzes vom 3. August 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 720) erlassenen Vorschriften gelten als auf Grund 
des § 200 Abs. 2 erlassen. 


§ 221 

Änderung des Bundesfernstraßengesetzes 

Das Bundesfernstraßengesetz vom 6. August 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 903) wird wie folgt geändert: 

1. § 9 Abs. 7 erhält folgende Fassung: 

„(7) Die Absätze 1 bis 5 gelten nicht, soweit 
üas Bauvorhaben den Festsetzungen eines Be- 
bauungsplanes entspricht (§§ 12 und 212 Abs. 3 
des Bundesbaugesetzes vom . — 

Bundesgesetzbl. IS. ), der mindestens 

die Begrenzung der Verkehrsflächen, die Stel- 
lung der baulichen Anlagen längs der Ver- 
kehrsflächen, die Anschlüsse (Zufahrten) der 
Grundstücke an die Verkehrsflächen enthält 
und unter Mitwirkung des Trägers der Stra- 
ßenbaulast zustandegekommen ist. Absatz 6 
gilt nicht in Ortsdurchfahrten.", 

2. § 17 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Im Gesamtbaubereich wird die Planfest- 
stellung durch den Bebauungsplan nach § 12 
des Bundesbaugesetzes vom 
(Bundesgesetzbl. I S. ) ersetzt. Ist eine Er- 
gänzung notwendig, so ist die Planfeststellung 
insoweit zusätzlich durchzuführen.", 

3. § 17 erhält folgenden Absatz 8: 

„(8) In den Fällen des Absatzes 3 gilt § 32 
des Bundesbaugesetzes vom 
(Bundesgesetzbl I S. ). Absatz 7 ist nicht 
anzuwenden.". 


vergleiche § 222 Abs. 1 Nr. 10 
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§ 220 

unverändert 


§ 220a 

Fortbestand von Umlegungsausschüssen 

Soweit auf Grund landesrechtlicher Vorschriften 
vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes Umlegungs- 
ausschüsse und Obere Umlegungsausschüsse einge- 
richtet worden sind, gelten sie als auf Grund des § 43 
Abs. 3 eingerichtet, es sei denn, daß die Landes- 
regierungen durch Rechtsverordnungen etwas ande- 
res bestimmen. 

§ 221 

Änderung des Bundesfernstraßengesetzes 

Das Bundesfernstraßengesetz vom 6. August 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 903) wird wie folgt geändert: 

1. § 9 Abs. 7 erhält folgende Fassung: 

^ „(7) Dip 1 bis 5 gelten nicht, soweit 

das Bauvorhaben den Festsetzungen eines Bebau- 
ungsplanes entspycht (§§ 12, 212 Abs. 3 des Bun- 
desbaugesetzes vom (Bundesgesetzbl. I 

S. . . .), der mindestens die Begrenzung der Ver- 
kehrsfächen enthält und unter Mitwirkung des 
Trägers der Straßenbaulast zustande gekommen 
ist. Absatz 6 gilt nicht in Ortsdurchfahrten." 


2. § 17 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

^ „(3) Bebauungspläne nach § 12 des Bundes- 
baugesetzes vom (Bundesgesetzbl. I 

S. . . .) ersetzen die Planfeststellung nach Ab- 
satz 1, Ist eine Ergänzung notwendig, so ist die 
Planfeststellung insoweit zusätzlich durchzu- 
führen." 

3. § 17 erhält folgenden Absatz 8: 

^ „(8) ln den Fällen des Absatzes 3 gelten die 

§§ 32, 32a des Bundesbaugesetzes. Absatz 7 ist 
nicht anzuwenden." 

§ 221a 

Änderung sonstiger Vorschriften 

( 1 ) Die Dritte Verordnung des Reichspräsidenten 

vom 6. Oktober 1931 (Reichsgesetzbl. I S, 537, 551) 
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§ 222 

Aufhebung bestehender Vorschriften 

(1) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes treten 
alle Vorschriften außer Kraft, soweit deren Gegen- 
stände in diesem Gesetz geregelt sind oder soweit 
sie diesem Gesetz widersprechen. Dies gilt insbeson- 
dere für 

1. die Verordnung zur Behebung der drin- 
gendsten Wohnungsnot vom 9. Dezem- 
ber 1919 (Reichsgesetzbl. I S. 1968), 

2. die preußische Verordnung zur Ausfüh- 
rung der Verordnung der Reichsregie- 
rung über die Behebung der dringend- 
sten Wohnungsnot vom 14. Februar 1921 
(Preußische Gesetzsammlung S. 315), 

3. die 11. preußische Verordnung zur Aus- 
führung der Verordnung der Reichs- 
regierung über die Behebung der drin- 
gendsten Wohnungsnot vom 2. Mai 1925 
(Preußische Gesetzsammlung S. 55), 

4. die bayerische Verordnung betr. den 
Vollzug der Reichsverordnung zur Be- 
hebung der dringendsten Wohnungsnot 
vom 13. August 1921 (Bayerischer Staats- 
anzeiger Nr. 195), 

5. die Verordnung des Württembergischen 
Staatsministeriums betreffend Bestim- 
mungen der Landeszentralbehörde im 
Sinne der Reichsverordnung zur Be- 
hebung der dringendsten Wohnungsnot 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 

in der Fassung der Verordnung zur Änderung von 
Vorschriften über Kleinsiedlungen und Kleingärten 
vom 26. Februar 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 233) und 
des Zweiten Wohnungsbaugesetzes vom 27. Juni 
1956 (Bundesgesetzbl. I S. 523) Vierter Teil Kapitel II 
wird mit Ausnahme der §§ 2, 3, 5 und 20 aufgehoben. 

(2) In § 1 Nr. 7 der Anordnung über Preisbildung 
und Preisüberwachung nach der Währungsreform 
vom 25. Juni 1948 (Gesetz- und Verordnungsblatt 
des Wirtschaftsrates des Vereinigten Wirtschafts- 
gebietes S, 61) in der Fassung der Anordnung PR 
Nr. 144/48 vom 27. Dezember 1948 (Mitteilungsblatt 
der Verwaltung für Wirtschaft des Vereinigten Wirt- 
schaftsgebietes Teil II S. 199) entfallen die Worte 
„Grundstücke sowie". 

§ 221b 

Aufhebung der Preisvorschriften 
für den Verkehr mit Grundstücken 

Auf den Verkehr mit Grundstücken sind die Ver- 
ordnung über das Verbot von Preiserhöhungen vom 
26. November 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 955) sowie 
Preisvorschriften, die auf Grund der §§ 2, 3 des 
Preisgesetzes vom 10. April 1948 (Gesetz- und Ver- 
ordnungsblatt des Wirtschaftsrates des Vereinigten 
Wirtschaftsgebietes S. 27) in der jeweils geltenden 
Fassung erlassen worden sind, nicht mehr anzu- 
wenden. 

§ 222 

Aufhebung sonstiger Vorschriften 

(1) Vorschriften, deren Gegenstände in diesem 
Gesetz geregelt sind oder die ihm widersprechen, 
treten mit dem Inkrafttreten der einzelnen Teile die- 
ses Gesetzes außer Kraft. Es treten insbesondere 

außer Kraft: 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 


4. unverändert 


5. unverändert 
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vom 18. Mai 1920 (Württembergisches 
Regierungsblatt S. 369), 

6. die badische Verordnung zur Behebung 
der dringendsten Wohnungsnot vom 
14. Januar 1920 (Badisches Gesetz- und 
Verordnungsblatt S. 43) in der Fassung 
der Verordnung vom 3. Februar 1938 (Ba- 
disches Gesetz- und Verordnungsblatt 
S. 5), 

7. das Gesetz über Enteignungsrecht von 
Gemeinden bei Aufhebung oder Ermäßi- 
gung von Rayonbeschränkungen vom 
27. April 1920 (Reichsgesetzbl. I S. 697), 

8. die Beamten-Siedlungsverordnung vom 
11. Februar 1924 (Reichsgesetzbl. I S. 53) 
in der Fassung des Gesetzes vom 
30. April 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 455), 

9. die Zweite Verordnung des Reichsprä- 
sidenten zur Sicherung von Wirtschaft 
und Finanzen vom 5. Juni 1931 (Reichs- 
gesetzbl, I S. 279) in der Fassung des 
Gesetzes zur Änderung der Notverord- 
nung über Enteignungen auf dem Gebiet 
des Städtebaues vom 31. März 1939 
(Reichsgesetzbl. I S. 649), Sechster Teil 
Kapitel III, 

10. die Dritte Verordnung des Reichspräsi- 
denten zur Sicherung von Wirtschaft und 
Finanzen und zur Bekämpfung politi- 
scher Auschreitungen vom 6. Oktober 
1931 (Reichsgesetzbl. I S. 537) in der Fas- 
sung der Verordnung zur Änderung von 
Vorschriften über Kleinsiedlungen und 
Kleingärten vom 26. Februar 1938 
(Reichsgesetzbl. I S. 233), Vierter Teil 
Kapitel II mit Ausnahme der §§ 2 bis 8 
und § 20. § 1 erhält folgende Fassung: 

.§ 1 

Um die Seßhaftmachung der Bevölke- 
rung auf dem Lande zu fördern, um die 
Erwerbslosigkeit zu vermindern und Er- 
werbslosen den Lebensunterhalt zu er- 
leichtern, wird die landwirtschaftliche 
Siedlung nach Maßgabe der folgenden 
Bestimmungen gefördert." , 

11. das Gesetz über die Aufschließung von 
Wohnsiedlungsgebieten vom 22. Sep- 
tember 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 659) in 
der Fassung des Gesetzes vom 27. Sep- 
tember 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 1246), 

12. die Verordnung zur Ausführung des Ge- 
setzes über die Aufschließung von 
Wohnsiedlungsgebieten vom 25. Februar 
1935 (Reichsgesetzbl. I S. 292), 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 


6. unverändert 


7. unverändert 


8. unverändert 


9. unverändert 


10. entfällt hier 

siehe § 221a Abs. 1 


11. unverändert 


12. unverändert 


12a. die bayerische Verordnung zu § 2 Satz 3 
des Wohnsiedlungsgesetzes vom 6. Juni 
1956 (Bereinigte Sammlung des baye- 
rischen Landesrechts Band II Seite 430), 


136 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 1794 


Entwurf 


13. das Gesetz über einstweilige Maßnah- 
men zur Ordnung des deutschen Sied- 
lungswesens vom 3. Juli 1934 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 568), 

14. die Verordnung über die Regelung der 
Bebauung vom 15. Februar 1936 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 104), 

15. das Gesetz über die Zahlung und Siche- 
rung von Anliegerbeiträgen vom 30. Sep- 
tember 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 854), 

16. die Verordnung über die Zulässigkeit 
befristeter Bausperren vom 29. Oktober 
1936 (Reichsgesetzbl. I S. 933), 

17. das Gesetz über die Neugestaltung deut- 
scher Städte vom 4. Oktober 1937 
(Reichsgesetzbl. I S. 1054) und die dazu 
ergangenen Ausführungsvorschriften, 

18. in der Verordnung über Garagen und 
Einstellplätze vom 17. Februar 1939 
(Reichsgesetzbl. I S. 219) in der Fassung 
des Erlasses vom 13. September 1944 
(Reichsgesetzbl I S. 325) die §§ 10, 11 
Abs. 1 Satz 1 erster Satzteil und Abs. 2, 

19. die Verordnung über Neuordnungsmaß- 
nahmen zur Beseitigung von Kriegsfol- 
gen vom 2. Dezember 1940 (Reichs- 
gesetzbl. I S, 1575) in der Fassung der 
Verordnung vom 14. Juli 1942 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 462), 

20. das Baulandbeschaffungsgesetz vom 
3. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 720), 

21. das preußische Gesetz betr. die An- 
legung und Veränderung von Straßen 
und Plätzen in Städten und ländlichen 
Ortschaften vom 2. Juli 1875 (Preußische 
Gesetzsammlung S. 561) in der Fassung 
der Gesetze vom 1. August 1883 (Preu- 
ßische Gesetzsammlung S. 237), vom 
28. März 1918 (Preußische Gesetzsamm- 
lung S. 23) und der Verordnungen vom 
3. September 1932 (Preußische Gesetz- 
sammlung S. 283) und vom 30. Januar 
1939 (Reichsgesetzbl. I S. 106), 

22. das preußische Gesetz betr. die Um- 
legung von Grundstücken in Frankfurt 
a. M, vom 28. Juli 1902 (Preußische Ge- 
setzsammlung S. 273) in der Fassung des 
Gesetzes vom 8. Juli 1907 (Preußische 
Gesetzsammlung S. 259), 

23. das württemberg-badische Gesetz Nr. 329 
(Aufbaugesetz) vom 18. August 1948 
(Regierungsblatt für Württemberg-Baden 
S. 127), 

24. das württembergische Gesetz über die 
ErscJiließung von Bauland durch Um- 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 

12b. die niedersächsische Verordnung zur 
Durchführung des Wohnsiedlungsgesetzes 
vom 3. Juli 1959 (Gesetz- und Verord- 
nungsblatt S. 87), 

13. unverändert 

14. unverändert 

15. unverändert 

16. unverändert 

17. unverändert 

18. entfällt* 

vergleiche Absatz 3 

19. unverändert 

20. unverändert 

21. unverändert 


22. unverändert 

23. unverändert 

24. unverändert 
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legung und Grenzregelung (Bauland- 


gesetz) vom 18. Februar 1926 (Württem- 
bergisches Regierungsblatt S. 43) in der 
Fassung der Bekanntmachung Nr. 351 
des Innenministeriums Württemberg- 
Baden vom 24. September 1948 (Regie- 
rungsblatt für Württemberg-Baden S. 157), 

25. das badische Aufbaugesetz vom 25. No- 
vember 1949 (Badisches Gesetz- und Ver- 
ordnungsblatt 1950 S. 29), 

26. die Landesverordnung zur Durchführung 
des badischen Aufbaugesetzes vom 
1. Oktober 1951 (Badisches Gesetz- und 
Verordnungsblatt S. 155), 

27. das württemberg-hohenzollernsche Ge- 
setz über die Erschließung von Bauland 
(Baulandgesetz) vom 28. November 1949 
(Regierungsblatt für das Land Württem- 
berg-Hohenzollern 1950 S. 1), 

28. das bayerische Gesetz über die Erschlie- 
ßung von Baugelände vom 4. Juli 1923 
(Bereinigte Sammlung des bayerischen 
Landesrechts Band II S. 419), 

29. Artikel I Buchstabe A Nr. 17 des Geset- 
zes, die Zwangsabtretung für öffentliche 
Zwecke betr., vom 17. November 1837 
(Bereinigte Sammlung des bayerischen 
Landesrechts Band I S. 203), 


30. das bremische Umlegungsgesetz vom 
21. Dezember 1929 (Gesetzblatt der Freien 
Hansestadt Bremen S. 293) in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 17. April 
1934 (Gesetzblatt der Freien Hansestadt 
Bremen S. 143), 


31. das hamburgische Bebauungsplangesetz 
vom 31. Oktober 1923 (Hamburgisches 
Gesetz- und Verordnungsblatt S. 1357) mit 
den nachträglichen Änderungen, 

32. das hamburgische Gesetz über den Auf- 
bau der Hansestadt Hamburg vom 
11. April 1949 (Hamburgisches Gesetz- 
und Verordnungsblatt S. 45) in der Fas- 
sung des Gesetzes vom 29. März 1957 
(Hamburgisches Gesetz- und Verord- 
nungsblatt S. 217, 270), 


25. unverändert 


26. unverändert 


27. unverändert 


28. unverändert 


29. Artikel I Buchstabe A Nr. 17 des baye- 
rischen Gesetzes, die Zwangsabtretung für 
öffentliche Zwecke betr., vom 17. Novem- 
ber 1837 (Bereinigte Sammlung des baye- 
rischen Landesretchs Band I S. 203), 

29a. das Gesetz über die städtebauliche Pla- 
nung im Lande Berlin (Planungsgesetz) 
vom 22. August 1949 in der Fassung vom 
22. März 1956 (Gesetz- und Verordnungs- 
blatt für Berlin S. 272), 

29b. das Berliner Baulandumlegungsgesetz vom 
3. März 1950 (Verordnungsblatt für Groß- 
Berlin I S. 71), 

30. das bremische Umlegungsgesetz vom 
21. Dezember 1929 (Gesetzblatt der Freien 
Hansestadt Bremen S. 293) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 17. April 1934 
(Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bre- 
men S. 143) und der Gesetze zur Ände- 
rung des Umlegungsgesetzes vom 12. No- 
vember 1937 (Gesetzblatt der Freien 
Hansestadt Bremen S. 205) und vom 
5. Juli 1949 (Gesetzblatt der Freien 
Hansestadt Bremen S. 146), 

31. unverändert 


32. das hamburgische Gesetz über den Auf- 
bau der Hansestadt Hamburg vom 
11. April 1949 (Hamburgisches Gesetz- 
und Verordnungsblatt S. 45) in der Fas- 
sung vom 12. April 1957 (Hamburgisches 
Gesetz- und Verordnungsblatt S. 241), 
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33. die Erste Verordnung zur Durchführung 
des Gesetzes über den Aufbau der Han- 
sestadt Hamburg vom 9. August 1949 
(Hamburgisches Gesetz- und Verord- 
nungsblatt S. 178), 


34. die Tiweite Verordnung zur Durchfüh- 
rung des Gesetzes für den Aufbau der 
Hansestadt Hamburg (Verordnung über 
Zwangsverbände) vom 9. August 1949 
(Hamburgisches Gesetz- und Verord- 
nungsblatt S. 182), 

35. die Dritte Verordnung zur Durchführung 
des Gesetzes über den Aufbau der Han- 
sestadt Hamburg vom 3. Juli 1951 (Ham- 
burgisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
S. 101), 

36. das hessische Gesetz über den Aufbau 
der Städte und Dörfer des Landes Hessen 
(Aufbaugesetz) vom 25. Oktober 1948 
(Gesetz- und Verordnungsblatt für das 
Land Hessen S. 139) in der Fassung des 
Gesetzes vom 23. November 1949 (Ge- 
setz- und Verordnungsblatt für das Land 
Hessen S. 164), 

37. die Erste Verordnung zur Durchführung 
des Gesetzes über den Aufbau der Städte 
und Dörfer des Landes Hessen (Aufbau- 
gesetz) vom 16. März 1950 (Gesetz- und 
Verordnungsblatt für das Land Hessen 
S. 56), 

38. das braunschweigische Umlegungsgesetz 
vom 24. Januar 1920 (Braunschweigisches 
Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 39 
S. 125), 

39. das niedersächsische Gesetz zur Durch- 
führung der Ortsplanung und des Auf- 
baues in den Gemeinden (Aufbaugesetz) 
vom 9. Mai 1949 (Niedersächsisches Ge- 
setz- und Verordnungsblatt S. 107) in der 
Fassung des Gesetzes vom 17. Mai 1955 
(Niedersächsisches Gesetz- und Verord- 
nungsblatt S. 195), 

siehe Nr. 43 


40. die Erste Durchführungsverordnung zum 
Gesetz zur Durchführung der Ortspla- 
nung und des Aufbaues in den Gemein- 
den (Aufbaugesetz) vom 17. Juni 1949 
(Niedersächsisches Gesetz- und Verord- 
nungsblatt S. 126), 

41. die Zweite Durchführungsverordnung 
zum Gesetz zur Durchführung der Orts- 
planung und des Aufbaues in den Ge- 
meinden (Aufbaugesetz) vom 26. Juni 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 

33. die Erste Verordnung zur Durchführung 
des Gesetzes über den Aufbau der Hanse- 
stadt Hamburg vom 9. August 1949 (Ham- 
burgisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
S. 178) in der Fassung der Verordnung 
vom 10. Juni 1058 (Hamburgisches Ge- 
setz- und Verordnungsblatt S. 194), 

34. die Zweite Verordnung zur Durchführung 
des Gesetzes über den Aufbau der Hanse- 
stadt Hamburg (Verordnung über Zwangs- 
verbände) vom 9. August 1949 (Ham- 
burgisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
S. 182), 

35. unverändert 


36. unverändert 


37. unverändert 


38. unverändert 


39. das niedersächsische Gesetz zur Durch- 
führung der Ortsplanung und des Auf- 
baues in den Gemeinden (Aufbaugesetz) 
vom 9. Mai 1949 (Niedersächsisches Ge- 
setz- und Verordnungsblatt S. 107) in der 
Fassung des Gesetzes vom 17. Mai 1955 
(Niedersächsisches Gesetz- und Verord- 
nungsblatt S. 195) und des Dritten Ge- 
setzes zur Änderung des Gesetzes zur 
Durchführung der Ortsplanung und des 
Aufbaues in den Gemeinden (Aufbau- 
gesetz) vom 20. Dezember 1957 (Nieder- 
sächsisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
S. 135), 

40. unverändert 


41. die Zweite Durchführungsverordnung zum 
Gesetz zur Durchführung der Ortsplanung 
und des Aufbaues in den Gemeinden 
(Aufbaugesetz) vom 26. Juni 1950 (Nie- 
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1950 (Niedersächsisches Gesetz- und Ver- 
ordnungsblatt S. 33), 


42. die Vierte Durchführungsverordnung 
zum Gesetz zur Durchführung der Orts- 
planung und des Aufbaues in den Ge- 
meinden (Aufbaugesetz) vom 11. Juli 
1951 (Niedersächsisches Gesetz- und Ver- 
ordnungsblatt S. 145), 

43. das Dritte Gesetz zur Änderung des Ge- 
setzes zur Durchführung der Ortsplanung 
und des Aufbaues in den Gemeinden 
(Aufbaugesetz) vom 20. Dezember 1957 
(Niedersächsisches Gesetz- und Verord- 
nungsblatt S. 135), 


44. das nordrhein-westfälische Gesetz über 
Maßnahmen zum Aufbau in den Ge- 
meinden (Aufbaugesetz) vom 29. April 
1950 (Gesetz- und Verordnungsblatt für 
das Land Nordrhein-Westfalen S. 78) in 
der Fassung des Gesetzes vom 29. April 
1952 (Gesetz- und Verordnungsblatt für 
das Land Nordrhein- Westfalen S. 75), 

45. die Erste Verordnung zur Durchführung 
des Gesetzes über Maßnahmen zum Auf- 
bau in den Gemeinden (Aufbaugesetz) 
vom 13. Juni 1950 (Gesetz- und Verord- 
nungsblatt für das Land Nordrhein- West- 
falen S. 95), 

46. die Zweite Verordnung zur Durchführung 
des Gesetzes über Maßnahmen zum Auf- 
bau in den Gemeinden (Aufbaugesetz) 
vom 9. Oktober 1951 (Gesetz- und Ver- 
ordnungsblatt für das Land Nordrhein- 
Westfalen S. 131), 

47. die Dritte Verordnung zur Durchführung 
des Gesetzes über Maßnahmen zum Auf- 
bau in den Gemeinden (Aufbaugesetz) 
(Verordnung über Zusammenlegungs- 
verbände) vom 14. Mai 1952 (Gesefz- und 
Verordnungsblatt für das Land Nord- 
rhein-Westfalen S. 87), 

48. die Vierte Verordnung zur Durchführung 
des Gesetzes über Maßnahmen zum Auf- 
bau in den Gemeinden (Aufbaugesetz) 
vom 9. August 1952 (Gese^z- und Ver- 
ordnungsblatt für das Land Nordrhein- 
Westfalen S. 166), 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 

dersächsisches Gesetz- und Verordnungs- 
blatt S. 33) in der Fassung der Verord- 
nung vom 30. September 1958 (Nieder- 
sächsisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
S. 180), 

42. unverändert 


43. entfällt hier 

siehe Nr. 39 


43a. Gesetz für den Landesteil Oldenburg betr. 
Anlegung oder Veränderung von Straßen 
und Plätzen in den Städten und größe- 
ren Orten vom 25. März 1879 in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 16. Mai 
1927 (Oldenburgisches Gesetzblatt Bd. 45 
S. 167), 

44. das nordrhein-westfälische Gesetz über 
Maßnahmen zum Aufbau in den Gemein- 
den (Aufbaugesetz) vom 29. April 1952 

(Sammlung des bereinigten Landesrechts 

Nordrhein-Westfalen S. 454), 


45. die Erste Verordnung zur Durchführung 
des Gesetzes über Maßnahmen zum Auf- 
bau in den Gemeinden (Aufbaugesetz) 
vom 13. Juni 1950 (Sammlung des berei- 
nigten Landesrechts Nordrhein-Weftfalen 
S. 462), 

46. die Zweite Verordnung zur Durchführung 
des Gesetzes über Maßnahmen zum Auf- 
bau in den Gemeinden (Aufbaugesetz) 
vom 9. Oktober 1951 (Sammlung des be- 
reinigten Landesrechts Nordrhein-West- 
falen S. 465), 

47. die Dritte Verordnung zur Durchführung 
des Gesetzes über Maßnahmen zum Auf- 
bau in den Gemeinden (Aufbaugesetz) 
(Verordnung über Zusammenlegungsver- 
bände) vom 14. Mai 1952 (Sammlung des 
bereinigten Landesrechts Nordrhein-West- 
falen S. 466), 

48. die Vierte Verordnung zur Durchführung 
des Gesetzes über Maßnahmen zum Auf- 
bau in den Gemeinden (Aufbaugesetz) 
vom 9. August 1952 (Sammlung des be- 
reinigten Landesrechts Nordrhein-West- 
falen S. 469), 

48a. die Fünfte Verordnung zur Durchführung 
des Gesetzes über Maßnahmen zum Auf- 
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49. das Landesgesetz des Landes Rheinland- 
Pfalz über den Aufbau in den Gemein- 
den {Aufbaugesetz) vom 1. August 1949 
(Gesetz- und Verordnungsblatt der Lan- 
desregierung Rheinland-Pfalz S. 317), 


50. die Landesverordnung zur Durchführung 
des Landesgesetzes über den Aufbau in 
den Gemeinden vom 21. März 1950 (Ge- 
setz- und Verordnungsblatt der Landes- 
regierung Rheinland-Pfalz S. 129), 

51. das Gesetz über Planung und Städtebau 
im Saarland vom 30. Juli 1948 (Amtsblatt 
des Saarlandes S. 1197) in der Fassung 
der Gesetze vom 7. Juli 1954 (Amtsblatt 
des Saarlandes S. 898) und vom 8. Juli 
1957 (Amtsblatt des Saarlandes S. 670), 

52. die Erste Verordnung zur Ergänzung und 
Ausführung des Gesetzes über Planung 
und Städtebau im Saarland vom 23. No- 
vember 1948 (Amtsblatt des Saarlandes 
S. 1494) in der Fassung der Verordnung 
vom 2. Oktober 1953 (Amtsblatt des Saar- 
landes S. 673), 

53. das Gesetz zur Ergänzung des Gesetzes 
über Planung und Städtebau im Saarland 
vom 12. Januar 1951 (Amtsblatt des Saar- 
landes S. 220), 

54. das Gesetz über die Umlegung von Bau- 
gelände vom 2. Mai 1950 (Amtsblatt des 
Saarlandes S. 379), 

55. das Gesetz zur Beschaffung von Bau- 
grundstücken in bebauten Ortslagen vom 
31. Januar 1950 (Amtsblatt des Saarlandes 
S. 185), 

56. das Gesetz zur Beschaffung von Bauland 
für den sozialen Wohnungsbau vom 
2. Februar 1952 (Amtsblatt des Saarlandes 
S. 197), 


57. die §§66 und 67 des lübeckischen Aus- 
führungsgesetzes zum Bürgerlichen Ge- 
setzbuch, zum Handelsgesetzbuch und 
zur Wechselordnung vom 30. Oktober 
1899 (Sammlung der Lübeckischen Ver- 
ordnungen und Bekanntmachungen, 
Band LXVI 1899 Heft IV Nr. 67 S. 150), 


Beschlüsse de s 24. Ausschusses 

bau in den Gemeinden (Aufbaugesetz) 
vom 9. Juni 1958 (Gesetz- und Verord- 
nungsblatt für das Land Nordrhein- West- 
falen S. 277), 

49. das Landesgesetz des Landes Rheinland- 
Pfalz über den Aufbau in den Gemeinden 
(Aufbaugesetz) vom 1. August 1949 (Ge- 
setz- und Verordnungsblatt der Landes- 
regierung Rheinland-Pfalz S. 317) in der 
Fassung des Landesgesetzes vom 23. De- 
zember 1949 (Gesetz- und Verordnungs- 
blatt der Landesregierung Rheinland-Pfalz 
S. 623), 

50. unverändert 


51. das Gesetz über Planung und Städtebau 
im Saarland vom 30. Juli 1948 (Amtsblatt 
des Saarlandes S. 1198) in der Fassung 
der Gesetze vom 7. Juli 1954 (Amtsblatt 
des Saarlandes S. 898) und vom 8. Juli 
1957 (Amtsblatt des Saarlandes S. 670), 

52. unverändert 


53. unverändert 


54. das saarländische Gesetz über die Um- 
legung von Baugelände vom 2. Mai 1950 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 379), 

55. das saarländische Gesetz zur Beschaffung 
von Baugrundstücken in bebauten Orts- 
lagen vom 31. Januar 1950 (Amtsblatt 
des Saarlandes S. 185), 

56. das saarländische Gesetz zur Beschaffung 
von Bauland für den sozialen Wohnungs- 
bau vom 2. Februar 1952 (Amtsblatt des 
Saarlandes S. 197), 

56a. das saarländische Gesetz über die Be- 
schaffung von Bauland zur Förderung des 
Wohnungsbaues für Vertriebene, Flücht- 
linge und notaufgenommene Deutsche 
vom 27. Juni 1959 (Amtsblatt des Saar- 
landes S. 1075), 

57. unverändert 
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58. das Gesetz über den Aufbau in den 
schleswig-holsteinischen Gemeinden {Auf- 
baugesetz) vom 21. Mai 1949 (Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Schleswig-Hol- 
stein S. 93), 

59. die Erste DurchfühTungsveroTdriung zum 
Gesetz über den Aufbau in den schles- 
wig-holsteinischen Gemeinden (Aafbau- 
gesetz) vom 26. Juni 1950 (Gesetz- und 
VeTordnunasblatt für Schleswig-Holstein 
S. 203), 

60. die Zweite Durchführungsverordnung 
zum Gesetz über den Aufbau in den 
schiewig-holsteinischen Gemeinden (Auf- 
baugesetz) - — ■ Straßenkostenbeiträge — 
vom 31. August 1951 (Gesetz- und Ver- 
ordnungsblatt für Schleswig-Holstein 
S. 159), 

61. die Dritte Durchführungsverordnung zum 
Gesetz über den Aufbau in den schles- 
wig-holsteinischen Gemeinden (Aufbau- 
gesetz) und Umlegungsverfahren vom 
13. Februar 1953 (Gesetz- und Verord- 
nungsblatt für Schleswig-Holstein S. 11). 


(2) Soweit in Gesetzen und Verordnungen des 
Bundes und der Länder auf die in Absatz 1 außer 
Kraft getretenen Vorschriften verwiesen ist, treten 
an ihre Stelle die entsprechenden Vorschriften die- 
ses Gesetzes. 

vergleiche Absatz 1 Nr. 18 


§ 223 

Währungsklausel für das Saarland 

Beträge in Deutscher Mark, die in diesem Gesetz 
erwähnt werden, sind im Saarland bis zum Ende 
der Übergangszeit nach Artikel 3 des Saarvertrages 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 

58. unverändert 


59. entfällt 


60. unverändert 


61. die Dritte Durchführungsverordnung zum 
Gesetz über den Aufbau in den schleswig- 
holsteinischen Gemeinden (Aufbaugesetz) 
— Umlegungsverfahren — vom 13. Fe- 
bruar 1953 (Gesetz- und Verordnungsblatt 
für Schleswig-Holstein S. 11), 

62. die Verordnung über die Preisüber- 
wachung und die Rechtsfolgen von Preis- 
verstößen im Grundstücksverkehr vom 
7. Juli 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 451) in 
der Fassung vom 28. November 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 792), 

63. die Verordnung PR Nr. 75/52 über die 
Aufhebung der Preisvorschriften für den 
Verkehr mit bebauten Grundstücken vom 
28. November 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 792), 

64. die Verordnung PR Nr. 1/55 über die 
Aidhebung von Preisvorschriften für die 
Veräußerung von Grundstücken im Wege 
der Zwangsversteigerung vom 17. April 
1955 (Bundesanzeiger Nr. 75 vom 20. April 
1955). 

(2) Soweit in Gesetzen und Verordnungen des 
Bundes und der Länder auf die nach Absatz 1 außer 
Kraft getretenen Vorschriften verwiesen ist, treten 
an ihre Stelle die entsprechenden Vorschriften die- 
ses Gesetzes. 

(3) Unberührt bleiben die Vorschriften der Ver- 
ordnung über Garagen- und Einstellplätze vom 
17. Februar 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 219) in der 
Fassung des Erlasses vom 13. September 1944 
(Reichsarbeitsbl. I S. 325), soweit sie nicht den Be- 
stimmungen dieses Gesetzes entgegenstehen. 

§ 223 

entfällt 
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vom 27. Oktober 1956 (Bundesgesetzbl. 11 S. 1587) 
in entsprechender Anwendung des § 5 Abs. 1 Satz 1 
der Dritten Verordnung über die Erhöhung der Un- 
terhaltsansprüche und sonstigen Beträge in gericht- 
lichen Angelegenheiten vom 7. März 1951 (Amtsblatt 
des Saarlandes S. 441) umzurechnen. 


§ 224 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 225 

Sonderregelung für die Stadtstaaten und das 
Gebiet des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk 

(1) Die Länder Berlin, Bremen und Hamburg kön- 
nen bestimmen, daß die in § 7 Abs. 2, § 10 Abs. 3 
und § 15 vorgeschriebenen Genehmigungen entfal- 
len. 


(2) Die Senate der Länder Berlin, Bremen imd 
Hamburg sowie die Landesregierung des Landes 
Nordrhein-Westfalen für das Gebiet des Siedlungs- 
verbandes Ruhrkohlenbezirk werden ermächtigt, 
die Vorschriften dieses Gesetzes über die Zustän- 
digkeit von Behörden dem besonderen Verwal- 
tungsaufbau ihrer Länder anzupassen. 

siehe Absatz 2 


(3) Die Freie und Hansestadt Hamburg gilt für 
die Anwendung dieses Gesetzes auch als Gemeinde. 

§ 226 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt sechs Monate nach Ablauf des 
Kalendermonats, in dem das Gesetz verkündet wird, 
in Kraft. 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 


§ 224 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und 5, sowie des § 13 Abs. 1 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz- 
bl. I S. 1) auch im Lande Berlin. Rechtsverordnungen, 
die auf Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gel- 
ten im Lande Berlin nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes. 


§ 225 

Sonderregelung für die Länder Berlin, Hamburg, 
Bremen und das Gebiet des Siedlungsverbandes 
Ruhrkohlenbezirk 

(1) In den Ländern Berlin und Hamburg entfallen 
die in § 7 Abs. 2, §§ 15, 20 und 21 vorgesehenen Ge- 
nehmigungen oder Zustimmungen; das Land Bremen 
kann bestimmen, daß diese Genehmigungen oder 
Zustimmungen entfallen. 

(la) Die Länder Berlin und Hamburg bestimmen, 
welche Form der Rechtssetzung an die Stelle der in 
diesem Gesetz vorgesehenen Satzungen tritt. Das 
Land Bremen kann eine solche Bestimmung treffen. 
Die Länder Berlin, Bremen und Hamburg können 
eine von § 16 abweichende Regelung treffen. 

(2) Die Senate der Länder Berlin, Bremen und 
Hamburg werden ermächtigt, die Vorschriften dieses 
Gesetzes über die Zuständigkeit von Behörden und 
den Sitz der Gutachterausschüsse (§ 161a Abs. 1) 
dem besonderen Verwaltungsaufbau ihrer Länder 
anzupassen. 

(2a) Im Lande Nordrhein-Westfalen bleiben für 
das Gebiet des Siedlungsverbandes Ruhrkohleii- 
bezirk die bestehenden Zuständigkeiten anderer als 
der in diesem Gesetz genannten Stellen bis zu einer 
anderen landesrechtlichen Regelung unberührt. So- 
weit deren Zuständigkeiten auf Vorschriften be- 
ruhen, die durch dieses Gesetz aufgehoben werden, 
treten die entsprechenden Vorschriften dieses Ge- 
setzes an ihre Stelle. 

(3) unverändert 


§ 226 

Inkrafttreten 

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes treten unbe- 
schadet der Absätze 2 und 3 drei Monate, die Vor- 
schriften des Ersten bis Dritten Teiles ein Jahr nadi 
der Verkündung in Kraft. 
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(2) § 154 tritt für öffentlich-rechtliche Beiträge, 
die auf Grund landesrechtlicher Vorschriften für Er- 
schließungsanlagen erhoben werden können, drei 
Monate, die übrigen Vorschriften des Sechsten Teiles 
treten ein Jahr nach der Verkündung in Kraft. Die 
Landesregierungen können durch Rechtsverordnung 
bestimmen, daß diese Vorschriften zu einem frühe- 
ren Zeitpunkt in Kraft treten. 

(3) Vorschriften, die zum Erlaß von Rechts Ver- 
ordnungen ermächtigen oder den Erlaß von Landes- 
gesetzen vorsehen, treten am Tage nach der Ver- 
kündung in Kraft. 
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